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Im Jahre 1910 erschien die erste Auflage dieser Einführung in 
die Sozialpolitik. Sie ist schon. seit geraumer Zeit im Buchhandel 
vergriffen, und der Verlag hat mich wiederholt aufgefordert, eine 
neue Auflage neu zu bearbeiten. In den letzten Monaten habe ich 
mich dieser Aufgabe unterzogen, obwohl der neue Entwicklungs- 
abschnitt der deutschen Sozialpolitik, der in den letzten Jahren be- 
gonnen hat, seinen Abschluß noch nicht erreicht hat. Aber wann 
wird das sein? Zu warten, bis Gesetzgebung und Selbsthilfe in ein 
Ruhe- und Vollendungsstadium getreten sind, hieße, die Bedürfnisse 
unserer Studierenden verkennen; gerade die Gegenwart mit ihrer un- 
| _ übersehbaren Flut sozialpolitischen Geschehens fordert von dem aka- 
demischen Lehrer und Forscher, daß er in deutlichen Zusammen- 
fassungen und kritischen Übersichten dem Lernenden ein Leitseil 
gibt, damit er nicht vom zufällig betretenen Wuste der Einzelheiten 
verwirrt werde. Der Zuwachs an Tatsachen, über den ich zu be- 
richten habe, ist sehr umfangreich. In dieser Hinsicht sind die Än- 

- derungen gegenüber der ersten Auflage recht beträchtlich. Neue Para- 
_ graphen mußten eingefügt werden; einige alte fielen ihnen zum Opier, 

= da ich an einen Gesamtumfang gebunden war. Wenn ich mir also 
. darüber Rechenschaft gebe, daß sich in gewissem Betrachte infolge 

- des großen politischen Umschwungs der letzten sechs Jahre die 
‚ neue Auflage gegen die erste sehr verändert hat, so beruhigt es mein 
| wissenschaftliches Gewissen, daß ich den kritischen Standpunkt, von 
‚dem aus das sozialpolitische Geschehen damals beurteilt wurde, nicht 

'< im geringsten zu verlassen brauche. Vielleicht wird mancher billig 
N ) denkende Leser finden, daß mir die Ereignisse nicht unrecht ge- 
‚> geben haben. Ich bin dessen gewiß, daß nach abermals zehn Jahren 
der Kreis der Zustimmenden noch: gewachsen sein wird. Das ist 

zwar kein Trost; noch weniger soll eine Spur von Hohn aus diesen 
“ Worten klingen. Aber ich habe keine Veranlassung, aus dieser Über- 
 zeugung ein Hehl zu machen. 


Wasserburg am Bodensee, im September 1920. 
m L. v. Wiese. 
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arm 1. Kapitel. Die politischen Elemente der Sozialpolitik. 


$ 1. Die Worte Sozialpolitik, soziale Frage, Sozialismus, 
Sozialreform und Sozialisierung. 

Der Begriff Sozialpolitik ist keineswegs eindeutig. Das prak- 
tische Leben verknüpft damit zahlreiche, oft voneinander stark ab- 
weichende und bunt wechselnde Vorstellungen. \Je häufiger und 
mannigfaltiger aber die Anwendung eines Ausdrucks abstrakten 
Inhalts im Alltagsverkehr ist, ‚der sich meist mit recht flüchtigen und 
wechselnden Vorstellungen beim Gebrauche von Worten begnügt, 
desto schwieriger ist. es, einen solchen Ausdruck zum. Begriffe mit 
deutlich erkennbaren Grenzen zu erheben. ‘In der Nachbarschaft des 
Wortes Sozialpolitik finden wir verwandte Bezeichnungen, die nicht 
minder vieldeutig sind: Soziale Frage, Sozialreform, Sozialismus, 
Sozialisierung. 

Eine Verständigung über die äußere Abgrenzung des Gebiets der 
Sozialpolitik ist auch dadurch erschwert, daß sich in der Gegenwart 
fortwährend Verschiebungen und Neuerungen vollziehen. Zumal seit 
dem November 1918 ist die deutsche Sozialpolitik in ein neues 
Stadium getreten und mehr oder weniger zu einem Stück praktischem 
Sozialismus geworden. Sozialpolitische Forderungen, die vor dem 
Kriege an den Staat gestellt wurden, z. B. Arbeitskammern, Koalı- 
tionsfreiheit, und um die Jahrzehnte lang gekämpft worden ist, sind 
heute überholt und müssen unter anderem Gesichtswinkel betrachtet 
werden. Um so notwendiger ist begriffliche Klarheit we Übersicht 
in den grundlegenden Vorstellungen. 

Grenzen wir zunächst einmal ganz flüchtig die oben genannten 
Begriffe gegeneinander ab: Eine soziale Frage ist ein Problem‘ 
der gesellschaftlichen Klassenordnung (von der im zweiten Kapitel 
einiges auszuführen sein wird). Sie entsteht allemal, wenn bestimmte 
Kreise der Bevölkerung mit ihren Lebensbedingungen unzufrieden sind 
und Mittel zur Abhilfe des unbefriedigenden Zustandes erörtern. Am 
häufigsten ergab sie sich früher aus der Lage der breiten Massen. Die 
Abhilfe konnte auf den drei Gebieten: der Selbsthilfe, der öffentlichen 
Hilfe oder der privaten Wohlfahrtspflege gesucht werden. Indessen 
braucht die Aufwerfung einer sozialen Frage nicht zur Sozialreform 
oder (allgemeiner) zur Sozialpolitik zu führen. Am heftigsten pflegt 
der Meinungsstreit und in ihm die politische und sittliche Forderung 
zu werden, wenn ihnen die Vorstellung von Klassenkämpfen und 
tief gehenden Klassengegensätzen zugrunde liegt. | 

Alle Sozialreform beruht demgegenüber auf Handeln, auf 
praktischen Maßnahmen. Es gibt zwei Möglichkeiten im Dienste 
einer gesellschaftlichen Klasse zu handeln: Die soziale Reform 
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und die soziale Revolution. Dort handelt es sich um all- 
mähliches, langsam und schrittweise besserndes Vorgehen, hier um 
eine schnelle, allseitige und das Ganze wandelnde Veränderung. 

Sozialismus ist ein System der Gesellschaftsordnung, zunächst 
etwas Theoretisches, ein Gedankensystem, in dem die sozialen (Einzel-) 
Fragen einheitlich beantwortet werden. (In welchem Sinne, mag 
zunächst unerörtert bleiben.) Solche Systeme des Sozialismus haben 
z. B. Plato, Thomas Morus, Karl Marx gegeben. Ferner aber bedeutet 
Sozialismus auch ein System der praktischen Verwirklichung solcher 
einheitlich gefaßten Ideen. (Sombart bezeichnet die Verwirklichungs- 
versuche sozialistischer Gredanken als „soziale Bewegung“. Dieser 
Ausdruck scheint mir aber zu allgemein zu sein, als daß man ihn 
der Praxis des Sozialismus vorbehalten dürfte.) Er kann sich durch 
Reform oder durch Revolution realisieren. Es gibt jedoch Sozial- 
reform, die nicht auf Sozialismus (vielmehr etwa auf seinem Gegen- 
satze: dem Liberalismus) beruht. 

Unter Sozialisierung versteht man gegenwärtig sehr ver- 
schiedenartige praktische Versuche einer rein sozialistischen Sozial- 
reform. 

Die Antike kannte viele soziale Fragen, einige Sozialreformen 
(wie die Ackerverteilung der Gracchen), einige sozialistische Theorien 
und wenig praktische Versuche, den Sozialismus zu verwirklichen. 
Anders die Gegenwart. 

Indessen genügen diese Andeutungen nicht. Uns fehlt zunächst 
die Klärung des Begriffs der Sozialpolitik. 


$ 2. Die Entstehung der Sozialpolitik als wissen- 
schaftlicher Disziplin. 


Die Theorie der Sozialpolitik ist im Rahmen der politischen 
Ökonomie oder Volkswirtschaftslehre entstanden. Schon in der 
älteren Form dieser Wissenschaft als Kameralistik, einer Art Ver- 
waltungslehre, wie sie im Zusammenhange mit dem Merkantilismus 
des 17. und 18. Jahrhunderts in Deutschland vorgetragen wurde, können 
wir Keime der späteren Sozialpolitik finden. In der Kameralwissen- 
schaft sollten in erster Linie Anweisungen für die staatlichen Organe 
gesammelt werden, um ihnen darzutun, was für die materielle Für- 
sorge um die Untertanen am Platze wäre. Überall aber, wo es sich 
um irgendeine Art Fürsorge handelt, betreten wir bewußt oder un- 
bewußt sozialpolitischen Boden. Freilich entfernte sich die Volks- 
wirtschaftslehre etwa von 1770 an immer mehr von den Ideen der 
Kameralistik; die Fürsorge des Staates galt ihr nichts mehr. Seit 
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Adam Smith suchte man die politische Ökonomie möglichst von der 
Vorherrschaft des Staatsbegriffes zu befreien; man betonte, daß die 


freie Gesellschaft des Volkes selbständig ohne staatliche Bevor- 
mundung wirtschaften könnte und aus eigener Kraft die rechte 


Organisation ihrer materiellen Bedürfnisbefriedigung schaffte. 
Von dieser Tendenz erfüllt, gaben sich jetzt die Wirtschafts- 
wissenschaften auch eine selbständigere, von der Verwaltungslehre 


losgelöste Einteilung dergestalt, daß man unter Volkswirtschaftslehre 
die Wissenschaft von der freien, gesellschaftlich organisierten Be- 


dürfnisbefriedigung eines :Volkes verstand mit dem Ziele, einen 
möglichst großen Volkswohlstand herbeizuführen, und daß man 
in Deutschland (seit Rau) die allgemeine oder theoretische National- 
ökonomie, die vor allem die zuständlichen Zusammenhänge dar- 
zulegen hatte, sonderte von der praktischen (speziellen) National- 
ökonomie oder Volkswirtschaftspolitik, in der an Hand konkreter 
Probleme das dynamische Handeln von Menschen und Menschen- 
gruppen zur Beförderung des Volkswohlstandes aufgewiesen wurde. 
Die Volkswirtschaftspolitik wieder teilte man meist in Anlehnung an 
‚die praktischen Wirtschaftsgruppen in Agrar-, Gewerbe-, Handels- und 
Transport- und schließlich Einkommenspolitik ein. Sehr bald zeigte 
sich, daß innerhalb der mehr theoretischen Untersuchungen der 
allgemeinen Nationalökonomie bei der Lehre von der Produktion dem 
Faktor Arbeit und bei der Lehre von der Verteilung dem Wesen des 
Einkommens breite Untersuchungen zu widmen waren. Noch 
größeren Raum nahmen aber im Laufe des 19. Jahrhunderts die prak- 


tischen Arbeiterfragen in der Gewerbepolitik, teilweise auch in 


der Agrarpolitik ein. 


Hierbei war der Einfluß der volkswirtschaftlichen Praxis im 


vergangenen Jahrhundert unverkennbar. Die Entwicklung der In- 


dustrie, die Begründung und das Wachstum des Sozialismus be- EN 


wirkten, daß der Arbeiterklasse steigende Bedeutung zukam. Besitzes-, 


Wohlfahrts- und Verteilungsfragen traten in den Vordergrund. Zu u 3 


diesen schwierigen Problemen mußte auch die Nationalökonomie als 

Wissenschaft Stellung nehmen. Wie sie innerlich einen Wandel vom 
Smithianismus zu einem neuzugewinnenden Standpunkt durchmachte, * 
der teilweise mit dem alten kameralistischen verwandt war, so 


wurden in der Gewerbepolitik, ja bis zu einem gewissen Grade n 


der ganzen Volkswirtschaftspolitik Arbeiterfragen zu den am meisten 
diskutierten. Arbeiterversicherung, Arbeiterschutz, Lohnfragen, Be. 
rufsorganisationsprobleme und anderes mehr sind schließlich heute 
zu sehr umfangreichen Spezialgebieten der praktischen National- 
ökonomie geworden, die sich in den alten Rahmen der Gewerbe- oder 
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Agrarpolitik nicht ohne beträchtliche methodologische Fehler unter- 
bringen lassen. Sie können nur mühsam in das alte Schema gezwängt 
werden nicht nur infolge ihres wachsenden Umfanges, sondern vor 


allem, weil sich herausgestellt hat, daß diese Arbeiterfragen nicht 


bloß wirtschaftliche Probleme, daß sie jedenfalls unter dem alten 
Gesichtspunkt, den bestmöglichen Grad von Volkswohlstand zu 
schaffen, nicht recht zu lösen sind. Dem ökonomischen Prinzip (d.h. 
dem Gesetze: mit einem möglichst geringen Aufwand einen möglichst 
großen Erfolg zu erzielen), welches das Kriterium aller wirtschaft- 


lichen Erscheinungen ist, muß man schon eine sehr weite Auslegung 


geben, will man es auch zum Grundsatze aller Sozialpolitik machen. 
Sicherlich läßt sich zwar bei der fundamentalen Bedeutung der Wirt- 
schaft für das gesamte soziale und individuelle Leben der Ökonomik 
eine Solche Ausweitung geben, daß alle sozial wichtigen Tatsachen 
auch als wirtschaftliche Phänomene erscheinen; zweifellos sind sehr 
viele soziale Fragen Einzelprobleme aus dem Gebiete von Produktion, 
Konsumtion und Verkehr; aber die Wirtschaftswissenschaften büßen 
in dem Maße an Klarheit der Problemstellung ein, in dem neben die 
rein ökonomischen andere Gesichtspunkte treten. Viele Tatsachen, 
mit denen sich die Sozialpolitik zu befassen hat, beruhen z. B. auf 
einem Konflikt zwischen rein wirtschaftlichen und spezifisch sozialen 
(altruistischen) Gesichtspunkten. Wo sich die ökonomischen Er- 
wägungen in soziale wandeln, wird gewissermaßen der Rahmen der 
wirtschaftswissenschaftlichen Betrachtung durch außerwirtschaftliche 
Gesichtspunkte gesprengt. 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Entwicklung der Wissen- 
schaften wird man also die Sozialpolitik, wenn wir so sagen dürfen, 
als erwachsene Tochter der Nationalökonomie ansehen müssen. In 


‚vielen Einzelheiten ist sie eng mit ihr verbunden; manches aber ist 
‚ihr eigentümlich und von ihr selbt erworben. Ein Teil der Arbeiter- 


fragen und ein Teil des Ideengehaltes jeder einzelnen Arbeiterfrage 
ist nationalökonomischer Natur, ein anderer Teil ist von außer- 
wirtschaftlichem Geiste erfüllt. Jeder Sozialpolitiker muß ein Volks- 
wirt sein; er darf sich aber niemals nur von rein privatwirtschaft- 


‚lichen Auffassungen leiten lassen. Eine etwa nach lediglich kauf- 


männischen Gesichtspunkten orientierte Lehre von der Sozialpolitik 
wäre ein Widerspruch in sich selbst. 

Auf dem weiten Felde der Sozialwissenschaften, die sich mit 
den einzelnen Gebieten des Gemeinschaftslebens der Menschen und 
ihren mannigfaltigen Beziehungen untereinander befassen, bildet die 
Sozialpolitik heute nicht mehr einen kleinen Kreis, der mit dem 
größeren der Nationalökonomie konzentrisch ist, sondern ihre Ge- 
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biete fallen nur noch teilweise zusammen; sie liegen gewissermaßen 
exzentrisch zueinander. 

Die ältere Nationalökonomie war bis etwa 1870 ein viel ge- 
schlosseneres und überschaubareres Gefüge, da sie eine eigentliche 
Sozialpolitik noch nicht mit umfaßte und im allgemeinen das Hinein- 
ziehen ethischer und politischer Gesichtspunkte (mehr oder weniger) 
vermied. Zwar standen die Fragen: Wie entsteht Einkommen? Wie 
verteilt es sich auf die verschiedenen Klassen ? auch bei ihr meist sehr 
stark im Vordergrunde. Aber der liberale Standpunkt, von dem aus 
die Antwort gegeben wurde, wies sogleich wieder auf die Verkehrs- 
wirtschaft. Man sah im Systeme des freien, nur durch Wettbewerb 
geregelten Verkehrs nicht nur die ökonomischste, sondern (trotz 
pessimistischer Anwandlungen bei Malthus, Ricardo und einigen 
anderen) auch die gerechteste, den wirtschaftlichen Leistungen der 
einzelnen angepaßteste Einkommensverteilung. Armut und Aus- 
beutung wurden durch staatlich geschützte Privilegien Bevorrechteter 
erklärt, die eben der freien und deshalb gerechten Tauschwirtschaft 
zu weichen hätten. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts glaubte man indessen 
wahrnehmen zu können, daß das Prinzip der privatwirtschaftlichen 
Freiheit zwar Produktionssteigerung und 'Bevölkerungsvermehrung, 
aber keine sichtbare Besserung der Einkommensverteilung herbei- 
führe. Daraus entstand der (von den Sozialisten am dringendsten 
geforderte) Versuch, das Verteilungsproblem anders als bisher an- 
zufassen, Weniger befangene Forscher verkannten zwar auch jetzt nicht, 
daß die natürlichen volkswirtschaftlichen Ursachen wesentlich die Ein- 
kommensverteilung beeinflußten: nämlich Bevölkerungs- und Kapital- 
bewegung, Landüberfluß oder -mangel, Ergiebigkeit oder Beschränkt- 
heit der Produktion, Verschiebung des Bedarfs, Preisveränderungen 
auf dem Weltmarkte. Aber in den Willenshandlungen der Menschen, 
besonders in der bewußt eingreifenden Wirtschaftspolitik des Staates 
sah man wertvolle Ausgangspunkte füreine neue Einkommensverteilung. 

Zugleich aber hub man an, das Verhältnis der Klassen zu- 
einander nicht bloß als ein ökonomisches Problem anzusehen. Es 
handelte sich nicht mehr lediglich um Einkommensverteilung, sondern 
auch um Macht-, Bildungs- und. Gemeinschaftsfragen. 

Rein methodologisch büßte die volkswirtschaftliche Lehre an 
Klarheit ‘und Folgerichtigkeit ein. Die Sozialpolitik sprengte den 
Rahmen der Nationalökonomie. Sie ist längst mehr als Einkommen- 
verteilungspolitik. Ihre theoretische Grundlage ist neben der Volks- 
wirtschaftslehre die Soziologie, die Lehre von den Formen der Ver- 
gesellschaftung. 
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Damit wir uns aber auf dem weiten Meere des Gebietes, das man 
Kulturpolitik genannt hat, nicht verlieren, werden wir im folgenden 
die Verbindung mit der Einkommenspolitik, diesem Abschnitte der 
praktischen Nationalökonomie, nicht aufgeben. Man kann stark be- 
tonen, daß Klassenprobleme nicht bloß Brotfragen sind, und braucht 
deshalb doch nicht außer acht zu lassen, daß die gemeinsame Wirt- 
schaft die naturnotwendige Grundlage des Zusammenlebens ist. Der 
einen entnehmen wir den großen Gesichtspunkt und das Streben auf 
ein bedeutendes Ziel; aus der anderen schöpfen wir die rechte Ein- 
schätzung der Realitäten und die tausend wechselnden Gesichtspunkte 
der Zweckmäßigkeit. 


$ 3 Die Elemente des Wortes Sozialpolitik. 


Jedoch aus dieser Untersuchung über die geschichtliche Ent- 
stehung der Sozialpolitik wissen wir bisher nur von ihr, daß sie zum 
großen Teil wirtschaftliche Lehren ‘und Prinzipien enthält, zum Teil 
andere sozialwissenschaftliche Elemente. Vielleicht kommen wir 
ihrem Wesen dadurch näher, daß wir ohne Rücksicht auf ihre 
historische Vergangenheit als Disziplin den Begriff Sozialpolitik in 
seine Hauptbestandteile auflösen, also den Versuch machen, die 
Sozialpolitik aus sich selbst heraus zu bestimmen. Wir können 
dabei anknüpfen an die Elemente des Wortbildes: sozial und 
Politik und an das treffende Wort Jastrows erinnern, der gesagt 
hat, daß Sozialpolitik Politik ist, aufgefaßt unter sozialem Gesichts- 
punkt. Schicken wir ferner voraus, daß sich hinter dem Worte 
sozial eine Kategorie der Ethik sozusagen verbirgt, so wird unsere 
Analyse der Sozialpolitik bei ihren Bestandteilen Ethik und Poli- 
tik einzusetzen haben. Damit ‚scheinen wir uns von der historischen 
Betrachtungsweise der Sozialpolitik als 'einer wirtschaftswissenschaft- 
lichen Disziplin sehr weit'zu entfernen, jede Vertiefung in das Wesen 
von Ethik und Politik lehrt aber, daß von diesen beiden Gebieten des 
Lebens und der Wissenschaft viele Verbindungen zur Ökonomie und 
Ökonomik führen. 


$ 4. Das Wesen der Politik nach ihren drei Bedeutungen. 


Sozialpolitik ist also zunächst ein Zweig der Politik. Was 
aber ist Politik? Auch hier stört die Vieldeutigkeit eines oft 
gebrauchten Ausdrucks. Bei näherer Analyse lassen sich drei Be- 


deutungen erkennen, die ineinander übergehen, alle drei jedoch für 


unsere Untersuchung wertvoll sind. Zunächst die ganz allgemeine 
- Bestimmung, die wir vornehmen, wenn wir (mit Schleiermacher) 


. 
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Politik als wirksames Handeln definieren, also in ihr eine 
Betätigung des Willens mit solchen Mitteln und auf solchen Wegen 
sehen, daß das praktisch vorgesetzte Ziel aller Voraussicht nach 


erreicht wird. Hier steht das Handeln im Gegensatze zum bloßen 


Beschauen und ‚Denken. Das Dynamische in der Politik, ihre psycho: 
logische Wurzel im Willen wird hervorgehoben. Dieser allgemeinste 
Sinn 'von Politik klingt auch an bei der Gegenüberstellung von 


allgemeiner Volkswirtschaftslehre und Volkswirtschaftspolitik — wie 
oben angedeutet —; auch bei der Trennung von Recht und Politik, 


Wissenschaft und Politik fehlt nicht die Beziehung zu jener all- 
gemeinsten Begriffsbestimmung. | 
Freilich denkt man ferner beim Worte Politik an ein ganz 


bestimmtes wirksames Handeln mit ganz bestimmten Zielen. Wir 
fragen: Wer handelt in der Politik? Als Antwort darauf ergibt. 


sich die zweite Definition der Politik als das Handeln des 
Staates und seiner Organe. Das ist speziell der Sinn des Wortes 


in der Antike gewesen, wo man von Politik (rröAıs — Stadtstaat) 


als von der Lehre vom Staate sprach. Es wird zu zeigen sein, 
wie diese Bedeutung des Ausdrucks auch heute noch stark über- 
wiegt, so daß wir es danach in der Politik vorwiegend mit staat- 
lichen Dingen zu tun haben. 


Über das innere Wesen der Politik ist aber erst dann etwas 


ausgesagt, wenn wir uns die Aufgaben und die Handlungsweise 


des Staates vergegenwärtigt haben. Um es vorwegzunehmen: wir. 


werden sogleich aus einer Betrachtung staatlichen Handelns die 


dritte Bestimmung des Wesens der Politik als Betätigung des 


Strebens nach Macht oder Abwehr dieses Macht- 
strebens erkennen. 


Eine kurze soziologische Betrachtung wird diesen Versuch der 


Begriffsbestimmung verdeutlichen: Wir Menschen leben in Gruppen- 
verbänden; der 'gesellschaftliche Verkehr jeder Art schafft zahllose 


Beziehungen von Person zu Person und eine Fülle gegenseitiger 


Abhängigkeit. Vier große Grebiete solcher gesellschaftlicher Abhängig- 
keit treten im Laufe der Kultur deutlich hervor: Familie, Staat, 
Wirtschaftsverband und Kirche. Die daneben bestehenden kleineren 
Abhängigkeitskreise hängen historisch und ihrem Wesen nach mit 


dem einen oder anderen der vier genannten großen sozialen Lebens- 


kreise zusammen, wenn sie sich auch vielfach verhältnismäßig un- 
abhängig vom Mutterverbande gemacht haben (z.B. die Assoziationen 
der Geselligkeit von der Familie). Die Familie ist in erster Linie 
die Organisation der Fortpflanzung und (aus dieser Bestimmung 
hervorgehend) auch die Organisation der gegenseitigen Förderung. 
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In ihrer vollkommenen Form sind Sympathie und Liebe die sie 
regelnden Prinzipien. Die Kirche ist die Gemeinschaft des Glaubens, 
in der sich das metaphysische Bedürfnis der Menschen, das in dem 
Bewußtsein gemeinsamer Abhängigkeit vom Übersinnlichen zugleich 
in eigentümlicher Weise gesellschaftsbildend wirkt, eine Organisation 
gegeben hat. Der Wirtschaftsverband, besonders die Unter- 
nehmung, ist die Organisation materieller Bedürfnisbefriedigung, die 
mit zunehmender Bevölkerungsdichtigkeit und Verfeinerung der Be- 
dürfnisse gleich den drei anderen Verbänden steigende Kompliziert- 
heit und Differenzierung aufweist. Hier betätigt sich das (oben 
erwähnte) ökonomische Prinzip; der vorherrschende Trieb wirt- 
schaftender Menschen ist der Eigennutz. — Schließlich der Staat. 
Seine Hauptaufgabe besteht in der Aufrechterhaltung der für alle 
übrigen Zwecke des gesellschaftlichen Lebens notwendigen Ordnung 
durch Machtverteilung unter seinen Angehörigen. Um diese 
Funktion zu würdigen, ist es notwendig, sich zu vergegenwärtigen, 
daß zu jeder Zeit das im Staate geeinte Volk aus Gruppen und 
Individuen besteht, die ihre eigenen Interessen gegen andere Gruppen 
und Personen zur Geltung zu bringen streben, ferner daß die außer- 
‚halb dieser Staatseinheit stehenden anderen Staaten ihre eigenen 
Interessen unter Umständen auf Kosten der Interessen des Staates, 
von dem wir hier ausgehen, durchzusetzen gewillt sind. Sehen wir 
von diesen äußeren Beziehungen ab, so ist es also Aufgabe des 
Staates, in den inneren Interessengegensätzen, die sich zeitweise 
zu Kämpfen auswachsen können, durch Über- und Unterord- 
nung oder Machtverteilung ein gewisses Gleichgewicht herzustellen. 
Die Form, in der dieses Gleichgewicht geschaffen wird, ist das 
Recht. Da aber die Rechtsordnung nicht alle Interessenausübung 
bannen kann und soll, sie ferner vom Flusse der gesellschaftlichen 
Entwicklung immer wieder in einzelnen Teilen in Frage gestellt 
wird und Veränderungen erheischt, so entstehen beständig neue 
Aufgaben der Machtverteilung. Dazu kommt, daß alle Staats- 
autorität und Rechtsschaffung wie Rechtsausübung nicht von einer 
über allen Menschengrupepn stehenden, gleichsam göttlichen Gewalt 
ausgeübt wird, sondern an interessengemäß handelnde Menschen ge- 
knüpft ist. So sehr auch im Laufe der Kultur das Streben immer 
mehr dahin ging, den Staatswillen abstrakt-interesselos zu gestalten, 
so wenig ist es gelungen, alle Angehörigen des Volkes davon zu 
überzeugen, daß die jeweilig bestehende Staatsordnung die rechte ist. 


Daraus ergibt sich, daß alles staatliche Leben nur in beschränktem 


Grade im Zustande festgefügter dauernder Ordnung erscheint, also 
im Bilde des Rechts zu erfassen ist, daß in höherem Maße das 
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staatliche Leben als Machtkampf, mit anderen Worten: als Sphäre 
der Politik erscheint. Politik bedeutet nicht Gleichgewicht zwischen 
Interessen von Gruppen, sondern erst das Streben nach Gleich- 
gewicht, die Bewegung, die vielleicht schließlich zu einer neuen 
Rechtsordnung, also zu einem gewissen Gleichgewichtszustande vor- 
übergehend führen kann, um dann in neuen Konflikten neue Gegen- 
sätze zu schaffen. In der Politik sehen wir nach Herrschaft und 
Macht strebende, kämpfende Menschen, die sich andere Gruppen unter- 
ordnen oder ihrer eigenen bisherigen Unterordnung unter diese ein 
Ende machen wollen; wir sehen, wie jede Gruppe ihre Inter- 
essen durchzusetzen strebt oder dem interessengemäßen Handeln 
anderer Gruppen oder einzelner Personen Widerstand entgegensetzt. 
Politik ist (nach einem Worte Ratzenhofers) Dienstbarmachung 
von Menschen oder, wie wir hinzufügen müssen, Abwehr solcher 
Versuche, und, wenn wir die Tendenzen der äußeren Politik be- 
rücksichtigen, Streben nach Raumgewinnung. 

In diesen Machtkämpfen soll der Staat entscheiden; von ihm 
soll alle Macht ausstrahlen. Darum steht er im Mittelpunkte poli- 
tischer Kämpfe. Über ihn Einfluß zu gewinnen, bedeutet eine recht- 
liche Ordnung zu schaffen, die den Machtinteressen der siegenden 
Gruppe entspricht. Ringen um die Herrschaft ist zumeist Ringen 
um den Staat. Die Verknüpfung des Staates mit der Politik ist 
also eine doppelte: erstlich soll der Staat in den Machtkämpfen 
seiner Bürgergruppen mit Hilfe von Rechtssatzungen Ordnung 
schaffen; zweitens aber ist die Richtung dieses ordnungschaffenden 
Staatswillens abhängig von dem Ergebnis vorausgehender gesell- 
schaftlicher Machtkämpfe; es fragt sich, welche obsiegende Gruppe 
den Staatswillen verkörpert. Die mächtigste soziale Gruppe schlichtet 
schließlich durch staatliche Zwangsgewalt — wenn sie kurzsichtig, 
aber allein mächtig ist, lediglich nach ihren Interessen; wenn sie 
die Idee der Volksgesamtheit in sich aufgenommen hat, nach Mög- 
lichkeit im Allgemeininteresse — den Interessengegensatz von Klassen, 
Ständen, Parteien. Die politischen Kernfragen gehen immer dahin: 
Wer soll befehlen, wer gehorchen; wer soll unten, wer soll obenstehen ? 
Langsame, bisweilen auch plötzliche Umschichtungsprozesse in der 
sozialen Pyramide der Volksgruppen sind die Tatsachen der inneren 
Politik eines Staates. 

Die oben angeführte Bestimmung der Politik als Handeln des 
Staates (oder genauer Handeln für, gegen und um den Staat) 
reicht aber schließlich insofern nicht mehr aus für moderne Ver- 


hältnisse, als nur theoretisch alle Macht vom Staate ausgeht, tat- ER 


sächlich auch unzählige Machtmöglichkeiten im außerstaatlichen Leben 
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vorhanden sind. Jede wirtschaftliche Unternehmung, jeder Verein, 
jede Sekte, bisweilen auch die Familien sind, insofern sich in ihr 
Kämpfe um Über- und Unterordnung abspielen, quasipolitische Ge- 
bilde, bei denen sich nach der Wahl der Mittel des Kampfes und seinen 
Zielen entsprechende politische Vorgänge abspielen wie ım Staate. 

Wir werden danach unter Politik im allgemeinen Dienstbar- 
machung von Menschen (und Raumgewinnung) oder die Abwehr 
solcher Bestrebungen, unter Politik im engeren Sinne des Wortes 
aber das Streben der Staatsgewalt verstehen, in diesem Kampfe 
der Menschen ‘um Macht durch Über- und Unterordnung Gleichgewicht 
(Recht) zu schaffen. | 


$5. Die Sozialpolitik als Kompromißgebiet von Politik 
und Ethik. 


Freilich ist die oben versuchte Auflösung der sozialen Verbände 
in vier große Organisationsgruppen rein schematisch. Sie muß es 
zunächst sein, um durch möglichst deutliche Scheidung Klarheit 
in das zugrundeliegende Wesen jedes der vier Gebiete zu bringen. 
Im Sinne dieser deutlichen Scheidung werden wir z.B. sagen: Während 
die Familie ihrer Idee nach von Sympathie erfüllt ist, herrscht auf 
dem Gebiete des Staates, dem Wesen der Politik entsprechend, 
Fremdheit und Unbekümmertheit um die Gefühle der gegnerischen 
Partei; sich selbst durchzusetzen ist hier die Aufgabe. 

Aber es muß zur Ergänzung dieser Einteilung hervorgehoben 
werden, daß der Fortschritt der Kultur wesentlich darin besteht, 
daß von jedem der vier Gebiete beständig Einflüsse auf die anderen. 
ausgeübl werden und sich die Grenzen zwischen Familie, Staat, 
Kirche und Unternehmung vielfach verwischt haben. Historische 
Untersuchungen korrigieren die allzu primitiven geraden Linien jener 
Gebietsscheidungen zu verschlungenen, teilweise sogar ineinander 
laufenden Kurven. So hat in den langen Epochen des Patriarchalis- 
mus die Familie auch politische Aufgaben gehabt, und der Geist, 
der sie in jener Zeit erfüllte, war teilweise mehr politisch als 
familienhaft altruistisch. Oder die politische Organisation des Staates 
hat stets auch wirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen gehabt; die 
bedeutendste Unternehmung ist der Staat. Aber was für unsere 
Untersuchung das Wichtigste ist, hängt damit zusammen, daß sich 
auch die Grenze zwischen Familie und politischer Organisation. in- 
sofern verwischt hat, als gewisse Familienaufgaben auf den Staat 

übergegangen sind und damit das politische Leben, seinem ur- 
 eigensten Wesen sehr entgegen, vom Familiengeiste der Fürsorge 


v. Wiese, Sozialpolitik. u 
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und gegenseitigen Förderung beeinflußt worden ist. Mag man nun 
als das Ausgangsgebiet der altruistischen Ethik lediglich die Familie 
ansehen oder hierbei auch an den religiös-kirchlichen Einfluß denken; 
zu betonen ist, daß das steinharte Wesen der Politik im zeitlich 
und örtlich sehr verschiedenen Grade, im ganzen aber im steigenden 
Maße vom Altruismus beeinflußt worden ist. Damit schwächte sich 
das rein politische Element im Staatsleben, das rücksichtslose Macht- 
streben, ab. Während nun die nach Raumgewinnung strebende äußere 
Politik solchen Einfluß nur in geringem Grade (in gewissen völker- 
rechtlichen Erweichungen) erkennen läßt, entwickelt sich ein Gebiet 
der inneren Politik als das eigentliche. Kompromißfeld von Ethik 
und Politik, eben die Sozialpolitik. Sie ist das wunderbar kompli- 
zierte Grenzgebiet dieser sich eigentlich so fremden Einflüsse. Aber 
wir werden in der Erkenntnis der Natur der Sozialpolitik unbedingt 
fehl gehen, wenn wir nicht die eine Seite ihres Wesens, die 


rein politische des Gruppeneigennutzes, in ihren Grundzügen 


klar ı vor Augen behalten. 


S$S 6. Das Wesen des Sozialen nach seinen drei 
Bedeutungen. 

Untersuchen wir nun, um vom Begriffe der Politik . zu denn 
der Sozialpolitik zu gelangen, das Wesen des Sozialen. Auch hier- 
bei stoßen wir auf einen argen Wirrwarr der Terminologie; ja, 
vielleicht gibt es in den Sozialwissenschaften kaum ein so be- 


jammernswürdig mißbrauchtes Wort wie ihren tragenden terminus 


technicus: sozial. 
Fünf verschiedene Bedeutungen des Begriffs „sozial“ KaHe 


Stammler unterscheiden zu können. Karl Wasserrab hat die Ge 


schichte des Wortes erzählt. Wie sehr im Alltagsverkehr der Wort- 
sinn schwankt, deutet schon ein Hinweis auf Redewendungen an 
wie: Das ist nicht sozial gehandelt — das soziale Zeitalter — sone 
Bedenken gegen ein Gesetz. 

Es leitet sich ab vom lateinischen socius, der Genosse. Re 
fangs scheint man dem Worte sozial (gleich gesellschaftlich) etwa 
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts keine Tendenz beigelegt zu haben. 
Die französische Enzyklopädie von 1774 erklärt sozial als etwas 
„ce qui appartient ä une societe ou qui est fait en son nom‘ 
(Wasserrab). Aber schon ein Jahr später erscheint daneben der 
ethische Sinn; sozial seien die Eigenschaften, die einen Menschen zu 
einem nützlichen Gliede der Gesellschaft machten. Von da an trifft 


man (besonders auch im Englischen) die Doppelbedeutung. Seit 
Rousseaus Werk „Du contrat social“ wird das Wort sehr populär. a, 
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Auf Stammlers mehr den Bedürfnissen des Juristen ent 
sprechende, m.E. ziemlich willkürliche Unterscheidungen brauchen 
wir hier nicht einzugehen. Für unsere Zwecke genügt es, wenn 
wir einen allgemein-soziologischen, einen ethischen und einen aus 
den gegenwärtigen Zeitverhältnissen entstandenen, vorübergehenden 
- Tagesgebrauch des Wortes unterscheiden. 

Zunächst bedeutet „sozial“ ohne jeden ethischen Nebensinn 
im Gegensatze zu „individuell“, d.h. das Einzelwesen, die Person 
betreffend, nichts weiter als die Gemeinschaft betreffend. 

Individuum und Gesellschaft (oder Person und Gemeinschaft) sind 
die Grundkategorien der Soziologie. Man kann 'alle Fragen des 
menschlichen Zusammenlebens und -wirkens darauf untersuchen, 
wie sie einerseits die Person beeinflussen, und wie sie andererseits 
auf die Gemeinschaft wirken. Daher kommt es, daß es kaum 
irgendeine politische, rechtliche, wirtschaftliche, kulturelle Frage gibt, 
bei der nicht der Gegensatz von individuell und sozial eine hervor: 
ragende Stelle einnimmt. 

Von „individuell und sozial“ leiten sich die Begriffe „indivi- 
dualistisch und sozialistisch‘‘ als Eigenschaftswörter ab, die ein ge- 
wisses Werturteil enthalten. Wer nämlich das Zusammenleben und 
-wirken der Menschen beurteilt, kann sein Urteil fällen entweder 
nach der Größe des Nutzens oder Schadens, welche bestimmte Tat- 
sachen dieses Zusammenwirkens für den einzelnen Menschen 
haben, oder nach dem Umfang des Vorteils oder Nachteils, den 
diese Tatsachen für die Gesellschaft enthalten. Wir sprechen 
von „individualistisch“, wenn das Gedeihen des einzelnen den Maß- 
stab abgibt, von „sozialistisch“, wenn der Bewertung die Förde- 
rung der Gesamtheit zugrunde liegt. (In diesem allgemeinen sozio- 
logischer Sinne hat also das Wort „sozialistisch‘‘ noch gar nichts 
mit einem bestimmten politischen System, etwa dem sozialdemo- 
kratischen, zu tun.) 

„Sozial“ im ethischen Sinne nimmt auf den sympathetischen 
Zusammenhang der Menschen, auf die Tatsache, daß wir Menschen 
aufeinander angewiesen sind, Bezug. In dieser moralisierenden Be- 
deutung wird „sozialistisch‘“ vielfach synonym mit „sozial“ ge- 
‚braucht. Den Gegensatz zu „sozial“ im ethischen Sinne bildet je- 
‘ doch gewöhnlich nicht das Wort ‚individuell‘, sondern ‚‚indivi- 
dualistisch“; es wird ihm dabei häufig ein — ihm an sich nicht 
gebührender — tadelnder Nebensinn (gleich selbstsüchtig, ichsüchtig, 
rücksichtslos) beigelegt. Der Begriff ‚sozial‘ erscheint hierbei als 
Bezeichnung für etwas dem Individualistischen gegenüber sittlich 
höher Bewertetes. 
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Für viele bedeutet heute das Wort „sozial“ den Ausdruck aller 
allein echten und wahren Ethik. Ihr kategorischer Imperativ lautet: 
werde sozial! Diese Terminologie ist bis in die Kriminalistik und 
die Irrenheilkunde eingedrungen, wo man häufig von antisozialen Ele- 
ınenten spricht. Die zur Mystik neigende Nachkriegszeit steigert (be- 
sonders in kommunistischen Kreisen) die Hoffnung auf ein „soziales 
Zeitalter‘ zur Hoffnung auf ein Paradies auf Erden. Aber auch 
manche Christlich-Soziale setzen heute den Begriff sozial gleich 
tugendhaft. Demgegenüber sei schon hier als eine (diese Seiten 
durchziehende) Grundüberzeugung die Auffassung vertreten, daß es 
ein Wahn ist, an einen voll befriedigenden sozialen Zustand zu glauben. 
Soziale Fragen sind unlösbar. Man kann krasse Übel, die an be- 
sonderen Stellen des gesellschaftlichen „Organismus“ auftreten, be- 
seitigen, indem man sie durch geringere, aber allgemeinere Mängel 
ersetzt. Es geschieht zumeist auf dem Wege der Mechanisierung 
und Uniformierung (z.B. im Wohnungswesen). Gleichheit der Lebens- 
haltung der Menschen ist denkbar; sie ist dann aber gleichmäßig 
. schlecht und menschenunwürdig. Die letzten Jahrzehnte waren im 
steigenden Maße von dem Irrtume beherrscht, man könne durch 
Organisation Glück schaffen, während man bestenfalls durch sie 
Ordnung, aber nicht Glück erzeugt. Die gesellschaftliche Organisation 
kann nur unter dem Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit oder der Ge- 
rechtigkeit, jedoch nicht unter dem des Glücks oder der sittlichen 
Glückseligkeit betrachtet werden. Die seltenen Augenblicke desGlücks 
entsteigen allein dem persönlichen Erleben, aus der Verbindung 
mit Gott, Liebe, Freundschaft, Natur und Kunst. Es läßt sich nicht 
beantworten, ob der Reiche oder der Arme, der Unternehmer oder 
der Arbeiter, der Befehlende oder der Gehorchende glücklicher sind. 
Aller Neid ist Torheit. | 

Faßte man aber allgemein das Soziale als Gebiet der Zweck- 
mäßigkeit und der brüderlichen Hilfe ohne Erwartung dauernder 
Glückseligkeit auf, so würde es weniger Streit, weniger Enttäuschung 
geben. Damit ist nicht die Forderung vertreten, ‚auf Sozialreform 
überhaupt zu verzichten, sondern lediglich: Sozialreform ohne Über- 
schwenglichkeit zu betreiben. Es war eine wichtige Entdeckung der 
letzten 100 Jahre, daß der Mensch ein Klassengeschöpf sei; man 
übersah nur darüber, daß er nicht nur ein Klassengeschöpf ist. 

Die dritte oben erwähnte Bedeutung von „sozial“ beruht zu- 
nächst bisweilen auf einem Mißbrauch des Wortes, der meist auf 
Unkenntnis oder 'ungeschultem Denken beruht. Hierbei handelt es 
sich um eine plumpe Verwechslung von „sozial“ und „sozialistisch“. 
Das zweitgenannte Wort bezeichnet nämlich neben der oben be- 
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stimmten, allgemeinen Bedeutung auch eine spezielle Art von Sozialis- 
mus, die von den heutigen sozialdemokratischen Parteien vertretene. 
Für viele Gegner dieser Parteirichtung ist „sozialistisch“ eine Art 
Schimpfwort, und die in ihren Augen übele Bedeutung des Wortes 
übertragen sie ohne sonderliche Bedenken auf den Begriff „sozial“. 
Es ist also hier gerade das Entgegengesetzte wie im vorausgehenden 
Fall zu konstatieren. Der Begriff ‚sozial‘ erscheint hier als Be- 
zeichnung für etwas vermeintlich Minderwertiges. 

Aber auch wo man diese auf Oberflächlichkeit beruhende, im 
Alltagsleben noch immer argen Schaden anrichtende Verwechslung 
nicht vornimmt, beobachtet man heute vielfach eine ganz enge 
Fassung des Wortes ‚sozial‘ im Sinne von „auf die Arbeitermassen 
oder das Proletariat schlechtweg bezüglich‘. Diese enge Bestimmung 
des Wortes, die (wie im Falle 1) kein Werturteil enthalten soll, 
erklärt sich aus der Tatsache, daß in den letzten Jahrzehnten die 
meisten. Probleme des sozialen Lebens von dieser Schicht der Ge- 
sellschaft aufgegeben wurden. (So besitzen wir z.B. in Deutsch- 
land eine „Gesellschaft für soziale Reform“. Zweck dieser Ge- 
sellschaft ist aber keineswegs die Reform des sozialen Lebens ins- 
gesamt, sondern nur die soziale Reform ‚auf dem Gebiete der Lohn- 
arbeiterfrage‘.) | 

Ein solcher Versuch, einige Klarheit in der Anwendung grund- 

legender Begriffe zu schaffen (der hier leider nur in knappster 
_ Skizzierung vorgenommen werden konnte), entspricht nicht nur dem 
methodologischen Bedürfnis der Theorie; es ist vielmehr auch darauf 
hinzuweisen, daß sehr viele Unklarheiten in der Beurteilung prak- 
tischer sozialer Probleme auf den Wirrwarr in der Terminologie 
zurückzuführen sind. Die Worte „sozial“ und „Politik“ in mehreren 
Bedeutungen zu gebrauchen, läßt sich heute nicht mehr vermeiden; 
nur müßte in jedem Falle klar sein, ‘welche der verschiedenen Be- 
deutungen gemeint ist. 


$ 7. Die äußere (spezielle) und die innere (allgemeine) 
Bedeutung des Begriffs der Sozialpolitik. 


Unserer Behandlung der Sozialpolitik wird im folgenden eine 
doppelte Bedeutung des Begriffes ‚sozial‘‘ zugrunde liegen, ebenso 
wie wir Politik im weiteren und im engeren Sinne unterscheiden 
mußten. Die engere Bedeutung der Politik knüpfte an die Tätigkeit 
des Staates an; danach ist Sozialpolitik die Betätigung des Staates 
auf dem Gebiete des Sozialen. Hierbei ist über die innere Natur 
der Politik nichts ausgesagt; dementsprechend werden wir auch den 


® 
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Begriff „sozial“ im oben zuerst behandelten, außerethischen Sinne 
-fassen. Sozialpolitik ist danach die Politik des Staates gegenüber 
der Gesellschaft, d. h. den nach Besitz und Bildung gesonderten 
freien Gruppen des Gesellschaftslebens, die wir als soziale Klassen 
bezeichnen. In der Sozialpolitik berühren sich die beiden wich- 
tigsten Organisationen des Öffentlichen Lebens: die”straffe, politische 
des Staates und die lose gefügte, frei sich bildende der Klasse, 
Dort das (nach Treitschkes Wort) im Staate als unabhängige Macht 
rechtlich geeinte Volk, die auf Zwang beruhende Organisation des 
Machtverhältnisses; hier die aus dem freien gesellschaftlichen Leben 
hervorgegangene, vorwiegend auf den Eigentumsverhältnissen be- 
ruhende Klasse. Wie der Staat äußere Politik, Handels-, Agrar-, 


Gewerbe-, Kirchen-, Schulpolitik treibt, so muß er sich auch der 


Sozialpolitik widmen. Demnach ist Sozialpolitik im engeren, 
rein äußerlich bestimmten Sinne die Betätigung des Staates 
gegenüber den gesellschaftlichen Klassen. 

Unsere innere Bestimmung der Sozialpolitik, die ihrem Wesen 
näher zu kommen sucht, wird bei der oben zu zweit genannten 
Erklärung des Wortes „sozial“ (im ethischen Sinne) einsetzen 
müssen, wie sie auch die innere Natur der allgemeinen Politik 
zur Grundlage zu nehmen hat. Hierbei handelt es sich also darum, 
in der Sozialpolitik die eigentümliche Verknüpfung von Ethik und 
Politik zu erkennen, deren Verständnis oben vorzubereiten gesucht 
wurde. 


$S8. Ethische und politische Einflüsse auf die 
Sozialpolitik. 

Von Haus aus besteht, wie wir sahen, zwischen der Natur der 
Politik und dem Wesen des Sozialen (im ethischen Sinne) ein 
schroffer Gegensatz. Die reine Politik wird getragen vom Gruppen- 
egoismus, vom Gefühl der Fremdheit gegen alle Außenstehenden; 
das Soziale wurzelt in altruistischer Ethik, im Gefühl des Zu- 
sammenhanges. Es ist an sich denkbar und wird auch vielfach 
verteidigt, daß die Politik des Staates gegenüber den gesellschaft- 
lichen Klassen (Sozialpolitik im äußeren Sinne des Wortes) ledig- 
lich nach politischen Gesichtspunkten zu erfolgen habe. Der Staat 
habe für Ordnung zu sorgen und sich bei diesem Bemühen, die 
Klassengegensätze in einem Volke niederzuhalten, lediglich nach 
dem Gesichtspunkte politischer Zweckmäßigkeit zw richten. Wie 
jeder übrige Zweig der Politik (und nebenbei bemerkt: der Volks- 
wirtschaft), so habe auch die Sozialpolitik nicht das Geringste mit 


sittlichem ‘Altruismus zu tun. Das „gute Herz“ habe in der Politik AB 
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überall zu schweigen. Völlige Neutralität gegenüber den Klassen, im 
übrigen strengste Aufrechterhaltung der Ordnung sei die Aufgabe des 
Staates. Aber auch jenseits der eigentlichen Staatstätigkeit könne 
auch im gesellschaftlichen Leben, das sich nach politischen Ge- 


'sichtspunkten ordne, nur dasMaß der Macht Über- und Unterordnung 


bestimmen. Wer politisch und wer wirtschaftlich denke, lasse sich 
vom Egoismus bestimmen, müsse Ellenbogenfreiheit haben. Macht 
gehe vor sittlichem Recht, oder, anders formuliert: sei im Besitze, 
und du bist im Recht. | 

Es lassen sich in der Geschichte der Sozialpolitik Epochen 
feststellen und in der Gegenwart Tendenzen aufweisen, bei denen 
in der Tat vom Einfluß der Ethik nichts zu spüren ist. Die Frage, 
ob diese — sagen wir — negative Richtung der Sozialpolitik gerecht- 
fertigt ist, muß zunächst offen bleiben. 

Umgekehrt kann man die These aufstellen, die Sozialpolitik 
sei dasjenige Gebiet der Politik, auf dem das staatlich geeinte 
Volk als eine große Familie erscheine und nur der Gesichtspunkt 
der brüderlichen Liebe, des Mitleids mit dem Schwachen, der un- 
bedingten Hilfsbereitschaft gelten dürfe. Hier verwirkliche sich im 
Staatsleben der Wille zum Guten, hier werde der Staat zu einer 
Art Gottesreich auf Erden; hier zeige sich, daß das sittliche Gebot: 
„Liebe deinen Nächsten wie dich selbst!“ nicht bloß für den 
individuellen Verkehr, sondern für alles menschliche Beisammen- 
leben gelte. 

Es gab in Zeiten religiöser Schwärmerei, und es gibt heute 
in Konventikeln sozialer Ethiker unpolitische, aber warmherzige 
Menschen, die demgemäß verlangen, daß Sozialpolitik und soziale 
Liebestätigkeit identisch werden. Auch mit dieser Richtung der 
Sozialpolitik werden wir uns befassen müssen. Es wird dabei zu 
zeigen sein, daß hier eine Verwechslung von eigentlicher Sozialpolitik 
und einem anderen Gebiete öffentlicher Betätigung, die wir weiter 
unten Volkswohlfahrtspflege nennen, vorliegt. 

Bei einer Untersuchung der bisherigen Geschichte der Sozial- 
politik ergibt sich jedoch im ganzen, daß sie, wie gesagt, zumeist 
auf einem Kompromiß zwischen Politik und Ethik beruht; es stellte 
sich heraus, daß die Beziehungen der gesellschaftlichen Klassen 
zueinander und zum Staate politischer Natur sein müssen, weil 
sich Machtfragen hier nicht ausschalten lassen, daß sie aber ohne 
positiv-sittlichen Einschlag nicht gesund zu erhalten waren. Und 


‚ wenn wir jetzt selbst Stellung zum Prinzip der Sozialpolitik nehmen 


dürfen, so werden wir gleichfalls betonen müssen, daß die Sozial- 


politik nicht bloß ethisch, sondern auch politisch, oder nicht bloß 
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politisch, sondern auch ethisch zu beurteilen und zu betätigen ist. 
Darin liegt die Schwierigkeit vieler sozialpolitischer Einzelprobleme, 
daß sie politische, ethische und (wie wir hinzufügen müssen) zu- 
meist auch wirtschaftliche Fragen zugleich sınd, und daß bei ihnen 
keiner der für diese drei Gebiete maßgebenden Gesichtspunkte ver- 
nachlässigt werden darf. 

Es ist also zunächst die Forderung aufzustellen, daß alle 
Sozialpolitik eben Politik bleibt!). Hinter allen sozialpolitischen 
Maßnahmen stehen Machtfaktoren. Das Verhältnis der gesellschait- 
lichen Klassen kann der Sozialpolitiker niemals allein nach den 
Grundsätzen der Liebe beurteilen, die ihrer ganzen Natur nach 
aufs Individuelle gerichtet ist und den einen vor dem anderen zu 


bevorzugen strebt. Es ist z.B. nicht möglich, das Arbeitsverhältnis, 
den wichtigsten (regenstand für diesen Zweig der Politik, nur so 


zu gestalten, daß dabei einzig die Mehrung an Lebensglück für 
den Arbeiter maßgebend ist, sondern politische und wirtschaftliche 
Erwägungen haben neben altruistischen daran ihren Anteil. An 
den harten Realitäten des Lebens scheitert der das Politische 
negierende Anspruch der Ethik. Es ist vielleicht ein Fehler, daß der 
sozialistische Staat ein volles Recht auf Arbeit gewähren will, weil 
iie Gewährung eines solchen Rechts bei vielen Menschen lähmend 
auf die Energie, deren vollen Einsatz die Gesellschaft benötigt, 
wirkt und dem Grundsatze, dem alles. Organische unterworfen ist, 
dem Prinzip des Wettkampfes, widerspricht und die Tüchtigkeit 
aufhält. In der Hauptsache werden wir aus den Ausführungen 
der folgenden Kapitel erkennen, daß die Sozialpolitik der Ethik 
wenig mehr als das Dogma der ausgleichenden Gerechtigkeit, eine 
Vertiefung des „suum cuique“ zu entnehmen vermag. Und dieses 


ernste Prinzip der Grerechtiskeit, das die Grundlage aller sozialen 


Politik bilden sollte, ist starr und unter Umständen auch grausam. 
Aber nur in diesem Namen fordert der Sozialpolitiker zur Bekämp- 
fung der Not der Armen bei einer Zerklüftung des Volkes in Reiche 


und Proletarier auf, verlangt er einen Anteil der Massen des Volkes 


an den Gütern der Kultur, fordert er für sie freie Bewegung und 
Organisation. 

Die reine soziale Ethik, die über die Bindung an alle mensch- 
lichen Unzulänglichkeiten, wie sie sich im politischen Alltag be- 


ständig zeigen, hinwegschreiten und große Zukunftsziele für unsere. 


gesellschaftliche Entwicklung aufstellen kann, wird über die bloße 


’ Vgl. hierzu meinen Aufsatz in der Münchner Allgemeinen Zeitung 


vom 28. März 1908: „Über das Studium der Volkswohlfahrtspflege“. 
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Gerechtigkeit und ihre leicht mechanisch regulierende Kargheit sicher- 
lich hinausschreiten,. Mehr vom Ideal als von der Wirklichkeit 
ausgehend, mehr an die Seelenverfassung der seltenen und ein- 
samen Menschen als an die grobe Derbheit der Dutzendnaturen 
anknüpfend, wird sie das Dogma der sozialen Zukunftsentwicklung 
vielleicht in der Forderung Kants zusammenfassen, daß in der 
kultivierten Gesellschaft niemals ein Mensch als bloßes Mittel ge- 
braucht werden. darf. Alle höher fliegende und hoffnungsfrohe 
Menschensehnsucht wird in solchen Zielen sozialer Sittlichkeit 
gipfeln; die positive Sozialpolitik aber darf nie den realen Boden 
mit den recht begrenzten Möglichkeiten ihrer Vervollkommnung ver- 
lassen. Denn sobald sie sittliche Ideale, für deren Verwirklichung 
das Jahrhundert noch nicht reif ist, propagiert, wird sie Schilf- 
bruch leiden und an den harten Realitäten des gesellschaftlichen 
Lebens zerschellen. Sie wird erkennen müssen, daß die seelischen 
Anlagen des Durchschnittsmenschen für soziale Ethik noch immer 
gering entwickelt sind, daß der Wille der Menschen zumeist von 
viel gröberen und selbstsüchtigeren Motiven geleitet wird, als dab 
nicht seine soziale Ethik im werktätigen Leben schließlich zur Lüge 
oder Farce würde. Ja, es muß ausgesprochen werden, daß, wäre 
der soziale Fortschritt lediglich von der Zunahme sittlicher Über- 
zeugungen unter der Masse der Menschen abhängig, wahrscheinlich 
von der Verwirklichung der bloßen Gerechtigkeitsidee sehr wenig 
zu spüren sein würde. Nur wenigen Menschen ist es in ihren 
‚besseren Stunden gelungen, freiwillig den Eigennutz zur Opterbereit- 
schaft für andere zu entwickeln. Wollten wir den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt nur auf die inneren. Überzeugungen basieren, dann 
wäre die Aussicht auf harmonischen und friedlich geordneten Ver: 
kehr der Menschen gering. Die Masse wird sich kaum über die 
(Grenzen des Familiensinns, einer gewissen persönlichen Mitleids- 
fähigkeit und einer engen Kameradschaftlichkeit erheben. Die innere 
Macht der Ethik, die wertvollste Stütze des Gresellschaftslebens, 
- aber auch die seltenste, vermag es nicht allein; um den Fortschritt 
des gesellschaftlichen Lebens zu ermöglichen, muß zu ihr die zweite, 
anders geartete Macht: die Politik, treten. Erst beide zusammen, 
soziale Ethik und Politik, ergeben ein gedeihliches Zusammenleben 
innerhalb eines Volkes. Zweifellos ist der stärkste Hebel für den 
sozialen Fortschritt, daß sich — im Gegensatze zur äußeren Politik 
-—— zwischen politischen und ethischen Gesichtspunkten ein wert- 
voller Einklang in der Wahl ihrer Mittel ergibt. Es zeigt sich, dab 
kein Gemeinwesen auf die Dauer blühen kann, wenn die eine oder 
andere Gesellschaftsklasse unterdrückt wird; also auch die politische 
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Selbsterhaltung des Staates widerstrebt einer einseitigen, unsittlichen 


Klassenpolitik. Es ist im besonderen notwendig, daß auch die breiten 


Massen der handarbeitenden Schichten gesund und lebenstüchtig 
erhalten bleiben, weil ohne dies die militärischen und volkswirt- 
schaftlichen Aufgaben des Staates nicht durchgeführt werden können; 
aber ebenso auch, daß die gebildeten Kreise ihre Arbeitslust be- 
wahren. Kurz, das staatspolitisch-rechtliche Prinzip, das das Ge- 
deihen der Gesamtheit fordert, läßt sich nur durch ein harmonisches, 
gerecht wägendes Zusammenwirken aller gesellschaftlichen Klassen, 
bei dem jede nach Kräften gedeiht, verwirklichen. Forderungen 
des politischen Egoismus und des sittlichen Altruismus fallen zu- 
sammen, wie ja stets, wenn ethische Ziele nur tief genug erfaßt 
werden, die Kluft zwischen diesen beiden scheinbar entgegengesetzten 
Polen (Egoismus und Altruismus) schwindet. Auch im individuellen 
Leben ist eine wahre Entfaltung der Persönlichkeit, zu der der ver- 
feinerte Egoismus drängt, nicht möglich ohne Betätigung für andere; 
auch zwischen dem gesellschaftlichen Egoismus der Politik und 
dem Altruismus sozialer Ethik besteht kein tatsächlicher Gegensatz. 
Auch hier ist das Gute zugleich das Nützliche; auch hier ist nichts 
kurzsichtiger als brutale Selbstsucht. 

Man kann alle Sozialpolitik rein ethisch als Anwendung des 
Sittengesetzes: Habet die Brüder lieb! rechtfertigen; man kann 
ebenso dieselben praktischen Maßnahmen rein politisch-zweckmäßig 
dahin begründen, daß es ohne zufriedene, gesunde, kräftige und 
sich möglichst frei entwickelnde Massen kein Gedeihen von Staat 
und Volk gibt. Freilich würden wir den heute vielfach beliebten 
gänzlichen Verzicht auf jede ethische Begründung der Sozialpolitik 


abweisen; denn schließlich kann die innere Kraft zum sozialen 


Handeln, das menschliche Interesse und die Teilnahme nur aus 


sittlichen Überzeugungen hervorgehen; die Sozialpolitik verliert durch 


ihre Verbindung mit der Ethik das Gleichgültig-Rechnerische der 
reinen Politik, sie wird menschlicher und gewissermaßen wärmer. 
Schließlich ist aber auch hervorzuheben, daß in dem Grade, in dem 


die Politik vom modernen Staatsgedanken durchtränkt worden ist, 
sie ihre alten praktischen Grundlagen Gewalt und List zugunsten 
sittlicher Faktoren eingeschränkt und sich dementsprechend der ihr 
von vornherein wesensfremden Ethik genähert hat. 

Das Maß sozialer Ethik, das sich in der Sozialpolitik verwirk- 
lichen läßt, ist aber, um es noch einmal zu betonen, beschränkt 
durch eine streng realistische Bewertung des Menschen. Sie rechnet 
ınit der durchschnittlichen, gleichgültigen und stumpfen Menschen- 


natur und mit der Selbstsucht als dem eigentlich leitenden Motiv 
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aller wirtschaftlichen Handlungen. Hierdurch wird das soziale Leben 
immer hinter der Aufführung der besseren Einzelmenschen zurück- 
bleiben. Sozialpolitik ist eben die Politik gegenüber und zwischen 
den gesellschaftlichen Klassen. Sie sind in ihrer Struktur ähn- 
lich zu beurteilen wie Staaten, als eine schwere moles von un- 
geheurer Zähigkeit, Widerstandsfähigkeit und Unbekümmertheit um 
alles außer um das eigene Interesse. Wie die Staaten die Selbst- 
erhaltung für ihre oberste Pflicht halten, so lassen sich auch. die 
sozialen Klassen vorwiegend von ihr bestimmen, und jede soziale 
Schicht vermag ihrer Natur nach jeder anderen nur ihr eigenes 
Schwergewicht 'entgegenzusetzen; gibt sie sich nicht als Macht, so 
wird sie von den anderen aufgerieben. Aus dieser Notwendigkeit 
folgt, daß die sozialpolitische Entwicklung in erster Linie als Macht- 
kampf aufzufassen ist. Sombart hat burschikos, aber nicht un- 
zutreffend von dem Kampf ums Futterguantum gesprochen (im 
Gegensatz zum Kampf um den Futterplatz, der den Inhalt der 
nationalen Politik bildet), um die Geschichte der Sozialpolitik zu 
erklären. 

Aber auch rein theoretisch — erst recht im werktätigen Leben — 
wäre doch die Linie des Kompromisses von Politik und Ethik, 
zwischen Machtstreben und Gemeinsinn nicht leicht zu finden, ja 
schon die bloße Frage, was man unter sozialer Gerechtigkeit zu ver- 
stehen hätte, wäre ebensowenig zu beantworten wie die Pilatus- 
frage nach dem Wesen der Wahrheit, wenn nicht die wirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten darüber entschieden. Wir suchen nach 
letzten, sicheren Maßstäben für unser sozialpolitisches Urteil. 

Ein geschichtlicher Gegensatz taucht auf: Die ältere National- 
 ökonomie betonte, daß die Güterverteilung und damit die gesell- 
schaftliche Macht naturgesetzlich bestimmt wären. Besonders 
auch die Höhe des Arbeitslohnes. Auch war man geneigt, in der 
Armut ein von Gott auferlegtes Los zu sehen. Die Theorie der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts (und die sozialpolitische Praxis 
der Gegenwart) faßte die ökonomischen Probleme der Sozialpolitik 
als Machtfragen und Organisationsaufgaben, also nicht naturgesetz- 
lich, sondern als Willensangelegenheiten auf. Damit verlor sich 
allerdings die Sicherheit des Urteils, die man aus der Ökonomik hätte 
ziehen können; denn diese wurde eben zur Politik. 

Heute aber erkennen wenigstens einige Denker wieder deut- 
licher, daß es sich in der praktischen Volkswirtschaft nur innerhalb 
gewisser Grenzen um Machtfragen handeln kann, daß darüber hinaus 
die Naturgesetze ihre ewige Geltung beanspruchen. Zu große Macht 
der Berufsvereine etwa, zu hohe Löhne, zu kurze Arbeitszeit, zu 
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starke Beschränkung der Unternehmer zerstören die Volkswirtschaft 
und untergraben auch das Wohl der Arbeiterklasse. 

Gegenüber diesem nüchternen, von der Ergiebigkeit der Volks- 
wirtschaft aus die Sozialpolitik beurteilenden Standpunkte flüchten 
sich freilich manche Radikale in eine rein mystische, ekstatische 
Denkweise. Sie verurteilen den Standpunkt, daß in dem Widerstreite 
von Politik und Ethik die Rücksicht auf die Produktivität der wirt- 
schaftlichen Arbeit den Ausschlag geben müsse, als materialistisch. 
Sie wollen auf dem Boden der Sozialpolitik ein Reich der Seele 
errichten, oder sie erhoffen geradezu von der Verwüstung aller 
Wirtschaftlichkeit das Heil. | 

Mystik in sozialen und wirtschaftlichen Dingen ist eine grobe 
(efahr. In den schwierigen Entscheidungen der Sozialpolitik hilft 
allein ein ruhiges, nüchternes Urteil im Vereine mit einem brüder- 
lich empfindenden Herzen. Die Sozialpolitik wird sich immer wiedeı 
an den Gesetzen der Volkswirtschaft und an dem Streben nach Aul- 
rechterhaltung des Volkswohlstandes orientieren müssen. 


$ 9. Die Volkswohlfahrtspflege als praktisches Gebiet 
der reinen sozialen Ethik. 


Aber soll denn die erbarmende Liebe, die Mildtätigkeit, das 
Verzeihen, das Geben ohne Nehmen in dieser Welt gar keinen 
Raum haben? Soll die soziale Ethik nur ein Zukunftstraum sein, 
nur Richtlinien auf ein fernes Ziel geben? — Mit nichten. Jenseits 
der eigentlichen Sozialpolitik bereitet sich gegenwärtig immer deut- 
licher ein Gebiet sozialer Tätigkeit vor, für dessen Gesamtheit uns 
nur ein nicht mißzuverstehender, genügend umfassender Begriff fehlt. 
Wenn ich ihn im folgenden, wie oben schon angedeutet, Volkswohl- 
fahrtspflege nenne, so geschieht es mit dem Vorbehalte, daß ich mir 
der Mangelhaftigkeit dieses Wortes wohl bewußt bin. Bisweilen wird 
es in einem viel engeren Sinne. gebraucht, so daß. z.B. die Armen- 
pflege, die wir ihm einrechnen wollen, nicht hineinbezogen ist. Ich 
sehe in der Volkswohlfahrtspflege das Gebiet der praktischen Be- 
tätigung sozialer Ethik unter Ausschluß politischer Gesichtspunkte. 
Wie in ihr die Herleitung von der politisch-rechtlichen Natur des 
Staates völlig zurücktritt, so im gleichen Maße die Idee des Klassen- 
gegensatzes (dessen Wesen im nächsten Kapitel deutlicher aufzu- 
weisen ist). Sie unterscheidet sich von der engeren Sozialpolitik 
wesentlich durch den bei ihr stattfindenden Ausschluß der Macht- 
faktoren; sie hat aber gegenüber allen früheren Formen von Wohl- 
tun und Helfen mit der Sozialpolitik die allgemeine soziale Idee 
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der Abhängigkeit des Menschen von der Gesellschaft gemein. Die 
sich hier entfaltende Sittlichkeit ist eben die spezifisch soziale 
Ethik, die etwas ganz anderes ist als die älteren sittlichen Prin- 
zipien der Nächstenliebe, die besonders in früheren Zeiten Geltung be- 
saßen: Caritas, Humanität, Patriarchalismus. In einem weiteren, 
der heutigen Terminologie geläufigen Sinne umfaßt die Sozialpolitik 
auch die Volkswohlfahrtsptlege. 


& 10. Die soziale Ethik in ihrem Verhältnis zur Caritas, 
Humanität und zum Patriarchalismus. 


Die Caritas war das herrschende Prinzip der mittelalter- 
lichen Liebestätigkeit; sie ist es noch heute z.B. dort, wo eine seit 
dem frühesten Mittelalter bestehende Organisation wie die katho- 
‚lische Kirche in Frage kommt. Sie ist die erbarmende Liebe, die 
sich aus. Barmherzigkeit der armen Brüder und Schwestern an- 
nimmt und ihnen Almosen reicht!). Sie wendet sich an bittere 
materielle und seelische Nöte; sie hat ihre Grundlage im Verhältnis 
der einzelnen Menschen zu Gott; sie läßt die Verknüpfung des 
Individuums mit der Gesellschaft unbeachtet und nimmt die sozialen 
Verhältnisse als mehr oder weniger unabänderlich hin. Vor der 
erbarmenden Liebe gibt es keine Rechts- und Berechtigungsforde- 
rungen. Fragen wir nach ihrem Verhältnis zur sozialen Ethik, so 
läßt sich sagen: in gewisser Hinsicht bedeutet die soziale Ethik 
mehr, in anderer weniger als die Caritas: sie ist — das spricht 
für sie — persönlicher, menschlich-individueller; sie erzeugt größere 
Opferbereitschaft. (Man denke etwa an die katholischen barmherzigen 
Schwestern). Sie setzt beim besonderen Schicksal jedes Hilfs- 
bedürftigen ein. Zugleich liegt aber auch in dieser innerlich-persön- 
lichen Natur der Caritas ihre Schwäche: sie wird um Gottes Lohn 
getan, beruht häufig auf einem schwer erträglichen Pharisäismus. Der 
Wohltäter fühlt sich gut und läßt bisweilen den Almosenempfänger die 
Kluft zwischen der eigenen Vollkommenheit und seiner Verworfenheit 
empfinden. Alles Almosenempfangen beschämt den Empfänger. Oft 
muß ver es bitter fühlen, daß man ihn mehr bessern als ihm helfen 
will. Dem Sünder wird gesagt: Ich verzeihe dir, wenn du bereust 
und verkennst, wie tief du gesunken bist. Die Caritas übertrieb die 
Vorstellung von der Verantwortlichkeit des einzelnen für sein Schick- 


?) Vgl. meinen Aulsatz „Ziele des Volksbildungswesen“ in Heft 2 des 

Jahrgs. I des Archivs für Volkswohlfahrt (November 1907); im folgenden habe 
ich den einen oder den anderen Satz wörtlich aus dieser älteren Arbeit 
‚entnommen. 
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sal; sie hatte, wie gesagt, keine Ahnung von der Verstrickung des 
Menschen mit dem sozialen Schicksal seiner Klasse. Sozialpatho- 
logischen Erscheinungen wie Alkoholismus und Prostitution gegen- 
über verharrte sie bei der Pose des Richters. Demgegenüber ist 
die soziale Ethik in gutem wie schlechtem Sinne geichgültiger 
gegen den Einzelmenschen. Sie will niemanden durch Hilfe eine 
Gunst erweisen, sondern objektiv Notstände beseitigen. Sie befreit den 
Armen oder den Fehlenden von der Scham; sie sagt zu ihm: ich 
bringe dir gar kein Opfer; meine Hilfe ist um unser aller willen 
notwendig. Die moderne Idee von der sozialen Klasse liegt ihr 
zugrunde. Ihr Wirken ist individualistischer als die rein sozial- 
politische Arbeit, jedoch sozialistischer als die Caritas. Nehmen 
wir zum Vergleich die Grundlagen der Arbeiterfrage als Gebiet 
der eigentlichen Sozialpolitik; hier ist klar: niemand ‚will überhaupt 
Barmherzigkeit, sondern alle wollen Gerechtigkeit. Bei den Arbeiter- 
forderungen handelt es sich um das Maß von Zuwendungen, auf 
die sie Anspruch haben. Hier steht das Problem der Gleich- 
berechtigung, der sozialen Anerkennung und Freiheit in Frage. Den 
Arbeitern kommt es vor allem auf Anregung und Ermöglichung 
der Selbsthilfe an. Daraus wird deutlich, daß die bloße soziale 
Liebestätigkeit der Arbeiterklasse als Gesamtheit gegenüber versagt. 
Dagegen werden wir einzelne Schichten der Arbeiterklasse und 
einzelne Probleme in der Arbeiterfrage kennen lernen, die von der 
Volkswohlfahrtspflege umfaßt werden. Die Caritas dagegen versagt 
auf dem Boden der Arbeiterfrage beinahe völlig. Denn mag man 
sie auch von einem bestimmten Standpunkte als höchstes Prinzip 
gelten lassen, so ist es doch völlig unmöglich, mit ihr Massen- 


probleme zu lösen. Ihre edelen Taten gleichen in unserer Zeit der Ü; 


Übervölkerung dem Tropfen auf dem heißen Stein. 'Im Mittelalter 
war es anders: Damals lebten noch nicht wie heute in Deutsch- 
land 118 Menschen auf dem Quadratkilometer; Zünfte und Innungen 
regelten die soziale Ordnung und Wirtschaft und beschränkten den 
Wettbewerb; nur die „unehrlichen‘ Leute, die aus den geordneten 
bürgerlichen Zirkeln gewiesen waren, starrten einer oft grenzen- 
losen Not entgegen. Ihrer hätte sich die erbarmende Liebe in erster 
Linie annehmen sollen; aber auch hier verhinderte die Begrenzung 
der Caritas durch kirchliche Engherzigkeit bisweilen ihre freie Aus- 
übung. | 

Niemand wird jedoch behaupten wollen, in der modernen so- 
zialen Welt sei kein Platz mehr für die Caritas. Nicht nur würde 
ihn die gerade in der Gegenwart neu erblühende, reiche Liebes- 


arbeit konfessionellen Charakters Lügen strafen; auch eine rein & “ 
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theoretische Erwägung zeigt, wie sie als Ergänzungsarbeit der So- 
zialpolitik — z.B. gegenüber den durch Gebrechen und unheilbare 
Übel aus dem Sozialverband mehr oder weniger ausgeschiedenen 
Menschen wie Idioten, Taubstummen usw. — ein arbeitsreiches. 
Feld findet. 

Jedoch als weeltbewegendes Prinzip trat die Caritas bereits in 
der Aufklärungsepoche des 18. Jahrhunderts ihre Vorherrschaft an die 
Humanität ab, jenes Ideal, das in Goethes Wort: „Edel sei der 
Mensch, hilfreich und gut‘ wohl seinen schönsten Ausdruck ge- 
funden hat. Scheint es nicht, als ob in diesem Prinzip, das die 
klassische Periode unserer nationalen Literatur beherrscht hat, der 
vollkommenste Leitgedanke des sozialen Verkehrs gegeben ist? Aber 
wir dürfen nicht vergessen, daß die Humanitätsidee ein Kind des 


Zeitalters des Individualismus gewesen ist, das jedem — wenn 
auch in einem ganz anderen Sinne, als es die Caritas tat — die 
Verantwortung für sein Schicksal allein überließ. Man verstand 
nicht — damals vielleicht noch weniger als im Mittelalter — die 


lebenslängliche Verstrickung des persönlichen Geschicks eines Men- 
schen mit dem seiner gesellschaftlichen Klasse. Man wollte nichts 
Häßliches, Rohes und Ichsüchtiges gelten lassen, war aber un- 
fähig, der Not, der Armut und der Dumpfheit des Unwissens bei 
den Massen wirksam zu begegnen. Gerade der Umstand, daß es 
über die Humanität hinaus kaum ein vollkommeneres ethisches 
Prinzip für das soziale Leben gibt, bewirkt, daß sie in ihrer Fein- 
heit zur Lösung von Massenproblemen ungeeignet ist. Sie ist dafür 
zu aristokratisch und unrealistisch. Die feine Atmosphäre, in der 
allein wahre Humanität gedeihen kann, verflüchtigt sich in der 
harten, manchmal etwas stickigen Luft, die die Massen atmen. 
' Im Grunde genommen, könnte man die Humanität als das Endziel 
aller praktischen sozialen Ethik bezeichnen; nur muß man sich 
dabei gegenwärtig halten, daß zwischen ihrer Erfüllung und der 
Kleinarbeit des Alltags viele Enttäuschungen, Kompromisse und 
Umwege liegen. In der Humanität liegt immer eine völlige Über- 
einstimmung sittlicher, ästhetischer und auf Erkenntnis gerichteter 
Bedürfnisse; in dem Stückwerk der Tagesarbeit klaffen überall die 
Lücken zwischen ihnen. Schließlich bleibt sie in ihrem besten . 
Teil mehr das Kulturideal der wenigen mit reichem persönlichen 
- Leben und betritt nicht gern die große Straße, wo die Unzuläng- 
lichen wandern. 

Der Patriarchalismiuus schließlich ist derber und haus- 
backener. Er war das sittliche Prinzip der antiken und mittelalter- 
lichen Großfamilie, des Herrenhofes und der Gutsherrschaft, der 
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Zunft und Innung, des absoluten Staats und der Bureaukratie, schließ- 
lich auch der gewerblichen Großunternehmung älteren Stils. Er 
beherrschte vielfach noch die Familie unserer Großväter und das 
femeindeleben kleinerer Städte. Ihm ist ein straffes Über- und 
Unterordnungsverhältnis, zugleich aber eine gewisse wohlwollende 
Fürsorge des väterlichen Vorgesetzten für seine Schutzbefohlenen 
eigen. Es war die Pflicht des Oberhauptes, für die leiblichen, 
zugleich für die primitiveren geistig-seelischen Bedürfnisse der Seinen 
zu sorgen. Der Patriarchalismus gewährte im Prinzip Ruhe und 
Sicherheit, versagte aber zugleich jedes freie Selbsibestimmungs- 
recht. Immer glaubte der Fürsorger besser zu wissen, was seinen 
Angehörigen frommt, als diese selbst. Er erkannte kein Recht der 
Jugend und kein Recht des Fortschritts an, war konservativ und 
streng, ehrbar und arbeitsam. Die passiveren Naturen unter den 
 Schutzbefohlenen fühlten sich meist unter patriarchalischem Regime 
wohl; allen aktiven, eigenwilligen und stolzen Menschen war er ein 
unerträgliches System, das schwerer drückte als Not in der Freiheit. 
In der Geschichte der Arbeiterklasse hat der Patriarchalismus eine 
große Bedeutung. Lange Zeit hindurch neigten die Regierungen im 
Reiche und vor allem in Preußen zum sozialpolitischen Patriarchalis- 
mus; die konservativen Parteien bekennen sich auch heute noch 
in der Hauptsache zu dem Prinzip: Alles für die Arbeiter, nichts 
durch die Arbeiter. Firmen wie die von Krupp und Arbeitgeber 
wie der verstorbene Freiherr von Stumm vertraten den Patriarchalis- 
mus in der Industrie. Auch jetzt noch gibt es neben den klassen- 
bewußten, meist großstädtischen Arbeitern patriarchalisch denkende 
und fühlende Leute, die in ihrem Arbeitgeber ihren Brotherrn sehen, 
ıhre Stellung zu ihm als eine Art Dienstverhältnis auffassen, für 
das die Beziehungen des Gesindes zur Herrschaft bis zu einem ge- 
wissen Grade vorbildlich sind. Die viel gerühmten und viel be- 
‘kämpften Wohlfahrtseinrichtungen großer Werke verdanken häufig. 
— abgesehen von bestimmten geschäftlichen Erwägungen — pa- 
triarchalischer Denkungsweise ihren Ursprung. Auch bei der Be- 
urteilung des Patriarchalismus wäre es falsch, ihn völlig für unzeit- 
gemäß und überwunden zu erklären. In zahlreichen Verhältnissen 
des Lebens — besonders gegenüber allen innerlich unselbständigen 
und wnreifen oder im Verkehr mit lebensfremden, kleinstädtischen 
Leuten — wird er auch heute noch Segen stiften. Freilich wird 
ınan kaum irgendwo seine reine und strenge Form empfehlen können; 
auch hier wird es sich um eine Vereinigung patriarchalischer und 
sozialethischer Gesichtspunkte handeln. Im ganzen aber wird man 
sagen müssen, daß gerade der Patriarchalismus der modernen sozialen 
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Ethik ferner steht als Caritas und Humanität, da bei ihr die Idee 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung wichtiger als ihre 
übrigen Elemente ist. Der versteht das Wesen der sozialen Ethik nicht 
recht, der sie mit wohlwollender Bevormundung gleichsetzt. 


$ 11. Grundzüge der sozialen Ethik. 

Caritas, Humanität und Patriarchalismus können alle drei trotz 
mancher wertvoller Elemente, die sie für gewisse Beziehungen des 
sozialen Lebens geeignet machen, als die beherrschenden -ethischen 
Prinzipien der Gegenwart nicht anerkannt werden. Die eigentlich 
soziale Ethik, die immer deutlicher das sittliche Hauptmotiv des 
zwanzigsten Jahrhunderts wird, unterscheidet sich von ihnen da- 
durch, daß sie das Verhältnis von Reich .und Arm, Gebildeten 
und Ungebildeten, Mächtigen und Abhängigen nicht mehr in zahl- 
reiche individuelle Verhältnisse des einen zu dem anderen auflöst, 
sondern die einzelnen Personen in den Zusammenhängen mit ihrer 
gesellschaftlichen Klasse zu erfassen sucht, die Beziehungen der 
Klassen aber als ein großes und schwieriges Berechtigungsproblem 
betrachtet, in Leistungen und Opfern für die minder begüterten 
oder minder mächtigen Volksschichten nicht mehr Akte der Mild- 
tätigkeit und Geschenke erblickt, sondern Handlungen ausgleichender 
Gerechtigkeit!). Dementsprechend werden zwar — entgegen der Auf- 
fassung des radikalen Kommunismus — die sozialen Unterschiede 
und Ungleichheiten für notwendig und in ihren Wurzelerscheinungen 
unausrtotbar angesehen ; sie erscheinen aber, sozialethisch betrachtet, 
veränderungs- und milderungsfähig; die Vorteile und Vorrechte der 
„oberen Zehntausend‘‘ werden nicht als gottgewollte und in natür- 
lichen Vorzügen begründete Höherbewertungen Auserlesener be- 
trachtet, sondern als gesellschaftliche Zweckmäßigkeiten, die nur 
so lange einen Anspruch auf Existenz haben, als bei diesen Unter- 
scheidungen die Gesamtheit sichtlich besser gedeiht. Besitz wird 
nicht als ein Verdienst betrachtet, wie es der Hochmut, der Erb- 
feind aller sozialen Ethik, so gern proklamierte. Desgleichen werden 
die Vorzüge der Bildung, aber auch die persönlichen Eigenschaften 
des Talents und jeder anderen Begabung als persönliche Attribute 
angesehen, die in erster Linie ihren Trägern die Pflicht auferlegen, 
sie im Dienste der Volksgesamtheit zu verwerten. 


2) Alexander Tille erklärt hierzu (Bd. II, S. 291): „Durch die ganze 
neuere Gesetzgebung geht der unsittliche Zug, den Begriff des Almosens 
und der Wohltätigkeit zu verdunkeln, bei dem Almosenempfänger das Ge- 
fühl zu erwecken, daß er noch etwas übriges tut, wenn er das Almosen 
annimmt, und den Zusammenhang von Rechten und Pflichten im Wirt- 
schaftsleben zu zerstören.“ 


v. Wiese, Sozialpolitik. 3 
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Bei allen sozialethischen Handlungen begegnen wir dem Ge- 
danken, daß jegliches persönliche Lebensziel mit dem Gedeihen 
des gesamten Volkes zusammenhängt, und daß allen Gruppen des 
Volkes zu einer sicheren und einigermaßen lebenswürdigen Existenz- 
grundlage verholfen werden muß. Die besitzenden Schichten haben 
keine selbständigen, ewigen Rechte und müssen Opfer bringen, ohne 
sie als Opfer zu empfinden; die wirtschaftlich schwächeren Klassen 
können ‚„Wohltaten‘ empfangen, ohne dankbar sein zu brauchen. 

Schließlich aber gipfelt die soziale Ethik in dem Glauben, 
daß die minder bemittelten und machtärmeren Schichten der Be- 
völkerung als Gesamtheit (nicht bloß in einigen ihrer Vertreter) 
an Rechten, Besitz und Bildung auf dem Wege der Selbsthilfe, 
Volkswohlfahrtspflege und Staatshilfe emporsteigen können. 

Die eigentliche Domäne der sozialen Ethik ist, wie gesagt, die 
Volkswohlfahrtspflege, deren Prinzip wir durch diese Untersuchung 
festlegen wollten; soweit die Sozialpolitik ethischen Gehalts ist, 
herrscht auch in ihr dieser Geist, nur daß er hier — wie wir oben 
zu zeigen versucht haben — durch politische Erwägungen gehemmt 
wird, Daß es sich bei dieser Sonderung des Prinzips der Volks- 
wohlfahrtspflege (deren einzelne Gebiete im letzten Kapitel zum 


größten Teil aufgezählt werden) von den leitenden Gesichtspunkten 


der Sozialpolitik nicht etwa um einen Sophismus oder eine Be- 
schönigung der härteren Natur der Sozialpolitik, sondern um eine 
sachliche Notwendigkeit handelt, und daß die Rücksicht auf ihren 
politischen, durch die Machtverhältnisse bedingten Gehalt diese Schei- 
dung erzwingt, wird auch aus einigen weiteren Erwägungen klar: 

Alle sozialpolitischen Maßnahmen — nehmen wir z.B. 
den Arbeiterschutz oder die Sozialversicherung —, von ‘denen 


Hunderttausende oder Millionen zugleich erfaßt werden, können 
ihrer Natur nach nur schablonenhaft gelöst werden; es wird unten 


noch Gelegenheit sein, von den Mängeln und Nachteilen der Ver 


allgemeinerung bei Gesetzen und Verordnungen zu sprechen. Hinter 


allen sozialpolitischen Anordnungen steht die polizeiliche Kontrolle, 
lauern Zwang und Strafbestimmungen. Das Persönliche und In- 
dividuelle verschwindet hier völlig. War es in der sozialen Ethik, 


wie wir sahen, in gewisser Hinsicht ein Fortschritt über ältere 


Prinzipien hinaus, daß das Klassenschicksal über das individuelle 
Los gestellt wurde, so wird dieser Gewinn in der sozialen Politik 
zu einer teilweise notwendigen, aber unschönen Härte: in der 
Sozialpolitik gibt es nur Massen. Der einzelne Mensch 


wird zu einer Nummer, verschwindet völlig in seiner Klassse. Die ; 
unendlich tiefgehenden Unterschiede von Mensch und Mensch haben 
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fast gar keinen Einfluß auf sie; die Sozialpolitik hat es eben mit 
Massengeltung zu tun. Es gibt heute unter den sozialpolitischen 
Bestimmungen aller Art viele, die aus sozialem Wohlwollen her- 
vorgegangen sind, praktisch aber ihrer Natur als Verordnung usw. 
gemäß bisweilen als Qual empfunden werden. Es kann bei ihnen 
keine Berücksichtigung finden, daß jede menschliche Not ihre be- 
sondere praktische Nuance hat, daß sich überall äußere, durch 


sozialpolitische Maßnahmen mehr oder weniger zu beseitigende Ein- 


flüsse voll Schädlichkeit mit persönlichen. Faktoren, mit inneren 
Nöten paaren, um zu einer Daseinshärte zu werden. Oft liegt dem 
Ringenden viel mehr an einem freundlichen, verständnisvollen, jeden- 
falls hochmutsfreien Worte als an einer bureaukratischen Hilfsaktion. 
Von dem schweren Mangel aller Sozialpolitik, ihrer inneren Öde 
und ihrer polizeilichen Ausführung, soll noch öfter die Rede sein; 
hier sei nur hervorgehoben, daß die Bedeutung einer von ihr be- 
grifflich gesonderten Volkswohlfahrtspflege gerade darin liegt, daß 
sie in höherem Maß die Möglichkeit besitzt, auf das Geschick des 
einzelnen einzugehen, daß sie individualistischer zu sein vermag 
als die Sozialpolitik. Man verstehe recht: in einem anderen wie 
dem hier gemeinten Sinne ist es der Vorzug der Volkswohlfahrts- 
pflege, daß sie gerade sozialistischer ist als Caritas und Humanität. 


Der Vorzug des Sozialismus liegt hierbei in der Entlastung des ein- 


zelnen Notleidenden von Verantwortung, die ihm die älteren Systeme 
aus Unkenntnis aufgebürdet hatten; bei dem hier zuletzt berührten 
Verhältnis der modernen Volkswohlfahrtspflege zur Sozialpolitik der 


Gegenwart sehen wir den Vorteil der Volkswohlfahrtspflege insofern 
gerade in dem geringeren Grade von Sozialismus, als das persön- 


liche Schicksal. und die persönlichen Bedürfnisse hier mehr berück- 
sichtigt werden können als in der Sozialpolitik, Beamten- und Polizei- 


geist nicht zu herrschen brauchen und die tötende Wirkung des 


Buchstabens vermieden werden kann!), Hier brauchen nicht alle 
„über einen Kamm geschoren zu werden“, hier ist für die indi- 
vidualisierende Tendenz der Liebe Raum, von deren Wert für das 
soziale Leben wir bei dieser Betrachtung ausgingen. Gerade vom 


Standpunkte der sozialen Ethik — das wird, so hoffen wir, jetzt 


nicht mehr für einen Widerspruch gehalten werden — möchten wir 


Adolf Weber beipflichten, wenn er sagt: „Soziale Hilfe ist gut, 


individuelle aber ist besser.“ 


1) Inzwischen hat freilich die praktische Volkswohlfahrtspflege mit zu- 


- nehmender Ausdehnung und Zentralisation immer mehr die Merkmale der 


reinen Sozialpolitik angenommen, 
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8 12, Inhalt und Umfang des Begriffs der Sozialpolitik. 


Es bedurfte dieser Analyse über den Zusammenhang von Politik, 
Ethik und Wirtschaft und über die Natur der Volkswohlfahrtspflege, um 
der — in $ 7 versuchten — Bestimmung der äußeren (speziellen) 
Bedeutung der Sozialpolitik ihre innere und allgemeinere gegenüber- 
stellen zu können. Nur wer die eigentümliche, nuancenreiche Ver- 
bindung zweier ursprünglich und ihrem ureigensten Wesen nach 
feindlicher Elemente, der Politik und Ethik, in der Sozialpolitik 
erkennt, :wird sich über die Natur dieses Gebiets klar werden. 
Und weiter werden viele Unklarheiten und Mißgriffe vermieden, 
wenn man die Volkswohlfahrtspflege als das Betätigungsfeld un- 
politischer sozialer Ethik ansieht, die zwar der Sozialpolitik eng 
benachbart und durch zahlreiche Gemeinsamkeiten mit ihr ver- 
bunden ist, aber keineswegs mit ihr identifiziert werden darf!), Wir 
werden jetzt in Zusammenfassung der vorausgehenden Untersuchungen 
zur Begriffsbestimmung der Sozialpolitik etwa sagen können: Wenn 
Politik (im allgemeinen) Dienstbarmachung von Menschen (und Raum- 
gewinnung) oder die Abwehr solcher Bestrebungen bedeutet, die 
(spezielle) Staatspolitik aber in diesem Kampfe der Menschen 


und Menschengruppen um Macht durch Über- und Unterordnung 


Gleichgewicht (Recht) schaffen soll, so hat die allgemeine So- 
zialpolitik den Kampf der gesellschaftlichen Klassen um 


2) Man könnte nach diesen Versuchen, reinliche begriffliche Scheidungen 
auf einem Gebiete bisheriger chaotischer Unklarheiten vorzunehmen, fragen, 
ob es sich dabei nicht lediglich um methodologisch-systematische Bemühungen 
handle, die bestenfalls wissenschaftlichen Fachwert, aber keine praktische 
Bedeutung haben, ob nicht erst die Wissenschaft in klare und einfache Zu- 
stände Komplikationen hineintrage, wie es sich ja oft an der Theorie be- 
obachten lasse. Darauf wäre zu antworten: im Gegenteil. Daß es so schwierig 
ist, eine klare und leicht verständliche Sonderung sozialpolitischer Kategorien 
vorzunehmen, liegt daran, daß die Sozialpolitik vor allem eine praktische 
Kunst ist, und daß das werktätige Leben beständig Gegensätze durcheinander 
wirbelt, wenn es dem augenblicklich verfolgten Zwecke entspricht. Das kann 
und soll gar nicht anders sein; wir leben nicht nach abstrakten Schablonen. 
Widerspruch ist Leben. Aber zweiiellos stellt sich doch von Zeit zu Zeit das 
Bedürfnis heraus, durch den Versuch, die komplizierten Zusammenhänge zu 
zerlegen, sich wieder dieser Zusammenhänge bewußt zu werden und sie 
geistig zu beherrschen, neben die instinktive Beherrschung der Wirklichkeit, 
wie sie der sozialpolitische, leider nur sehr seltene Künstler besitzt, eine ver- 
standesmäßige zu stellen. Schließlich rächt sich das Chaos in den theore- 
tischen Grundlagen und Voraussetzungen am härtesten an der Praxis selbst; 
es fällt bei so vielen Diskussionen und Debatten auf, daß sich die Streiten- 
den über die notwendigen Voraussetzungen und die Bedeutung der von 
ihnen angewandten Begriffe nicht klar sind. v 
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Macht, die spezielle staatliche Sozialpolitik die Betätigung des 
Staates gegenüber diesen (auf Besitzes-, Bildungs- und Beschäftigungs- 
unterschieden beruhenden) sozialen Klassen zum Gegenstande. Das 
ethische Element der Sozialpolitik dokumentiert sich darin, daß 
als Maßstab für die Bewertung sozialpolitischer Tatsachen und 
Meinungen die Idee der unbedingten Gerechtigkeit gelten muß, 
Und es ließe sich noch hinzufügen: Insoweit die sozialpolitischen 
Probleme volkswirtschaftliche Aufgaben (d. h. Probleme der 
planmäßigen Befriedigung äußerer Bedürfnisse durch zweckmäßige 
Organisation der gesellschaftlichen Gruppen) sind, liegt ihnen die 
Kernfrage zugrunde: Wie läßt sich die volkswirtschaftliche Organi- 
- sation derartig gestalten, daß zwischen ihrer Ergiebigkeit und dem 
sozialethischen Prinzip der Gerechtigkeit ein Einklang besteht?‘ 

‘Freilich ist eine derartige Bestimmung absichtlich sehr all- 
gemein gehalten, um die weiten Möglichkeiten, die für jede Art 
sozialpolitische Betätigung in Betracht kommen, zu umfassen. Vor 
allem müssen in ihr die beiden Tendenzen Raum haben, auf die 
wir in der praktischen Sozialpolitik beständig stoßen: Einmal die 
Maßnahmen positiver Förderung für bestimmte Klassen der Ge- 
sellschaft, besonders der beruflich Unselbständigen (gewerblichen 
Arbeiter, Landarbeiter, Heimarbeiter, Arbeiterinnen, Angestellten in 
Gewerbe, Landwirtschaft und Handel, Dienstboten, Unterbeamten). 
Hier ist es die Hauptaufgabe der Sozialpolitik, das Gemeinschafts- 
band zwischen den gesellschaftlichen Klassen, das sich immer mehr 
zu. lockern droht, neu zu knüpfen. Dabei ist ferner aber zu be- 
rücksichtigen, daß prinzipiell jede Klasse der Gesellschaft Objekt 
der Sozialpolitik werden kann, wie jede geschichtliche Epoche sozial- 
politische Betätigungen gesehen hat; (auch das ancien regime, das 
_ einen ientwickelten gewerblichen Arbeiterstand noch nicht besaß, 
mußte gegenüber Bürgern und Bauern Sozialpolitik treiben). 

!Aber zweitens gehören auch zur Sozialpolitik alle Maßnahmen 
des sozialen Kampfes, besonders alle Versuche des Staates, be- 
stimmte Klassen, deren Ansprüche und Haltung ihm für das Volks- 
ganze gefährlich erscheinen, zu hemmen und zu zügeln. Die Ge- 
schichte der Sozialdemokratie oder des Anarchismus, vor allem 
die Stellung des Staates zu diesen sozialen Bewegungen ist um 
so mehr ein wichtiger Gegenstand der Sozialpolitik, als man etwa 
die Entwicklung der modernen Selbsthilfe durch Organisation oder 
des staatlichen Arbeiterschutzes gar nicht erschöpfend und zu- 
sammenhängend darstellen kann, wenn nicht das Verhältnis von 
Staat und Sozialdemokratie in seinen historischen Wandlungen beoh- 
achtet wird. 
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Freilich kann die Sozialpolitik, wenn man ihr einen so weiten 
Rahmen gibt, eine Ausdehnung in der wissenschaftlichen Behand- 
lung annehmen, die kaum deutlich begrenzbar ist, und wir werden 
annehmen müssen, daß es nur wenige Vorgänge im Leben eines 
Volkes und in seiner inneren Geschichte gibt, die nicht irgendwie 
sozialpolitisch von Interesse sind. van der Borght sucht sich gegen 
dieses Zerfließen der Grenzen der Sozialpolitik im Weiten dadurch 
zu sichern, daß er in den Mittelpunkt seiner Begriffsbestimmung 
das „Allgemeininteresse“ setzt. Er schreibt zu Beginn seines Werkes: 
„Sozialpolitik im allgemeinen Sinne des Wortes ist die Gesamtheit 
der Maßnahmen, welche die im Gesamtinteresse erforderliche Ein- 
wirkung auf die sozialen Verhältnisse, d. h. auf die Verhältnisse 
der zum Gemeinwesen gehörigen Gesellschaftsklassen, bezwecken, 
Diese Zweckbestimmung ist wesentlich. Wollte man unter Sozial- 
politik alle diejenigen Maßnahmen verstehen, welche eine Einwirkung 
auf die sozialen Verhältnisse tatsächlich zur Folge haben, auch 
ohne daß ihr Zweck darauf gerichtet ist, so würden ihr alle denk- 
baren Zweige der Politik zugerechnet werden müssen. Denn auf 
irgendeine Weise wirkt schließlich alles, was überhaupt in der 
Politik geschieht, auf die Verhältnisse mehrerer Gesellschaftsklassen 


ein. Das Leben eines Volkes ist, so mannigfach auch seine ein- 


zelnen Äußerungen und Betätigungen sein mögen, im letzten Grunde 
doch ein untrennbares vielverschlungenes Ganzes... Entscheidend 
ist nur, daß die Einwirkung dem Gesamtinteresse förderlich ist.“ 
— Wir können nach allem, was oben ausgeführt wurde, so weit 
zustimmen, daß wir betonen: für alle sozialpolitischen Maßnahmen 
ist es charakteristisch, daß sie den Zweck haben, die Verhältnisse 
der sozialen Klassen zu beeinflussen, ferner, daß für die staatliche 
Sozialpolitik im Prinzip und Ideal das Gesamtinteresse Ziel aller 
Maßnahmen ist. Es wird sich uns aber bei unseren Untersuchungen 
der tatsächlichen Entwicklung der staatlichen Sozialpolitik immer 
wieder die Überzeugung aufdrängen, daß darüber, was man im 


Einzelfalle unter „Gesamtinteresse‘“ zu verstehen hat, die Ansichten 


sehr weit auseinander gehen, und daß dieses Ziel auch nicht immer 
ungetrübt vorgeschwebt hat. Hier ist es sehr am Platze, deutlich 
zu scheiden das, was ist, von dem, was sein soll. Dort, wo wir 


versuchen werden, sozialpolitische Tatsachen und Meinungen zu 
bewerten, soll uns gleichfalls das Gesamtinteresse — oder wie 


wir es in fast gleichem Sinne nannten: die Idee der unbedingten 
Gerechtigkeit — den Maßstab gewähren. Bei der. Darstellung tat- 
sächlicher Entwicklungen wird es sich aber empfehlen, wie. wir 
es uns ja auch vorgenommen haben, mehr das Ringen von Par- 
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tikularinteressen mit Gesamtinteressen oder (mit anderen Worten) 
den Kompromiß von Politik und Ethik in der Sozialpolitik zu ver- 
folgen, als die Wahrung des ee von vornherein als 
- gesichert anzunehmen. 

Grundsätzlich den Rahmen der allgemeinen Sozialpolitik enger 
zu bemessen, erscheint uns als eine Vergewaltigung der Tat- 
sachen. Nicht nur dehnen sich die Kreise der Bevölkerungsschichten, 
die mit sozialpolitischen Anforderungen heryortreten, täglich weiter 
und stehen wir heute vor der Erscheinung, daß auch die gebildeten 
Schichten des Volkes, etwa Ärzte, Schauspieler und Journalisten, 
oder der „Mittelstand‘‘ (ein vieldeutiger Begriff), die Privatbeamten 
und andere Kreise Objekte der Sozialpolitik sind, sondern auch 
in jeder einzelnen Arbeiterfrage zeigen sich neben ihrem Gehalte 
an fürsorglichem Geiste auch sehr viel rein politische und wirt- 
schaftliche Elemente. In der Sozialpolitik hat man eine Aufgabe 
nur dann richtig erfaßt, wenn man sie von zahlreichen Gesichts- 
punkten aus untersucht hat. Um uns eine möglichst ausreichende 
Fülle von Gesichtspunkten zu wahren, müssen wir der Sozialpolitik 
eine breite prinzipielle Basis geben. | 

Freilich ist es in der nachfolgenden kurzen Einführung nicht 
im eentferntesten möglich, auch materiell die große Weite der all- 
gemeinen Sozialpolitik (mit Mittelstandsfragen, Wesen und Geschichte 
der Sozialdemokratie und manchem anderen mehr) zu umfassen. 
Unsere Aufgabe ist begrenzter: Wir wollen die wichtigsten und 
entwickeltsten Gebiete der Sozialpolitik unter Hervorhebung ihrer 
hauptsächlichen Wesenszüge zu charakterisieren versuchen und dabei 
die innere (allgemeine) Bestimmung der Sozialpolitik, wie wir_sie 
oben versucht haben, zugrunde legen. Wo wir die Sozialpolitik im 
engeren Sinne behandeln, wird sie durch das Wort öffentliche Hilfe 
als solche auch äußerlich gekennzeichnet sein. | 


S 13. Die Sozialpolitik in ihrem Verhältnis zu Sozialismus 
und Liberalismus, 


Die obige Bestimmung des inneren Wesens der Sozialpolitik 
steht über allen Gegensätzen von Liberalismus und Sozialismus, 
- von Äqualismus und Selektion. Mag die Gesellschaft mehr sozia- 

_ listisch oder mehr individualistisch organisiert sein, mag Gemein- 
oder Privateigentum an den Produktionsmitteln bestehen, mag freier 
: Wettbewerb oder Kommunismus herrschen, immer muß es Sozial- 
politik geben, die jenen eigentlichen Kompromiß von Wirtschaft, 
Politik und sozialer Ethik erstrebt. Eine mehr liberale Sozialpolitik 
würde den Begriff der Gerechtigkeit anders auslegen als eine sozia- 
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listische; aber sie könnte heute doch nicht mehr individualistisch im 
Sinne der Humanität des 18. Jahrhunderts sein: die Verknüpfung 
des Einzelmenschen mit seiner gesellschaftlichen Klasse muß auch 
ihr Ausgangspunkt sein, wenn sie Sozialpolitik treiben will. 

Aber es fragt sich nun: wie unterscheiden sich die verschiedenen 
Arten von Sozialpolitik, wie verhält sie sich — mit anderen Worten — 
zum Sozialismus und Liberalismus? Das — wenigstens in den 
Grundzügen — aufzuweisen, ist um so notwendiger, als sich ja 
durch Krieg und Revolution in Deutschland eine Wandelung in der 
Natur des Hauptträgers aller Sozialpolitik, eben des Staates, voll- 
zogen hat. Vor 1918 konnte man, historisch betrachtet, die deutsche 
Sozialpolitik als ein Kompromiß zwischen Liberalismus und Sozialis- 
mus auffassen. Das, was dem anfangs (d.h. noch in den sechziger 
Jahren) in der Hauptsache liberalen Gemeinwesen an Sozialismus 
beigemischt erschien, war eben Sozialpolitik. Sie konnte man für 
einen Ausfluß eines abgeschwächten Sozialismus halten. Gegen- 
wärtig haben nun bis auf weiteres hauptsächlich die Parteien, die 
den Sozialismus vertreten, die Staatsleitung übernommen; seitdem 
wird mehr oder weniger sozialistische Sozialpolitik getrieben. Damit 
ist eine so tentscheidende Wendung in der Geschichte der Sozial- 
politik eingetreten, daß zwar ihre oben aufgewiesenen Grundmerk- 
male nicht beseitigt sind (und auch nicht beseitigt werden können, 
will man vernünftige und erfolgreiche Sozialpolitik treiben), daß 
aber die Sozialpolitik von 1920 doch in allen Erscheinungen zweiten 
und geringeren Grades wesentlich von der von 1913 verschieden ist. 
Über die Einzelheiten braucht hier noch nichts gesagt zu werden. 
Nur läßt sich eine begriffliche Gegenüberstellung von liberaler und 
sozialistischer Sozialpolitik nicht umgehen: 

Zu sagen, was Sozialismus ist, wäre zunächst a Da 
stehen wir aber vor einem Chaos von Auffassungen. Mußten schon 
vor langen Jahren Dietzel, Stammler und andere Systematiker die 
Verwirrung im Gebrauche des Wortes beklagen, so zeigt sich der 
ganze Jammer unserer geistigen Verwilderung in dem gegenwärtigen 
Zustande der Terminologie. Dieses Durcheinander ist hauptsächlich 
dadurch entstanden, daß sich die spekulativen Idealisten und die 
Romantiker diesen populären Begriff als Mantel für ihre Postulate 
nicht entgehen lassen wollen, ohne sich um die volkswirtschaftliche 
Wurzel des Begriffs auch nur im geringsten zu kümmern. Ein 
augenblicklich viel gelesener Geschichtsphilosoph fragt: „Ist Sozialis- 
muß ein Instinkt oder ein System?‘ Womit er ihn bei Beantwortung 
dieser Frage verwechselt, wird deutlich, wenn wir weiterhin bei 
ihm lesen: „Es ist der höchste, überhaupt erreichbare Ausdruck 


- - 


813, Die Sozialpolitik in ihrem Verhältnis zu Sozialismus u. Liberalismus. 35 


unseres dynamischen Wertgefühls. Was wir glauben, sollen alle 
glauben. Was wir wollen, sollen alle wollen. Und da Leben für uns 
äußeres Leben, politisches, soziales, wirtschaftliches Leben geworden 
ist, so sollen alle sich unserem politischen, sozialen, wirtschaftlichen 
Ideal fügen oder zugrunde gehen. Dies immer klarer werdende Be- 
_ wußtsein habe ich modernen Sozialismus genannt.‘ Hier liegt also 
eine völlige Gleichsetzung der (allerdings verwandten) Begriffe Mili- 
tarismus und Sozialismus vor. Es ließen sich zahlreiche Äußerungen 
von Schriftstellern der jüngsten Gegenwart anführen, die gerade das 
Entgegengesetzte vom Sozialismus behaupten, als Oswald Spengler 
es tut. (In einem Büchlein „Der Sinn des Sozialismus‘ sagt z.B. 
Leonie von Ungern-Keyserling: ‚Der Sozialismus will die Bejahung 
des Menschen bloß als Menschen, und er will die Bejahung des 
ganzen Menschen.“) N 

Je mehr sich nun die Neigung durchsetzt, den Sozialismus 
als eine allgemein verbreitete Weltanschauung — Graf Hermann 
Keyserling meint: „Ich wüßte von keinem modernen Geist, der nicht 
ım tiefsten Verstande Sozialist wäre“ — als Zeitimpuls und „Lebens- 
basis‘ anzusehen, desto häufiger begegnet man unter Nichtsozial- 
demokraten der Behauptung, der Marxismus — den man bisher als 
das wissenschaftliche System des Sozialismus angesprochen hat — 
sei überhaupt kein Sozialismus. So auch bei Sombart!). Er schreibt: 
„Und was das Allerseltsamste ist, ist dies: ... daß man dieses selt- 
same Zwittergebilde, den ‚Marxismus‘, für eine besonders bedeut- 
same Spielart des Sozialismus hält, während doch der Marxismus 
als solcher, d.h. als das theoretische System Karl Marxens, über- 
haupt kein Sozialismus ist... Marx hat zu dem Ideengehalt des 
Sozialismus nicht den allergeringsten Beitrag geliefert.“ Nach Som- 
bart ist Sozialismus — der Leser erschrecke nicht! — „praktische 
Sozialrationalistik mit anti-chrematistischer Tendenz“. 

Gewöhnlich wird Sozialismus in Gegensatz zu dem Begriffe 
Kapitalismus gebracht. Hier ist aber der Wirrwärr noch schlimmer. 
Es ist der verpfuschteste Begriff, den es innerhalb der Sozialwissen- 
schaften gibt. Hier bleibt nur eine Möglichkeit: man vermeide ihn 
ganz und sei dort vorsichtig und mißtrauisch, wo man ihn findet. 
Leider läßt sich dasselbe Verfahren. gänzlicher- Umgehung bei dem 
Worte „Sozialismus‘ nicht vornehmen. | 


Ich deute die dem Folgenden zugrunde liegende Systematik 
und Terminologie an (deren genauere Begründung der Gegenstand 


1) Vgl. seine Einleitung zu der Sammlung „Grundlagen und Kritik des 
Sozialismus‘, Berlin 1919, \ 
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eines selbständigen umfangreichen Buches wäre): Die Gesellschafts- 
organisationen beruhen auf Systemen entweder mit oder ohne Rechts- 
zwang. Eine Gesellschaft ohne Rechtszwang ist eine anarchistische. 
Innerhalb der durch eine Rechtsordnung gestützten Gesellschaft 





geht die allgemeinste Einteilung dahin, ob mehr der Liberalismus | 


(allgemein gefaßt: Individualismus) oder der Sozialismus (im weiteren 
Sinne; Universalismus) überwiegt (nur um ein Überwiegen, nicht 
um die ausschließliche Herrschaft des einen oder anderen Prinzips 
kann es sich handeln). In einer liberalen Ordnung überwiegt die Idee, 
daß alle Gemeinschaften und Gesellschaften die Wohlfahrt der ihr 
angehörigen Einzelmenschen unmittelbar zu fördern oder diese 
in ihrem Tun und Lassen nicht mehr zu hemmen haben, als es 


die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung verlangt. Bei sozialistischer 


Ordnung werden hingegen die in der Gesellschaft verbundenen Einzel- 
menschen als Gesamtheit aufgefaßt, die als eine ihnen gegenüber 
selbständige und übergeordnete, ihren eigenen Lebensgesetzen fol- 
gende Einheit betrachtet wird. 

Diese beiden Richtungen bekämpfen, durchkreuzen, mischen 
sich auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens, nicht bloß 
in der Volkswirtschaft. In unserem Zusammenhange hier wird es 


aber klarer sein, wenn wir Liberalismus und Sozialismus als Kate- 


gorien der Volkswirtschafts- und Sozialpolitik und nicht als all- 
gemeine Kultursysteme oder gar Weltanschauungen auffassen. 
Es gibt viele Arten von wirtschaftlichem Liberalismus und 


wirtschaftlichem Sozialismus. Bei diesem unterscheide ich nach 


dem Grade seines Radikalısmus Kommunismus und bloßen Pro- 
duktionssozialismus (Sozialismus im engeren Sinne des 
Wortes). Eine andere (gerade für die Sozialpolitik sehr wichtige) 
Unterscheidung ist die in formalen und materialen Sozialismus. 

Der Kommunismus strebt Gütergemeinschaft an. Bei ihm ist 
der Einzelmensch (und die Familie) auch im Konsum völlig einer 
Gemeinwirtschaft eingeordnet. Der Einzelne bezieht kein selbstän- 
diges Einkommen und hat keine Freiheit der Berufsausübung. Beim 
bloßen Produktionssozialismus sind nur die Produktionsmittel in 
Eigentum und Verwaltung der Gesellschaft, also der privaten Ver- 
fügung entzogen. Der Idee nach ist bei ihm der Konsum frei. 

Es ist jedoch nicht möglich, eine strenge Grenze zwischen den 
beiden Arten von Sozialismus zu ziehen. Der Marxismus hebt als 
wichtigste, zentralste Forderung die Vergesellschaftung der Produk- 
tionsmittel hervor. Die Lehre nimmt an, daß mit der strikten 
Durchführung dieser Regel auch das private Besitzeinkommen (Zins, 
Grundrente und Unternehmergewinn) verschwinde. Nur das Arbeits- 
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einkommen und die Freiheit des Konsums bleiben übrig. Strengere 
theoretische Untersuchungen (wie die von Cassel!)) zeigen, daß man 
entweder auch die drei Möglichkeiten des privaten Besitzeinkommens 
erhalten oder die Freiheit des Konsums antasten müßte. Im zweiten 
Falle also würde sich ein radikaler Produktionssozialismus nur als 
eine abgeschwächte Form des Kommunismus, im ersten Falle als 
eine Abschwächung des Liberalismus darstellen. 

Als eine unerläßliche Voraussetzung habe ich innerhalb des 
überladenen Begriffs Sozialismus die Sonderung von formalem 
und materialem Sozialismus empfohlen. Dieser erstrebt stets 
eine Änderung der Gesellschafts- und speziell der Wirtschafts- (Pro- 
duktions-, Verkehrs- und Verteilungs-) Ordnung zugunsten der relativ 
besitzlosen Bevölkerungsschichten. Er ist in der Hauptsache eine 
Arbeiterbewegung. Aller formale Sozialismus hingegen kennzeichnet 
sich durch den Gegensatz zum Individualismus als eine Bestrebung 
auf mehr oder weniger vollständige Vergesellschaftung. (Heute ist 
_ klarer denn je, daß sich eine Arbeiterbewegung nicht mit einer Be- 
strebung. auf Vergesellschaftung zu decken braucht.) Der Staats- 
sozialismus bildet die Hauptform eines rein formalen Sozialismus. 

Dabei kann freilich der materiale Sozialismus sich des for- 
malen als Mittel zum Zwecke wie dieser sich jenes bedienen. . Der 
Marxismus, der als Klassensozialismus materialen Charakter trägt, 
erstrebt sein Ziel unter anderem auch durch Zentralisation und 
andere Mittel des formalen Sozialismus. Darin stimmt er mit dem 
Staatssozialismus der Vorkriegszeit, der nationalen Kriegswirtschafts- 
politik und der. geschlossenen Planwirtschaft (Rathenaus, Möllen- . 
dorffs, Wissels) überein. Aber für diese Richtungen ist im Gegen- 
satz zu ihm Zentralisation, Intervention und Beamtensystem Selbst- 
zweck (genauer: Hauptmittel zu einem sozialethischen Zwecke). 
Ein Mittel — aber bloß ein Mittel, nicht Zweck — wiederum, um 
diese und andere Gemeinwirtschaftssysteme durchzuführen, ist neben 
anderen positive Arbeiterförderungspolitik. | 

Was wir bei der Verständigung über das Wesen der Sozial- 
politik in erster Linie brauchen, ist Klarheit über folgende Fragen: 
wie verhält sich die Sozialreform der Vorkriegszeit, wie der so- 
genannte Kathedersozialismus, wie ferner die bis 1918 staatlich 
durchgeführte Sozialpolitik, wie der Staatssozialismus des älteren 
Bismarck oder Adolf Wagners und anderer zu der Sozialpolitik 
der sozialdemokratischen Parteien? Wie unterscheidet sich die heu- 
tige „Sozialisierung‘“ von den älteren „sozialen“ Bestrebungen der 


. Y) Vgl. Cassel, Theoretische Sozialökonomie, Leipzig 1919. 
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Nichtsozialdemokraten ? Wie verhalten sich die als Plan-.oder Gemein- 
wirtschaft bezeichneten Projekte zum Marxismus? Was unterscheidet 
die Politik der heutigen organisierten Arbeiterschaft von der Politik 
der heutigen Reichsregierung? Inwieweit ist die jetzige” deutsche 
Republik sozialistisch? Wie grenzt sich der offizielle, von der Re- 
gierung vertretene Sozialismus ab vom Kommunismus, Bolschewis- 
mus, Syndikalismus, Spartakismus ? 

Die Antworten auf diese Frage gehören in der Hauptsache 
in eine eingehende Untersuchung über Wesen und Arten des Sozialis- 
mus; hier interessieren sie uns nur insoweit, als die Sozialpolitik 
der Gegenwart davon direkt beeinflußt ist. Nur mag schon aus der 
bloßen Fragestellung hervorgehen, wie notwendig eine Systematik 
ist. Das, was die sozialdemokratischen Arbeiter wollen, kann ganz 
etwas anderes sein, als was ein sozialistischer Staat zu erzwingen 
sucht. Aller ältere Staats- und Kathedersozialismus, aller Arbeiter- 
schutz und alle frühere Sozialversicherung strebten nach Regu- 
lierung der Produktion und nach Intervention der Obrigkeit beim 
Verkehr, wollten aber nicht im heutigen Sinne ‚„sozialisieren“. 

Ist die Unterscheidung von formalem und materialem Sozialis- 
mus (die Wahl der Worte formal und material ist nicht wesent- 
lich; nur die Unterscheidung als solche ist zu prüfen) notwendig? 
Es ist der Standpunkt vertreten worden, die Verbindung des Sozialis- 
mus mit Emanzipationsbestrebungen einer sozialen Klasse, des Prole- 
tariats (also mit dem, was hier materialer oder Klassensozialismus 
genannt worden ist), sei verfehlt. Sombart sagt: ‚Der Geist, der im 
Augenblick das Proletariat erfüllt, ist nicht nur kein Sozialismus: 
er ist das Gegenteil von Sozialismus.‘ Es geht jedoch nicht an, nach- 
dem der Sozialismus geschichtlich mit dieser Gesellschaftsklasse 
emporgekommen ist, diese Art Sozialismus — mag sie sich auch 
noch so sehr von einer eigentlichen Gemeinwirtschaft entfernen — 
nicht: mehr Sozialismus zu nennen. Es würden die grellsten Wider- 
sprüche zum alltäglichen. Sprachgebrauche entstehen. Das Streben 
nach Diktatur des Proletariats z.B. wäre dann nicht mehr Sozialismus. 

Umgekehrt wollen radikale Marxisten Projekte, wie die Rathenau- 
Möllendorffsche Planwirtschaft, nicht als Sozialismus gelten lassen, 
weil es sich nicht in ihr in erster Linie um Arbeiterförderungs- 
politik handelt. Ihnen ist Sozialismus auf alle Fälle eine Angelegen- 
heit des Proletariats. Auch diese Einseitigkeit, die sich um das 
tiefere Wesen des Sozialismus (als prinzipiellen Anti-Individualis- 
mus) nicht kümmert, ist abzuweisen. Es gibt — besonders in den 
meisten Formen des Staatssozialismus — ausgesprochen unprole- 
tarischen Sozialismus. (Schon Platos Sozialismus war ein System 
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der Gemeinwirtschaft nur für die Aristokratie und gerade nicht für 
die Masse.) es 

Notwendig ist nur, den Klassensozialismus, der manche indi- 
vidualistischen Züge aufweisen mag, vom formalen (universellen) 
Sozialismus zu sondern, der eine allgemeine Norm des Gesell- 
schaftslebens — meist mit staatlichen Zwangsmitteln — aufstellt, 
ohne vom Klassencharakter des Volkes auszugehen. 

Was aber hat es mit der eben erwähnten „Sozialisierung‘“ 
auf sich, die wir als praktische Versuche einer rein sozialistischen 
Sozialreform bezeichneten? Diese Sozialpolitik ist ein Erzeugnis 
der Revolution und eine radikale Weiterführung der Sozialpolitik 
des früheren „bürgerlichen“ (d.h. halb liberalen, monarchischen) 
Staates über die Grenzen hinaus, die dieser alte Staat glaubte zum 
Schutze der liberalen Kultur und Wirtschaft aufrecht erhalten zu 
müssen. Sozialisieren (in diesem speziellen, modernen Sinne) be- 
deutet also: allmählich und planmäßig vergesellschaften, wobei bald 
mehr die Gesichtspunkte des formalen, bald die des Klassensozialis- 
mus überwiegen. Die hierbei angestrebte Sozialpolitik zerlegt sich 
begrifflich in drei Aufgabenkreise: in das Problem der Eigen- 
tumsumgestaltung durch fortschreitende Umwandlung von Land 
und Kapital in Gemeineigentum; zweitens in das Verwaltungs- 
problem (Beteiligung der Arbeiter an der Leitung von Betrieben 
und Unternehmungen auf Grund des Rätesystems) und drittens 
in das Verteilungsproblem (Vergrößerung des Anteils am Pro- 
duktionsertrage für die Arbeiterschaft oder die Volksgesamtheit). 

Dabei treten die Fragen des Eigentumsrechtes an praktischer 
Bedeutung zurück hinter das Verteilungsproblem, besonders aber ' 
hinter die Fragen der Organisation der Leitung von Betrieb und 
Volkswirtschaft. In der alten (unvollständig) liberalen Wirtschafts- 
ordnung zerfiel die Gesamtorganisation von Industrie, Handel 
und Transport (von der Urproduktion sei hier abgesehen) fast 
ganz in Reihen vieler Unternehmungen. In ihnen waren die oder 
der Unternehmer mehr oder weniger die ausschließlichen Leiter 
und Organisatoren der Betriebe. Es fragt sich, welche Verwaltungs- 
prinzipien dieses Privatsystem infolge der Sozialisierung ablösen 
könnten? Ich sehe vier Möglichkeiten: das genossen- 
schaftliche, das konstitutionelle, das kollektive und 
das kleinkapitalistische. Beim ersten übernimmt die Ge- 
samtheit der Arbeiter und Angestellten auf der Grundlage des Ver- 
tretungssystems die Leitung; beim zweiten teilen sich die früheren 
Unternehmer mit den Vertretern von Arbeitern und Angestellten in 
die Leitung; beim dritten wird die bisher relativ selbständige Unter- 
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nehmung ein unter- und eingeordnetes Teilglied eines großen zen- 
tralisierten Produktionsorganismus; beim vierten wird die bisherige 
Groß- oder Mittelunternehmung aufgelöst in handwerksmäßige Klein- 
betriebe mit relativ selbständigen Meistern an ihrer Spitzet). 

Diese Probleme der sozialistischen Sozialpolitik stehen seit 
November 1918 im Vordergrunde des Meinungsstreites und des poli- 
tischen Kampfes; sie knüpfen weniger an die Entwicklung der bis- 
herigen deutschen Sozialpolitik an als an die Programmforderungen 
des Sozialismus (beider Richtungen). 

Wieweit sich diese sozialistische Sozialpolitik durchzusetzen 
vermag, wird die Zukunft lehren. Die liberale Sozialpolitik stellt 
ihr in der Hauptsache folgende Gedanken entgegen: 1. Die beste 
Politik der Fürsorge für die wirtschaftlich Schwachen ist eine gute 
allgemeine Volkswirtschaftspolitik, die beständige Erhöhung der Er: 
giebigkeit der Produktion erstrebt. — 2, Qualitätsleistungen, höhere 
geistige Arbeit und Unternehmertätigkeit müssen besser vergütet 
und durch größere soziale Macht hervorgehoben werden als durch- 
schnittliche und mechanische Arbeit. — 3. Die Idee der Auslese 
beansprucht ihre Geltung neben der ihr entgegengesetzten Tendenz 
zur Ausgleichung. (Ein kritischer Vergleich der beiden Richtungen 
und ihrer Übergänge gehört nicht hierher.) | 

Alle Sozialpolitik — einst und jetzt — hat es mit drei Probleme 
komplexen zu tun: 1. dem Probleme der Armut (die Aufgabe ist: 
sie zu verringern). Hier zeigt sich deutlich der enge Zusammen- 
hang der Sozialpolitik mit den großen Gesellschaftssystemen des 
Liberalismus und Sozialismus auf der einen, mit der allgemeinen 
Volkswirtschaftspolitik auf der anderen Seite. 2. Dem Probleme der 
Arbeitsorganisation (die Aufgabe ist: ein gerechtes und zweck- 
mäßiges Verhältnis von leitender und ausführender Arbeit herbei- 
zuführen). 3. Ein gedeihliches Verhältnis von Ausgleich und Aus- 
lese überhaupt zu schaffen (hier ist das Verhältnis von Umwelt und 
Anlage zu prüfen. Die Tendenz zur Gleichheit steht dem Prinzip 
der Freiheit gegenüber). 


1) Einige der obigen Sätze enthält bereits mein kurzes schriftliches 
Referat für die Regensburger Tagung des Vereins für Sozialpolitik, „Die 
Probleme der Sozialisierung‘; Schriften des Ver. f. Sozialpol., München und 
Leipzig 1919. 
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$1. Die Tatsachen der sozialen Differenzierung. 


. Das Wesen der Sozialpolitik ist — wie im ersten Kapitel 
darzutun versucht wurde — nur dann verständlich, wenn wir in 
ihr eine zeitlich wechselnde Durchdringung politischer Ideen mit 
ethischen Tendenzen erkennen; ihr Betätigungsfeld hingegen 
bilden die gesellschaftlichen Klassen, Alle sozialpolitischen Unter- 
suchungen müssen bei der Tatsache der sozialen Klassenbildung 
einsetzen. Die gesamte Politik spielt sich ja in der Hauptsache 
auf zwei Gebieten ab, dem nationalen und dem sozialen Felde, 
Herrscht dort die Tendenz der Raumgewinnung, so bildet den Gegen- 
stand der sozialen Politik das Streben, sich andere Menschen dienst- 
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bar zu machen oder solche Versuche anderer abzuwehren. Jeder 
von uns gehört politisch zwei Sphären an: dem Staate und einer 
zweiten, weniger klar gesetzlich umgrenzten und weniger konkret 
hervortretenden, aber nicht minder einflußreichen: der gesellschaft- 
lichen Klasse. Sie ist von tief einschneidender Bedeutung für unsere 
Lebensschicksale. Ja, man hat behauptet, zwei Personen, die der- 
selben Klasse, aber verschiedenen Völkern — und damit Staaten — 
angehörten, verständen sich leichter als zwei Angehörige desselben 
Volkes, aber verschiedener Klassen. Das ist wohl nur teilweise 
richtig. Die gemeinsame Sprache und historische Vergangenheit 
knüpfen das Band zwischen Volksgenossen in gewissen Beziehungen 
eng; in manchen historischen Augenblicken mögen sogar alle Deut- 
schen mehr oder weniger einig sein. Daneben aber bestanden 
zwischen Standesgenossen aus dem europäisch-amerikanischen 
Kulturkreise trotz aller Landesgrenzen vor dem Kriege enge Be- 
ziehungen. Nicht nur die Einheit des Proletariats, die durch die 
selbe Lebensnot geschaffen wird, ist hierbei gemeint, sondern auch 
die Tatsache, daß in allen Schichten gleiche Erziehung, Bildung, 
Besitz ‘und vor allem gleiche Beschäftigung verwandte Überzeugungen, 
Ansichten und Anschauungen erzeugen. Nur ein solch verheerendes 
Ereignis wie der letzte europäische Krieg konnte diese Zusammen- 
hänge vernichten oder — richtiger gesagt — vorläufig verhüllen. 
Und wie innerhalb eines bestimmten sozialen Kreises Gemein- 
samkeiten hergestellt "werden, so bilden diese Übereinstimmungen 
zugleich das trennende Element gegenüber anderen Bevölkerungs- 
schichten. Tief geht schließlich die Trennung zwischen Arm und 
Reich. Wer den Kampf ums tägliche Brot von Kindheit an nie ge- 
kannt hat, versteht schlechterdings den Armen überhaupt nicht, 
da alle Tatsachen des Lebens, nicht bloß die wirtschaftlichen, ein 
ganz anderes Aussehen haben, je nachdem, ob man der Sorge um die 
groben materiellen Voraussetzungen der Existenz entrückt ist oder 
nicht. Auch die Stellung zu Kunst und Religion, zum anderen Ge- 
schlecht und zur Geselligkeit ist wesentlich davon beeinflußt. Der 
Wert des Wohlstandes oder die Not der Armut erschöpft sich nie- 
mals bloß in dem Maße an Befriedigung äußerer Genüsse, an Aus- 
kömmlichkeit oder Entbehrung; sondern einer der größten Vor- 
züge des Wohlstandes liegt darin, daß er auch für viele feinere 
und innere Befriedigungen die Voraussetzung bildet, und daß er 
soziale Macht und Ansehen verleiht. Demgegenüber ist an der 
Armut vielleicht das Schlimmste, daß sie — trotz aller gelegent- 
lichen Gegenbehauptungen — verachtet wird, und daß sie den 
Weg zu einer schönen Lebensführung verschließt. 
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Aber um das Wesen der. gesellschaftlichen Klassen zu ver- 
stehen, müssen wir tiefer zu dringen suchen: Gehen wir von der 
— auch von Schmoller in den Vordergrund gestellten — Tatsache 
aus, daß sich die Menschen im freien gesellschaftlichen Verkehr 
nach Zusammenhängen der Gleichheit gruppieren und auf. Grund 
von Ungleichheit scheiden. Jeder gesellschaftliche Kreis schichtet 
sich in seinem Innern in kleineren Zusammenhängen, und je enger 
sich die Personen der kleineren Gruppen aneinander hängen und 
untereinander einen Friedensverband zu gegenseitiger Hilfe schließen, 
desto feindlicher stellen sie sich den außenstehenden Gruppen oder 
einzelnen gegenüber. „Alle höhere Gesellschaftsentwicklung‘“, sagt 
Gustav Schmoller, „geht aus von der Friedensgemeinschaft nach 
innen und von der Kampfesgemeinschaft nach außen.“ Nirgends 
bildete ein Volk, ein Stamm, eine Gemeinde, ein Verein oder der- 
gleichen, am allerwenigsten eine große Gemeinschaft, wie es eine 
Nation ist, eine unterschiedslose Masse oder auch nur eine Gruppe, 
bei der zwischen allen oder den meisten Gliedern gleichmäßig enge 
Beziehungen bestehen. Oft sehr komplizierte Schichtungsprozesse 
schaffen überall aus unorganisierter Gleichheit organisierte Ungleich- 
heit. Der Gesellungstrieb scheint auf einem elementaren mensch- 
lichen Instinkt zu beruhen, und die Anlehnung wird dort gesucht, 
wo man gemeinsame Interessen, Vorstellungen und Gefühle er- 
wartet, wo man Anerkennung und Verständnis erhofft. Gewisse 
Kompromisse der einzelnen untereinander sind bei jedem Zusammen- 
schlusse notwendig; sie- bilden jedoch die Grundlage dafür, daß 
aus den Individualinteressen mehrerer ein Kollektivinteresse ent- 
steht, das durch den Machteinfluß der größeren Zahl, die hinter 
ihm steht, nach außen wirksamer vertreten werden kann als die 
zersplitterten Einzelinteressen der Alleinstehenden. Freilich die Tragik 
jedes Zusammenschlusses beruht darauf, daß die Basis der Ge- 
meinschaftlichkeit tief unter dem Niveau der Höchststehenden des 
Kreises gewählt werden muß. Das Durchschnittliche wird die Norm 
der Gemeinschaft, und es ist mit Recht hervorgehoben worden, 
daß der Durchschnitt meist näher dem Unterdurchschnittlichen als 
dem Überdurchschnittlichen liegt, weil es leichter ist, diese herab- 
zudrücken, als die Unterdurchschnittlichen zu erheben. Darum ist 
den Gemeinschaften die Förderung des oft so unzulänglichen Mittel- 
maßes eigen. Der Gruppenegoismus und die Gruppenschwere werden 
zu sozialen Gewalten, widersetzen sich dem Fortschritte, bekämpfen 
die Außenstehenden und verflachen die Kulturziele. 

Diese Tatsache der freien gesellschaftlichen Gruppierung ist 
ein geschichtlicher Vorgang, der sich gleichzeitig mit der Entwick- 

v. Wiese, Sozialpolitik. \ 4 





+4 2. Kapitel. Die gesellschaftlichen Klassen. “ ; I = Er 





lung der Zwangsgemeinschaften des Staates, der Organisation der 
Kirchen und der Entfaltung der Familie vollzieht. Wir stellen also 
historisch neben Staat, Kirche und Familie die Gemeinschaft der 
Klasse oder — vorläufig noch in synonymem, später in unter- 
scheidendem Gebrauche — des Standes. Staat, Kirche und Familie 
gegenüber ist sie die beweglichere, beständiger Umbildungen fähigere 
Vereinigung. Während jene Organisationen feste historische Grund- 
lagen besitzen, sich in nichtrevolutionären Zeiten relativ langsam ent- 
wickeln und durch die Rechtsentfaltung deutlich umrissene Verbände 
sind,. spiegelt sich in der allgemeinen Klassenbildung der Fluß des 
Wirtschafts- und Verkehrslebens, lebt sich in ihr der Gesellungs- 
trieb aus, formen sich in ihr fast täglich neue Gruppierungen und 
befinden sich die alten an tausend Stellen in UmgestaltungSprozessen. 
Dabei ist nicht nur die Tatsache, daß sich verschiedene Klassen 
(oder Stände) innerhalb eines Volkes bilden, bemerkenswert, son- 
dern ebenso, daß sich in den gemeinsamen Vorstellungen der Men- 
schen sehr bald eine gewisse Rangordnung und Abstufung unter 
den sozialen Klassen entwickelt, und daß die Klassenunterschiede 
durch die unausbleibliche Reibung der Interessen häufig zu Klassen- 
gegensätzen, bisweilen sogar zu Klassenkämpfen führen. Mag in 
bestimmten Augenblicken gemeinsamer Schicksale die Idee der alle 
umfassenden Volksgesamtheit solche Zwiespalte überwinden, immer 
wieder lösen sich die gemeinsamen Bande, immer wieder zeigt sich 
die Tendenz, die Last des Daseins und der Arbeit von einer Klasse 
auf die andere zu wälzen sowie das Streben, die unteren Klassen 
in strenger Abhängigkeit von den übergeordneten zu halten, schließ- 
lich als Reaktion darauf auch das Bemühen der unteren, den sozialen 
hierarchischen Zusammenhang zugunsten der Abhängigen zu lockern. 


$ 2. Die Bedeutung der Rassen- und Blutszusammenhänge 
sowie der Nachbarschaftsbeziehungen für das gesellsehaft- 
liche Leben der ältesten Zeit. | 


Doch wir fragen, welche treibenden Kräfte denn dieser Klassen- 
bildung zugrunde liegen, und wie sie in der Hauptsache geschicht- 
lich entstanden ist? Beginnen wir bei den frühen und unkul 
vierten Vereinigungen der Horden und nomadisierenden Stämme, 
so werden wir bei ihnen von einer deutlichen Scheidung von Staat, 
Familie, Kirche und Klasse noch nicht reden können. Mag sich 
hier und da in der Institution der Häuptlingschaft oder des frühesten 
Fürstentums eine gewisse staatliche Organisation vorbereiten, megen 
auch vielfach die Eheformen zu familienähnlichen Verbindungen 
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innerhalb der Sippe führen und sich aus den Kulten des Priester- 
tums Religionsgemeinschaften entwickeln, so beruht doch die erste 
gesellschaftliche Gruppenbildung jeder Art auf Geschlechts- und 
Blutsbeziehungen. Aus dieser Verbindung gemeinsamer Herkunft, 
diesen Verwandtschaftsbanden geht sowohl die staatliche wie die 
familiäre und alle sonstige Organisation hervor. Für die spätere 
Klassenscheidung schließlich ist der Blutzusammenhang dadurch 
maßgebend geworden, daß der soziale Gegensatz in das Innere des 
Stammes durch den Kampf zwischen blutsfremden Stämmen hinein- 
getragen wurde: Die Horden empfanden alle Geschlechtsfremden 
als Todfeinde; über die Grenze ihres Stammes ging die Vorstellung 
irgendwelcher Gemeinschaftlichkeit nicht hinaus; sie ließ einen fried- 
lichen Verkehr zunächst nicht aufkommen. Wie aber schließlich 
der Kampf zu militärischer Organisation zwang und damit der 
Ausgangspunkt staatlicher Vereinigung wurde, so führte er von dem 
Augenblicke an auch zur sozialen Ordnung, wo die Sieger die 
unterworfenen Angehörigen fremder Stämme nicht mehr in jedem 
Falle töteten, sondern sie sämtlich oder zum Teile der Ausführung 
wirtschaftlicher Arbeit als Rechtlose in ihren Dienst nahmen. Bluts- 
fremde Besiegte wurden zu Sklaven gemacht und damit — vom 
Frauenraub und der Blutsbrüderschaft abgesehen — in den bis 
dahin nur aus gemeinsamer Abkunft hervorgegangenen Stammes- 
verband aufgenommen. Mit der Entstehung der Sklaverei zerfiel 


der Stamm zum mindesten in zwei soziale Schichten, die krieg- 


führenden herrschenden Sieger, die sich der niederen wirtschaft- 
lichen Arbeit möglichst enthielten, und die blutsfremden, mit dem 
Schwerte unterworfenen handarbeitenden Sklaven. Der erste Klassen- 
gegensatz ist ein Rassen- und Blutsunterschied. 

‘So sehr nun zu allen Zeiten — auch in der Gegenwart. — 
Rassenunterschiede innerhalb eines Volkes leicht auch zu Klassen- 
gegensätzen führen, so trat doch mit Beginn der Seßhaftigkeit und 
der Entfaltung des eigentlich staatlichen und Gemeindelebens die 
gesellschaftsbildende Kraft des Blutes zurück hinter den Einfluß der 
Nachbarschaftsbeziehungen, der Bande des örtlichen Zusammen- 
hanges. Mochte auch der Übergang zum Ackerbau und zur Seß- 
haftigkeit mehr für die staatliche und wirtschaftliche Kultur von 
Bedeutung sein, so ist doch dieser Fortschritt auch für die Klassen- 


_ bildung vor allem dadurch wichtig, daß er die Arbeitsteilung — 


von der gleich mehr die Rede sein soll — vertiefte, und daß bei 


der Besetzung eroberten oder gemeinsam urbar gemachten Bodens 
_ neue Unterschiede zwischen Stammesgenossen herbeigeführt wurden, 


indem man den Anführern und Vorkämpfern zumeist größere oder 
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zahlreichere Landlose zubilligte als der Masse der minder Aus- 
gezeichneten. An die Unterschiede kriegerischer, politischer und 
priesterlicher Macht knüpfen sich auf diese Weise erbliche Unter- 
schiede von Besitz und wirtschaftlicher Macht. 


$ 3. Die berufliche Arbeitsteilung. 


So können wir sagen, daß die ältere Scheidung. von Volks- 
genossen in sozialen Schichten auf Geschlechts- und Blutsunter- 
schieden oder auf den örtlichen Trennungen beruht, die ihr posi- 
tires Komplement in den Nachbarschaftsbeziehungen besitzen. All- 
mählich werden nun aber neue Kriterien der Verbindung und 
Scheidung, die sich gleichfalls in älterer Zeit langsam vorbereitet 
haben, wichtiger: Arbeit und Eigentum. Je mehr die Stämme 
zu Staaten anwachsen, desto mehr wird die örtliche Trennung über- 
brückt und dehnt sich der Nachbarschaftsverkehr aus. Gleichzeitig 
wird aber unter den Bürgern eines Staafes die Scheidung nach 
ihren Tätigkeiten, ihrer Arbeitsverrichtung und damit nach Berufen 
und Ständen wichtiger. Mit dieser arbeitsteiligen Sonderung hängt 
die Scheidung nach dem Umfang des Besitzes eng zusammen. Wir 
können dabei in diesem Zusammenhange von einer Stellung zu 
der Streitfrage, ob die Arbeitsleistung oder der Besitz das Primäre 
ist, absehen. Uns genügt, festzuhalten, daß sich berufliche Arbeits- 
teilung und Besitzunterschiede in aller älteren Zeit bis ins 19, Jahr- 
hundert hinein als klasseu‘siidende Faktoren in engs'er Wechsel- 
wirkung gegenseitig beeinflussen; teilweise läßt sich nämlich zeigen, 
wie zunächst die Arbeitsteilung Menschen, die bis dahin in engstem 
sozialen Verhältnis zueinander standen, voneinander schied und 
erst infolge dauernder verschiedener Beschäftigung auch Eigentums- 
unterschiede eine trennende Schranke zwischen bestimmten Ständen 
errichteten, teilweise aber, wie alte Besitzgrößen-Unterschiede, die 
vielleicht bis auf die ursprüngliche Besiedelung des Gebiets zurück- 
reichen, Menschen sozial trennen und daneben die Ursache für 
eine verschiedene Berufstätigkeit bilden. Dagegen müssen wir ”her- 
vorheben, daß für die moderne Kultur die Gegensätze der Be- 
sitzgrößen immer wichtiger und folgenreicher werden, daß sie für 
die gesellschaftliche Struktur schließlich die arbeitsteilige Scheidung 
nach Ständen und Berufen an Bedeutung übertreffen und für sehr 
viele Lebensverhältnisse die einschneidendste Trennung von Mensch 
zu Mensch bilden), 


1) Jetzt ist es auch an der Zeit, die Begriffe Stand und Klasse, wie 
es eben schon geschehen ist, klarer ausdrücklich voneinander zu scheiden. 
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Halten wir vorläufig fest, daß — wie wir weiter unten noch 
näher darzulegen versuchen — von den beiden für die mittelalter- 
liche und neuzeitliche Kultur wichtigsten Faktoren sozialer Diffe- 
renzierung, der Standesentwicklung auf Grund beruflicher Arbeits- 
teilung und der Klassenbildung nach Besitzgrößen, jene in früheren 
Jahrhunderten überwog, die Klassenbildung aber in ihrer deutlichen 
allgemeinen Ausprägung jüngeren Datums ist, und prüfen wir zu- 
nächst das Wesen der Arbeitsteilung nach Berufen in seinen 
Beziehungen zur Gesellschaftsorganisation, so ist vor allem zu sagen, 
daß jede Entwicklung der Arbeitsteilung mit bestimmten technischen 
oder anderweitigen Fortschritten zusammenhängt. Dabei wollen wir 
jedoch nicht den Fehler begehen, sie, wie es häufig geschieht, zu 
überschätzen und etwa zu behaupten, daß es keinen Fortschritt 
ohne Zunahme der Arbeitsteilung gibt. Mit Recht ist hervorgehoben 
worden, daß in der antiken Kultur z. B. der römische Bauer auch 
Soldat, der römische Großgrundbesitzer zugleich Priester, Jurist, 
Offizier und Kaufmann war. Für die persönliche Kultur zum min- 
desten ist es sogar oft ein wesentlicher Fortschritt, wenn man zu 
den bisher ausgeübten Funktionen neue, das Tätigkeitsfeld erwei- 
ternde Aufgaben übernimmt. Wie der Differenzierung durch Arbeits- 
teilung die Synthese der Arbeitszusammenfassung entspricht, ja 
liese das wichtigere Element bildet, so ist die immer wieder er- 
neute Annäherung von Arbeitsgebieten, ihre gegenseitige Beein- 
flussung und teilweise Verschmelzung häufig das hervorstechendste 
Merkmal des Fortschritts. Immer wieder neue Gruppie- 
rungen zerlegter Prozesse, bald Zusammenfassung, | 
bald Zerspaltung, bald Vereinfachung und Vereinheit- 
lichung, bald Komplikation und Zerstreuung sind das 
Wesen der Organisation und damit eines Teiles des Fort- 
schritts.. In der Hauptsache aber läßt sich -doch feststellen, daß 


Wir verstehen im folgenden unter Stand die Zusammenfassung von Per- 
sonen, die durch ihren Beruf, ihre Arbeit auf demselben Gebiete des 
gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Lebens untereinander verbunden sind, 
betrachten also einen Stand in erster Linie als Ergebnis sozialer Arbeitsteilung, 
während nach unserer Terminologie Klassen wesentlich auf den Zusammen- 
hängen des Besitzes beruhen. Ist beim Stande der Beruf das Entscheidende, 
so bei der Klasse das Eigentum. Freilich läßt sich auch hier eine gewisse 
Unbestimmtheit der Terminologie insofern nicht ganz vermeiden, als diesem 
Begriffe Klasse im engeren Sinne die weitere Ausdeutung gegenübersteht, in 
der alle Gruppierung des freien sozialen Verkehrs, also Stand und Schich- 
tung nach Besitzesgrößen, zusammengefaßt wird; in diesem allgemeinen 
Sinne ist ja die „gesellschaftliche Klassenbildung“ Gegenstand dieses Ka- 
pitels und steht sie der Staats-, Familien- und Kirchenbildung gegenüber. 
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im Laufe der Kultur jedes Teilstück eines Lebenskreises an Schwie- 
rigkeit und Arbeitsumfang so anwächst, daß es — in bildlicher 
Vereinfachung gesprochen — seinen eigenen Mann erfordert. Die 
Folge ist, daß dieser „Mann“ in anderer Richtung entlastet werden 
muß; wie er für seine Gefährten eine bestimmte Arbeit, die sie 
alle brauchen, mehr oder weniger allein übernimmt, so müssen 
sie die anderen Arbeiten, die zu seiner Existenz nötig sind, für 
ihn verrichten. Aus diesen einfachen, in immer wieder neuen Ver- 
schlingungen auftretenden Erscheinungen der Arbeitsteilung ergibt 
sich mit allen ihren Vor- und Nachteilen die Spezialisierung der 
Arbeit. Wie auf diesem Wege erst alle Vervollkommnung im ein- 
zelnen und damit die Steigerung der Gesamtkulturleistung möglich 
gewesen ist, so führt sie leicht zur Einseitigkeit und zur Wertver- 
ringerung des Einzelmenschen, der zu einem bloßen und unendlich 
abhängigen Gliede der Gesamtheit wird, die als solche’ sich immer 
bedeutender und großartiger gestaltet, während der einzelne Mensch 
an persönlichen Kräften verarmt. Durch Übung entsteht eine zu- 
nehmende Anpassung des Menschen an seine Spezialarbeit; seine 
geistigen, seelischen und körperlichen Eigenschaften formen und 
entwickeln sich seiner Tätigkeit gemäß, so daß bis zu einem ge- 


wissen Grade der Mensch das ist, was er arbeitet. Aus der indi- 





viduellen Anpassung wird sodann durch Vererbung eine durch Gene- 


rationen dauernde Übereinstimmung der Eigenschaften mit dem 
Arbeitsgebiet. Je mehr in der antiken und noch mehr in der mittel- 
alterlichen Welt der erbliche Übergang des Berufs vom Vater auf 
den Sohn das Normale und Häufigste wurde, eine desto größere 
Stütze fand die soziale Differenzierung in der Arbeitsteilung. Frei- 
lich ist auch hier im Einzelfalle nicht immer deutlich erkennbar, 
was Ursache, was Wirkung ist; bisweilen ist der Vorgang nicht 
derart, daß man sagen kann, hier sei die übereinstimmende Lebens- 
und Arbeitsweise die Ursache übereinstimmender Eigenschaften; oft 
sind. gleiche physische und psychische Eigenschaften bis dahin 
sozial getrennter Menschen das Primäre und der Ausgangspunkt für 
gleiche Lebensführung und gleiche Berufswahl. 

Ein moderner Soziologe (Waxweiler) hat mit Rücksicht darauf, 
daß der Begriff Arbeitsteilung gegenwärtig stellenweise zu einem 
mißbrauchten Schlagwort geworden ist, das mehr zur Verhüllung 
als zur Erklärung von Zusammenhängen dient, den nicht übelen 
Vorschlag gemacht, ihn längere Zeit überhaupt nicht mehr zu ge- 


brauchen. Wir wollen ihm wenigstens so weit folgen, daß wir nicht 


mehr in: den Begriff hineinlegen, als sich bei strenger Analyse ohne 


Schwierigkeit ergibt. Für uns handelt es sich hier nur darum, 


> 
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festzustellen, daß gleiche Berufsarbeit zu ständischen Gruppierungen 
führt, sich die Eigenschaften der Menschen durch Anpassung bis 
zu einem gewissen Grade nach ihren beruflichen Tätigkeiten formen 
und durch Vererbung teilweise auf die Nachkommen übertragen. 
Wie auf diese Weise neben der äußeren Arbeitsgemeinschaft der 
Berufsgenossen eine gewisse innere Übereinstimmung geschaffen wird, 
so heben sich die Angehörigen der betreffenden Stände deutlich 
von den Mitgliedern anderer Berufe ab und stehen ihnen mehr oder 
weniger fremd, bisweilen sogar feindlich gegenüber. 


Ze 


S 4. Die Gesellschaftsordnung des Mittelalters. 


In keinem Abschnitte der Geschichte tritt aber die Bedeutung 
der ständischen Gliederung der Gesellschaft so deutlich zutage wie 
vom späteren Mittelalter bis etwa zur Mitte des 19. Jahrhunderts. 
Wie sich in dieser Zeit der Schwerpunkt des Kulturlebens vom Lande 
nach der Stadt verschiebt, so wird jetzt die gewerbliche Tätigkeit 
(zunächst in der Form des Handwerks) immer wichtiger. Auf dem 
platten Lande bleibt noch auf Jahrhunderte die Dreiteilung der 
Gesellschaft in Grund-(oder Guts)herren, halbfreie Bauern und Hörige 
der Grundzug der Differenzierung; die alten Gegensätze des Bluts- 
zusammenhangs, der Heeresorganisation und der Siedelung werden 
hier nicht so schnell verwischt, da. bei der Bodenbestellung der 
ausschlaggebende Produktionsfaktor die Natur ist, die dem Acker- 
bau unveränderliche, gleichbleibende Bedingungen beut und ihm 
ein konservatives Gepräge gibt. Das Handwerk dagegen schuf in 
den Städten neue, auf der Arbeitstechnik beruhende Gruppierungen, 
bei denen die wirtschaftliche Leistungskraft und die Sonderfähigkeit 
des einzelnen ausschlaggebend ist. Die mittelalterlich-städtische Ge- 
‚sellschaft wird — gewissermaßen vertikal — in nebeneinander be- 
stehende Berufssphären geteilt, die aufeinander angewiesen sind, 
aber ihr selbständiges Leben führen. Die strenge Sonderung nach 
Gewerken ist der Grundzug dieser Gesellschaftsform, während die 
Besitzunterschiede verhältnismäßig gering sind. Der gruppenbildende 
Charakter technisch-wirtschaftlicher Arbeit äußert sich in der scharfen 
Sonderung der Kaufleute in Gilden, der Handwerker in Zünften. 
Der Beruf ist erblich, er geht auf den Sohn über, ohne daß diesem 
Gelegenheit gegeben wäre, nach eigenen Neigungen zu wählen. Die 
einzelnen Zünfte und Gilden regeln bis ins Kleinste die Geschäfts- 
gebärung des einzelnen. Auch das Privatleben erfährt eine strenge 
Kontrolle durch den Berufsstand. Vor allem aber wird niemand in 
den Stand hineingelassen, der nicht seine ererbte Zugehörigkeit 
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nachweisen kann. Schroffe Exklusivität kennzeichnet das Zunft- 
wesen. Nicht nur das Handwerk, sondern alle auf Geltung Anspruch 
erhebenden Stände errichten rechtliche Schranken nach unten, nach 
rechts und-links. Verbindend für die Angehörigen dieser Gruppen 
und trennend gegenüber den Außenstehenden war, wie gesagt, in 
erster Linie die Berufstätigkeit. Wo man die gleiche Beschäftigung, 
hatte, war auch eine gewisse Ideen- und Gefühlsgemeinschaft ge- 
geben. Aber freilich durfte sich auch das individuelle Geistes- 
leben nur innerhalb der üblichen Bahnen der in der betreffenden 
Berufssphäre herrschenden Sinnesart bewegen. Wenn man cs aber 
andererseits nach dem vorgeschriebenen Kanon in Arbeit und Lebens- 
führung zu etwas Nennenswertem brachte, konnte man mit Sicher- 
heit auf die Anerkennung der Gleichgestellten rechnen, man kam 
zu Ehr und Reputation. Vor allem aber ist es bemerkenswert,. 
daß in der Regel der einzelne die Möglichkeit hatte, innerhalb des 
Standes, in den er hineingeboren war, von unten auf zu den 
höchsten Stellungen aufzusteigen. 

Für unsere Untersuchung kommt es hierbei vor ‘allem darauf 
an, festzustellen, daß die Kulturepoche des Handwerkertums (im 
weitesten Sinne des Wortes) die Bedeutung der Arbeitstätigkeit' 
für die soziale Differenzierung deutlicher aufweist als die ältere 
Zeit vorher und die Periode der entwickelten Geldwirtschaft nach- 
her. Sicherlich spielen noch heute Standesunterschiede — besonders: 
im Staatsleben — eine bedeutende Rolle; aber sie werden teil- 
weise verwischt, teilweise stark verändert durch das Moment des 
Besitzes schlechtweg. In der mittelalterlichen Welt decken sich 
die Begriffe Stand und Klasse fast ganz. 


$ 9. Aristokratie, Mittelschicht und Proletariat. 


Will man in die Entwicklung der Zusammenhänge des Be- 
sitzes, die wir „Klassen“ (im engeren Sinne) nennen, Klarheit 
schaffen, so wird man es am ehesten an der Hand der Dreiteilung 
nach Aristokratie, Mittelschicht und Proletariat vermögen. Alle 
Aristokratiebildung ist alten Datums. In der ältesten Zeit ist der 
Zusammenhang zwischen hochwertigen persönlichen Eigenschaften 
und  Besitzesvorrechten am deutlichsten gewahrt. Die Krieger 
auf der einen Seite, die Priester auf der anderen sind die frühesten 
Aristokraten; in ihren sozialen Funktionen, die wieder auf be- 
stimmte biologische Qualitäten zurückzuführen sind, liegen die 
Gründe ihrer Bevorrechtung bei der Besitzverteillung. Aus der 
Heeresaristokratie gehen die Großgrundbesitzer und ein Teil der 
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Beamten hervor; sehr stark differenziert sich die Priesterschaft; 
der andere Teil der Beamten, die Ärzte, Juristen, Gelehrten, Künstler, 
die nichtmilitärischen Politiker, die liberalen Berufe sind Abspal- 
tungen aus dem alten, an Entwicklungskeimen reichen Priester- 
stamme. Jünger ist die dritte, die eigentlich wirtschaftliche Aristo- 
kratie der Händler. Sie begründen ihren Wohlstand auf dem 
Tauschverkehr; der Besitz ist hier als Grundlage der Aristokratie 
am deutlichsten erkennbar. Aus dem Händlerkreise entwickelt sich 
später das Unternehmertum (dessen große Bedeutung für die Gegen- 
wart noch zu zeigen sein wird). 

Das Wesen der Aristokratie beruht auf der Hervorhebung 
bestimmter Gesellschaftsschichten, auf einem Ausleseprozesse, der 
stets mit gewissen Fortschritten der sozialen Entwicklung verknüpft 
ist. Neuen größeren Aufgaben zeigt sich stets zunächst nur eine 
kleinere Zahl gewachsen; sie steigt empor. Ohne Aristokratiebildung 
ist ein Fortschritt nicht denkbar. Während — wie Simmel gezeigt 
hat — die zurückbleibende Masse die ältere, primitivere Lebens- 
weise repräsentiert, stellt eine junge Aristokratie den sozialen 
Niederschlag einer neuen Kultur dar. Freilich müssen wir dabei 
den Nachdruck auf das Wort ‚jung‘ legen; viel häufiger vertritt 
die Aristokratie eine mit alten, ererbten Vorrechten ausgestattete 
Gesellschaftsschicht, die sich — dem Alter ihrer Prärogativen ent- 
sprechend, konservativ gerichtet — dem umbildenden Fortschritt 
entgegenstellt. Das ist ja gerade der hervorstechendste Zug sozialer 
Veränderungen des Volkskörpers, daß der alten eine neue Aristo- 
_ kratie gegenübertritt; aber stets sind gesellschaftliche Fortschritte 
mit Aristokratiebildung verknüpft; erst allmählich ergreifen die Er- 
rungenschaften bestimmter Gesellschaftsgruppen den ganzen Demos. 

Schon der Versuch, die historischen Aristokratien in Haupt- 
gruppen zu zerlegen, zeigte uns, wie nahe der Klassenbegriff mit 
dem des Standes verbunden ist. Wenn wir innerhalb der Aristo- 
kratie Krieger, Beamte, liberale Berufe, Händler usw. schieden, so 
mußten wir damit die ständische Sonderung innerhalb der Aristo- 
kratie vornehmen. Vor allem gilt, wie gesagt, diese engste Be- 
ziehung von Klasse und Stand für das Mittelalter; erst im Zeitalter 
der voll entwickelten Erwerbswirtschaft geht die Tendenz der sozialen 
Differenzierung dahin, an die Stelle der überkommenen_ aristo- 
kratischen Stände die Aristokratie der 'Reichen zu setzen, also 
Aristokratie und Plutokratie gleichzusetzen. 

Dem Aufstieg der Aristokratie im ganzen parallel geht die 
Proletariatsbildung, die Entstehung einer sich vom Durchschnitt in 
den Besitz- und Einkommensverhältnissen abhebenden Unterschicht. 
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Ursprünglich gehörten zum Proletariate die Massen der Unfreien, 


im weiteren Sinne alle diejenigen, die nicht dureh ihre Steuer- 
leistung die Interessen des Fiskus fördern, sondern dem Staate 
durch ihren proles, ihre Nachkommenschaft, dienen, aus der die 
Soldaten und mechanisch Arbeitenden entnommen werden. Wir 
werden zum Proletariate alle diejenigen rechnen, die infolge ihrer 
gesellschaftlichen Lage nicht zur Bildung von Kapital- oder höherem 


Arbeitseinkommen gelangen können und zur Fristung des Daseins” 


auf Arbeitslohn angewiesen sind. Zwischen dem Proletariate und 
den übrigen Gesellschaftsschichten besteht in allen Lebensfragen 
der tiefgehende Unterschied in der abweichenden Antwort, die jeder 


der beiden Teile auf die Frage gibt: Sind wir mit unseren Familien. 


nur von unserer Arbeit abhängig, oder haben wir neben ihr noch 
Möglichkeiten, unsere und der Unseren Existenz zu sichern? Die 
„Besitzenden‘ antworten: Unser Kapital arbeitet für oder doch 


neben uns; auch können wir aus unserer hochwertigen Arbeit ein 


Einkommen schaffen, das bei sparsamer Lebensweise sich kapitali- 
sieren läßt; der Proletarier sagt: Wenn ich leben will, muß ich 
arbeiten; das ist meine einzige Nahrungsquelle. 


Zwischen Aristokratie und Proletariat steht eine Mittelschicht, 
deren Größe im Verhältnis zu den beiden anderen Klassen charak- 


teristisch für die soziale Kultur einer Epoche ist. Wird ihre Kopf- 
zahl und ihr Anteil am Nationalvermögen zu gering, so ist der 
Bestand und das Gedeihen der Volksgesamtheit gefährdet. So not- 
wendig für jede Gesellschaft bei dem bisherigen Stande der Technik 
das Vorhandensein einer ausreichenden Zahl von Handarbeitern 
ist, so wünschenswert ist es, eine möglichst große Menge auch 
dieser Handarbeiter nach Besitz und Lebensführung in die Mittel- 
schicht zu erheben. Ihr gehören die Familien an, die ihr volles 
„Auskommen‘“ und ihre „bürgerliche Nahrung“ besitzen, d.h. neben 
ihren zur bürgerlichen Lebensführung ausreichenden Arbeitsein- 
kommen ein bescheidenes Einkommen aus Grundbesitz oder Kapital 





besitzen und ihren Kindern eine Erziehung und Schulung gewähren - 


können, die sie zur erfolgreichen Führung des sozialen Daseins- 
kampfes und zum Aufstieg in höhere soziale Stellungen mehr oder 
weniger geschickt macht. Ihre Einkommensverhältnisse gestatten 
ihnen, Rücklagen für die Zeit des Alters und der Arbeitsunfähigkeit 
ohne Opfer in gesunden Tagen zu machen und schließlich am 
Kultur- und Geistesleben bis zu einem gewissen Grade teilzunehmen. 
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$6. Die Bedeutung der Besitzverteilung für die moderne 
Klassenbildung. 


Das Verhältnis der Berufe und Stände zu den drei Klassen 
der Aristokratie, der Mittelschicht und des Proletariats kann man 
sich schematisch am leichtesten dadurch vergegenwärtigen, daß man 
(wie oben) die arbeitsteilige Berufsbildung als eine vertikale Sonde- 
rung, als Längsschnitt-Teilung der Gesellschaft betrachtet, während 
die Klasseneinteilung diese Berufsstände horizontal (im Querschnitt) 


“ durchschneidet. Jedoch decken sich bis zum Beginne der Epoche 


der entwickelten Geldwirtschaft Stand und Klasse: in älterer, rein 
agrarischer Zeit fast völlig, in den jüngeren, städtischen Jahrhun- 
derten wenigstens teilweise. Bis zur Entstehung des urbanen 
Patriziats sind die Großgrundbesitzer die Aristokraten, bilden die 
erbuntertänigen Bauern und sonstigen Hörigen mit dem Gesinde das 
Proletariat; die nichtstädtische Mittelschicht wird am markantesten 
durch die hier und da vorhandenen freien Bauern repräsentiert. 
Zu eigentlichen Sitzen der Mittelschicht werden danach die Städte. 
Hier ist Mittelschicht und Mittelstand eines. Erst von dem Zeit- 
punkte ab, wo das mobile Geldkapital als neue Vermögensqualität 
mit größerem Erfolge neben die alte Vermögensquelle des Grund- 
besitzes tritt, lockert sich der Zusammenhang zwischen Stand und 
Klasse, wird die horizontale Schichtung für die Lebenshaltung und 
Kulturteilnahme immer wichtiger. Jetzt erst entfaltet das Vermögen 
so recht seine sozial bindende und trennende Kraft. Nicht mehr 
die berufliche Arbeitsteilung, sondern der Besitz wird mit jedem 
Fortschritte der Geldwirtschaft die für die gesellschaftlichen Zu- 
sammenhänge eines Volkes in erster Linie bestimmende Gewalt. 
Schon kannte die spät-mittelalterliche Gesellschaft das Geld, wenn 
auch noch der direkte Naturalaustausch seine einengenden Wir- 
kungen äußerte. Zunächst in den Städten entstand gegenüber dem 
immobilen Besitz an Grund und Boden das mobile Geldkapital. Wer 
am meisten an gemünztem. Metall besaß, erlangte die Möglichkeit, 
sich alles übrige dagegen einzutauschen. Alle Werte mußten auf 
diesen einen, den Geldwert, reduziert werden. Nun konnte man 
mit besserer Aussicht und leichterer Möglichkeit Kapital aufspeichern 
als m der Vergangenheit, wo der Besitz an Boden oder Herden 
die einzige Quelle des Reichtums war. Das Geld wurde das neue 
Machtmittel. Natürlich konnten von ihm nur die auch zuvor zu 
den Besitzenden gehörigen Klassen den. Gebrauch der Kapitalbil- 
dung machen. Die mittelalterlichen Aristokraten, die sich in ihrer 
auf Landeigentum gegründeten Macht sicher fühlten, denen es ferner 
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an kaufmännisch-ökonomischer Schulung fehlte, machten sich zu- 
nächst die Vorteile des mobilen Kapitals weniger zu eigen. Es 
warerı die wohlhabenden Städter, welche die Produktivität des Geld- 
kapitals erkannten. Sobald man imstande war, durch Handel, Berg- 
bau, Handwerk oder Verkehr mehr an Geld zu verdienen, als zum 
Erwerb des zum Leben notwendigen Unterhaltes gehörte, sobald 
man gewisse Ersparnisse machte, behielt man einen zinstragenden 
Fond, der sich durch Darlehen, durch Eröffnung neuer Wirtschafts- 
zweige, durch glückliche Käufe und Verkäufe in geometrischer Pro- 
gression vermehrte. Während im ländlichen Naturalbetriebe der 
Grundherr andere für. sich arbeiten ließ, weil er die physische 
Macht hatte, sie zu zwingen — einfach aus dem System der Ober- 
und Unterordnung heraus, entstand‘ in den Städten ein anders ge- 
artetes Arbeitsverhältnis. Denn der wohlhabend gewordene städtische 
Handwerker oder Patrizier brauchte nun nicht mehr selbst Hand an 
die grobe Arbeit anzulegen; sein Kapital arbeitete fortan für ihn. Er 
zog Leute heran, die er bezahlte, d.h. denen er meist Nahrung und 
Unterkunft nicht mehr direkt gewährte, denen er vielmehr eine be- 
stimmte Geldsumme zur eigenen Beschaffung des Unterhaltes gab. 
Jene aber ordneten sich diesem Systeme zunächst um so bereit- 
williger unter, als es auf der Freiheit des Vertrags und Verkehrs 
beruhte und sie nun nicht an einen Herrn zeitlebens gebunden 
waren, sondern überall, wo für sie geeignete Arbeit verlangt wurde, 
vorsprechen und nach Erledigung der verlangten Leistung gehen 
konnten, ohne daß nach ihrem Verbleib gefragt wurde. Freilich 
waren sie ihrerseits nicht imstande, Kapital zu sammeln. Von vorn- 
herein besitzlos, arm an Rechten und Macht, aber stark an Zahl, 
mußten sie sich, um den notwendigsten Unterhalt zu bestreiten, für 
ein Geringes anbieten. Taten sie es nicht, waren genug andere 
vorhanden, die an ihre Stelle traten. So starrten sie immer dem 
bleschen Hunger und der Not ins Antlitz, wenn keine Arbeit für 
sie da war. Während sie ihrem Arbeitgeber das Kapital vermehrten, 
so daß sein zinstragender Überfluß ihm immer weiter reichende 
ökonomische Macht verlieh, verzehrte bei ihnen das Heute, was das 
Gestern schuf. „Wer da hat, dem wird gegeben, und wer da nicht 
hat, dem wird genommen, was er hat.“ 

Aus dem städtischen Mittelstande und einem Teil der Hörigen 
bilden sich zwei einander zugleich bedingende und doch wider- 
einander streitende entgegengesetzte Gruppen. Allerdings gibt es 
besonders in den frühen Epochen der Geldwirtschaft genug Zwischen- 
glieder. Das Handwerk ist einer allzu schroffen Trennung nicht 
günstig. Hier muß der Meister in häuslicher Gemeinschaft mit 
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Gesellen und Lehrlingen selbst rege mitarbeiten. Auch stehen die 
vorhin berührten Zunftschranken entgegen. Erst da, wo die Bindungen 
der Arbeits- und Marktregulierung fallen, wo eine liberalere Gesetz- 
gebung Freizügigkeit und Gewerbefreiheit schafft, wo sich neben 
dem Handwerk die Hausindustrie, später auch die Manufaktur ent- 
faltet, wo eine entwickelte Technik der Kraft- und Arbeitsmaschinen 
entsteht, gibt es ein industrielles und kaufmännisches Unternehmer- 
tum, dessen Hauptmerkmal die Funktion des in ihm selbständig 
arbeitenden Kapitals ist. ' 

Eine revolutionierende Wirkung ging von diesem neuen Ele- 
mente aus: das Kapital zog mitten durch die vertikal aufstrebenden 
Berufsstände trennende Schranken. War es in der alten Zunftzeit, 
abgesehen von der. Standeszugehörigkeit, nur notwendig, daß man 
Fleiß und Geschick besaß, um an leitende Meisterstellen zu gelangen, 
so -wurden jetzt die, welche nach ausdauernder und brauchbarer 
Arbeit wünschten, in die Sphäre der Herren und Meister auf- 
genommen zu werden, zunächst gefragt, ob sie auch Geld, Kapital 
hätten. Denn der Großbetrieb erforderte zahlreiche Maschinen, viele 
Arbeitskräfte, Grundbesitz und Häuser, vor allem auch Kredit und 
Kundschaft — alles das stand nur dem Reichen offen. Dazu 
kam, daß sich die Technik und: Wirtschaftsweise dieser Großunter- 
nehmungen dem alten Handwerk, der Welthandel dem lokalen 
Krämertume überlegen zeigte, so daß diesen mittelalterlichen Stän- 
den die selbständige wirtschaftliche Existenz erschwert wurde. Die 
Schar der sich anbietenden Arbeiter wuchs durch Aufnahme sozial 
sinkender Elemente. Im allgemeinen taten sich ihnen allen. stets 
die Tore der Fabriken mit den nimmer müden Maschinen auf. 
Auch auf das konservative platte Land zog der Geist der neuen 
Wirtschaftsordnung. Im Grundstückshandel wurde der einst so stetige 
Boden zun mobilen, der Spekulation offenen Kapital. Auch hier 
‚konnten jetzt die alten Bande der Hörigkeit fallen. In der strengen 
Luft des freien Erwerbslebens mußten aber die nunmehr formal 
freien kleinen Grundeigentümer größtenteils gegen geringe Entlöhnung 
ihre Arbeitskraft auch ohne physischen Zwang anbieten. 

Überhaupt schienen sich nun alle Abhängigkeitsverhältnisse rein 
automatisch ohne Gesetz und Verordnung zu regeln. Die Zunft- 
schranken waren dahin, die Stände traten in Verbindung miteinander, 
der Sohn brauchte dem Vater nicht mehr unbedingt im Berufe nach- 
zufolgen; der Kaufmann konnte eine 'Beamtentochter, der Offizier 
die Tochter des Industriellen heiraten. Der Arme konnte aus- 
wandern, jedenfalls frei seinen Wohnsitz wählen. Der Handwerker 
brauchte nicht den Nachweis der Befähigung zum Meister zu er- 
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bringen — kurz, scheinbar Freiheit und Vermischung überall. Aber | 


eine neue trennende Mauer richtete sich auf. Gab es wirklich 
Freiheit? Verschwanden alle sozialen Unterschiede? — Nein: die 


Scheidung nach Besitz oder Nichtbesitz wurde jetzt eine viel tiefer _ 


greifende als in alten Tagen. Mitten durch den Volkskörper ging 
die trennende Grenze. Was oberhalb war, bestand aus Personen, 
die, abgesehen von ihrem etwaigen Arbeitseinkommen, immer noch 
genügend zinstragendes Kapital besaßen, um mit ihren 
Familien auch ohne eigene Arbeit sorgenlos leben zu können; 
was unterhalb war, besaß nur den Ertrag aus der eigenen 
Arbeit oder hatte doch wenigstens nicht hinreichend Vermögen, 
um davon mit den Angehörigen standesgemäß bestehen zu können. 


Was ist für unsere Untersuchung das Hauptergebnis dieser 


Entwicklung? Wir können nunmehr die Grundzüge der Sozial- 
ordnung Europas im 19. Jahrhundert zeichnen: Einmal die Ent- 
stehung einer neuen Aristokratie, des Unternehmertums großen Stils 
und des rentenbeziehenden Geldverleihers, dann die Bildung des 
modernen Handarbeiter-Proletariats und schließlich die zunehmende 
Bedeutung des Besitzes für die soziale Differenzierung. Jetzt erst 
scheiden sich Klasse und Stand voneinander. Die fortschreitende 
Arbeitsteilung schafft zu den alten Berufsständen neue; aber jetzt geht 


durch jeden Berufsstand der Riß zwischen dem vermögenden und _ 


vermögenslosen Teil. Jede dieser beiden Gruppen steht den An. 
forderungen des Berufs und des Verkehrs ganz anders gegenüber. Die 
einen können mit einer gewissen Lässigkeit auf die an sie heran- 
tretenden Anforderungen blicken. Wenn sie ihnen ungerecht er- 





scheinen oder ihre Kräfte zu übersteigen drohen, gut, dann gehen 


sie, quittieren ihren Beruf und leben als Rentner weiter ein „standes- 


gemäßes‘‘ Dasein. Die anderen sind mit oft grausam drückenden 


Ketten an ihren Beruf und damit nur zu oft an den Willen vor- 
gesetzter Personen festgebunden. Sie haben einen Brotherrn; für sie 
gilt das Wort: Wess’ Brot ich ess’, dess’ Lied ich sing’! Da sie in- 
folge unserer arbeitsteiligen Gesellschaftsordnung und Vorbildung 
meist nur gerade zu dem von ihnen ausgeübten Berufe oder nur 
zu wenigen verwandten geeignet sind, bleibt ihnen oft nicht ein- 
mal die Wahl zwischen der bestehenden oder einer neuen, einzu- 
tauschenden Abhängigkeit. Tatsächlich rechnen Staat und Gemeinde, 
Privatunternehmung und Genossenschaftsbetrieb längst mit dieser 
Unfreiheit der Vermögenslosen. Für viele Posten werden (wenn 
auch meist nicht offen) nur Leute ohne zinstragendes Einkommen 
gesucht, weil sie sich, besonders wenn sie Familie haben, gewisser- 
maßen auf Gnade oder Ungnade dem Arbeitgeber in die Hand liefern. 
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Wir stehen hierbei auch im sittlichen und kulturellen Leben 
vor dem Korrelat zu der rechtlich-formal bestehenden persönlichen 
und Gedankenfreiheit. Ist es nicht seltsam, wie wenig individuell 
selbständigen Meinungen man in dieser Zeit trotz der Lösung des 
Bannes der alten Feudalordnung begegnet? Sollte nicht das an sich 
ja freie und ungehemmte Geistesleben ein viel reicheres, bewegteres 
Bild zeigen? Statt dessen eine oft stumpfe und träge Übereinstim- 
mung, überall nur große Meinungschöre, Gruppenurteile und -an- 
sichten, die von der leitenden Stelle ausgegeben werden und nun 
in vielfachem Echo in den Niederungen widertönen. Warum redet ihr 
nicht, oder warum protestiert ihr nicht? Antwort: uns kann ge- 
kündigt, wir können suspendiert werden. Die Gefahr der Brotlosig- 
keit liegt als dumpfer Druck über den Vermögenslosen. In jungen 
Jahren riskierte man’s; aber wenn die Zukunft der Kinder ge- 
fähıdet ist, steht der Gewissenhafte zwischen zwei Bedrängnissen, 
aus denen es keinen Ausweg gibt als Schweigen. \ 

Aber schon vor dem Kriege (1910, in der ersten Auflage 
und vorher in einem Vortrage im Jahre 1906 fügte ich hinzu: 
.Es ist ein Fehler der bisherigen vom Marxismus beeinflußten 
modernen Sozialpolitik, die Welt nur als einen großen Fabrikbetrieb 
anzusehen und demgemäß den Bedrängten nur im Arbeiter zu er- - 
blicken. Besteht doch in allen Ständen die gleiche Erscheinung; 
nicht die absolute Zahl des Einkommens ist das Entscheidende, 
sondern sein Verhältnis zu den Bedürfnissen. Denn sozial zu sinken, 
von der ererbten Lebensführung zur tieferen, auch wenn diese 
noch nicht gleichbedeutend mit Ertragen des Hungers und der 
- Kälte ist, ladet auf den Sinkenden die Last der Verantwortung gegen- 
über seinen Kindern, seiner Familie und den eigenen Entwicklungs- 
möglichkeiten. Es sind Fälle möglich, wo gerade in der Bedürfnis- 
losigkeit des Arbeiters ein Element der Freiheit ruht. Nehmen wir 
einen günstigen Fall: ein gutbezahlter qualifizierter Arbeiter besitzt ein 
von denEltern ererbtesHäuschen mit etwas ertraggebendem Feld und 
Garten, etwas Vieh; er kann vielleicht ein ganzes Stockwerk vermieten, 
bezieht Dividenden eines Konsumvereins, er hat keine Kinder, seine 
Frau hat eine leidlich bezahlte Nebenbeschäftigung — nun trifft 
ihn wegen Zugehörigkeit zu einer politischen Partei plötzlich die 
Kündigung. Dieser kleine Kapitalist steht deshalb noch nicht vor 
einer verzweifelten Lage. Vielleicht ist er viel besser ‘daran als der 
scheinbar allmächtige Generaldirektor seines Werkes. Dieser mag 
ein fähiger arbeitsamer Techniker sein; die Herren vom Aufsichtsrat 
vertrauten ihm die Leitung an, nicht ohne lange Vorerwägungen, 
da er nicht eigentlich zu ihrem Kreise gehört, sondern bisher nur 
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Beamter, Angestellter des Werkes war. Aber das Kalkül der prak- 
tischen Herren führte zu der Hoffnung, unter seiner Leitung wür- 
den die Dividenden, die absolute Höhe der Tantiemen steigen; er 
verstand ja die Sache. Aber man mußte den Mann in der Hand 
behalten, ‚„Interessenvertreter‘ — wie das moderne Wort lautet — 
Interessenvertreter der Industrie xar’ &£oyjv mußte er sein. Sein 
Gehalt ist hoch; die Anforderungen der Repräsentation und des Ver- 
kehrs vielleicht noch höher. Bei übergroßer Arbeitslast gibt es wenig 
Erholung und Genuß für ihn. Dies und jenes in der Geschäftsleitung, 
etwa die Arbeiterbehandlung hätte er gern anders gehandhabt; aber 
der Aufsichtsrat ist nicht dafür zu haben. Machte er Andeutungen, 
bekam er bald so etwas zu hören wie: „Wir erwarten von Ihnen, 
daß Sie unsere Interessen wahrnehmen. Übrigens läuft Ihr Kontrakt 
demnächst ab!“ Was tun? Wo anders sich bewerben? Mit vielleicht 
Hunderten im Wettbewerb, von denen schließlich doch der ge- 
wählt würde, der einflußreiche Beziehungen hat — nein! Schweigen 
ist die Parole! — 

So gibt es Minister, die am Amte kleben, weil die Pension 
nicht ausreichen würde für die Ansprüche der Söhne — Generale, 
die den Abschied nicht nehmen wollen, obwohl ihnen schon be- 


deutsam mit dem Regenschirm gewinkt worden ist — von da geht 


es hinunter bis zu den Schichten, wo der krasse Mangel sich ein- 
stellt, wenn der Brotherr die Tür zumacht. Kurz, den an Zahl 
bei weitem größeren Teil der Gesellschaft verbindet das Band der 


relativen Besitzlosigkeit. Sie alle treten in Dienste und erwarten, 


während sie die Depots der Reichen füllen, einen Anteil des Ge- 


winns als Entlohnung für sich. Ihnen gegenüber stehen die wenigen, 


die — rein plutokratisch betrachtet — die oberen Zehntausend, die 


Unabhängigen, sind, welche das Treiben dieser närrischen Welt mit 


einem gewissen Gleichmut zu betrachten in der Lage wären, wenn 
sıe nicht häufig durch Gewinnsucht oder durch das Risiko ihrer 
Unternehmungen, durch die schwankende Gunst der Konjunktur in 
einem Zustande nervöser Unruhe erhalten würden. 

Wir sehen also, daß der alte Zusammenhang der Stände, der 
Reich und Arm gleichberechtigt umschloß und mehr nach Geburt 
und Geschick trennte, bis zu einem gewissen Grade aufgelöst wird 
duıch den Gegensatz des Besitzes. Wir stehen vor der Tatsache, 
daß die gleichen Anforderungen des Berufs und Verkehrs für den 
einen eine Bagatelle bilden, die eine Stunde des Unbehagens 
nicht wert ist, dem anderen die Ruhe der Nächte rauben und ihm 
Furchen des Grams und der Sorge ins Antlitz graben. Wir ge- 
wahren eine innerliche Scheidung innerhalb der Berufe, die, je mehr 
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Menschen gewertet werden nach dem, was sie haben, und nicht 
nach dem, was sie sind, zur eigentlichen Klassentrennung wird. 

Freilich müssen wir selbst bei dieser summarischen Betrach- 
tung, die nur die Grundlinien dieser Entwicklung aufweisen kann, 
noch einiges ins Auge fassen. So sehr nämlich auch der Besitz 
das Ausschlaggebende in der modernen Klassenbildung ist, so dürfen 
wir den Einfluß der Bildung nicht gänzlich übersehen. In Wirk- 
_ lichkeit präsentiert sich. ja unsere Gesellschaftsordnung nicht aus- 
schließlich in der Weise, daß einer kleinen Zahl reicher Magnaten 
eine Schar besitzloser Menschen in Knechtschaft  gegenübersteht, 
zu denen auch alle Träger der Intelligenz, des guten Geschmacks 
und des technischen Könnens gehören — sondern, abgesehen von 
den zahlreichen Zwischenstufen des Besitzes, gibt es immer eine 
gewisse Anzahl von Fähigkeiten, die so selten vertreten und doch 
der gesellschaftlichen Entwicklung so notwendig sind, daß sie auch 
rein materiell so gewertet werden müssen, daß ihren Trägern Posi- 
tionen eingeräumt werden, in denen sie nach der sozialen Macht- 
skala den wohlhabenderen Elementen mehr oder weniger gleich- 
kommen. Denn Besitz ohne Können und Wissen würde nie soziale 
Macht behaupten können. Eine der schwierigsten und tiefstgreifen- 
den Prozesse der Kulturentwicklung besteht deshalb in dem bestän- 
digen Streben, die Interessen von Besitz und Bildung zu verknüpfen, 
damit sie sich gegenseitig stärken und fördern. Die Folge davon 
ist, daß immer wieder ein Teil der Gebildeten, der an sich zu den 
"Besitzlosen gehören würde, mit der Erwerbswirtschaft ausgesöhnt 
wird, so daß seine Interessen sich mit denen der Reichen ver- 
quicken. 

Und dann noch ein anderes, das das obige Bild der Klassen- 
ordnung etwas verschiebt. Wir sahen, wie es vor allem die moderne 
wirtschaftliche Unternehmung war, welche den auf Besitz gegrün- 
deten Klassenunterschied außerordentlich förderte, wenn sie ihn 
auch nicht geschaffen hat. Der Masse der Angestellten und Arbeiter 
stand der kapitalkräftige Unternehmer gegenüber. Aber schon bei 
unserem vorhin gebrauchten Beispiele von dem Generaldirektor eines 
Industriewerkes hätten wir die Frage aufwerfen können: wer ist 
eigentlich der Unternehmer? Besonders je mehr sich das Institut der 
Aktiengesellschaft oder der genossenschaftlichen Organisationen ver- 
breitet und erweitert, steht hinter der Firma der anonymen Unter- 
nehmung eine Kollektivität. Je kleiner die Anteile an solchen Unter- 
nehmungen, je leichter sie von Person zu Person übertragbar sind, 
desto demokratischer gestaltet sich die so aristokratisch erscheinende 
Unternehmung. Unter glücklichen sozialen Verhältnissen dringt das 
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Geldkapital tief in die breiten Volksschichten hinein, so daß bisweilen 


ein und dieselbe Person an der einen Stelle ein unselbständiger 
Beamter, eine ausgebeutete Arbeitskraft ist, während sie an anderer 
Stelle einen allerdings meist nur sehr untergeordneten Anteil an 
der Leitung, am Ertrage und — wenn man will — an der Aus- 


beutung hat. - 


Will man die Verschiebungen in der Sozialordnung des 19. Jahr- 


hunderts auf die einfachste Formel bringen, so geschieht es wohl am 
besten in der Weise, daß man sagt: Die auf Arbeitsteilung beruhende 
Ständebildung tritt zurück zugunsten der großen Zweischichtung 
der Gesellschaft in Vermögen besitzende und vermögenslose Kreise. 
Das Verhältnis von Kapital und Arbeit wird zum Betätigungsgebiet 
moderner Sozialpolitik, und die soziale Frage lautet: wie regeln 
sich die Beziehungen zwischen den Eigentümern von Vermögen und 
Proletariern ? x 

Doch soll diese Vereinfachung in der Wiedergabe der neu- 
zeitlichen Entwicklungstendenz nur den wesentlichsten Grundzug — 
nur die letzte Periode der Antike kannte ähnliche Zustände — in 
der Klassenbildung verdeutlichen. Keineswegs soll die Existenz 
und soziale Bedeutung der Mittelschicht geleugnet werden. Aber 
je mehr die Stände, die wir mit der vieldeutigen Bezeichnung 


Mittelstand zu erfassen versuchen, Objekte der Sozialpolitik wur- 


den, desto deutlicher wurde, daß ihre Lage nur graduell von der 
Situation des Proletariats verschieden war. Auch in diesen Gesell- 
schaftsschichten suchte man sich zu Beginn des 20, Jahrhunderts 
gegen die Übermacht des Vermögens durch Organisation zu schützen; 


aus diesen Reihen erschallte schließlich genau so eindringlich dr 


Ruf nach Staatshilfe. Für den Bereich der staatlichen Sozialpolitik 
bestand vor dem Kriege das Problem, zwischen Kapital und 
aller Art Arbeit die Brücke zu schlagen, zu vermitteln, die wirt- 
schaftlich Schwachen zu stärken und den Machtbereich des Ver- 


mögens zu beschränken. Je mehr es zur Wahrheit wurde, daß, wer 


Geld hat, auch die Welt hat, je mehr die alte Priester- und Krieger- 


aristokratie und ihre späteren Abzweigungen gegenüber der Händler- 


aristokratie zurücktraten, desto mehr mußte die Sozialpolitik ver- 
suchen, die Härten, Ungerechtigkeiten und Einseitigkeiten der Pluto- 
kratie zu vermindern. Freilich sollte, schrieb ich schon damals, 
nie die Aufgabe so verstanden werden, als gelte es, jede Reichtums- 
bildung, jede wirtschaftliche Macht hintenanzuhalten; nichts rächte 
sich so bitter amSchicksal eines modernen Kulturvolkes wie die Hem- 
mung des wagenden und machthungerigen Unternehmertums. Auch 
daıf man heute nicht übersehen, daß das Verhältnis von Kapital und 
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Arbeit nicht mehr so einseitig günstig für jenes ist wie in den 
Zeiten des Individualismus. In den letzten Jahrzehnten sind in zu- 
nehmendem Grade Korrekturen im sozialistischen Sinne, d.h. zu- 
gunsten der Arbeit, vorgenommen worden, und die Macht des Fak 
tors Arbeit ist wieder dank der Staats- und Selbsthilfe sowie der 
Wohlfahrtspflege beträchtlich gestiegen; die ungeheuerliche Ausbeu- 
tung der Arbeitskraft, wie sie mit Beginn des Industrialismus ein- 
setzte, ist aufgehalten worden, der Zinsertrag des Kapitals hat sich 
gleichfalls vielfach verringert, der Prozentsatz des Arbeitseinkommens 
gegenüber dem Kapitaleinkommen verhielt sich 1908 wie 65 zu 35. 
Trotzdem bleibt es ein Grundzug der Sozialpolitik, zwischen Kapital 
und Arbeit eine Versöhnung zu versuchen, nicht zum wenigsten durch 
Stärkung der mittleren Schichten. 


8 7. Neue Tendenzen der Klassenordnung seit dem Kriege. 


Das in $ 6 über die Bedeutung der Besitzverteilung Gesagte 
wiederholt in allem Wesentlichen die vor dem Kriege gegebenen Dar- 
legungen. Schon war (wie aus dem letzten Abschnitte zu entnehmen 
sein wird) seit etwa 1900 zu spüren, daß sich die unter dem Ein- 
flusse einer hochentwickelten Erwerbswirtschaft im 19, Jahrhundert 
entstandene Klassenordnung hier und da — wie manche glaubten — 
auflöste oder wenigstens doch, daß sie zugunsten des Proletariats 
ihre Starrheit verlor. 

Die Periode europäischer Geschichte, in die wir seitdem (deut- 
lich wahrnehmbar seit dem Sommer 1914) eingetreten sind, brachte 
unserer Rasse eine soziale Revolution größten Ausmaßes, in der wir 
mitten darin stehen. In einer solchen Zeit sieht sich der kritische 
Beobachter des Gesellschaftslebens einer Fülle verwickelter, sich 
widersprechender Erscheinungen gegenüber. Kühne und skrupel- 
lose Geschichtsphilosophen legen den ‚Sinn‘ des Zeitalters nach 
ihren eigenen Idealen und Wunschbildern aus und finden in der 
unendlichen Menge von durcheinander kreisenden Beobachtungen 
Material genug, um ihre Behauptungen über die Grundlinien des 
Weltenlaufs zu stützen. Es kommt nur darauf an, wieviel sie als 
unwesentlich beiseite lassen. 

Damit wir jedoch hier den Fehler willkürlicher Deutung mög- 
lichst vermeiden, sei zunächst noch einmal daran erinnert, was. wir 
als Hauptergebnis unserer bisherigen Eee uchen Übersicht fest- 
halten müssen: 

Der Gesellschaftsbau stellte sich uns bei jedem Volke im 
Bilde einer Pyramide dar, die auf einer breiten Basis ruhte. Diese 
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Pyramide war mannigfach geschichtet; jedoch ließen sich zwei oder 
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auch drei Hauptschichten deutlich erkennen. Die Schichten blieben - 


nicht unverändert. Vielmehr sanken (bisweilen in einzelnen, kleinen 
Abbröckelungen, bisweilen in umfangreichen Massensenkungen) Teile 
der schmaleren Oberschicht in die Unterschicht; ebenso stiegen 
Personen mit ihren Familien oder ganze Gruppen von Berufs- 
genossen von unten nach oben. Es gab Zeiten, in denen der Auf. 
stieg nur eine Ausnahmeerscheinung war, und es gab Perioden, in 
denen es sich dabei um häufige Begebenheiten handelte. Zunächst 
herrschte die kleinere Oberschicht über jede tiefere, breitere Schicht. 
Das Verhältnis, in dem sie zueinander standen, war das der Arbeits- 
abwälzung. Jede tiefere Schicht hatte in der Regel eine mechanischere 


Arbeitsverrichtung als die entsprechend höhere; sie nahm der höheren 


die niederen Arbeitsleistungen bis zu einem gewissen Grade ab. 
Diese pyramidenförmige Gesellschaftsordnung war — zwar nicht 
immer, aber in manchen Zeiten, so besonders seit dem Aufkommen 
des Klassensozialismus im 19. Jahrhundert — Gegenstand der Kritik 
und Anfeindung. Der radikalste Gedanke forderte ihre völlige Ab- 
tragung und Umwandlung in die Ebene wirtschaftlicher und sozialer 
Gleichheit. Es war die Forderung der breiten Unterschicht, des Prole- 


tariats, ferner der Deklassierten, die aus den oberen Schichten 


stammten, aber durch Herabdrückung gesellschaftsfeindlich geworden 
waren, schließlich mancher Träumer, die ihren eigenen guten Willen 
für eine allgemeine Eigenschaft aller Menschen hielten. 
Wer dies befürwortete, kannte die Menschen und ihre Ge- 
schichte nicht. Ohne die Errichtung der Pyramide sozialer Un- 
gleichheit, deren Bau unendliche Opfer und Kämpfe seit der Urzeit 
gekostet hat, wäre von all dem, was wir Kultur nennen, nichts ent- 
standen.- Nur dadurch, daß aristokratische Schichten von niederer 
Arbeit frei wurden, ward ihnen die äußere Möglichkeit zu höheren 
Leistungen. -Ohne Auslese keine aufsteigende Entwicklung. Es gibt 
keine Forderung, die gerechter und sozialer ist, die allen übrigen 
sozialpolitischen Ansprüchen so voransteht, als die, daß die vom 
Standpunkte der Veredelung unserer Rasse höhere Leistung auch 
sozial (nach wirtschaftlichem Entgelt und an Ansehen) höher zu 
bewerten ist, als die gröbere. Wer diese These anficht, ist ein 
Naır oder ein Barbar. Die entgegengesetzte Auffassung geht von einer 
ganz mechanischen Auffassung der Gerechtigkeit aus und behauptet: 
je lästiger, mühevoller und unsauberer eine Verrichtung, desto größer 
müsse auch die Entschädigung dafür sein, und desto höher müsse 
auch der Verrichtende demzufolge in der sozialen Rangordnung 
stehen. Das würde zu einer Umstülpung der Pyramide führen; das 
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Chaos der Herrschaft von Dummheit und Roheit würde bald den 
Untergang des ganzen Volkes bewirken. Nicht die Menge des bei der 
Arbeit vergossenen Schweißes, sondern nur die Arbeitsintensität, ge- 
messen an Nervenkraft, Beseeltheit, Erfahrungsnutzung, Selbständig- 
keit und Einsicht, kann entscheidend sein. Nun ging freilich aus dem 
oben Gesagten hervor, daß der Aufbau der Pyramide der Gesell- 
schaft nicht nur auf Auslese des Verfeinerten, innerlich Kräftigeren 
beruht, daß die oberen Schichten nicht insgesamt die kulturell 
wertvolleren Elemente bilden. Aber die‘ Entdeckung dieser Tat- 
sache (über deren Ursachen bereits berichtet worden ist) sollte 
niemanden dazu verführen, nun einfach die Umkehrung des Satzes 
vom gerechten Klassenbau für richtig zu halten und zu behaupten: 
was ‘oben ist, ist untauglich, verkommen und unkultiviert; alle 
wahre Kraft wohnt nur in der Unterklasse. Trotz aller Mängel ist 
die überkommene Gesellschaitsordnung unendlich viel gerechter, als 
die Umkehrung oder ein nivelliertes Sozialsystem. Die Tradition 
höherer Kultur, Qualitäten des ererbten Blutes, das Erziehungs- 
system, die gute Kinderstube wirken in zahllosen Ausstrahlungen 
zugunsten der Oberschicht, 

Diese Erkenntnis darf nicht dazu führen, sich gegen die Ent- 
wicklungsfolgen zu verhärten und sich den Lehren der Sozial- 
geschichte zu verschließen, die den Hauptgegenstand der voran- 
schenden (im vorigen Paragraphen) gegebenen Ausführungen bil- 
deten, Es kommt allerdings darauf an, daß allezeit die wertvolleren 
Elemente emporsteigen können, daß. nicht künstliche Schranken -die 
Auslese verhindern, und schließlich darauf, daß auch die unterste 
Schicht einen Mindestanteil an den Kultur- und Wirtschaftsgütern 
eines Volkes besitzt. Es gab Zeiten, in denen man dem llochmute 
und der Mitleidslosigkeit der Oberen mit Heftigkeit die Mahnung 
enigegenhalten mußte: ihr seid nicht besser als der geringste unter 


‚euren Knechten! (Wie es heute steht, wird gleich zu sagen scin.) 


Zunächst noch etwas über das Schema der Schichtung der Ge- 
sellschaftspyramide: Erklärt :wurde diese Schichtung aus Arbeils- 
teilung und Besitzverteilung. Legen wir das erstgenannte Prinzip 
zugrunde, so sondern wir entweder (allgemeiner) die zwei Schichten: 
leitende, organisierende, geistige Arbeit und ausführende, mecha- 
nische, Handarbeit- oder (etwas spezieller) die drei Schichten: 1. lei- 
tende, organisierende, Forscher- und Künstlerarbeit; 2. unselbstän- 
dige, ausführende, geistige Arbeit; 3. mechanische, körperliche Arbeit. 
— Nach dem anderen Kriterium sondern wir Reich und Arm. Suchen 
wir Arbeitsteilung und die Eigentumsdifferenzierung zusammenzu- 
fassen und das Momeüt sozialer Macht hervorzuheben, so sondert 
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sich Ober- und Unterklasse oder (genauer) Aristokratie, Mittelklasse 
und Proletariat. 

Alle Sozialpolitik sucht die jeweilig benachteiligten Gesellschafts- 
schichten zu stützen. Deshalb standen bisher die Proletariatsforde- 
rungen in ihrem Mittelpunkte. Mit jeder Verschiebung von Macht, 
Besitz und Bildung wandelt sich aber der Personenkreis, der Gegen- 
stand der Sozialpolitik ist. Die entscheidende Frage ist: wer ist 
der wirtschaftlich Schwächere? 

Oben wurde gesagt, das Verhältnis der oberen zur unteren 
Klasse wäre das der Arbeitsabwälzung. Ist das dasselbe wie Aus- 
beutung? Besteht ein dauernder Klassenkampf? Dieser Begriff er- 
scheint seit Saint-Simon in den Systemen der meisten Sozialisten. 
Von Karl Marx wird er in den Mittelpunkt seiner Theorie gestellt, 
von Lenin, Trotzki, Karl Liebknecht, Rosa Luxenburg bis zur 
äußersten Grenze zugespitzt. Läßt sich der Klassenkampf nur durch 
Kommunismus überwinden? 

Der älteren Nationalökonomie war die Vorstellung vom Klassen- 
-kampfe ziemlich fremd, wenn auch nicht so unbekannt, wie Schmoller 
behauptet. In der Hauptsache faßte sie die Volkswirtschaft als eine 
Einheit und nahm wenig Bezug auf die Klassenordnung. Der 
Sozialismus übertrieb nach der entgegengesetzten Richtung. Wir 
werden sagen müssen: der Klassengegensatz wurde zu jeder Zeit 
und bei jedem Volke verschieden stark empfunden, und wir werden 
mit Schmoller Epochen des sozialen Friedens und des sozialen 
Kampfes unterscheiden. Ob mehr der eine oder der andere über- 
wog, hing, abgesehen von der seelischen Disposition des Zeitalters, 
von drei Faktoren ab: erstens von dem Maße der Einheitlichkeit 
des Volkes und der Verschiedenheit in der Zusammensetzung der 
Bürger nach Rasse und Besitz, zweitens vom Grade der Organi- 
sation der Klassen und drittens von der Kraft, Verfassungsform 
und Volkstümlichkeit der Staatsregierung, die ja das Prinzip der 
Einheit gegenüber den Klassen vertreten soll. 

Zunächst bleibt das Gefühl der Unterdrücktheit oder gar der 
Ausbeutung der breiten Massen lange Zeit latent und nur halb- 
empfunden. Das Proletariat ist politisch und wirtschaftlich noch zu 
wenig erzogen, um ein einheitliches Klassenbewußtsein entwickeln 
zu können. Von außen, von Intellektuellen oder Idealisten, die ihrer 
gesellschaftlichen Herkunft nach meist mehr zur Oberklasse ge- 
hören, wird die Unzufriedenheit in die Massen hineingetragen. Man 
wird sich einer „sozialen Frage“ allmählich bewußt. Die Tendenz 
zum Kampfprinzipe wächst in Zeiten politischer Umwälzung. In 
früheren Jahrhunderten wurde aber dieses gesellschaftliche Abhängig- 
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keitsgefühl meist nur politisch aufgefaßt und verwertet. Man wähnte, 
es käme nur darauf an, den Staat aus der Herrschaft einer Klasse 
zu lösen; eine demokratische Verfassung erschien als das geeignete 
Mittel. Die spätere Hinlenkung der Aufmerksamkeit auf die wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge und die daraus hervorgehende Forde- 


rung, die Einkommensordnung zu ändern, war viel umwälzender und 


folgenreicher. i 

Man soll nicht annehmen, daß die Zeiten, in denen am meisten 
über soziale Übel geredet oder geklagt wird, auch am meisten unter 
ihnen zu leiden haben. Vielmehr hinkt die öffentliche Diskussion, die 
Gesetzgebung, die Tagespolitik und die Vereinsmeierei hinter den 
Tatsachen her. Gewöhnlich haben sich die Zustände schon wesentlich 
verändert, wenn sie allgemein kritisiert werden. Die größte Aus- 
beutung bestand zu den Zeiten, wo sie als solche nur von wenigen 
erkannt wurde. Und heute, wo die Anklagen gegen den „aus- 
beutenden Kapitalismus“ zu den Glaubensartikeln auch vieler Nicht- 
'sozialisten gehören, hat sich das Ausbeutungsproblem stark in 
anderer Richtung verschoben. 

Die ältere Kultur beruhte auf den denkbar schroffsten Klassen- 
gegensätzen, auf Standesprivilegien und Arbeitsverachtung; trotz- 
dem sind Klassenkämpfe oder auch nur die Propaganda für sie 
selten. Die Sklavenkriege, die Bauernaufstände erklären sich aus 
einer besonderen Verkettung von Zeitumständen und aus: persön- 
lichen Bedingungen. Im ganzen stand das soziale Leben noch unter- 
halb der Linie, auf der eine Klassenpolitik und die damit not- 
wendig verknüpfte Organisation des Proletariats möglich gewesen 
wären. Anders bei dem Klassengegensatze zwischen Patriziern _ 
und Plebejern, Adligen und Bürgern. Starken Einfluß übte auf das 
Selbstgefühl des Proletariats das Christentum aus. Es war die 
eigentliche Religion der Armen. Aber es legte die Lösung des 
Konfliktes ins Übersoziale und wirkte dadurch dem Bewußtsein der 
Klassenkampf-Gültigkeit entgegen. 

Wir werden im folgenden Kapitel sehen, wie erst die moderne 
Arbeiterklasse der Vorstellung vom Klassenkampfe zugänglich wurde. 
Sittlich ist diese Idee ebenso einzuschätzen wie Rassen- und 
Nationalhaß. Sie ist zerstörend, halbwahr und halbfalsch, wie 
jede große Leidenschaft die Bringerin des Neuen und des so- 
genannten Fortschritts, also neuer Leiden und neuer Bestätigungen 
der alten furchtbaren Dummheit: homo homini lupus. 

-Nur soll man sich vor dem weitverbreiteten Irrtume hüten, 
Klassenkampf und Ausbeutung seien durch das, was man Kapitalis- 
mus nennt, also durch die Erwerbswirtschaft, verursacht. Die Nei- 
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gung zum Mißbrauche der Gewalt, zur Entwirrdieung von Mensen 
die sich nicht genügend wehren können, zu einem bloßen Mittel 
für eigene Vorteile ohne Rücksicht auf deren Interessen und Be- 
dürfnisse, ist eine Eigentümlichkeit aller ordinären Naturen oben 
und ‘unten. Sie findet sich überall da, wo es Subordination gibt, 
beim Heere, Beamtentume, zwischen Siegern und Besiegten, im Ver- 
kehre der stärkeren Rassen mit den schwächeren, in den Beziehun- 
gen der Geschlechter, von älteren Kindern zu jüngeren — kurz, 
überall, wo nicht sittliche Überzeugungen, natürliche Herzensweich- 
heit oder äußere Kontrollen entgegenstehen. Die Erwerbs- und 
Geldwirtschaft hat (in der oben skizzierten Weise) diese an 
keine Geschichtsepoche gebundene Ausbeutungsneigung auf ein be- 
stimmtes Gebiet gelenkt, wo sie immerhin im ganzen weniger 
unfruchtbar. wirkt als sonst. Die Erwerbswirtschaft durch Kom- 
munismus ersetzen, heißt nur, eine durch Sozialpolitik abschwäch- 
bare und heute sehr abgeschwächte Form der Ausbeutung durch 
eine allgemeine, unfruchtbare und gänzlich lähmende Ausbeutung 
auf Gegenseitigkeit verdrängen, wenn es nicht gleichzeitig gelingt, 
die — heute durch den Krieg so stark gezüchteten — Triebe nach 
Dienstharmachung anderer Menschen abzutöten. Vielleicht war kein 
Zeitalter seelisch unfähiger zum Kommunismus als die Gegenwart. 

All das zuvor anzudeuten, scheint mir notwendig, ehe die 
Tendenz der unmittelbaren Gegenwart skizziert werden kann: Sie 
aber scheint mir dahin zu gehen: Die Verschiebungen in der Schich- 
tung der Gesellschaftspyramide vollziehen sich in einem beschleu- 
nigten Tempo; sie haben gegenwärtig etwas Chaotisches. Es handelt 
sich um eine furchtbare Krisis der Gesellschaftsverfassung, die sich 
in der Ilauptsache in vier Erscheinungen kundgibt: im Zusamınen- 
bruche des Volkswohlstandes, im Pyrrhussiege des Sozialismus; in 
der wirtschaftlichen Gefährdung der geistigen Arbeit und viertens 
in der Erschütterung der Grundlagen des Unternehmertunıs. 

Alle sozialen Einzelerscheinungen der jüngsten Gegenwart 
müssen immer im Zusammenhange mit der Tatsache betrachtet 
werden, daß die gesamte deutsche Volkswirtschaft seit 1914 von 
Grund aus umgestaltet worden ist. Vorher nahm ihre Ergiebigkeit 
von Jahr zu Jahr in überreichem Maße und in einer glänzenden 
Kurve zu. Die Beteiligung an der Weltwirtschaft, besonders auch 
die Versorgung des außerdeutschen europäischen Kontinents, und 
die unvergleichliche Betriebsamkeit in allen Gewerben und Berufen 
begründeten einen Volkswohlstand, bei dem mit dem Ganzen auch 
das Proletariat in Einkommen und Lebenshaltung voranschritt, und 
bei dem die den anderen Gesellschaftsklassen, sowie die Staat und 
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Gemeinden auferlegten sozialpolitischen Lasten verhältnismäßig leicht 
getragen werden konnten. Diese förderten eher den wirtschaftlichen 
Aufstieg, als daß sie ihn aufhielten. 

Der fünfjährige Krieg vernichtete diese Blüte völlig. Er wurde 
im steigenden Maße unter Heranziehung jeder Art wirtschaftlicher 
Reserven geführt. Im Falle der Niederlage konnte es als Konsequenz 
des Prinzips des „Durchhaltens‘ nur völlige Erschöpfung und Zu- 
sammenbruch des in unermüdlicher Friedensarbeit Geschaffenen 
geben. Die Niederlage trat ein. Damit sank aber die vorher auf 
hohem, ragendem Grunde sicher ruhende Gesellschaftspyrarmide. tief 
in den von Blut und Tränen morastig gewordenen Boden ein. Die 
Lebenshaltung des gesamten Volkes, seine Geltung in der Welt, die 
Sicherheit seines Gesamteinkommens, die Arbeitslust und -fähigkeit, 
die Beschaffung der sachlichen Produktionsmittel, dies und manches 
andere noch, verschlechterten sich in einem Grade, der tief unter 
den alten Verhältnissen vor 1914 lag. Danach muß sieh auch die 
Beurleilung jeder sozialpolitischen Maßnahme, jeder Klassenver- 
schiebung und der Lebenshaltung des Proletariats ganz anders als 
früher gestalten. Die Gesellschaftspyramide als Ganzes ist mit dem 
allen Bau nicht mehr identisch. Jede Forderung an den Staat, 
jede rücksichtslose Wahrnehmung von Klasseninteressen, aller innere 
Streit ist heute verhängnisvoller als je vorher. 

Dazu kommt die Veränderung in der Stellung des Sozialismus 
und besonders der sozialdemokratischen Parteien. In den ersten 
Kriegsjahren gewann es den Anschein, als ob das Prinzip des 
nationaler : Kampfes den Klassengegensatz beiseite schieben oder 
gar bis zu einem gewissen Grade aufzehren würde. Die euro- 
päische Krisis, in der die übrige organisierte Staatenwelt bis auf 
einen ‘kleinen neutralen Rest gegen die Völker Mitteleuopas, vor- 
wiegend Deutschlands, stand, und bei der nicht nur alle mili- 
tärıschen, sondern auch alle wirtschaftlichen, moralischen und geisti- 
gen Kräfte in den Dienst des Völkerkampfes gestellt wurden, schien 
das Prinzip der sozialdemokratischen Internationale: Proletarier 
aller Länder, vereinigt euch! ja allen eigentlichen Klassen- 
sozialismus zu vernichten. An die Stelle dieses Sozialismus schien 
— besonders in Deutschland — der Staatssozialismus zu treten. Der 
überkommene Staat erwies sich zunächst als stärker als die gesell- 
schaftliche Klasse, als das Proletariat. Nicht nur der militärische 
Erfolg jener Jahre auf den Schlachtfeldern, sondern auch der innere 
wirtschaftliche Sieg des zentralisierenden Staates über die freie Ver- 
kehrswirtschaft, erhob zunächst die Reichsgewalt zu vorher nie 
erreichter Höhe. Dabei unterlag also nicht der Sozialismus schlecht- 
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weg; vielmehr fanden sich gerade Staat und Gemeinwirtschaft zu- 


sammen. 
Jedoch durchlief das Gestirn dieses — als Obrigkeitsstaat 
traditionellen, als sozialistisches Gemeinwesen modernen — Macht- 


gebildes sehr schnell seinen Kulminationspunkt und stürzte in steil 
abfallender Kurve alsbald in die Tiefe. Es erlag der Übergewalt 
der militärischen Gegner; es zerbrach der alte monarchische Obrig- 
keitsstaat. Unsere Frage ist: mit ihm auch der Staatssozialismus? 

Hier liegen die Zusammenhänge recht verwickelt; der innere 
Charakter des europäischen Krieges änderte sich. Neben den 
Nationalkampf trat (unter Rußlands Vorantritt) der soziale Streit. 
Schon wurde die -Parole ausgegeben: Klassenkampf gegen Völker- 
kampf! Die radikale, revolutionäre Richtung innerhalb des Marxis- 
mus, die man bereits totgesagt hatte, gewann an Energie, Leiden- 
schaft und Zugkraft, je hoffnungsloser und länger der Kampf der 
Nationen dauerte. Franz Oppenheimer glaubte die Summe des Ge- 


schehens ziehen zu können: „Der einzige Schuldige dieses Krieges. 


ıst der Kapitalismus — darüber sind sich alle Denkenden einig... 
Und so ist es denn auch dieser ungeheuerste aller Weltverbrecher, 
der die Kriegskosten zu zahlen haben wird.“ Die sozialdemo- 
kratische Partei spaltete sich (in Deutschland wie vorher in Ruß- 


land). Die radikalere Richtung vertrat äußersten Klassensozialismus 


in der Idee der Diktatur des Proletariats und des politischen Räte- 
systems. Die gemäßigte Richtung wurde beim Sturze des mon- 
archischen Staates mehr oder weniger führend. Aber sie über- 
nahm damit sein Erbe an der Regierung. In der praktischen Sozial- 
politik bedeutete das die schwierige Aufgabe, zu vermitteln zwischen 
maßvollem Klassensozialismus und der Universalidee eines demo- 


kratischen (also allen Gesellschaftsklassen dienstbaren) Staates. 


Es handelte sich ferner darum, den Staatssozialismus des alten 
Systems dem Klassensozialismus anzunähern, ohne jenen aufzu- 
geben. Das, was diese unvorbereiteten Erben leisten konnten, lag 
zwischen den von den Arbeitermassen erhofften Zuständen des 
sogenannten Zukunftstaates, den Regierungsgrundsätzen der alten 
monarchisch-obrigkeitlichen Sozialpolitik und den Ansprüchen einer 
empfindlich reagierenden Demokratie. Und all das sollte sich ver- 
wirklichen unter wirtschaftlichen Verhältnissen, die weit entfernt 
lagen von Marx” Prophezeiungen auf der einen Seite, von dem 
hoben Wohlstande der alten Erwerbswirtschaft liberalen Gepräges 
auf der anderen Seite. Unter diesen macht-, wirtschafts- und ge- 
sellschaftspolitisch gleich schwierigen und widerspruchsvolien Ver- 
hältnissen vollzieht sich die deutsche Sozialpolitik seit Noveinber 
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1918. Sie kann kein befriedigendes Bild geben. Nur allmählich 
lassen sich die objektiv gegebenen Schwierigkeiten überwinden. Da- 
bei werden wir ferner nicht außer acht lassen dürfen, daß diese 
Revolutionsereignisse der letzten 11% Jahre nur ein Teilausschnitt 
aus einer Krisis von heute noch unabsehbarem Umfange sind. Das 
bisher Bewirkte trägt die Züge der Vorläufigkeit. Das vergangene 
System steigt nicht wieder herauf; aber die Neubildungen sind. nicht 
vollendet. Die gegenwärtige sozialistische Sozialpolitik, die weder 
auf maıxistischem Produktionssozialismus, noch auf bureaukratisch 
organisiertem Staatssozialismus beruhen kann, die auch mit der 
überkommenen Erwerbswirtschaft ihren Kompromiß schließen muß, - 
steht in der Verteidigungsstellung gegen den extremen Kommunis- 
mus hier, den Wirtschaftsliberalismus dort. Dabei kann (wie bei 
jeder praktischen Politik) auch nicht das Dogma allein führend 
sein; sondern es sind die gerade gegebenen äußeren Umstände mit 
all ihrem Wechsel und ihren großen Hindernissen das hauptsächlich 
Bestimmende — jetzt wie einst und immer. 

Das dritte und vierte Grundmerkmal des sozialen Zeitcharakters 
betrifft den inneren Umschichtungsprozeß in der (als Ganzes wirt- 
schaftlich gesunkenen, von neuen Leitgedanken regierten) Gesell- 
schaftspyramide. Die Machtlage der früher herrschenden Schichten 
hat sich verschlechtert. Die Lebenshaltung der Arbeitermassen hat 
sich zwar (infolge der allgemeinen Ungunst der Gesamtlage des 
Volkes) nicht absolut, aber relativ gegenüber den nicht mechanisch 
arbeitenden Klassen gehoben. Ihre soziale Macht hat sich wesentlich 
erhöht. Das Gesetz der Arbeitsabwälzung von oben nach unten ver- 
liert an Geltungskraft, da die Gegenleistungen, die das Proletariat 


von der Volksgesamtheit und von den höheren, früher nicht prole- 


tarischen Gruppen fordert, stark gestiegen sind. Zwar hat — wie 
oben zu zeigen versucht wurde — der Sozialismus als Regierungs- 
system und als Träger der amtlichen Sozialpolitik einen schweren 
Stand; aber die Berufsorganisationen aller Arten von Arbeitnelimern 
bewähren sich für das Proletariat vorläufig als stärkster sozialer 
Machtfaktor, während sie freilich zugleich dieKultur der Volksgesamt- 
heit einer gefährlichen Prüfung aussetzen. Die. Schichtenverschie- 
bung im Innern der sozialen Pyramide offenbart sich gegenwärtig 
am deutlichsten in der Krisis der geistigen Arbeit und der Gefähr- 
dung des selbständigen Unternehmertums. 

Freilich wird man sich hier vor übereilten und schlagwort- 
artigen Übertreibungen besonders hüten müssen. Es ist mancherlei 
bei dieser nicht gerade einfach gelagerten Erscheinung zu beachten: 
Manches, was als Katastrophe von geistiger Arbeit und Führer- 
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initiative dargestellt wird, ist in Wahrheit eine Entwertung des Be- 
sitzes, besonders des Geldeinkommens,. Dieser verhängnisvolle Vorgang 
ist wiederum nicht in erster Linie auf absichtliche Maßnahmen sozia- 
listischer Politiker, sondern auf die Geldentwertung zurückzuführen, 

Dr. Heinz Potthoff schreibt darüber: „Die Teuerung ist der 
stärkste Sozialisierer. Denn sie vermindert allen Kapitalbesitz durch 
Entwertung des Einkommens daraus. Wer früher 200000 M. an 
Wertpapieren besaß und daraus 8000 bis 10000 M. Jahresrente 
bezog, war ein wohlhabender Mann, dessen gesichertes Einkommen 
von den Massen des Proletariats beneidet wurde. Heute verdient 
(der ungelernte Arbeiter ebensoviel, der Facharbeiter mehr.“ 

Aber nicht nur diese Verminderung des Realwertes der Geld- 
kapital-Renten drückt bei dem engen Zusammenhange von Besitz und 
Bildung manche geistigen Arbeiter in ihrer Lebenshaltung hinab. Ver- 
hängnisvoller ist, daß die Zunahme des Lohnes aus geistiger Arbeit 
in der Regel weit hinter der Steigerung des Lohnes für Handarbeit 
zurückbleibt. Das ist, wie gesagt, nicht Auf eine banausische Kultur- 
feindlichkeit des Sozialismus zurückzuführen; sondern es hat in der 
Hauptsache folgende objektive Ursachen: 

Je geringer bei nicht verminderter Kopfzahl der Realertrag des 
Volksvermögens wird, und je mehr dieses Vermögen selbst zu- 
sammenschrumpft, desto mehr Bedürfnisse müssen unbefriedigt blei- 
ben. Menschen, deren Beruf und Einkommensquelle es ist, Be. 
dürfnissen zu entsprechen, die nicht direkt oder unmittelbar zur 
Stillung der Lebensnotdurft gehören, werden .beiseite gedrängt. Ein 
reiches Volk braucht sich ästhetische und wissenschaftliche Kultur 
nicht zu versagen; ein armes Volk lebt bestenfalls wie ein Klein- 
bauer, Die Handarbeit steht der Fristung der Lebensnotdurft näher, 
als die meiste Geistesarbeit. „Daß sich das größte Werk vollende, 
genügt ein Geist für tausend Hände.“ Man kann mit einem ge- 
ringen Maße von nicht mechanischen Arbeiten existieren, vegetieren; 
ohne die Handarbeit gehen wir unter. Luxus ist — von einer 
Kultur aus betrachtet, die weiß, was Geschmack ist — elwas sehr 
:Notwendiges. Vom Standpunkte der Hungernden und Ausgeraubten 
ist nur Nahrung, Obdach und Bekleidung notwendig. Die geistige 
Arbeit wird also in einer allgemein notleidenden Zeit schlecht be- 
zahlt, weil sie zum Teile relativ überflüssig erscheint. Die Welt 
der Güter ist jetzt wirklich so schmal und aufgeteilt, daß der Poet 
zu Jovis’ Thron flüchten muß. Es ist für die nicht zur Organisation 
und Leitung des Mechanismus der Handarbeit benötigten geistigen 
Arbeiter zu wenig übrig, als daß sie hinreichend entlohnt werden 
könnten. Das ist für manche von ihnen, die sonst im: Bereiche 
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der keineswegs bloß lustvollen geistigen Arbeit Drohnen geworden 
wären, jetzt aber nützliche Handarbeit zu leisten gezwungen sind, 
heilsam; bei manchem aber ist dieser Zustand nicht bloß ein 
persönliches Unglück, sondern ein schwerer Schaden der Volks- 
gesamtheit. Nicht um jeden, aber um viele ist es ein Jammer. 

Zu zweit liegt die Ursache in der relativen Schwäche der Be- 
rufsorganisation geistiger Arbeiter. Darüber wird in einen späteren 
Kapitel noch einiges zu sagen sein. Was kulturell ein Vorzug ist, 
macht klassenwirtschaftlich eine Schwäche aus. 

Der dritte (mit dem ersten) zusammenhängende (bloß von einer 
anderen Seite betrachtete) Punkt ist, die Überfüllung der Berufe 
der Kopfarbeit. Hier müßten. wir freilich (bei längerem Verweilen) 
die Arten - der ‚Kopfarbeit deutlicher voneinander scheiden. Die 
Grenze zur mechanischen Gliederarbeit ist ja keineswegs eine klare 
gerade Linie, Bei dieser summarischen Übersicht muß aber die 
Fiktion einer deutlichen Sonderung gelten. 

An letzter Stelle erst möchte ich nennen, ohne es als völlig 
nebensächlich anzusehen, daß der „Kultus der schwieligen Faust“ 
- der „Proletkult‘, also die Überschätzung und Glorifizierung der 
Handarbeit, wie sie im 19. Jahrhundert aufkam und auch von 
bürgerlichen Sozialethikern vielfach geübt wurde, die Apotheose 
der Massen, während des Krieges dann die Verhöhnung:' des Ästheten 
und Nervenmenschen manches dazu beigetragen haben, die Soziale 
Machtlage des Kopfarbeiters, besonders des nichtbeamteten, freien 
„Intellektuellen“ herabzudrücken. Weniger die Handarbeiter selbst, 
die schlichten Werktagsleute, als ein Teil der zu den Gebildeten 
gerechneten Kreise selbst, nämlich die, die vor jeder Art Macht 
das Knie zu beugen eilfertig sind, hat dies verschuldet. 

Schließlich bricht sicherlich, so schrieb ich vor kurzemt), 
auch für die volkswirtschaftliche Stellung des deutschen Unter- 
nehmers ein neuer Zeitabschnitt an. Der Sinn des Begriffs Unter- 
nehmertum wird ein anderer; die Arbeitsteilung zwischen dem 
Unternehmer und den übrigen an der Produktion teilnehmenden 
Personenkreisen verschiebt sich. 

Die industrielle Unternehmerschaft ist in Deutschland nicht viel 
äller als hundert Jahre. In ihrer Stellung innerhalb der sozial- 
wirtschaftlichen Ordnung möchte ich drei Perioden unterscheiden; 
in jeder von ihnen ist ihr Verhältnis zur Arbeiterschaft und zum 
Staate, soweit dieser Sozialpolitik trieb, anderer Art. Den ersten 


2) Vgl. „Der Unternehmer und die sozialpolitischen Forderungen“, in 
der Zeitschrift „Freie Wirtschaft“, 1. Jahrg., Heft, 6 u. 7. 
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Abschnitt kann man etwa von 1808, dem Jahre des Anlaufs zur 
Gewerbefreiheit in Preußen, bis 1890, dem Jahre der Februarerlasse, 


rechnen, In dieser Zeit stießen ın den Fabriken, Hütten und Berg- 


werken zwei sozialpolitische Tendenzen aufeinander: die pafri- 
archalisch-familienhafte und die von der Konkurrenz beherrschte 
geschäftliche. (Vom Standpunkte der Arbeiterfrage aus ist diese 
Epoche im nächsten Kapitel zu beschreiben.) Hier mag der Hinweis 
genügen, daß sich ein Industrieller, wenn er sich nur erst wirt- 
schaftliche Betätigungsmöglichkeiten errungen hatte, in jenen Tagen 
als Herr in seinen Betrieben fühlen konnte. Seine Arbeiter waren 
seine Untergebenen. Der zweite Zeitabschnitt reicht von der Reichs- 
gründung bis zum Kriegsbeginne. Jetzt herrscht das bureaukratische 
System und beschränkt auch das Unternehmertum, wie noch zu 
zeigen sein wird. Auf sozialpolitischem Gebiete wurden die Unter- 
nehmer allmählich mehr oder weniger Beauftragte der Obrigkeit, 
die nur in seltenen Fällen noch eigene Wege in der Fürsorge und 
Wohlfahrtspflege einschlagen und das Maß sozialer Hilfeleistungen 
bestimmen konnten. Die Dinge waren in einen unruhigen, un- 
sicheren Fluß geraten. Ein sozialpolitischer Schritt zog alsbald 
den nächsten nach sich. Bei jeder Vorbereitung eines neuen Ge- 
setzes erklärten Unternehmervertreter, daß es so nicht weiter- 
gehen könnte; die Industrie wäre nicht mehr imstande, neue Be- 
lastungen zu ertragen. Es fehlte nicht an düsteren Voraussagen. 
Aber sie erfüllten sich bis zum Jahre 1914 nicht, Im Gegenteil; 
die Industrie blühte immer kräftiger auf; ihre Reinerträge stiegen. 
Jedoch sollte man nicht übersehen, daß diese Lasten nur deshalb 
verhältnismäßig leicht getragen werden konnten, weil die wirt- 
schaftliche Lage der Industrie insgesamt so überaus günstig war, 
Krisen wurden immer seltener und schwächer; neue Absatzgebiete 
erschlossen sich; die Nachfrage nach Industrieerzeugnissen bei der 


stark wachsenden und schnell reicher werdenden einheimischen 
Bevölkerung schien unerschöpflich. Wenn also das deutsche Unter- 


nehmertum die geldliche Belastung durch die Kosten der Arbeiter- 
fürsorge so leicht trug und tragen konnte, war das der allgemeinen 
Prosperität der deutschen Volkswirtschaft vor dem Kriege zu danken. 
Die drückender; fühlbare Gängelung und Bevormundung, die mit 
ihr verknüpft war, stellte sich viel eher als eine Hemmung der 
Industrie heraus, die aber wegen ihrer Vorteile für die Massen 


getragen wurden mußte, wann und solange sie sich nicht in 


Schikanen und kleinlichen Pedanterien verlor. 


Inzwischen ist unsere Volkswirtschaft in schnellstem Laufe auf 
eine abschüssige Bahn geraten. Der Verfall der Industrie setzte 
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vom Winter 1914/15 mit einer scheinbaren, künstlich herbeigeführten 
Blüte ein. Radikal wurden die Werke auf die Kriegswirtschaft und 
das Prinzip des Durchhaltens eingestellt. Augenblickliche Gewinne 
fielen manchen Unternehmungen in den Schoß. Zugleich ging aber 
der Industrie der Weltmarkt verloren. Der Krieg endete aufs un- 
glücklichste nach überlanger Dauer. Die soziale Revolution begann, 
Sie bescherte „Sozialisierung‘‘, erst Ausschüsse, dann ‚Räte‘. Alle, 
Sozialisten und Bürgerliche, begannen nun in verstärktem Maße 
den Kampf gegen das verhaßte und doch so notwendige „Kapital“ 
aufzunehmen. Dabei verquickten sehr viele höchst unklar „Kapi- 
listentum“ mit Unternehmer- und Arbeitgeberschaft. In der Zeit, 
wo die deutsche Volkswirtschaft — gerade auch vom sozialpoliti- 
schen Standpunkte aus — ein leistungsfähiges Unternehmertum so 
dringend braucht, wie nie zuvor, erschwert man ihm in ständig 
wachsendem Maße die Betätigungsmöglichkeiten. 

Im Jahre1912 schrieb ich!): „Von Stärke und Zuverlässigkeit des 
Unternehmerwillens ist ein Volk abhängig, und es sollten deshalb nie- 
mals die Beschränkung des Eigentumsrechtes und die sonstige Regle- 
mentierung des Wirtschaftslebens (auch aus den wohlmeinendsten, 
sozialreformatorischen Gründen) bis zu einer Lähmung dieses Willens 
gehen. Denn selbst die bestentwickelte ‚Sozialpolitik‘ kann nie den 
Schaden wettmachen, den die Unterbindung des Unternehmungsgeistes 
verursacht.“ 

Heute müssen wir uns unvoreingenommen über die Frage 
klar werden: Ist der Unternehmer ersetzlich? Können Beamte, An- 
gestelltenvertretungen, Arbeiterräte, Arbeitergenossenschaften oder 
paritätische Kommissionen seine Funktionen erfolgreich übernehmen ? 
Verneint man diese Frage, so wird man zugeben müssen, daß alle 
sozialpolitischen Rücksichten ihre Grenze dort finden, wo durch 


"ihre Verwirklichung eine solche Lähmung des Unternehmerwillens 


eintritt, daß sich die Vorzüge der Unternehmung nicht mehr geltend 
machen können. 

Die Herrlichkeit der alten Unternehmerfreiheit der Zeit vor 
1890 ist endgültig dahin. Das wird jedermann anerkennen müssen. 
Schon weil seitdem die Aufgaben der leitenden Organe in der In- 
dustrie so stark angewachsen sind, ist eine Wiederbelebung des 
Harkort-Geistes (der sozialpolitisch wahrhaftig nicht der schlech- 
teste war) unmöglich. Es ist auch nicht wünschenswert. Weder 
das patriachalische, noch das Manchester-System können und sollen 
heute in der Industrie herrschen. Aber die Schwierigkeit der gegen- 


a 2) Vgl. „Wirtschaft und Recht der Gegenwart“, Bd 1, S. 211, Tübingen 1912. 
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wärtigen Lage besteht darin, daß der Kreis der Aufgaben, in dem 
die Unternehmer aus eigenem Ermessen und mit voller. eigener Ver- 
antworlung allein entscheiden, immer enger wird. Je mehr Aus- 
schüsse, Räte, Kammern, Instanzen und Zentralisationen geschaffen 
werden, desto mehr zerlegt sich die Verantwortung und Initiative 
und verteilt sich auf Kollegien, die zwar an Anregungen — Anregun- 
gen sind meist wohlfeil wie Brombeeren — fruchtbar, an Energie 
der Ausführung und Gewissenhaftigkeit aber sehr viel leistungs- 
schwächer zu sein Nr als die einzelnen Sachverständigen und 
Fachleute. 

Heute sehen selbst die Matadore der russischen Sowjets ein, daß 
sie die Unternehmer nicht ganz entbehren können. Auch bei uns 
möchte man sie weiter verwenden, aber möglichst in gebundener 
Stellung lediglich als Beamte mit strikten Instruktionen. 

Wie sich diese Krisis des Unternehmertums besonders im 
Probleme der Betriebsräte widerspiegelt, wird unten eingehender 
zu zeigen sein. Hier genügt der Hinweis, daß 1914 eine dritte 
Epoche des Unternehmertums anbrach, dessen Grundzüge heute 
deutlicher erkennbar werden. 

Ich fasse zusammen: 

Die Entwicklung der Gesellschaft hat sich in der Weise 
vollzogen, daß sich allmählich aus der ursprünglichen Gleich- 
heit eine soziale Schichtung ergab. Auf der Ausbildung von Unter- 
schieden beruhte der Fortschritt. Die damit zusammenhängende 
ungleiche Macht- und Genußverteilung suchten die sozial Bevor- 
zugten zu Systemen politischen, wirtschaftlichen und geselligen 
Charakters auszugestalten und durch Recht und Sitte zu be- 
festigen. Die jüngste Gegenwart ist jedoch erfüllt von überaus 
energischen. Versuchen, die Schichtung, die das Ergebnis der 
Arbeitsteilung und Besitzverteilung der letzten Jahrhunderte war, 
umzugestalten. Diese Revolution ist trotz aller Unklarheiten und 
Widersprüche im einzelnen doch sehr viel systematischer und ein- 
heitlicher als alle früheren Gesellschaftskämpfe. Ihre relative Ge- 
schlossenheit und innere Kraft verdankt sie dem Sozialismus, der 
nach einer langen Vorgeschichte in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts zu einer gründlichen Organisation des Proletariats geführt 
hat. Zugleich aber werden bei dem gegenwärtigen zaghaften oder 
radikalen Verwirklichungsversuchen des Sozialismus sehr schnell 
seine Schwächen, psychologischen Fehler und Unzulänglichkeiten 
deutlich, so daß er selbst, kaum realisiert, alsbald in eine Krisis 
tritt, deren Ende unabsehbar ist. 
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Drittes Kapitel. 


Vom freien individuellen Arbeitsvertrage 
zum hätesysteme. 
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$ 1. Das System der unfreien und halbfreien Arbeit. 


Da die Verrichtung der mechanischen Arbeit durch Menschen- 
hände zu aller Zeit die unerläßliche Voraussetzung jeglicher Kultur 
ist, so gehört es stets zu den wichtigsten Problemen des grsell- 
- schaftlichen Lebens, eine rechte Antwort auf die Fragen zu finden: 
wie läßt es sich erreichen, daß die niedere (körperlich-mechanische) 
Arbeit ausreichend geleistet wird? und wer soll diese Arbeit über- 
wm. Wiese, Sozialpolitik. 6 
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nehmen? — Unzertrennlich von diesen Problemen ist dann weiter 
die — oben schon gestellte — Frage nach der Stellung und dem 
Einfluß der Handarbeiter gegenüber den anderen nichtproletarischen 
Gliedern der Gesellschaft. 

Die ältere Kultur (der Antike und des Mittelalters) gab eine 
andere Antwort auf die gestellten Fragen als die moderne. In 
jener Zeit gingen die allgemeinen Vorstellungen dahin, daß die 
mechanische Arbeit nur durch Zwang bestimmter Menschengruppen 
zu ihr geleistet werden könnte, die Rechtssatzungen mußten diesen 
Zwang sanktionieren; die neuere Kultur, die auf Gewerbe wund 
Arbeitsfreiheit beruht, sieht von jedem politisch-rechtlichen Zwange 


zur mechanischen Arbeit ab. War es nicht ein großer sittlich-humaner 


Fortschritt, daß Staat und Gesellschaft die unfreie Arbeit verpönten ? 
— Dazu ist zu sagen, daß der Anteil ethischer Verfeinerung an 
diesem Emanzipationsprozeß nicht überschätzt werden darf. Seit 
der Emanzipation verrichteten eben die Besitzlosen die niedere 
Arbeit, wie es im Altertume und Mittelalter Sklaven und Hörige 
getan hatten. Staat und Gesellschaft konnten ohne, Furcht vor 
Mangel an Arbeitskräften die rechtliche Freiheit der Arbeit ge- 
währen, da die im Laufe der Jahrtausende entwickelten wirtschaft. 
lichen Bedingungen des sozialen Lebens die ausreichende Erledigung 
der niederen Arbeit sozusagen von selbst regelten. Wir verfolgten 
diese Entwicklnug schon im vorigen Kapitel: Arbeitsmöglichkeiten 
waren die Existenzvoraussetzung von Millionen geworden. Da aber 
die Arbeitsmittel (der Boden und der mechanisch-maschinelle Apparat 
der Produktion) im rechtlich geschützten Besitze der Kapitalisten 
lagen und von diesen verwaltet wurden, so waren die handarbeiten- 
den Proletarier darauf angewiesen, sich in den Arbeitsdienst jener 
zu stellen. Dieses rein gesellschaftliche, also rechtlich freie Ab- 
hängigkeitsverhältnis des mechanisch Arbeitenden vom Besitzenden 
ermöglichte es, daß ein staatlicher Zwang zur Arbeit nicht mehr 
notwendig war. Daß diese formale Selbständigkeit, die tatsächlich 
aber — vor Entfaltung der modernen Sozialpolitik — in einer tief- 
gehenden Abhängigkeit bestand, oft als furchtbare Härte, ja als un- 
erträglich empfunden wurde, bildete den Ausgangspunkt der sozialen 
Bewegungen der Gegenwart. | | 
Zwar war das System des physischen, individuellen Zwanges 
gefallen; aber absolute Freiheit war nicht an seine Stelle getreten. 
Vielmehr hat im Laufe der Kultur nur die Vergeistigung und Ent- 
persönlichung des Zwanges stattgefunden. Nicht mehr zwang der 
Sklavenaufseher oder Fronvogt, sondern das abstrakte Produktions- 
system. | ar 
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Die Natur der Sklaverei ist dadurch gekennzeichnet, daß der 
Sklave nicht Person, sondern Sache war. Er besaß keinen An- 
spruch auf Sicherheit der Existenz, keine anerkannte Religion, kein 
Eigentum, keine Familie. Solange diese Unfreien nur Haussklaven 
waren, "mochte ihre materielle Lage meist noch erträglich sein; 
erst mit der Verwendung in Landwirtschaft und Gewerbe, als Hand- 
werks- und Handelssklaven verschlechterte sich ihre Situation. Als 
sich beim Überschreiten der Höhe politischer Macht in Griechen- 
land und Rom eine Geldoligarchie mit ihrem Gegenstücke, dem 
Proletariat, entwickelte, drückte die maßlos gesteigerte Gewinnsucht 
das Dasein der Sklaven ins tiefste Elend hinab. Besonders wichtig 
ist es, sich bei jeder Betrachtung der Sklaverei ihren großen 
zahlenmäßigen Umfang zu vergegenwärtigen. Die viel gefeierte Demo- 
kratie des Perikleischen Athens war sozial nur eine Aristokratie 
der Freien, deren hohe Kultur — wie überall, wo Sklaverei herrscht 
- — erst durch das Vorhandensein zahlreicher Sklaven, die jede 
untergeordnete Tätigkeit abnahmen, ermöglicht wurde. 

Das in der Hauptsache agrarische (germanisch-romanische) 
Mittelalter, dessen typische sozialwirtschaftliche Organisation die 
des Lehnsrechts und Fronhofs war, bildete in der Hörigkeit ein 
System sogenannter Halbfreiheit aus. Dem Arbeiter war Besitz 
an Acker und Haus zugebilligt; doch unterstand dieser Besitz 
dem Obereigentume des Herren. Im Gegensatze zum Altertum 
waren diese Halbfreien an die Scholle gebunden. Ihre Lage war 
bei der ursprünglichen Eigenwirtschaft, der großen patriarchialischen 
- Familienwirtschaft jener Zeit, relativ günstig. Auch in dieser 
Epoche verursachte erst das Aufkommen des Marktes Begehrlich- 
keit der Besitzenden und damit Neigung zur Bedrückung der Ab- 
hängigen. | | 

Die Entstehung der Städte— vor allem im 13. Jahrhunderte — 
schuf einen neuen Faktor in der Regelung der mechanischen Arbeit. 
War bis dahin alle niedere Tätigkeit (in der Hauptsache) unfrei, 
so entwickelten die Städte das Prinzip, daß Stadtluft frei macht. 
Freilich ist das nur so zu verstehen, daß allmählich aus dem Ge- 
biete innerhalb der Stadtmauern die Leibeigenschaft verschwand; 
jedoch setzte nunmehr die rechtlich zwar freie, aber um so mehr 
durch die Bande ‘der Sitte beschränkende, zünftlerische Regelung 
des Arbeitsverhältnisses ein. Die Frage: wer verrichtet seit jener 
Zeit in den Städten die mechanische Arbeit? beantworten das Mittel- 
alter und der erste Teil der Neuzeit dahin, daß es neben den 
Meistern die Gesellen und Lehrlinge waren, während in der Neu- 
zeit mehr und mehr die ‚freien‘ Arbeiter an ihre Stelle treten. 
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Jene waren nur vorübergehend unselbständig, diese bleiben in der 
Regel ihr Lebelang abhängig ohne die Möglichkeit, in die Stelle 
als selbständige Meister aufzurücken. 

Neben diesem einen Unterschiede, der zugunsten des mittel- 
alterlichen Systems ausfällt, muß als Merkmai der älteren städti- 
schen Periode die genossenschaftliche Bindung in Zünften und Gilden 


festgehalten werden (von der wir bereits im vorigen Kapitel sprachen). 


Sie beruhte auf möglichst genauer Regelung von Handel und Wandel. 
Gesellen- und Lehrlingsanzahl, der Absatz, der Warenpreis, die 
Warenqualität, die Arbeitszeit, die Lohnregelung waren nicht dem 
einzelnen Meister überlassen, sondern wurden von der Gesamtheit 
der Zunft besorgt. Damit war das Arbeitsverhältnis auch einer 
gewissen öffentlichen Kontrolle unterstellt; zugleich wurde durch 
die Konkurrenzbeschränkung, die ein Hauptzug der Zunftordnung 
ist, auch der wesentliche Anreiz zur Ausnutzung der Abhängigen, 
die Habgier, hintenan gehalten. Arbeitgebern und Arbeitern, Meistern 
und Gesellen war in einigermaßen günstigen wirtschaftlichen All- 
gemeinverhältnissen ein gewisses Mindestmaß an Einkommen garan- 
tiert; freilich entsprach dieser unteren Grenze auch eine Maximal- 
beschränkung. Der Durchschnitt wurde gefördert, alles Außer- 
ordentliche gehemmt. Betrügerische Machenschaften waren fast aus- 
geschlossen, ebenso aber auch die Betätigung eines ungewöhnlichen 
Unternehmungsgeistes und (schon aus diesem psychischen Grunde) 
die Entwicklung zum Großbetriebe. Da sich die Handwerksmeister 
nicht bloß auf die organisiernde Leitung beschränkten, sondern 
mechanisch mitarbeiteten, beruhte ihr Einkommen nur in sehr be- 
schränktem Grade auf Unternehmergewinn; in der Hauptsache war 
er wie der Lohn der Gesellen Arbeitsertrag. Rein sozial betrachtet, 
könnte man in dieser Organisation der städtischen Produktion einen 
großen Vorzug sehen, wenn nicht auch die Kehrseite betrachtet 
werden müßte, die Lage der Außenstehenden. Mochte der im Schutze 
der Zunft lebende Meister oder Arbeiter in ruhigen Zeiten, ver- 
hältnismäßig gesichert sein, die ‚„Unehrlichen‘, die Außenseiter, 
hatten es um so schlimmer. 


Als im: 15. Jahrhundert die genossenschaftlich entstandenen 
Zünfte allmählich zerfielen, griff die damals erstarkende Gewalt der 
Territorialfürsten ein und suchte nunmehr kraft obrigkeitlichen 
Rechts und Einflusses eine Restauration des Zunftwesens herbei- 
zuführen. Die Periode landesväterlicher Bevormundung setzte ein, 


die im großen ganzen eine allgemeine, dauernde Verschlechterung 


in der Lage der Produktionsgehilfen nicht aufkommen ließ, wenn 


a 
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auch immer noch der eigentliche Vorzug der Handwerkerorgani- 
sation für die Abhängigen darin Bee daß ihre Unselbständigkeit 
zumeist vorübergehend war. 


$2. Das System des freien individuellen Arbeits- 
vertrags. 


Aber dann, als der moderne. Rechtsstaat aufkam? Es ist hier 
nicht der Platz, seine Entstehung und die Entfaltung des sich 
gleichzeitig mit ihm durchsetzenden Individualismus eingehender dar- 
zustellen. (Manches aus dieser Umwandlung wurde im voraus- 
gehenden Kapitel bereits berührt.) Rufen wir uns nur kurz die 
Grundzüge ins Gedächtnis: wie seit Locke und den Physio- 
kraten die Lehre von der persönlichen Freiheit das Ideal der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wurde, wie Adam Smith den 
Individualismus zur Grundlage eines geschlossenen Systems der 
Wirtschaftsordnung machte, wie mit der Schaffung der Freiheit 
des Gewerbes und der Arbeit das Feudal-, das Zunft-, aber auch 
das obrigkeitliche Reglementiersystem fiel. Jetzt ward die freie 
Konkurrenz auf allen Gebieten zum Regulator des sozialen Lebens 
erklärt. Auch der Staat sollte nicht eingreifen. Die Berufsschranken 
sollten fallen; jeder sollte zu jeder Tätigkeit und zu jedem Stande 
freie Bahn finden. 

Die günstigen Folgen für das bürgerliche Leben sind unbe- 
streitbar; jetzt waren die Bahnen zum Reichtum, zur Entfaltung 
des Unternehmungsgeistes freigegeben. Aber wir fragen: was brachte 


die neue Freiheit den Massen der Handarbeiter? Antwort: Elend. 


Das System des ‚„laisser faire‘ wirkte günstig bei gleich Starken. 


Beim Wettlaufe der Konkurrenz müssen alle Läufer vom gleichen 


Start aus laufen; nur dann ist das Spiel gerecht. Aber der Wirt- 
schaftsliberalismus verkannte völlig die Lage des Proletariats; er 
übersah, oder er wollte nicht erkennen, wie ungleich die Kontra- 
henten beim Arbeitsvertrage waren. Die Freierklärung des Arbeits- 
vertrages bedeutete die Entziehung des Schutzes der über den Par- 
teien stehenden Staatsgewalt für den schwächeren Teil, der so lange 
der Willkür des stärkeren Teils, des Arbeitgebers, ausgesetzt wurde, 
als zugleich mit der Freiheit des Arbeitsvertrages sein indivi- 
dueller Abschluß gesetzlich vorgeschrieben war. Freilich war 


‚auch nach wie vor der „Arbeitgeber“, d.h. der Gewährer der 


Arbeitsgelegenheit, auf den Arbeiter angewiesen; aber solange die 
Arbeiter voneinander rechtlich und sozial isoliert waren, Organi- 
sationen nicht eingehen durften, ersetzte ein Arbeiter den anderen. 
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Es waren ihrer so viele; tat’s der eine nicht, so tat’s der andere. 
Das Ergebnis war, daß der einzelne auf jede ihm gebotene Arbeits- 
gelegenheit und ihre Bedingungen eingehen mußte. Eine regulierende, 
übergeordnete Gewalt wie in alten Zeiten war nicht mehr vorhanden. 
Und der Arbeitgeber war ein Geschäftsmann, der kalkulierte und 
genau rechnen mußte, um sich im Drange der Konkurrenz, der er 
als Industrieller und Kaufmann auf dem Warenmarkte selbst aus- 
gesetzt war, behaupten zu können. Ließen sich der Wettbewerber 
wegen die Warenpreise nicht erhöhen, ei, so blieb nichts anderes 
übrig, als die Produktionskosten zu erniedrigen, wollte man — und 
wer wollte das nicht! — einen Profit machen. So drängte die 
Wirtschaftsordnung zu niedrigen Arbeitskosten. Wer tut’s 
am billigsten? Bis zu einem gewissen Grade wurde der Arbeits- 
markt von der Auslese der Mindestbietenden beherrscht. Auch im 
sozialen Leben gibt es ein Greshamsches Gesetz. Gewiß, höhere 
Leistungen, Qualitätsarbeit, für die sich nur wenige eignen, fanden 
bessere Bezahlung. Aber gerade hierfür war zumeist eine geeignete 
Vorbildung und Schulung notwendig neben den. persönlichen Figen- 
schaften. Doch zur Erlangung dieser Ausbildung gehörte wieder 
Geld, und der Arbeiter besaß zumeist nur das zum Leben, zur 
physischen Existenz Notwendige allen. Es war ein grausamer 
Zirkel. Überall, mochte sich der einzelne mühen und plagen, im 
ganzen — von den Glückhaften abgesehen — blieb es bei der 
lebenslänglichen, schlecht bezahlten, freudlosen Verrichtung der 
niederen Arbeit durch die wirtschaftlich Schwachen. Dem älteren 
Liberalismus kam diese Kehrseite des Konkurrenzsystems kaum zum 
Bewußtsein. Wie die da unten die neue Freiheit empfanden, darum 
kümmerte man sich wenig. Der echte Manchestermann f£folgerte: 
wenn in einer Zeit, wo es keine rechtlichen Schranken für den 
wirtschaftlichen Aufstieg mehr gibt, Leute nicht vorankommen, dann 
sind sie eben nicht tüchtig und bleiben gerechterweise auf ihrem 
tiefen Niveau. Es ist das Verdienst des politischen Sozialismus, 
uns in diesen Dingen richtig sehen gelehrt zu haben. 

Wir wollen es noch einmal betonen: der rechtlich freie indi- 
viduelle Arbeitsvertrag war für den Arbeiter tatsächlich ein un- 
freier Arbeitsvertrag. Dabei kommt nicht nur in Betracht, daß. die 
allgemeinen Arbeitsbedingungen, besonders Arbeitsdauer und Arbeits- 
lohn, meist ungünstig für ihn waren; sondern vielleicht das 
Schlimmste war jetzt die ständige Gefahr der Lösung des Arbeits- 
verhältnisses. Die Möglichkeit der Arbeitslosigkeit und die damit 
verbundene wirtschaftliche Existenzunsicherheit wurde besonders 
drückend empfunden. Wie hatte sich in dieser Hinsicht die ge- 
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sellschaftliche Stellung der Arbeit verschoben! Unter dem alten 
System war bei der Mehrzahl der Unfreien immer das Streben 
darauf gerichtet, sich möglichst dem Zwange der Arbeit zu ent- 
ziehen; jetzt wurde nichts .so sehr gefordert wie das Recht auf 
Arbeit Und gerade dieses Recht, das aus dem Anspruche auf 
Existenzsicherheit scheinbar so selbstverständlich fließt, mußte von 
Staat und Gesellschaft in seinem absoluten Umfang versagt werden. 
Da die Arbeitsgelegenheiten nicht unbegrenzt vermehrbar waren 
und sich immer wieder — wenn auch meist nur vorübergehend — 
ein Mißverhältnis zwischen Arbeitsgelegenheit und Arbeiterangebot 
ergab, konnte die Gesellschaft nicht allen Ansprüchen gerecht werden. 
Wo blieb der Überschuß? In den Armen- und Krankenhäusern, in 
den Gefängnissen und Spelunken. 

Aber auch der Arbeiter, der sich in ungekündigter Stellung 
befand, war in mehr als einer Hinsicht abhängig, nicht nur vom 
Willen des Brotherren, sondern auch von den abstrakten Mächten, 
über die auch der Arbeitgeber keine Gewalt hatte und die mit 
dem vielumfassenden Worte Konjunktur bezeichnet werden: vom 
Stande des Verkehrs, von den Absatzschwankungen, vom technischen 
Fortschritt. Vielleicht arbeitete er für ein schwindelhaftes Bau- 
unternehmen, das eines Tages verkrachte; oder er war Glasarbeiter, 
hatte in langer Lernzeit endlich seine Kunst so erlernt, daß sie 
ihm ein leidliches Auskommen gewährte, da wurde er plötzlich 
durch die Einführung automatischer Maschinen überflüssig, oder 
es trat eine allgemeine Wirtschaftskrisis ein-und mit ihr der lohn- 
verkürzende Preisfall.e Doch genug. Auch über die Gleichförmig- 
keit der Tätigkeit, über gesundheitliche Gefahren ließe sich manches 
sagen. 

Tatsächlich ist nun dieses Schema des ‚freien‘ Arbeitsver- 
hältnisses mit seinen Härten im Laufe der industriellen Entwick- 
lung stark durch den Einfluß der öffentlichen Meinung und der 
guten Sitte, hier und da auch durch die wohlwollende Gesinnung 
von Arbeitgebern gemildert worden. Doch standen diesen Ten- 
denzen zur Versöhnung immer wieder der Erwerbstrieb des Kapi- 
talisten und die geringe; Schulung und Erziehung mancher Arbeiter- 
schichten entgegen. Solange der Arbeiter keinen sozialen Selten- 
heitswert besaß, konnte sich seine abhängige Lage nicht wesentlich 
bessern. | 

Die klassische Nationalökonomie erklärte sich (von Adam Smith 
an, in verstärkterem Maße seit Malthus ‚und Ricardo bis zu John 
Stuart Mill) diese Unmöglichkeit, die Lage der Handarbeiterklasse 
zu bessern, anders. Sie nahm an, daß jede vorübergehende Besserung 
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in den Einkommensverhältnissen zur Vergrößerung der Falle | 


durch Zunahme der Geburten führen würde. Dadurch würde das 
Einnahmeplus des Haushalts alsbald wieder aufgezehrt und der An- 
drang auf dem Arbeitsmarkte vermehrt. Eine irrige Beurteilung von 
Bevölkerungstatsachen war der Ausgangspunkt für sozialpolitischen 
Fatalismus. Noch Mill, in dessen System sich altliberale und 
sozialistische Tendenzen unausgeglichen mischen, überschrieb den 
86 seines Kapitels von den Löhnen mit den Worten: „Due restriction 
. of population the only safeguard of a labouring class.“ 


$ 3. Die Entstehung der modernen Arbeiterklasse. 


Aber ehe wir den Versuch machen, zu zeigen, wie sich hier 
mit den Mitteln moderner Sozialpolitik eine allmählich einsetzende 
und sich später in immer schnellerem Tempo steigernde Reform- 
arbeit vollzog, ist es notwendig, daß wir etwas ausführlicher die Ent- 
stehung und Entwicklung der gewerblichen Arbeiterklasse Deutsch- 
lands aufweisen. Woher kamen die Massen, die sich zu Beginn 
der neuen Epoche in dem Sammelbecken der Arbeiterklasse zu- 
sammen fanden? Welche Eignung brachten sie für den freien, 
stets kündbaren Vertrag, für den Geldlohn und die Führung einer 
selbständigen Wirtschaft mit? 


Schmoller hat darauf hingewiesen, daß es einzelne Gruppen 
freier Arbeiter auch zur Zeit der Sklaverei und Hörigkeit gegeben 
hat; besonders bilden Matrosen, Berg- und Salinenarbeiter Typen 
einer alten freien Arbeiterschaft. In der Hauptsache aber ent- 
stammten die modernen Arbeiter den Kreisen der ärmeren, früher 
abhängigen Landbewohner, dem städtischen Handwerk, in großen 
Mengen der Hausindustrie, die sich im 17. und 18. Jahrhundert 
vor der Entfaltung des Fabriksystems in Deutschland stark ent- 
wickelt hatte; dazu kamen sinkende Elemente aus den höheren 
Gesellschaftsschichten, fahrende und unstäte Leute, allerhand Tage- 
löhner, auch vom Auslande zuströmende Trupps; kurz, eine sehr 
bunt zusammengesetzte Menge stand zur Verfügung. Ohne die Zu- 
sammenhänge der Bevölkerungstatsachen zu berücksichtigen, sind 
solche Verschiebungen und Ausdehnungen sozialer Gruppenbildung 
unverständlich. Auch hier muß der Tendenz der Bevölkerung, über 
den vorhandenen Nahrungsspielraum hinauszuwachsen, gedacht 
werden. Tatsächlich war — etwa von 1750 an — eine starke 
Vermehrung der Kopfzahl eingetreten, konnte selbst die Hausindustrie 
die Menge überflüssig werdender Hände nicht mehr aufnehmen. 
Ein Überangebot ländlicher und städtischer Arbeitskräfte suchte 
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neues Unterkommen. Die Zahl leitender oder auch nur volle bürger- 
liche Nahrung gewährender Stellen nahm — eine häufig wieder- 
kehrende Erscheinung — nur langsam zu, ja vermehrte sich viel- 
fach überhaupt nicht; die Menge der Anwärter für jeden Posten 
schwoll jedoch überall an. Die Meisterstellen im Handwerk etwa 


wuchsen nicht — soweit nicht die Gewerbefreiheit sie künstlich 
vervielfachte, ihnen aber auch den Wert einer auskömmlichen 
Position nahm — in gleicher Progression wie die Anzahl der Ge- 


'sellen und Lehrlinge, und auf dem Lande gab stets der bäuerliche 


Betrieb eine Menge jüngerer Geschwister an die Stadt ab; dazu 
kamen die Umgestaltungen der Agrarordnung zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts mit ihren mancherlei Folgen; in jenen Tagen führte vor 
allem das Bauernlegen zu einer umfangreichen Proletarisierung bisher 
bäuerlicher Schichten. 

In wenigen Generationen verändert sich überall, wo die Be- 
völkerungszunahme beträchtlich ist, die Physiognomie der Gesell- 
schaft völlig; die Basis der sozialen Pyramide, die aus der prole- 
tarıschen Unterschicht besteht, verbreitert sich. Dazu kommt, daß 
die Emanzipationsgesetze der auf die französische Revolution fol- 
genden Jahrzehnte mit der persönlichen und der Gewerbefreiheit 
Freizügigkeit, Eheschließungsfreiheit und freie Berufswahl brachten, 


und daß gleichzeitig die in der Hauptsache auf der Ausnutzung 


der Dampfkraft beruhende ungeahnte technische Entwicklung in der 
Industrie zahlreiche neue Arbeitsgelegenheiten schuf. Je größer die 


Kopfzahl war, desto mehr konnte sich die Industrie entfalten, und je 


mehr das Fabriksystem um sich griff, desto stärker vermehrte sich 
die Bevölkerung. 

Verändert hatte sich mit Beginn der, neuen Wirtschaftsperiode 
das rechtliche und ökonomische System; geblieben war die be- 
stehende Klassenschichtung und Eigentumsverteilung; ja beides 
konnte nunmehr, wie wir bereits gesehen haben, verstärkte Wir- 
kungen ausüben. Das Proletariat war in seiner überwiegenden 
Mehrzahl keineswegs reif für die modernen Freiheiten. Die Leib- 
eigenschaft und die zünftlerische oder bureaukratische Bindung der 
älteren Epoche wirkte noch lange auf die Arbeitermassen nach 
und erschwerte ihnen den Aufstieg; für genossenschaftlichen oder 
gewerkschaftlichen Zusammenschluß fehlte zunächst jede Fähigkeit. 
Aber die Fabriken, Bergwerke und Hütten nahmen die Massen auf, 
um sie zeitlebens nicht mehr wiederzugeben. Was bisher nur die 
Ausnahme war, wurde jetzt die Regel: das Vorhandensein älterer 
verheirateter Fabrikarbeiter, die für ihre Hauswirtschaft keinen 
Rückhalt mehr an einem größeren, patriarchalisch geleiteten Herr- 
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schaftsbetriebe besaßen, sondern jetzt alles in bar dem Händler 
bezahlen sollten und bald in ron Zahl der Verschuldung anheim- 
fielen. 


$ 4. Die gegenwärtige Zusammensetzung 
der Arbeiterklasse. 


Schmoller gibt für die zahlenmäßige Entwicklung folgende Sta- 
tistik: Es waren im preußischen Staate Fabrikarbeiter vorhanden: 
1802: 160000, 1816: 350000, 1846: 550000, 1867 (im alten Preußen): 
1140000. Rechnet man Gesellen und Lehrlinge sowie die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter hinzu: 1816: 1,33 Mill., 1846: 2,33 Mill,, 
1867: 3,95 Millionen. — 1895 wurden in Preußen in allen drei 
Zweigen des Erwerbslebens 7,5 Millionen Arbeiter gezählt, im Reiche 
waren es 12,8 Millionen oder 67,8 0) aller Erwerbstätigen (wobei 
nicht vergessen werden darf, daß auch bei den „Selbständigen“ 
und Angestellten zahlreiche proletarische Existenzen mitgezählt sind). 
Gegenüber 11—12 Millionen Familien überhaupt betrug die Anzahl 
der Arbeiterfamilien in Deutschland im Jahre 1895 rund 4—5 Mil- 
lionen; die unverheirateten, jungen Leute überwogen noch immer, 

Aus der Berufsstatistik des Deutschen Reiches mögen folgende 
Zahlen das Bild noch mehr verdeutlichen. Es wurden gezählt (in 
Millionen): 

A. Selbständige (ohne Hausgewerbetreibende): 





1895 1907 
a) in der Land- u. Forstwirtschaft . . 2,569 2,501 
b) in Gewerbe u. Bergbau . . 1,774 172327 
c) in Handel, Verkehr u. Gastwirtschaft 0,844: 1,012 
d) freie Berufe, öffentliche Dienste . . 0,432 0,559 
zusammen (ohne Heer) 5,619 5,801 
B. Hausgewerbetreibende. . . . - ..... 0287 - 0,248 
C. Angestellte: 
a) in der Land- u. Forstwirtschaft . . 0,096 0,099 
b) in Gewerbe u. Bergbau . . 0,264 0,686 
c) in Handel, Verkehr u. Gastwirischaft 0,262 0,506 
d) freie Bere öffentliche Dienste . . 0,196 0,297 


zusammen (ohne Heer) 0,818 1,588 
D. Lohnarbeiter (unter Einrechnung der mithelfenden Angehörigen): 


1895 1907 
a) in der Land- u. Forstwirtschaft . . 5,628 7,283 
b) in Gewerbe u. Bergbau . . 5,956 8,593 


c) in Handel, Verkehr u. Kastmirischakt 1,233 1,960 
d) Lohnarbeit wechselnder Art, persön- 

liche Dienste . . . ER RE. Ur: > 7 0,472 

e) freie Berufe, öffentliche Dienste U EEHT 0,231 

zusammen (ohne Heer) 13,416 18,539 
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Die Selbständigen betrugen bei der letzten Berufszählung von 
1907: 22,2 0%, die Lohnarbeiter 54,4 0% der hauptberuflich Erwerbs- 
tätigen. Rechnen wir bei den Lohnarbeitern (wie oben geschehen) 
die mithelfenden Angehörigen ihnen hinzu, so machten 1907 die 
Arbeiter etwa 70 % aller Erwerbstätigen aus. 

In der Landwirtschaft nahmen von 1882 bis 1895 die Selbst- 
ständigen um 12 %o, die Arbeiter um fast 4 %o ab; von 1895 bis 1907 
wiesen in ihr die Selbständigen eine geringe Abnahme, die An- 
gestellten eine Zunahme und die Arbeiter (allerdings in der Haupt- 
sache nur scheinbar infolge einer anderen Rubrizierung mancher An- 
gehörigen) eine Vermehrung von fast 30 %0 auf. Für das Gewerbe ist 
charakteristisch die Abnahme der Selbständigen (im besonderen 
der Alleinarbeiter), und zwar von 1882 bis 1895 um 6, von 1895 
bis 1907 um 4 0%, ferner die beträchtliche Zunahme der Angestellten 
von 1895 bis 1907 um 160 0% und die Vermehrung der Arbeiter von 
rund 4 Millionen im Jahre 1882 auf fast 6 Millionen im Jahre 1895 
und schließlich (um 44 0%) auf 8,6 Millionen bis 1907. Im Handel 
nahmen die Selbständigen von 1882 auf 1895 um 20 % und etwa 
um den gleichen Prozentsatz bis 1907 zu; bei den Angestellten 
zeigt sich ähnlich wie im Gewerbe eine beträchtliche Erweiterung 
der Kopfzahl, die sich seit 1882 bis heute weit mehr als verdoppelt 
hat; auch die Arbeiter weisen im Handel eine gleichmäßige Zu- 
nahme auf; von 1895 bis 1907 betrug sie 59 %. 

Freilich sind seit 1907, vor allem seit 1914 infolge von Krieg, 
Revolution und Friedensvertrag beträchtliche Umschichtungen — 
wenn auch mehr innerhalb der oben genannten Rubriken ein- 
getreten. Der Krieg entzog im wachsenden Maße Millionen von 
Männern ihrer wirtschaftlichen Berufstätigkeit, ein großer Teil von 
ihnen kehrte nie wieder zu ihr zurück und blieb unersetzt. Nach 
Möglichkeit traten Frauen und Jugendliche an die freigewordenen 
Männerplätze. Einen oberflächlichen Begriff von diesen Verschie- 
bungen während des Krieges gibt eine Berufsstatistik, die für die 
Zwecke des damaligen preußischen Kriegsministeriums auf Grund 
der Volkszählung vom 1. Dezember 1916 aufgestellt worden sind. 
Sie umfaßt jedoch nur einen Teil der Reichsbevölkerung, nämlich 
die männlichen Personen im Alter von 14 bis unter 60 Jahren und 
die weiblichen von 14 bis einschließlich 47 Jahren. ‚Das statistische 
Jahrbuch für das Deutsche Reich für 1919 vergleicht nun die 
Summen dieser Berufstätigen von 1916 mit den entsprechenden 
Altersklassen von 1907. Freilich mußte für 1907 bei den Frauen 
die Alterklasse von 14 bis unter 50 Jahren (nicht wie 1916 ein- 
schließlich 47 Jahren) aufgeführt werden; bei den Männern sind die 
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Kriegsgefangenen 1916, die ja mehr oder weniger für die wirtschaft- 
lichen Arbeiten zur Verfügung standen, mit eingerechnet. Das Er- 
gebnis ist: 

Es waren vorhanden Berufstätige (in Millionen): 


1907 1916 1916 gegenüber 1907 
mehr (+) od. weniger (—) 


Männer Frauen 
a) in der Urproduktion . . . . 8026 5515 — 2,511 — 0,458 
Uavon. Arbeiter! , a. ua un, 3,828 
b) in Gewerbe u. Bergbau . . . 10,550 7,376 | 
davon Arbeiter . . . 5,484 — 3,809 —+- 0,635 
c) in Handel, Verkehr u. Schank- 
irische NN ED LOD. 2,0 U ren 4- 0,243 
davon Arbeiter . . . 1,105 
zusammen a—+ b Tr ei 31 ‚27 15,465 .— 6,686 + 0,423 
d) häusliche Dienste u. wechselnde i 
Lohnarbeit .. .: .°...... 1,556 ‘ 1,528. —- 0,003 — 0,025 


Der Reichsanzeiger vom 16. Oktober 1919 veröffentlicht eine 
Zusammenfassung von Jahresberichten der preußischen Gewerbeauf- 
sichtsbeamten für 1914 bis 1918. Der Bericht wurde ergänzt durch 
eine statistische Zusammenstellung der Zahl der Bet-iebe, die zehn 


und mehr Arbeiter beschäftigen, und durch die Zahl eben dieser ın 


ihnen tätigen Arbeiter und Arbeiterinnen. Im Verzipiche zum letzten 
Friedensjahre 1913 ergab sich: 
1913 1918 
Zahl der Betriebe mit 10 u. mehr Arbeitern in Preußen 175436 168 750 
Zahl der Arbeiter in ihnen . 3633618 3570 550 
Nach Gewerbegruppen waren die Unterschiede im einzelnen 
beträchtlich. Der Bergbau zählte 1918 statt rund 272000 sogar 
322000 Arbeiter. Weiter wiesen entsprechend ihrem Charakter als 
Kıriegsindustrien, im letzten Kriegsjahre ein (teilweise erhebliches) 
Plus gegenüber dem letzten Friedensjahre auf: die Metallverarbei- 
tung, die Maschinen- und die chemische Industrie. Sehr beträcht- 
liche Rückgänge der Arbeiterzahl waren vor allem zu konstatieren in 
den Industrien der Steine und Erden, der Textilindustrie und dem 
Baugewerbe!), 


!) Jastrows 5. Band der Textbücher zu Studien über Wirtschaft und 
Staat („Neue Wirtschaft“, Berlin u. Leipzig 1920), den ich den Lesern als 
gutes Hilis- und Orientierungsmittel bei ihren Studien empfehlen möchte, 
enthält auf S. 75 ff. einen Auszug aus der oben erwähnten Zusammen- 
stellung von Berichten der Gewerbeaufsichtsbeamten. Eingehender be- 
sprochen werden diese Kriegsberichte von Dr. Käthe Gaebel in der Sozialen 
Praxis, XXIX. Jahrg., Nr. 14 ff. — Vgl. ferner Syrup, Die Arbeitsverschie- 
bungen in der Industrie während des Krieges und ihre Bedeutung für die 
Demobilmachung (Conrads Jahrbücher, 56. Bd., 1918). 
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Mit diesen unvollständigen Angaben müssen wir uns für die 
jüngste Epoche seit 1914 begnügen, da Zahlen über die Zeit nach 
dem Friedensschlusse noch nicht vorliegen. Es mag heute im (ver- 
kleinerten) Deutschen Reiche etwa 5 Millionen Arbeiterfamilien geben. 


Aber wir fragen: wie ist diese im Laufe des 19. Jahrhunderts 
so stark angewachsene Arbeitermasse zusammengesetzt? Bildet sie 
eine nach Fähigkeiten, Lebenshaltung und Eigenart gleiche Menge? 
Da stellt sich denn heraus, daß dieselbe Erscheinung zunehinender 
Differenzierung, die wir für die Gesellschaft überhaupt konstatierten, 
auch für die Gruppierung der Arbeiterschaft gilt. Mochte zu Be- 
ginn der Industrialisierung die Zahl der Typen — wenn wir von 
der Hauptscheidung in Stadt- und Landarbeiter absehen — gering 
sein, so machte sich mit jedem Fortschritt von Jahrzehnt zu Jahr- 
zehni eine steigende Differenzierung in Arbeiterschichten und 
- gruppen bemerkbar!). Freilich bleiben noch genug gemeinsame Züge; 
vor allem betonen die Parteien der Sozialdemokratie aus politischen 
Gründen stets die Gemeinsamkeit der Interessen und Lebenslage 
aller Arbeiter; jedoch werden wir noch aus der Untersuchung der 
sozialpolitischen Entwicklung erkennen, wie gerade die Sozialreform 
zu einer Vielheit recht unterscheidbarer Arbeitergruppen geführt hat). 


Die herkömmliche Einteilung nimmt eine Zweiteilung, bisweilen 
auch eine Dreiteilung vor. So unterscheidet Schmoller eine zu unterst 
stehende, verelendete Schicht, -ferner die ungelernten und drittens 
die gelernten Arbeiter. Die tiefste Schicht besteht aus nur zeit- 
weise beschäftigten, schlecht genährten, arbeitsscheuen oder dauernd 
arbeitslosen Leuten, bei denen die Grenze gegen das Verbrechertum 
bisweilen schwer zu ziehen ist. Daneben werden zu ihr zahlreiche 
fleißige, aber wenig vorgebildete Leute gerechnet, die in bestimmten 
schlecht entlohnten Bezirken der Heimarbeit ein Unterkommen 
suchen. iR REN sn 


!) Die Annahme der Einheitlichkeit der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
innerhalb des Proletariats ist unhaltbar. Dieser überall leicht zu beobach- 
tende Umstand erschwerte auch unseren Versuch der Begrifisbestimmung des 
Proletariats. Ka 

2) Es ist notwendig, daß wir in unserer Untersuchung jetzt insofern 
vorgreifen, als wir bei der Darstellung, die die Gegenwart betrifft, nunmehr 
die Geschichte der sozialpolitischen Staats- und Selbsthilfe, soweit sie sich 
bisher abgespielt hat, als Voraussetzung für den gegenwärtigen Zustand der 
Arbeiterklasse setzen müssen. Die Periode des rein individuellen Arbeits- 
vertrags liegt ja hinter uns. Trotzdem ist:-es um des Zusammenhangs 
willen wünschenswert, in der Darstellung der Entwicklung der Arbeiterklasse 
- fortzufahren. 
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$ 9. Gelernte und ungelernte Arbeit. 


Die Scheidung .in sogenannte gelernte und ungelernte Arbeiter 
hat längst an Bedeutung verloren. Noch vor 20 Jahren mochte 
‘ es den Verhältnissen entsprechen, zwischen die unterste Schicht 
und die qualifizierten Arbeiter die „ungelernten“ zu stellen, in 
ihnen einen Teil der gewerblichen Arbeiter und die ländlichen 
Tagelöhner zusammenzufassen und als charakteristisch für sie eine 
gehemmte Lebenshaltung, ihre heftige Konkurrenz auf dem Arbeits- 
markt, den häufigen Mangel an Organisation und ihre Durchsetztheit 
mit niedriger stehenden Rassenelementen anzusehen.‘ Aber auch 
Schmoller z.B. weist darauf hin, daß die gelernten Arbeiter, d.h. 
die, welche eine bestimmte Berufsausbildung durchgemacht haben, 
nicht alle in ihrer Lebenshaltung die unqualifizierten übertreffen ; 
so wurden etwa die gelernten Schneider teilweise von den unquali- 
fizierten Textilarbeitern übertroffen. 1895 nahm man an, daß 3,8 Mil- 
lionen gelernten Arbeitern rund 2 Millionen ungelernte gegenüber- 
stehen. 

Diese Einteilung in gelernte und ungelernte Kräfte stand in Zu- 
sammenhang mit der Unterscheidung von Handwerk und Fabrik. 
Verlangte jene Unternehmungsform zur Ausübung des Gewerbes 
eine bestimmte Lehrzeit und zumeist auch die Absolvierung der 
Gehilfentätigkeit als Geselle und beruhte hier die Fähigkeit des 
Gewerbetreibenden auf einer bestimmten Fachausbildung, so be- 
stand früher ein Teil der Fabrikarbeit nicht in einzelnen, erlernbaren, 
aber zugleich die Erlernung fordernden Fertigkeiten; sie konnte viel- 
mehr von jedem leidlich gesunden und kräftigen Menschen, stellen- 
weise von Kindern, verrichtet werden. Eine besondere Fachausbil- 
dung wäre hier um so überflüssiger, ja hinderlicher gewesen, als das 
moderne Arbeitsverhältnis häufig zu einem schnell aufeinander fol- 
genden Wechsel der Arbeit zwang, wobei es auf rasche Anpassung 
an gänzlich veränderte Arbeitsbedingungen ankam. Neben diesen 
eigentlichen Fabrikarbeitern erforderten aber auch die Großbetriebe 
eine Anzahl von spezialistisch vorgebildeten Leuten, die im Hand- 
werk oder in der Fabrik selbst eine Fachausbildung genossen hatten. 
Da diesen Arbeitern ein größerer Seltenheitswert zukam, wurden 
sie vielfach besser bezahlt als jene und dünkten sich — nicht mit 
Unrecht — auf Grund ihrer Schulung besser als die zu allem und 
zu nichts brauchbaren Tagelöhner. 

Freilich die neueste Entwicklung kehrt das Verhältnis der ge- 
lernten zu den ungelernten nicht selten um. Bis vor 10 Jahren 
vielleicht traf es völlig zu, wenn die Arbeit des Handwerks von 
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der in der Fabrik dadurch unterschieden wurde, daß man sagte: 
das Handwerk ist durch die berufliche, die Fabrik durch die tech- 
nische Arbeitsteilung charakterisiert, wobei man unter dieser die 
Auflösung des Erzeugungsprozesses in möglichst einfache Manipu- 
lationen innerhallb desselben Betriebs versteht. Bei ihr ist betrieb- 
lich die wesentlichste Aufgabe, die zahlreichen einzelnen Arbeits- 
leistungen geschickt aufeinanderzureihen. So kommt es in einer 
amerikanischen Schuhfabrik darauf an, zur Herstellung von einem 
Paar Schuhen die Tätigkeit von 200 Händen richtig anzuordnen. 
Schon Adam Smith wies in seiner Begründung der Lehre von 
der Arbeitsteilung darauf hin, wie in den Nähnadel-Fabriken die 
Arbeitszerlegung der grundlegende Vorgang der Fabrikation ist; 
John Stuart Mill korrigiert allerdings nach dem Vorbilde Wake- 
fields die Auffassung des Meisters mit Recht dahin, daß damit 
ein Teil des Prozesses für das Ganze genommen ist, und daß die 
Arbeitsvereinigung die mindestens ebenso Mieinee Ergänzung der 
Zerlegung ist. | 

Aber die neueste Entwicklung der Fabrikorganisation schreitet 
unter dem Einfluß moderner Technik über die alte Arbeitszerlegung 
unter den Arbeitern hinaus; für sie ist die Spezialisierung der Ma- 
schinen charakteristischer als die Spezialisierung der Arbeiter, ja, 
vielfach — und darauf kommt es uns hier vor allem an — entspricht 
(wie Du Bois-Reymond gezeigt hat!) der Spezialisierung der Ma- 
schinen eine Despezialisierung der Arbeiter. Immer mehr zeigt: der 
Großbetrieb die Tendenz Arbeitskräfte zu sparen, teils: der Herab- 
drückung der Selbstkosten wegen, teils um unabhängiger von den 
organisierten, klassenbewußten und unter Umständen streiklustigen 
Arbeitern zu werden. Wie in Amerika geht auch bei uns das Streben 
auf „labour saving devices“, menschliche Arbeit nach Möglichkeit 
ersetzende mechanische Vorrichtungen; man sucht, mit einer kleineren 
Anzahl von Arbeitern dieselben Leistungen zu vollbringen als vor- 
her mit mehr Leuten. „Eine Revolverbank“, schreibt Du Bois-Rey- 
mond, „wird etwa das Dreifache von dem leisten, was ein geschulter 
Dreher schaffen kann, der an einer Universalbank arbeitet, in gün- 
stigen Fällen noch bedeutend mehr. Außerdem genügt zur Über- 
wachung von drei Revolverbänken meist ein einziger Mann, der 
nicht einmal ein geschulter Dreher zu sein braucht. Schafft also 
ein Fabrikant neun gewöhnliche Bänke ab und stellt dafür drei 
Revolverbänke ein, so kann er neun Dreher entlassen und braucht 


») A. Du Bois-Reymond, Ereugune und Erfinder, Berlin 1906, 
Julius Springer. 
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dafür nur einen ungelernten Arbeitsmann einzustellen, ohne daß 
seine Produktion sich verändert hat.“ — Wie in diesem Beispiel 
so tritt uns die Erscheinung, daß gelernte Arbeiter verdrängt werden, 
heute vielfach im modernen industriellen Leben entgegen. Freilich 
schafft dieselbe technische Entwicklung, die an der einen Stelle 
Arbeitskräfte beseitigt, anderswo neue Arbeitsgelegenheiten. Es 
handelt sich in der Hauptsache um beständige Verschiebungspro- 
zesse. Daraus ergibt sich aber für die Arbeiter die Notwendigkeit 
einer regen Anpassungsfähigkeit. ‚Je intensiver und konsequenter?) 
in einem Lande die Erfindung als Bereicherungsverfahren ausge- 
nutzt wird, desto häufiger muß eine solche Ausschaltung einzelner 
Gruppen der Arbeiterbevölkerung eintreten, und die Folge muß auf 
die Dauer sein, daß allmählich in der ganzen Bevölkerung diejenigen 
Elemente ausgemustert und dem Untergang preisgegeben werden, 
welche nicht die Fähigkeit besitzen, ohne viel Besinnen von einer 
Art des Betriebs zu anderen überzugehen. Bei der Umwandlung 
einer Pferdebahn in eine elektrisch betriebene wird unter hundert 
Kutschern immer eine gewisse Zahl von solchen Leuten gefunden 
werden, die schlechterdings nicht zur Anlernung als Maschinisten 
taugen, und von diesen wieder wird ein gewisser Prozentsatz außer- 
stande sein, sich einen anderen Dienst zu verschaffen, wenn ihre 
Beschäftigung als Pferdebahnkutscher aufhört. Die anderen aber, 
die Anpassungsfähigkeit genug besitzen, sind Sieger im Kampfe 
ums Dasein, und diese Qualität der Anpassungsfähigkeit an irgend- 
eine beliebige Art der Arbeit, die sich gerade bietet, ist daher die- 
jenige, welche durch die neuen Lebensverhältnisse am stärksten 
herangebildet wird. Das ist eine von den Ursachen für die viel 
beachtete und beklagte Erscheinung des Aussterbens der eigent- 
lichen Handwerker. Wenn ein Mann, um zu leben, imstande sein 
muß, heute Korke zu schneiden und morgen Drahtbügel zu pressen, 
so kann er sich offenbar nicht für so verschiedenartige Beschäf- 
tigungen durch eine mehrjährige Lehrzeit ausbilden. Die wirkliche 
Ausbildung zu irgend einem Handwerk wird ihn vielmehr notwendig 
spezialisieren und wird ihn gerade dadurch weniger tauglich machen, 
den Anforderungen des Lebens zu genügen, sobald der Absatz des 
besonderen Handwerks, das er gelernt hat, durch das Aufkommen 
irgend einer neuen Erfindung nachläßt.“ 


In vielen Industrien werden also heute die Betriebseinrichtungen 
so getroffen, daß möglichst wenig von der Schulung der Arbeiter ab- 
hängt und die automatisch tätigen Maschinen von ungelernten 


Y) Du Bois-Reymond, I. c. S. 257. 


B: 
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Leuten bedient werden können. Vielfach müssen dabei diese un- 
qualifizierten Kräfte nur die Eigenschaft der Anstelligkeit besitzen 
und — entgegen der älteren Entwicklung — mehrere Maschinen 
nacheinander bedienen und an den einzelnen Stücken recht ver- 
schiedene Manipulationen vornehmen können. Die Spezialisierung. 
der Maschinen zieht auf diese Weise die Despezialisierung der Ar- 
beiter nach sich. Allerdings liegt in der Tatsache, daß im modernen 
Betriebe despezialisierte Kräfte vielfach mehr Verwendung finden 
als früher, wo die arbeitsteilige Zerlegung des Arbeitsprozesses der 
Grundzug war, wieder ein Moment zugunsten der gelernten Leute. 
Denn gänzlich ungeschulte rohe Kräfte sind auf die Dauer gar 
nicht imstande, den Obliegenheiten in der heutigen Fabrikwerkstatt, 
die so hohe Anforderungen an die Aufmerksamkeit und Korrektheit 
stellt, gerecht zu werden. Deshalb hat auch Otto Kammerer — 
obwohl er u. E. bestimmte Erscheinungen zu sehr verallgemeinert!) — 
wiederum recht, wenn er das Bestreben der Technik darin erblickt, 
„mit möglichst wenigen, aber hochwertigen und hochbegabten Kräften 
zu arbeiten.“ Nur daß diese hochwertigen Kräfte nicht aus den 
Kreisen der „gelernten‘‘ Leute alten Stils hervorzugehen brauchen. 

Bis zu einem gewissen Grade wird man also der Entwicklungs- 
tendenz der jüngsten Zeit dadurch gerecht, daß man von den gelernten 
und den ungelernten drittens die Kategorie der angelernten Ar- 
beiter unterscheidet und damit Leute meint, die während des Ar- 


. beitsverhältnisses selbst in den Betrieben zu höheren Qualitäts- 


leistungen erzogen werden. Sie überragen die dauernd „ungelernten“ 
und haben häufig ein leichteres und erfolgreicheres Fortkommen als 
die manchmal zu einseitig geschulten Personen, die als „gelernt“ 
bezeichnet werden. | 

In den letzten Jahren vor dem Kriege war die Industrie bestrebt, 
mit möglichst wenigen, aber hochwertigen und begabten Arbeits- 
kräften auszukommen. Daraus ergab sich das Problem, einen solchen 
qualifizierten Arbeiterstamm heranzubilden, was bis vor 20 Jahren 
fast nur die Aufgabe des Handwerks gewesen war. Die Fortbildungs- 
schulen wirkten in gleicher Richtung. Dann begannen aber auch 
manche großen Betriebe, Werkschulen zur Ausbildung der jungen, 
soeben schulentlassenen Arbeiter zu errichten mit einer gewissen 
Tendenz zur Spezialisierung. Einige mechanische Industrien wie 
Maschinenbau und Elektrotechnik verlangten diese Spezialisierung 
des Nachwuchses von vornherein. Man teilte die jungen Leute in 


ı) Vgl. Kammerer, Über den Einfluß des technischen Fortschritts 
auf die Produktivität. Schriften des Vereins für Sozialpolitik und „Technik 
und Wirtschaft“ 1910. | 


v. Wiese, Sozialpolitik. | 7 
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Lehrlinge bestimmter Fachrichtungen und in (ungelernte) Arbeits- 
burschen. Die älteren Klassen von Arbeitern unterschieden sich mehr 
und mehr voneinander, je mehr sich der mechanische Apparat der 
Werkstätten komplizierte. 

Die Kriegswirtschaft führte jedoch sodann vielfach zu der um- 
fangreichen Nutzung ungelernter (weiblicher oder jugendlicher) Ar- 
beitskräfte an Stellen, wo man vorher ihre Verwendung für unzweck- 
mäßig gehalten hatte. Die Erfahrungen waren in nicht seltenen Fällen 
überraschend günstig. In schweren Hammerwerken sah man hier 
und da Frauen an der Arbeit; sie verrichteten Leistungen, die man 
ihnen nicht zugetraut hatte. 

Schon vom Jahre 1916 an beschäftigte unsere Sozialpolitiker die 
Sorge wegen der Umgestaltung des Arbeitsmarktes bei der Demobil- 
machung. Würde man die heimkehrenden Krieger wieder in ihren 
alten oder gar in günstigeren Stellungen unterbringen können? Was. 
' sollte aus den vielen Frauen und gewerblichen Aushilfskräften 
werden? Waren nicht auch die Soldaten der gewerblichen Arbeit 
. zu‘sehr entwöhnt? Hatten sich nicht ihre Vertreter daheim oft gut 
bewährt und der Arbeit angepaßt? Die Projekte, die die Gesellschaft 
für soziale Reform und andere Instanzen ausgearbeitet hatten, wurden 
freilich größtenteils durch den schlimmen und plötzlichen Ausgang 
des Krieges über den Haufen geworfen. Es entstand im Winter 
1918/19 ein rechter Wirrwarr auf dem Arbeitsmarkte. Vielfach waren 
von jetzt ab für die Beschäftigung von Arbeitskräften Gesichtspunkte 
maßgebend, die nicht der ökonomischen Rationalität, sondern teils 
gerechttertigten, teils übertriebenen sozialen Ideen entsprachen. In 
die staatlichen Eisenbahn-Werkstätten z.B. strömten Massen von 
Kriegsentlassenen, die vielfach nicht den geringsten Willen zur ordent- 
lichen und regelmäßigen Arbeit mitbrachten. Aber es fehlte auch 
nicht an tüchtigen und brauchbaren Menschen, die neben zahlreichen 
Arbeitsscheuen und Abenteuerlustigen in die Kreise der Erwerbslosen 
' gerieten, für die Reich und Kommunen die gesetzliche Pflicht der 
Unterstützung auf sich nehmen mußten. Erst allmählich — in einem 
von Ort zu Ort und von Industrie zu Industrie verschiedenem Tempo 
— setzen sich in der Verwendung und Anordnung der Arbeiter wieder 
rationellere Methoden durch. 


$ 6. Die Lebenshaltung und Arbeitsbedingungen 
heutiger Arbeitergruppen. | 


Setzen wir also an die Stelle der alten Gegenüberstellung von ge- 
. lernten und ungelernten Arbeitern die These, daß es innerhalb der 
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gewerblichen Arbeiterschaft tiefgehende Unterschiede in Lebenshaltung, ° 
Bildung und Existenzsicherheit gibt, daß sich zahlreiche Schichten 
sondern lassen. Welche Gegensätze bestehen nicht zwischen den 
Arbeitslosen in den Großstädten, Thüringer Heimarbeitern, landwirt- 
schaftlichen Wanderarbeitern, den Näherinnen Berlins und den Metall- 
arbeitern und Buchdruckern oder den Bierfahrern großstädtischer 
Brauereien? Mit ihrer Spitze ragt die Arbeiterschaft in das private 
und öffentliche Beamtentum; Werkmeister und Vorarbeiter befinden 
sich oft in gutbezahlten Stellungen. Aber auch unter den eigent- 
lichen, nicht zu diesen Unteroffizieren der Industrie gehörenden Ar- 
beitern gab es schon vor dem KriegeGruppen mit bürgerlich-behäbiger 
Lebensführung, die nach Feierabend und Sonntags einen gut 
„bourgeoisen‘ Eindruck machten. Aber andererseits ist noch immer 
eine breite Unterschicht vorhanden, deren Signatur das Elend ist: ein 
großer Teil der Heimarbeiter, besonders der Frauen unter ihnen, ' 
manche Gelegenheitsarbeiter, schließlich körperlich und geistig Zu- 
rückgebliebene, sie bilden das Hauptkontingent einer an Kopfzahl 
großen Schicht, der gegenüber der Gedanke staatlicher Hilfe und 
caritativen Beistands der nächstliegende ist. 

Wie sich in dieser Gruppe eine Unterschicht von der großen ' 
Arbeitermasse loslöst, so erhob sich andererseits, wie gesagt, aus dem | 
Durchschnitt eine obere Elite gut bezahlter und ausgezeichnet organi- 
sierter Handarbeiter, deren Arbeitsleistungen einen ungewöhnlichen 
Grad von Fähigkeiten und Kräften voraussetzen und einen gewissen . 
sozialen Seltenheitswert beanspruchen; sie schufen sich und ihren 


Angehörigen eine relativ angenehme wirtschaftliche Position. Vor '. 


allem aber wurden sie — wie später noch zu zeigen sein wird — in . 
ihren meist gut geleiteten Gewerkschaften zu einem Machtfaktor im 
innerpolitischen Leben der Kulturstaaten. Schon vor. zehn Jahren 
schrieb ich über sie: Ihnen gegenüber ist nicht das Prinzip nach- 


sichtiger Unterstützung, sondern eine ausgesprochen politische Ein- 


schätzung angemessen. Wir meinen damit durchaus nicht Unter- 
drückungspolitik; vielmehr muß man diese Arbeiterkategorie als 
vollkommen mündig gewordene Staatsbürger betrachten, die selbst ' 
ständige Rechte und Pflichten haben. Sie ist, wenn nur die wich- 
tigsten Grundlagen eines freiheitlichen Volkslebens,- Vereins- und . 
Versammlungsfreiheit, rückhaltlos gewährt sind, durchaus imstande, 
sıch selbst zu helfen, sie bedarf nur gerechter, aber nicht bevor- 
zugender Behandlung. Es ist ein Irrtum, sich vorzustellen, daß in 
Kämpfen zwischen Unternehmern und Arbeitern diese Gruppe von 
vornherein im Nachteil sein müsse; sie ist längst stark genug, in ge- 
wissen Fällen ihren Arbeitgebern erfolgreich entgegenzutreten. In 
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jedem einzelnen Falle ist stets vonnöten, genau zu untersuchen, wo 
das größere Recht oder die stärkere Macht liegt. 

Wieder möchte ich besonders hervorheben, daß ich schon in 
der ersten Auflage (1910) fortfuhr: Hat man allein diese günstig ent- 
wickelte Schicht klassenbewußter und leistungsfähiger Arbeiter im 
Auge und läßt man außer Spiel, daß hinter dieser Aristokratie 
noch eine große Menge Menschen von tieferer Lebenshaltung steht, 
so ist unerläßlich, sich heute dahin auszusprechen, daß die Arbeiter 
eine vorteilhaftere Existenz führen als zahlreiche Handwerker, kleine 
Kaufleute und untere Beamte. Aber wichtiger noch als diese Fest- 
stellung ist es, hervorzuheben, daß heute (1910) diesem Steigen ge- 
wisser Elitekategorien der Handarbeit ein Sinken in der Bewertung 
geistiger, höherer Leistungen parallel geht. Hierin bahnt sich die 
„soziale Frage“ der Zukunft an. Während noch viele Sozialpolitiker _ 
wie gebannt auf das (teilweise nur vermeintliche) Elend der Arbeiter- 
klasse starren und sich und andere glauben machen, nur hier gäbe 
es soziale Schäden zu kurieren, steigen aus dieser Klasse ganze 
Schichten kerngesund zu höherer sozialer Lebensführung auf, sinken 
aber geistige Arbeiter, die eine kostspielige und entsagungsreiche 
Vorbildung hinter sich haben, in großer Zahl in die trübe Flut des 
Proletariats. Ärzte, Lehrer, Schriftsteller, Künstler, Beamte, Tech- 
niker und nicht zuletzt Kaufleute müssen immer mehr Vertreter ihrer 
‘ Berufe, die teilweise einen beträchtlichen Grad fachlichen Könnens 
ader persönlicher Eigenschaften besitzen, der Not und Machtlosigkeit 
überantworten. Während Maurer und Schlosser in Zeiten guter Kon- 
junktur ihr Huhn im Topfe haben, betteln kenntnisreiche Studierte um 
Brot. Dem entspricht auch häufig die Behandlung und Schätzung; 
stets entscheidet der Grad der Seltenheit. Je größer der Andrang 
zu den höheren Berufen wird, um so geringer wird ein Teil ihrer 
Funktionen gewertet. In der Großindustrie sind hochqualifizierte 
Arbeiter schwerer zu erlangen als Techniker oder andere Privatbeamte. 
Deshalb sucht man auch häufig jene durch gute Behandlung und hohe 
Entlöhnung an die Betriebe zu fesseln, während man sich den Be- 
amten gegenüber weniger gebunden fühlt. | 

Wenr. das vor zehn Jahren schon zutraf, in welch höherem Grade 
heute! Wie es gegenwärtig damit steht, wurde im zweiten Kapitel 
(S.66 ff.) zu zeigen versucht. Doch sollte man sich auch hier vor Über- 
treibungen hüten und nicht etwa die Verhältnisse so darstellen, als 
lebten heute alle Arbeiter herrlich und in Freuden und darbten alle 
Nichtproletarier. Die auch in dieser Hinsicht recht verworrenen und 
unübersichtlichen Zustände des gegenwärtigen Augenblicks weisen 
seltsame Widersprüche auf. Nicht nur setzen sich die Kreise der Kriegs- 
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und Revolutionsgewinnler, Schieber, Ketten- und Schleichhändler, 
"sowie der politischen Gelegenheitsspekulanten aus allen Schichten 
der Gesellschaft zusammen und bilden die viel verlachte, aber auch 
ebenso viel beneidete Gruppe der „neuen Reichen“ ; sondern es ist — 
ganz abgesehen von den besonderen Existenzen einer. unruhigen 
Zeit — zweierlei notwendig: einmal über die Beschäftigung mit der. 
Arbeiterklasse nicht die Zunahme der wirtschaftlich gefährdeten Kopf- 
arbeiter zu vergessen; ferner dürfen wir auch nicht über der Lage 
der Elitearbeiter die minder SESCHeInEN Gruppen der re 
schaft übersehen. EN TOR 

Im Jahre 1910 schrieb ich: Bei den, Männern schwanken heute die. 
Wochenverdienste zwischen 60 und mehr Mark auf der einen und 
10 Mark auf der anderen Seite, bei den Frauen etwa zwischen 30 und 
5 Mark. Gewiß gibt es bei der Akkordarbeit Stundenlöhne von 80 Pig., 
aber auch solche von 10 Pfg. in der Heimarbeit. Besonders krasse 
Differenzen weist die englische Arbeiterschaft auf, die eine Arbeiter- 
aristokratie und verelendete Massen zugleich umfaßt. 

Eiren gewissen Anhalt für die Erkenntnis der Lebenshaltung 
der deutschen Arbeiterschaft gewährte ein Versuch des kaiserlichen 
statistischen Amts, durch genaue Feststellung der Wirtschaftsrech- 
nungen kleinbürgerlicher Familien in möglichst großer Zahl die 
Haushaltungsverhältnisse der Arbeiterschaft statistisch festzustellen.t) 
825 Familien, darunter 522 Arbeiterfamilien stellten ihre Ergebnisse 
zur Verfügung, und zwar gliederten sich Einnahmen und Ausgaben, 
einschließlich Nebenerwerb von Frau und Kindern, aus Unter- 
vermietung usw. im Jahre: 


A. Bei den Arbeitern: 
I. Gewerblichen: 


a) gelernten . . . . . ... 1885,68 M. Einn. | 
| 1831,95 „ Ausg. Diff, +. 3,73 M 
b) ungelernten . . . . . 1726,51 M. Einn. 


171731 „ Ausg. Diff. + 9,20 M 


II. Handels- u. Verkehrsarbeitern. 1737,31 M. Einn. 
1752,37 „ Ausg. Diff. — 15,06 M. 


II. Arbeitern ohne: näh. Bezeichn. 1588,81 M. Einn. 
1617,71 „ Ausg. Diff. — 28,90 M. 


B. Privatangestellten . . . „2... ..2441,69 M. Einn. 
| 2405,06 „ Ausg. Diff. + 36,63 M. 
Berrehrem. ©... 0.20.59. .820439°M} Einn. 


3426,76, „ Ausg. Diff. — 122,44 M. - 


1) Vgl. „Erhebungen von Wirtschaftsrechnungen minderbemittelter. Fa- 
milien im Deutschen Reiche“. Berlin 1909, Karl Heymanns Verlag. 
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D. Mittleren Beamten . . . . . 2861,72 M. Einn. 
3052,03 „ Ausg. Diff. — 190,31 M.. 
‚3 Unterbeamten. In |... 9: «Wi, A0BS LM Kinn. | 


2116,35 „ Ausg. Ditf. — 32,04 M. 


Hierbei ist also die Ausnutzung aller Einnahmefaktoren mit ein- 
gerechnet; allerdings sind Zweifel an der vollen Einsetzung dieser 
Posten aufgetaucht. Dabei muß aber ferner berücksichtigt werden, 
.daß wir in Deutschland Gegenden haben, in denen die obigen Ein- 
kommenssätze nicht erreicht wurden, z.B. Oberschlesien, wo die 
‘Familien, die nur 800 Mark Jahreseinkommen hatten, gar nicht selten 
.waren.1) Je geringer das Einkommen, desto größer im allgemeinen 
‚der Prozentsatz, der innerhalb der Ausgaben auf die ‚Nahrung ent- 
‚fällt; Wohnung und Bekleidung bleiben dann im Ausgabenbudget 
zurück. Bei den ärmsten Familien verteilten sich im ungefähren 
‚Durchschnitt die Ausgaben in der Regel, wie folgt: 200 Mark für 
Wohnung, 500 Mark für Nahrung, 100 Mark für Kleidung, 50 Mark 
für Heizung und Beleuchtung, ein Rest von vielleicht 50 Mark für 
Hausgerät und alles Übrige. Bei den vaterlosen Familien sieht es oft 
noch viel schlimmer aus. Dabei muß man sich gegenwärtig halten, 
wie aus der materiellen Notlage noch andere Beschwerden hervor- 
gehen; Unbildung, Unsauberkeit, Trinkerelend; auf geistig-sittlichem 
Gebiet findet die Not ihren Ausdruck in der Teilnahmslosigkeit für 
.Kulturaufgaben, in Neid und Habsucht oder Stumpfsinn. 

Und heute? Inzwischen haben wir in kürzester Frist ein® 
Revolution des Geldwertes und der Warenpreise erlebt, die alle 
früheren Veränderungen der Nominalsätze in Deutschland weit hinter 
sich läßt. Noch ist das Steigen der Preise und der Kosten der Lebens- 
haltung nicht aufgehalten, und es ist schwierig, die Nominalbeträge 
in Realwerte umzurechnen. Es hätte sicherlich großen Wert, könnte 
man den Begriff des „Existenzminimums‘“ und seine Wandlungen in 
Ziffern fassen. Wir wollen wissen, was heute im Vergleiche zur Vor- 
kriegszeit ein Arbeiter an Einkommen braucht, um auszukommen. 
Das ist aber nicht nur bei den einzelnen Kategorien zu jeder Zeit 
verschieden; auch die Größe des notwendigen Konsums und die Ver- 
teilung der Ausgaben hat sich stark verschoben. Sehr zutreffend 
schreibt darüber Waldemar Zimmermann in der „Sozialen Praxis“ 2): 
„Schon im Herbst 1919 wurde uns aus Solingen vorgerechnet, daß 
eine Arbeiterfamilie von vier Köpfen rund 12000 Mark jährlich zum 


2) Vgl. meine Untersuchungen im Kapitel II des 2. Teils der „Beiträge 
zur Geschichte der wirtschaftlichen Entwicklung der Rohzinkfabrikation“. 
Jena 1903, Gustav Fischer. 

2) Vol. XXIX. Jahrgang (1920), Nr. 30 vom 28. IV. 1920. 
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notwendigen Lebensunterhalt brauche. Anfang 1920 kamen aus dem 
Ruhrrevier statistische Behauptungen, daß. die Häuerfamilie nicht 
unter 16 000 Mark im Jahr auskommen könne (die obendrein ihre Haus- 
brandkohlen fast geschenkt erhält und oft billige Zechenwohnungen 
innehat), und aus solchen völlig unbewiesenen Behauptungen wurden 
dann Schlüsse gezogen, was nun erst ein Arbeiter in den teueren 
Weltstädten Berlin, Hamburg usw. zum Leben mindestens nötig habe. 
Die vorsichtigeren Berechnungen von Prof. Dr. Silbergleit für den 
jährlichen Ernährungsbedarf eines Vollarbeiters in Berlin beliefen 
sich im Sommer 1919 auf 1380 Mark und im Dezember 1919 auf 
3034 Mark unter Berücksichtigung der Schleichhandelspreise. Für eine 
Familie mit einem Kinde von 7—12 Jahren lauten die erweiterten 
Berechnungen Silbergleits für Februar und März 1920 auf 6091 Mark 
and 6693 Mark, sie würden bei zwei Kindern 7863 Mark im März 
nur für die Nahrungsmittel ergeben. Dr. Kuczynski, Direktor des 
Statistischen Amts Schöneberg, berechnet für Februar 1920 in 
Groß-Berlin das wöchentliche ‚„Existenzminimum“ einer vierköpfigen 
Familie auf 256 Mark und für das Jahr also ein unerläßliches Mindest- 
einkommen von 13350 Mark; im März 1920 sind diese Ziffern nach 
seiner Rechnung wohl auf 321 Mark oder 16700 Mark gestiegen. 
Manch einer wird. bereits stutzen, wenn er diese Ziffern liest, denn 
über ein. derartiges unentbehrliches Einkommenminimum von 16700 . 
Mark oder von 1400 Mark im Monat verfügt heute kaum die Hälfte 
aller Groß-Berliner Familien, und trotzdem leben sie noch. Es muß 
also. an diesen Statistiken etwas nicht stimmen. Gleichwohl werden 
diese Statistiken von allen Arbeiter- und Angestelltenblättern kritiklos 
nachgedruckt, weil sie für die im Augenblick die Köpfe berückende 
Theorie von der notwendigen Parallelschraubung der Löhne und 
Preise die schönsten Anschauungsgründe liefert. Daß die Nahrungs- 
mittel meistens viel teurer geworden sind, ist bekannt, ebenso die 
Verteuerung der Kleiderstoffe, der Schuhmacherarbeit, der Brenn- 
stoffe, der Wäsche usw. Daß aber die Verteuerung: der letzteren 
Dinge den Verbraucher voll träfe, wie die Berechner des „Existenz- 
‘ minimums‘ annehmen, ist falsch, da die meisten Menschen ihren 
Verbrauch einschränken. Man schont sein Schuhzeug, benagelt die 
Sohlen oder legt Sohlenschoner auf, so daß eine Sohle länger als 
ein Jahr halten kann. Millionen von Familien, selbst wohlhabende 
Villenbesitzer mit Zentralheizungen, sind aus Sparsamkeit und vor 
allem, weil keine Kohle zu kriegen war, in ein oder zwei Zimmer, 
die mäßig geheizt werden, zusammengerückt. Man begnügt sich mit 
kleineren Wohnungen, weil es an Wohnraum fehlt. Man wechselt 
die Wäsche nicht so häufig wie früher, man rasiert sich selbst, 
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statt beim Barbier 75 Pfg. zu zahlen, man trinkt und raucht weniger, 


wenigstens die Familienväter, die allerdings das Sparen ganz anders 
gelernt haben als die Junggesellen, die bei der heutigen Lohnpolitik 
unvergleichlich üppiger als die Verheirateten leben können. 

Das sind bekannte Tatsachen. Trotzdem findet man z.B. in 
Kuczynskis „Existenzminimum“ immer dasselbe Schema der Be- 
darfsmenge für Heizung und Beleuchtung (die im März nur noch halb 
so nötig sind wie um Neujahr), Bekleidung und „Sonstiges“. Von den 
256 bzw. 321 Mark Mindestkostenbedarf sollen nämlich im Februar 
146 Mark und im März 189 Mark, d.h. 57 % bzw. 60%, auf diese 
Lebensposten, und nur 43% oder gar nur 40% auf Ernährung 
und Wohnung entfallen. Nun steht aber nach langjährigen Beob- 
achtungen der Friedenszeit fest, daß auf die Ernährung etwa 50—60 0/6 
des Arbeitereinkommens und auf die Wohnung etwa 10—20 % zw 
entfallen pflegen, während für alles übrige 20—40 0% übrig blieben. 
Die Wirtschaftsberechnungen von 1917 ergaben unter Einbeziehung, 
von Beamtenfamilien in den Großstädten allerdings nur 47% Aus- 
gaben für Ernährung. Sollte sich dieses Massengesetz in einer Zeit 
der Teuerung, die vor allem von der Ernährung als der Grund: 
lage des Lebens und der Arbeitskraft ausgeht, so vollständig ver- 


schoben haben, wie es die statistischen Schemaberechnungen von 


heute beweisen wollen, auch wenn man von der isolierten Höchst- 
preisregelung für die Mieten ganz absieht? | 

Solche Mißverhältnisse müßten doch manchen Gewerkschafts- 
redakteur, der zahllose Arbeiterhaushaltserhebungen in seinen Blät- 
tern früher besprochen hat, befremden, zumal wenn er gleichzeitig alle: 
zwei Monate die Berechnungen von Dr. Moritz Elsas aus Frank- 
furt a.M. erhält, der, auf der nachgeprüften und an den Kriegs- 
erfahrungen berichtigten alten Lebenskostenproportion (Nahrung 60 0. 
Kleidung 17%, Wohnung 8%, Heizung und Beleuchtung 5 %, 
Verschiedenes 10 % April 1919) fußend, nun seit einem Jahre unter 


Heranziehung vieler Preisnotierungen und Meßziffern doch im großen 


und ganzen immer wieder zu dem Ergebnis kommt: Obwohl sich 
Kleidung, Heizung und Sonstiges in letzter Zeit stärker als die Lebens- 
mittel verteuert haben, zeigt die notwendige Ausgabenverteilung 
einer vierköpfigen Familie auch am 1.März 1920 noch immer fol- 
gende Proportion: Nahrung 63 0%, Kleidung 161% 0/0, Wohnung 4% 0/0, 
Heizung und Beleuchtung 7Ys 0%, Verschiedenes 81/5 0%. Vergleicht 
man diese beiden fachmännischen Statistiken, so ergibt sich, daß: 
Elsas für Nahrungsbedarf der vierköpfigen Familie 63% der Aus- 
gaben, Kuczynski hingegen nur knapp 39 0% beansprucht; für Klei- 
dung sind nach Elsas 16" 0/0, nach Kuczynski 33 %, also gerade: 


BE a 
N 
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das Doppelte, erforderlich, für Sonstiges nach Elsas 84, %, nach 
Kuczynski 20 0%, also mehr als das Doppelte. 

Das geht nicht gut zusammen. Wer von beiden hat recht? 
Nach unserer Ansicht keiner, aber anscheinend kommt Elsas der 
Wirklichkeit näher als Kuczynski. Man vergleiche nur ein:nal, was 
Kuczynski wöchentlich eine Einzelperson im März 1920 für Beklei- 
dung ausgeben läßt: 45 Mark! Der vom Lohn- und Arbeitsamt in 
Flensburg unter Beirat der Arbeiterorganisation ermittelte Ausgaben- 
aufwand für Kleidung und Schuhzeug beläuft sich in der ersten März- 
woche 1920 auf 10,23 Mark, d.h. noch nicht auf den vierten Teil. 
Und Flensburg ist zur Zeit wahrlich kein billiger Platz, mögen auch 
die Löhne um ein Viertel niedriger stehen als in Berlin. Aber 
Kuczynski macht selbst seine statistischen Berechnungen proble- 
matisch dadurch, daß er seiner Februarstatistik 1920 einen Ver- 
gleich des nach demselben Schema berechneten Lebenskosten- 
minimums für Februar 1914 gegenüberstelll. Danach ergibt sich 
folgendes Zifferbild: Die vierköpfige Familie verbrauchte damals 
bei einem Gesamtwochenbedarf von 28,80 Mark für Ernährung nur 
9,80 Mark oder 34%, für Wohnung insgesamt dagegen 5,50 Mark 
oder fast 20 0%, für Heizung und Beleuchtung 6 %, für Bekleidung 
über 200% und für Sonstiges ebenfalls 20 0%. Diese Ausgaben- 
proportion steht mit aller erfahrungsgesetzlichen Kostenverteilung 
im Arbeiterhaushalt derart in Widerspruch, daß wir ein solches Be- 
darfsdeckungsschema auch nicht einmal als theoretische Berech- 
nungs- oder Vergleichsunterlage für. die Ermittelung der Lebensver- 
teuerung hinnehmen können. Keine Arbeiterfamilie hätte vor dem 
Kriege für Bekleidung und Sonstiges um fast ein Fünftel mehr als für 
Ernährung ausgegeben. Werden aber auf solche rein fiktiven An- 
sätze nun, wie es leider in den Arbeiter- und Angestelltenblättern 
durchweg geschieht, gar praktische Schlußfolgerungen gegründet, so 
entsteht die Gefahr sozialpolitischer Begriffsverwirrung. Durch die 
schiefen Teuerungsvergleiche und Geldentwertungsschätzungen wird 
den Arbeitern noch schärfer, als es der schlimmen Wirklichkeit ent- 
‚spricht, die Zwangsvorstellung suggeriert, daß ihr Lohneinkommen 
sich hemmungslos entwerte und jede Familie mindestens so und so 
viel mehr für ihren Lebensunterhalt haben müsse, wenn sie nicht 
völlig verkommen soll. Heute ist es aber vornehmste Pflicht jedes 
Sozialpolitikers, und wenn er dafür gesteinigt wird, zu betonen: Nicht 
durch weitere Verwässerung des Lohneinkommens (und das ist heute 
jede Lohnerhöhung ohne produktive Mehrleistung) wird das Lebens- 
minimum des Arbeiters auf die Dauer erhöht, da jede Lohn- 
erhöhung nicht nur die Produktionspreise, sondern vielmehr noch 


100 3. Kapitel. Vom freien individuellen Arbeitsvertrage zum! Raeyels- I 


die Hundelsverknishgeise in die Höhe treihl, und so RR dem 
„Kapitalismus“ Vorschub leistet; sondern durch Einschränkung des 
Verbrauchs und Zurückhaltung im Einkauf muß allmählich das 
Preismonopol der Wareninhaber im Aus- und im Inlande gebrochen 
werden. Ein noch wirksameres Mittel gibt es allerdings, das wäre 
der Entschluß, daß alle arbeitsfähigen Deutschen vom obersten Be- 
amten bis zum letzten Arbeiter zunächst ein Jahr lang durchschnitt- 
lich eine Stunde länger arbeiteten, wobei natürlich die Arbeitsdauer 
nach der Schwere und Gesundheitswidrigkeit der Arbeit verständig 
zu differenzieren wäre, was der schematische Achtstundentag im 
Gegensatz zu gesunder sozialer Rechnung bisher verhindert. Dieser 
‘Erkenntnis steht aber die Begriffsverwirrung über ein starres Existenz- 
minimum und seine Kostendeckung entgegen, und deshalb brauchen 
wir außer der amtlichen Teuerungsstatistik noch Ermittlungen über 
den tatsächlichen Haushaltbedarf und seine Verschiebungen im Sinne 
eines eingeschränkten Existenzminimums. Das wäre eine wichtige 
Aufgabe für die Gemeindestatistiker.‘ 

Eindrucksvoll schildert in einfacher, jedermann verständlicher 
Sprache den schlimmen Zirkel, in den wir geraten sind, eine Flug- 
schrift des Gesamtverbandes der christlichen Gewerkschaften („Was 
tut not?“, Köln 1919). Da heißt es: | 

„Die Preise steigen und also die Löhne. Die Löhne steigen 
und also die Preise. Das eine jagt das andere in wilder Hatz. 
Begleitmusik gibt das Klappern der Notenpresse. Man sagt, wir 
machten täglich 60—”70 Millionen Papiergeld. Vielleicht ist es noch 
mehr. Nach wie vor aber sehen die Männer finster, die Frauen ver- 
bittert und die Kinder hungrig und schäbig aus. ‚Unsere Armut 
steigt. Denn durch Geld werden die Kartoffeln, die Gemüse, das 
Fleisch, die Schuhe, die Strümpfe, Hosen, Tische, Bänke, Betten, 
Hemden, Wohnungen usw. in Deutschland nicht vermehrt und nicht 
verbessert. Mit der Zeit verdrießt es Arbeiter und Unternehmer 
in gleicher Weise, immer wieder neue Lohnregelungen treffen zu 
müssen, immer wieder die Preise ändern zu müssen. Es beun- 
ruhigt beide, kostet viel Ärger und Verdruß und hilft doch dem 
einzelnen nur wenig, der Gesamtheit nichts. Es fördert die Arbeits- 
unlust und hemmt den Austausch von Waren gegen Geld. Schon 
hält jeder zäh fest, was er hat. Man kauft und verkauft möglichst 
selten. Man tauscht lieber. Butter gegen Petroleum, Zucker gegen 
Filzpantoffeln. Man tauscht nicht nur in Waren, sondern auch in 
Diensten. Der Schneider £lickt dem Schuster seinen Rock, wofür 
dieser dem Schneider die Schuhe flickt. Selbst im gewerblichen 
Arbeitsverhältnis ist das Trucksystem (Entlohnung in Ware) wieder 
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beliebt. Es blühte noch üppiger, wenn die Werke mehr Waren 
heranschaffen könnten... Viel Geld hilft uns nicht. Dem einzelnen 
mag es nützlich sein; die Gesamtheit führt es in den Sumpf. Helfen 
‘kann uns nur Erhöhung der Produktion. Sie erfordert Arbeit.‘ 


8 7. Die Angestellten und Beamten. 


Unter den Bevölkerungsschichten, die wir nicht zum Prole- 
tariat zu rechnen pflegen, die aber in der Gegenwart im steigenden 
Maße der sozialpolitischen Beeinflussung bedürfen, stehen die soge- 
nannten Angestellten, die Beamten und Gehilfen des Handels, der 
Industrie, der Landwirtschaft und des Bureaudienstes neben den 
öffentlichen Unter- und mittleren Beamten im Vordergrund. Die Zeit, 
in der die Sozialpolitik sich nur mit der Arbeiterklasse befaßte, ist 
vorüber. Gerade unter einem großen Teil der Privatbeamten hat sich 
— wie wir schon vorher gelegentlich hervorhoben — die Existenz- 
sicherheit vermindert. Freilich sind innerhalb dieser Kategorie noch 
tiefere Unterschiede in der Lebenshaltung vorhanden als bei den 
Arbeitern. Vom Generaldirektor eines großen Werkes bis zum Lehr- 
jungen in einem kleinen Kolonialwarengeschäft gibt es zahlreiche Ab- 
stufungen. Nur jene die Stände durchziehende Zweiteilung, die wir 
oben vornahmen, kann hier den Ausgangspunkt bilden; wir werden 
deshalb alle diejenigen Personenkreise unter den Beamten und An- 
gestellten in den Kreis der sozialpolitischen Beeinflussung einziehen, 
bei denen der Arbeitsvertrag von ausschlaggebender Bedeutung 
für ihre Lebensführung ist. Irgendwelche in Zahlen ausgedrückte 
Einkommensgrenze hier einzusetzen, ist unhaltbar. Der Begriff des 
Mangels ist kein absoluter; er ist nur im Vergleich zur durch- 
schnittlichen und vorausgehenden Lebenshaltung im Einzelfalle meß- 
‘bar. Man kann mit einem jährlichen Einkommen von 20000 Mark 
in große Bedrängnis geraten, wenn die Ansprüche, die an die soziale 
Lebensführung der betreffenden Person gestellt werden, etwa das 
doppelte Einkommen voraussetzen. Diese Ansprüche hat der ein- 
zelne nur in ganz geringem Grade in seiner eigenen Gewalt; in 
der Hauptsache werden sie durch den herkömmlichen Durchschnitt 
der betreffenden Gesellschaftsschicht bedingt. Zugleich ist die er- 
erbte Gewöhnung an eine bestimmte Lebenshaltung, an einen be- 
stimmten Grad von Reinlichkeit und guten Lebensformen von großer 
Bedeutung. Der Rat, der manchmal Personen gegeben wird, die 
außerstande sind, sich auf dem. wirtschaftlichen Niveau ihrer Ge- 
sellschaftsklasse zu halten, die Ansprüche hinabzuschrauben und 
freiwillig einige soziale Stufen zu sinken, ist grausam und kurz- 
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sichtig. Mit tausend, das ganze alltägliche Dasein durchziehenden 
Banden ist der Kulturmensch an die Lebenshaltung seiner Klasse 
und seines Standes gebunden. Nur wenigen gelingt es, sich völlig 
in „andere Verhältnisse“ zu schicken. Auch ist die andere Klasse 
durchaus nicht immer willig, sinkende Elemente oberer Schichten 
in sich aufzunehmen. Die Anpassung gelingt selten völlig; gewöhn- 
lich wird sie mit dem inneren Zusammenbruche der Person be- 
zahlt. Es ist ebenso eine Torheit, die Klassen von Besitz und Bil- 
dung als eine unterschiedslose Masse von weichgebetteten Genuß- 
menschen anzusehen, wie es fehlerhaft ist, von der einheitlichen, 
gleich elenden Arbeitermenge zu sprechen. Unzählig sind die Schat- 
tierungen und Differenzen, und es ist Aufgabe der deskriptiven 
Sozialwissenschaft, diese zahlreichen Unterscheidungen wenigstens 
summarisch aufzuweisen, wie es eine Forderung an die Sozialpolitik 
ist, bei ihren Maßnahmen nicht zu generalisieren. 

Wir konnten schon oben darauf hinweisen, daß die Zahl der 
Privatbeamten beständig gewachsen ist; die offizielle Statistik be- 
rechnete ihre Zahl im Jahre 18832 auf 300000 bis 400000, 1895 
auf 645000, 1907 auf 1290000 Personen; nach Angaben, die aus 
den Kreisen der Angestellten selbst stammen, sind es’ mehr, näm- 
‚lich 1895 rund 850000, 1907: 1600000 Köpfe. Ihre Zahl hat 
mit der wachsenden Konzentration der Industrie, mit der Entwick- 
lung des Bank- und Versicherungswesens, der Warenhäuser und 


der zahlreichen Filialgründungen des Handels zugenommen. Bei 


einer Prüfung der Einkommensverhältnisse der Angestellten muß 
man berücksichtigen, wie groß besonders im Handel, der im Durch- 
schnitt ungünstigere Verhältnisse aufweist als die Industrie, das Kon- 
tingent der jungen Leute, besonders auch der jungen Mädchen ist. 
Aber im ganzen erkennt man bei den Angestellten eine starke Prole- 
tarisierung der Masse. Immer mehr hebt sich eine geringe Zahl fach- 
lich begabter, aber politisch und sozial anders gerichteter Personen, 
die den Interessen des Unternehmers zu dienen willens sind und, 
auf seine Zufriedenheit gestützt, aufzusteigen hoffen, von der Masse 
derer ab, die wenig von der Beförderung erwarten, dafür aber in 
der Berufsorganisation das Heil sehen. Über geringen Schutz in 
der Zeit der Arbeitsunfähigkeit, über kurze und unsichere Dienst- 
kontrakte, über unvollkommene Anerkennung des geistigen Eigen- 
tums, über die Last der Konkurrenzklausel klagten diese Privat- 
beamten vor der Revolution. 

Aber auch.über diese Gruppe hinaus ziehen sich die Kreise der 
Sozialpolitik: staatliche und Kommunalbeamte, wenn auch teilweise 


mit einer größeren Zurückhaltung, die ihren öffentlichen Stellungen 
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und ihrer größeren Existenzsicherheit entspricht; „die Festbesoldeten‘“, 
die Lehrer, neuerdings die Schauspieler; dann sind es unter den 
erwerbsmäßigen Selbständigen Kleinhändler und Handwerker, die An- 
sprüche stellen, Personenkreise, die freilich insofern nicht in den 
Rahmen der bisher Genannten gehören, als für sie der Arbeits- 
vertrag nicht maßgebend ist, die aber der Meinung sind, aus der 
gesellschaftlichen Organisation ergebe sich eine solche Benachtei- 
ligung ihrer geschäftlichen Situation, daß sie teilweise zu einer 
quasi proletarischen Lebensführung gezwungen seien und nur staat- 
liche Maßnahmen eine Veränderung zu ihren Gunsten herbeiführen 
könnten. 

So verschieden im einzelnen die Spezialprobleme sind, die 
jede Bevölkerungsschicht der Sozialpolitik stellt, so weisen doch 
in den Grundzügen alle diese .Mittelstands-, Beamten-, Dienstboten- 
fragen usw. analoge Aufgaben — nur ih einer anderen sozialen 
Sphäre — auf, wie die engeren Arbeiterfragen; schließlich steht auch 
bei jenen im Mittelpunkt das große Proletarierproblem, ein anderes 
Verhältnis zwischen Leistung und Ertrag herbeizuführen. Die Auf- 
gaben der gewerblichen Arbeiterfrage sind nach wie vor die Kern- 
probleme. Auch erkennt man an der gewerblichen Arbeiterfrage 
am deutlichsten die seelische Struktur, aus der die sozialen Fragen 
hervorgehen. So sehr nämlich das Erwachen einer gesellschaftlichen 
Klasse zum Selbstbewußtsein ein imponierender Vorgang ist, so 
wenig darf man sich darüber täuschen, daß alle sozialen Be- 
wegungen auf einer Überschätzung wirtschaftlicher Güter beruhen. 
Es liegt der Wahn zugrunde, der so sehr bezeichnend für die 
Gegenwart ist, daß die gesellschaftliche Stellung etwas Wesent- 
liches zum Glück der Menschen beitragen könne. 


SS. Die Arbeiterinnenfrage. 


Kehren wir zur Entwicklung der gewerblichen ‚Arbeiterklasse . 
zurück, so ist es angebracht, noch der Lage des weiblichen Teils 
der Arbeiter zu gedenken. Daß in ihr die Kriegswirtschaft große 
Veränderungen hervorgerufen hat, wurde bereits ausgesprochen. Es 
ist die Frage, ob sie ein neues Zeitalter der Frauenarbeit herauf- 
‚getragen hat, oder ob die Zustände der letzten Jahre nur eine durch 
‚den Männermangel verursachte Episode bilden. Soweit man das Er- 
gebnis der augenblicklichen Übergangszeit schon jetzt überblicken 
kann, wird man wohl sagen müssen: Es hat sich manches gegen- 
über 1915 dauernd auch hierin geändert; aber die bleibenden Ver- 


« 


104 3. Kapitel. Vom freien individuellen Arbeitsvertrage zum Rätesystem. 


schiebungen sind doch wieder nicht so zahl- und folgenreich, wie 
man— besonders aufSeiten der Vertreterinnen der Frauenbewegung — 
vielfach angenommen hat. Besäßen wir eine Volkswirtschaft, die 
sich dem Sturmlaufe auf den Weltmarkt, der vor dem Kriege be- 
stand, weiter anpassen müßte, wäre nicht statt fortschreitender 
Industrialisierung eine Rückentwicklung zu einer mehr agrarischen 
Ordnung unser Los, so würde wahrscheinlich noch mehr Frauen- 
kraft in den Dienst der Produktion außerhalb des Familienhaushaltes 
gezwungen werden, als es so wie so der Fall ist. Auch die Tendenz 
zu den billigsten Arbeitskräften wird gegenwärtig durch die wach- 
same und eifersüchtige Berufsstandspolitik stark beschränkt. In- 
dessen wollen wir uns hier auf eine kurze geschichtliche Über- 
sicht beschränken, die uns das Verständnis der Gegenwartsprobleme 
erleichtern wird. 

Wie der Sozialismus” die Welt gelehrt hat, das Schicksal des 
Arbeiters richtiger zu verstehen, so kann es heute im Zeitalter 
der Frauenbewegung nicht mehr zweifelhaft sein, daß die, Lebens- 
bürde des Weibes groß ist. Was Frauen leiden, geht oft über 
Mannes Kraft. Und gilt dies schon allgemein, so in erhöhtem 
Maße von der „Frau aus dem Volke“. In der Arbeiterinnenfrage 
vereinigen sich die Tendenzen der Frauen- und der 'Arbeiter- 
bewegung. Wer die Entwicklung der Arbeiterklasse im 19. Jahr- 
hundert darstellen will und es unterläßt, der Proletarierin beson- 
ders zu gedenken, verkennt seine Aufgabe. Wenn auch im schwan- 
kenden Grade, so waren doch im ganzen mit verhältnismäßig hohen 
Prozentsätzen die Frauen seit Beginn des Industrialismus unter der 
Fahrikarbeiterschaft vertreten. Und mit ihnen in der älteren Epoche 
des entwickelten Fabriksystems die Kinder. Bei der Kindernot setzte, 
wie wir später sehen werden, der staatliche Arbeiterschutz ein. Die 
fortschreitende Sozialreform brachte es wenigstens auf diesem Ge- 
biete zuwege, dauernd Besserung zu schaffen, wenn auch noch. 
keineswegs alle Anforderungen erfüllt sind; in der Landwirtschaft, 
im Gesindedienste, in der Hausindustrie ist die Kinderbeschäftigung 
nicht beseitigt. Doch über diese schwierige Frage — wie gesagt — 
weiter unten mehr. 

Die Beschäftigung der Frauen in den Fabriken hing aufs engste 
mit der technischen Entwicklung!) der Industrie zusammen; zu- 
gleich drängte der niedrige Stand des Lohnes der Familienväter 
dazu, daß Aa und Töchter durch eigenen Erwerb das Familien- 


1) Vgl. meine Abhandlung „Die Arbeiterin“ im Märzheite 1907 (X. Jahrg., RR 
Heft 6) des „Türmers“. 
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einkommen zu erhöhen trachteten. An vielen Maschinen — zumal 
im Textilgewerbe — wurden weniger Anforderungen an die Muskel- 
kraft als an Aufmerksamkeit, Gewandtheit und Geschicklichkeit ge- 
stellt; viele Verrichtungen waren rein mechanisch, für andere war 
eine gewisse Fingerfertigkeit wünschenswert. Hier waren Frauen 
am Platze, die um so lieber von den Unternehmern angenommen 
wurden, als sie äußerst billige Arbeitskräfte waren. So zogen mit 
der ersten Verbreitung der Textilindustrie — zunächst in England, 
dann auf dem Kontinent — die Frauen vom häuslichen Herde in die 
Fabriken. Es war eine anspruchslose, gedrückte, bescheidene Schar, 
die nunmehr neben den übrigbleibenden Männern an den Spinn- 
maschinen und Webstühlen Platz nahm. Über den Konkurrenz- 
kämpfen, dem beständigen Rechnen und anderen kaufmännischen 
Geschäften vergaß man gänzlich, sich um ihr seelisches und körper- 
liches Wohl zu kümmern. Lohn verlangten die Braven nicht viel. 
Auch brauchte man nicht sonderliche Umstände zu machen, sie 
nachts oder doch von der frühesten Morgenstunde bis in den späten 
Abend hinein in den trostlosen Fabriken zu halten. Die Unter- 
nehmer erreichten ihr Ziel: sie sparten an Betriebskosten. Frei- 
lich konnte sich die Ungesundheit der sozialen Zustände nicht 
greller zeigen als in der häufigen Erscheinung, daß erwachsene 
und verheiratete Männer feiern mußten, Frauen und Kinder aber 
ın überlanger Arbeitszeit für einen Spottlohn beschäftigt wurden. 
Die Zustände in England während der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
‘hunderts waren höchst unerfreulich; Ende der 40er Jahre war 
über die Hälfte aller Fabrikarbeiter in Großbritannien weiblichen 
Geschlechts; in den‘Baumwollfabriken 56 %, in den Wollfabriken 
691 0, in den Seidenfabriken 70Ys 0/0, in den Flachsspinnereien . 
auch 70Ys 00, Und doch nahmen (wie man in dem eindrucksvollen 
Buche von Frau Lily Braun näher nachlesen kann) in Großbritannien 
von 1841 bis 1891 die weiblichen Industriearbeiter noch um 221 %, 
die männlichen nur um 53 %% zu. Diese neuen Konkurrenten auf dem 
Arbeitsmarkt wurden mit Erbitterung als Eindringlinge von den männ- 
' lichen Arbeitern betrachtet; Gewerkvereine verboten ihren Mitgliedern, 
neben einer Frau zu arbeiten. Und doch, wo der Hunger und besonders 
der Hunger der Kinder das treibende Motiv. ist, hilft kein Widerstand. 
Auch hier — wie so oft in sozialen Dingen — bewegte sich die 
Entwicklung in einem unheilvollen Zirkel: gerade die Arbeitslosig- 
keit des Mannes machte die Frauenarbeit notwendig; je mehr sie 
aber um sich griff, desto schlechter wurden wieder die Aussichten 
für die Beschäftigung des Mannes. In den 50er Jahren war es 
schon rund eine Million Frauen, die in der Industrie, besonders 
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in der Textilbranche Englands, beschäftigt wurden. Ihre Bedürfnis- 
losigkeit und ihre Unfähigkeit zur Berufsorganisation machte sie 
den Unternehmern um so willkommener. 

In Deutschland ist die Entwicklung im ganzen die gleiche, 
nur daß sie später einsetzte als in England. Auch die weiteren. 
Stadien stimmen diesseits und jenseits der Nordsee und des Kanals 
überein. Die technische Vervollkommnung drängte zeitweise die 
Fabrikarbeit der Frauen wieder zurück; wo in der Textilindustrie 
die Zahl der Spindeln an den Spinnstühlen zunahm und die Web- 
stühle größer wurden, mußten vielfach wieder die leistungs- 
fähigeren Männer eingestellt werden. Aber was wurde aus den 
Frauen? Sie, die nun einmal der rein häuslichen Arbeit oder der 
landwirtschaftlichen Beschäftigung fremd geworden waren, auch drin- 
gend der Subsistenzmittel bedurften, suchten neues Brot in der 
Heimarbeit. Besonders die großstädtische Konfektionsindustrie, die 
der lokalen Zusammenfassung von Arbeitern in Fabriken nicht be- 
darf, lockte die Scharen der Hungrigen an. Durch unablässige 
Arbeit an der Nähmaschine suchten sorgenbeschwerte Mütter und 
bleichwangige Mädchen die verlorengegangenen kärglichen Fabrik- 
verdienste einzuholen. Jedoch im letzten Drittel des 19. Jahrhun- 
derts machte abermals die außerordentliche Expansion der Industrie, 
der starken Bevölkerungszunahme entsprechend, die Heranziehung 
neuer Scharen von Frauen für die Fabrikarbeit notwendig. Nur 
daß jetzt im allgemeinen nicht mehr eine so wahllose und un- 
geregelte Verdrängung von Männern durch Frauen stattfand wie 
50 bis 30 Jahre früher, sondern sich in der Hauptsache eine sach- 
gemäße Arbeitsteilung der Geschlechter nach Branchen und innerhalb 
der einzelnen Betriebe vollzog!). 

Wenn auch durch diesen Fortschritt eine gewisse Gesundung 


!) Zu den wichtigsten Frauenberufen in der Industrie wurden im 
Jahre 1910 gerechnet: die Kleider- und Wäschekonfektion, die Näharbeit, 
die Putzmacherei, die Blumen- und Federnherstellung, die Spitzenfabrikation, 
die Stickerei und Häkelei, die Handschuh-, Krawatten- und Hosenträger- 
fabrikation, die Strickerei und Wirkerei, die Posamentenfabrikation, die 
Spinnerei, schließlich in hohem Maße auch die Tabakfabrikation. Während 
in diesen Industrien die weiblichen Arbeiter die überwiegende Majorität bil- 
deten, betrugen sie in der Weberei, wo die schwereren und größeren Stühle 
von Männern bedient werden, etwa die Hälfte. Aber auch in der Schnei- 
derei, der Hutfabrikation, der Strohhutherstellung, der Färberei, der Gummi- 
fabrikation, der Buchbinderei, der Papierfabrikation, unter den Setzerın und 
Druckern, in der Nahrungsmittelerzeugung, in Ziegeleien, Steingut- und Por- 
zellanfabriken, in Glasbläsereien, in der Verarbeitung edler Metalle, in Zinn- 
warenfabriken, in der Herstellung von Nägeln, Nadeln, Stahlfedern, Besen, 
'Schirmen und Stöcken fehlten sie nicht. 
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der Verhältnisse eintrat, so blieb doch die gewerbliche Frauenarbeit 
fast durchweg ungelernte Arbeit; auch betrachteten besonders die 
jungen, ledigen Arbeiterinnen in der Erwartung auf Eheschließung 
diese Beschäftigung als etwas Vorübergehendes, dem man nicht 
den Ernst des Lebensberufs zu widmen brauche. Aus dieser Stel- 
lung zum Berufe, ferner aus dem Mangel jedweder Vorbildung, 
schließlich auch aus der geistigen und körperlichen Eignung ergab 
sich, daß die Frauenarbeit in der Industrie zumeist den unter- 
geordneteren Beschäftigungen gewidmet wurde. Das hatte aber wieder 
zur Folge, daß die Beschaffung weiblicher Arbeitskräfte leicht war 
und — von wenigen: Jahren ungewöhnlicher Hochkonjunktur (wie 
etwa 1906) abgesehen — Mangel an Arbeiterinnen trotz — oder 
vielmehr gerade im Zusammenhange mit — der schlechten Bezah- 
lung. nichı eintrat. 1895 wurden im Deutschen Reiche 6,6 Mil- 
lionen erwerbstätige Frauen gezählt; davon — unter Einschluß 
der Dienstboten — 5,3 Millionen Arbeiterinnen in Gewerbe und 
Landwirtschaft. Auf das Gewerbe allein entfiel fast 1 Million Arbeite- 
rinnen. 1907 betrug die Anzahl der erwerbstätigen Frauen über- 
haupt 8,2 Millionen; darunter 6,7 Millionen Arbeiterinnen, und 
zwar 4,6 Millionen in der Landwirtschaft, 0,321 Million Dienst- 
boten und 1,563 Million im Gewerbe. Dabei sind die zahlreichen; - 
mithelfenden weiblichen Familienangehörigen nicht gerechnet. Bis 
zum Kriege fand wieder eine neue Zunahme der Frauenarbeit 
statt; ja, es ließ sich schon vor 1914 beobachten, wie sie in Branchen 
aufkam, die vordem als Domänen der Männerbeschäftigung galten). 

Daß eine so eng mit den modernen, volkswirtschaftlichen Ver- 
hältnissen verknüpfte Erscheinung wie die außerhäusliche Frauen- 
arbeit nicht mit der unwirschen, wenn auch häufig gutgemeinten 
Forderung, die Frau gehöre ins Haus, aus der Welt zu schaffen ist, 
bedarf wohl kaum der Hervorhebung; daß ferner für die Sozialpolitik 
aus diesen Tatsachen wichtige Aufgaben hervorgingen, die nicht darin 
bestehen konnten, der Frau die gewerbliche Arbeit unmöglich zu 
machen, sondern darin, sie ihr so erträglich und von gesundheitlichen 
Schädigungen so frei wie möglich zu gestalten, sei in diesem Zu- 
sammenhang nur kurz erwähnt. Im einzelnen ergaben sich besondere 
Schwierigkeiten bei der Frage, ob die Ehefrauen und Mütter anders zu 
beurteilen seien als die ledigen und kinderlosen oder nicht. Ge- 
währt man jenen, was zunächst nahe liegen mag, einen größeren 
Schutz hinsichtlich der täglichen Beschäftigungsdauer, so kann sich 
leicht in der Praxis eine Erschwerung ihrer Stellung auf dem Arbeits- 


2) Über die Entwicklung seit 1914 vgl. S. 85 ff.. 
v. Wiese, Sozialpolitik. | 8 
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markie ergeben, was um Bellen nicht wünschenswert ist, weil ja 
gerade die Mütter ihres Arbeitseinkommens dringend bedürfen. 

Aber wie steht es mit den anderen zahlreichen, nicht zur 
Arbeiterschaft gehörenden erwerbstätigen Frauen? Wir müssen es 
uns versagen, hier den Versuch zu machen, das vielgestaltige Bild 
dieser Gruppen und im Zusammenhange damit die Ursachen der 
ungleichen Entlohnung der Männer- und Frauenarbeit darzulegen. 


Hier mündet ein Teil der Arbeiterfragen in die Frauenfrage; das 


Verhältnis des weiblichen Geschlechts zum Berufe und zur Organi- 
sation wäre hier zu behandeln, ebenso wie die Fragen von Beruf 
und Mutterschaft, der Konkurrenz der Geschlechter auf dem 
Arbeitsmarkte; doch all das kann in diesem Zusammenhang auch 
nicht einmal andeutungsweise aufgerollt werden. Betrachten wir 
nur das Arbeitsverhältnis und seine vertraglichen Grundlagen, so 
sind in der Hauptsache die sozialen Probleme für beide Geschlechter 
gleich; nur daß die schlechtere Vergütung der weiblichen Leistungen 
manche Reformbestrebung zugunsten der Frauen noch dringlicher 
erscheinen läßt, daß aber wieder die doch immer noch vorhandene, 
engere Verknüpfung des Mannes mit Politik und Beruf besonders 
bei den Fragen der Selbsthilfe bisher bewirkt hat, daß die Sozial- 
politik manche spezifisch „männlichen“ Züge aufwies. Da jedoch 
von Jahr zu Jahr die aktive Beteiligung der Frauen an der Sozial- 
politik gewachsen, besonders das Problem, Arbeiterinnen, Hand- 
lungsgehilfinnen, Hausangestellte usw. beruflich zu organisieren, in 
den Vordergrund getreten ist, so wäre es falsch, die Verhältnisse 
so darzustellen, als könnten die Frauen nur Objekte, nicht auch 
Subjekte der sozialpolitischen Arbeit sein. Nehmen sie doch auch in 


steigendem Maße an der politischen Geschichte der Arbeiterschaft teil. 


Daß die Frage nach dem Verhältnis von Männer- und Frauenentlöh- 
nung gegenwärtig in einem ungeklärten und unabgeschlossenen Über- 
gangsstadium ist, tritt auch darin zutage, daß bei der neuen Gehalts- 
regelung in Preußen die weiblichen Beamten und Lehrer zwar zumeist 
der entsprechenden Gruppe ihrer männlichen Kollegen eingeordnet 


sind, daß aber die Frauen stets nur — manche werden sagen: sogar —. 


90 % der den Männern zu zahlenden Vergütung erhalten. 

Während des Krieges und in der Nachkriegszeit traten zwei 
(schon vorher bestehende) allgemeinere Tendenzen in der Beur- 
teilung der Frauenarbeit hervor. Die Richtung in der Bevölkerungs- 
politik, die nach Vermehrung der Kopfzahl strebt, gewann mit ihren 
zuma£ist recht zugespitzten und übertriebenen Forderungen großen 
(wenn auch mehr rein theoretischen) Einfluß. Jhre rührige Propa- 
ganda hatte das sozial-ethisch und sozialpolitisch wertvolle Ergebnis, 
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daß die Mutterschaft auch rein volkswirtschaftlich höher bewertet 
wurde. Damit rückte die Erfüllung der Mutterpflichten aus dem 
Bereiche häuslicher Verrichtungen in den Kreis der Berufstätigkeit. 
In den letzten Kriegsjahren und besonders in der jetzigen Teuerungs- 
zeit war es dann die Hausfrauenarbeit schlechtweg, die mit den 
neuen schwierigen Aufgaben, die der Vorbereitung des Verbrauchs 
gestellt sind, der weiblichen Erwerbsarbeit gleichgeordnet wurdet). 


89. Die politische Arbeiterbewegung. 


Der Gebietsausdehnung der Sozialpolitik, die wir im ersten 
Kapitel vorzunehmen versuchten, entsprach die Erstreckung dieser 
Materie auch über die politische Arbeiterbewegung. Nur wer sich 
gegenwärtig hält, daß die bisherige Sozialreform und die sogenannte - 
Soziulisierung zeitlich mit der Ausbreitung und den Wandlungen 
der Sozialdemokratie zusammenfällt, versteht das Tempo, die Hem- 
murgen und die Beschleunigungen, schließlich die ganze Richtung 
der engeren sozialpolitischen Betätigung, die gewerkschaftliche Selbst- 
hilfe und den staatlichen Schutz recht. Auf der einen Seite hat 
der politische Sozialismus die Anfänge der Sozialreform erst her- 
vorgerufen, auf der anderen hat vor dem Kriege die positive Gegen- 
wartsarbeit auf sozialpolitischem Gebiet dem Radikalismus und Revo- 
lutionismus kommunistischen Gepräges viel Wind aus den Segeln 
genommen; zum mindesten ist die Entstehung einer nicht sozialisti- 
schen, aber gewerkschaftlich gerichteten Arbeiterbewegung, wie sie 
vor allem die christliche Richtung darstellt, nur im Zusammenhang 
mit der bewußten Förderung der Massen durch den modernen Staat 
möglich gewesen. Schließlich weist die Staatstätigkeit auf diesem 
Gebiet ein doppeltes Gesicht auf: vielfach wurde versucht, mit der 
positiven Förderung der Arbeiterklasse die Bekämpfung der Sozial- 
demokratie zu verbinden. Jedenfalls ist die engere Sozialpolitik mit 
den Problemen des politischen Sozialismus verknüpft und die Ge- 
schichte der Arbeiterklasse des letzten Jahrhunderts wird durch 
nichts so schr charakterisiert wie durch diese Bewegung. Freilich 
müssen wir es uns versagen, ausführlicher darüber zu sprechen; der 
Hinweis auf die umfangreiche vorhandene Literatur muß hier ge- 
nügen?). Die Bewegung des politischen Sozialismus ist nicht ein auf 
das gesellschaftliche Leben willkürlich aufgepfropftes Reis, nicht eine 


2) Vgl. darüber Dr. M. Bernhard im Archiv für Frauenarbeit, Bd. VII, 

SL fl. | 
ad ®) Ich möchte hier nur hervorheben die in Betracht kommenden Ab- 
schnitte aus dem — unter der Literatur zum ersten Kapitel bereits ge- 
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Mache radikaler und demagogisch gerichteter Männer, sondern sein 
Werden und seine Ausdehnung steht im inneren, notwendigen Zu 
sammenhang mit der — bisher in diesem Kapitel skizzierten — wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Wer die historische Notwendigkeit dieses 
Sozialismus, seine Natur als Reaktion auf die Erwerbswirtschaft nicht 
erkennt, wird sich auch in den politischen Mittteln irren, mit denen 
er diese Richtung zu beeinflussen, vielleicht zu bekämpfen versucht. 
Nichts fordert so sehr zum Spott heraus wie die wunderliche, mit 
Vorurteilen überlastete Auffassung des guten Bürgers oder strammen 
Junkers von der Sozialdemokratie. Wie wenig sich der Durchschnitts- 
gebildete.von klaren Erkenntnissen und ruhigen Beobachtungen bei 
seinen Ansichten über gesellschaftliche Zusammenhänge leiten läßt, 
dafür ist die Stellung zum politischen Sozialismus ein Musterbeispiel. 
Seit einem Jahrhundert gehen die Kontroversen über dieses Gebiet 
hin und her; in Parlamenten, Versammlungen, am Biertisch, im 
Familienkreise sind unzählige Male dieselben Fragen aufgeworfen 
worden, so daß man kaum eines Wortes so überdrüssig geworden ist 
wie der Silben ‚Sozialdemokratie‘. Aber in wie wenigen Fällen sind 
solche Diskussionen nicht durch Aberglaube, Beschränktheit und un- 
kontrollierbare Sympathien oder Antipathien unfruchtbar geblieben. 
Barste politische Unmündigkeit läßt sich hier beobachten; ein Wille, 
sich ein eigenes, auf vernünftiger Erkenntnis beruhendes Urteil zu 
bilden, ist selten. Das ‚Herz‘, das in Dingen der Politik wirklich 
ein recht töricht Ding zu sein scheint, hat immer schon vorher ge- 
sprochen; die Besorgnis, bei vorurteilsfreier Erwägung des Für und 
Wider zu einer Ansicht gelangen zu können, die mit der herrschenden 
Meinung der Gesellschaftsschicht, zu der man gerade gehört, nicht 
übereinstimmt, hemmt den auf seine Persönlichkeit doch so stolzen 
Europäer. Die Meinungschöre, von denen wir oben sprachen, sind 
hüben und drüben vorhanden. In der „guten Gesellschaft‘ ist man 
noch immer wie vor fünfzig Jahren verpflichtet, einen Sozialdemo- 
kraten für den leibhaftigen Gottseibeiuns zu halten, und die zur Partei 
gehörigen Arbeiter müssen mit der gleichen Orthodoxie die „einzige 
reaktionäre Masse“ der Bourgeois mit Haß und Abscheu bedenken. 
Die Folge ist, daß die innere Zerrissenheit des deutschen Volkes, die 
Unaufrichtigkeit des sozialen Verkehrs nicht nachläßt. Der Ausweg 
aus diesem Wirrsal scheint uns nicht in einer Verkleisterung sach- 


nannten — Werke von Heinrich Herkner, Die Arbeiterfrage; ferner 
Sombarts „Sozialismus und soziale Bewegung“, 8. Aufl., Jena 1919; 
schließlich, um einen zur Partei gehörigen Marxisten selbst zu nennen, 
Franz Mehring, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, 3. Aufl., Stutt- » 
gart 1906. 
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licher Gegensätze zu liegen, sondern in der Notwendigkeit, sich 
über die Gründe unserer Urteile Rechenschaft zu geben, ferner in der 
Erkenntnis des Echten dort, wo es vorhanden ist, und in der Ver- 
werfung des Falschen ohne Rücksicht auf seinen Ursprung. Sich 
auf Grund soziologischer und politischer Erkenntnis über die Wahr- 
heiten und über die Irrtümer des politischen Sozialismus Rechen- 
schaft zu geben, ist die eigentlich so selbstverständliche Forderung: 
Der Politiker muß vor allem wissen, warum und unter welchen Um- 
ständen er jemand bekämpft. Das scheinen Trivialitäten. Wären sie 
es nur auch für die Praxis! 

Daran hat sich auch durch die Revolution nichts Wesentliches 
geändert. Nur die Tatsachen, auf die man sich bei der Kritik glaubt 
stützen zu können, sind andere. Je mehr Sozialdemokraten in 
leitenden Ämtern die früheren Machthaber konservativer Richtung 
ablösen, je mehr die bisher herrschenden Parteien und Gesellschafts- 
schichten in die Opposition gedrängt sind, die ehemaligen Revo- 
lutionäre aber verantwortliche Erhalter des Bestehenden wurden, 
desto mehr werden die Rollen ausgetauscht. Die Regierung schelten 
und ob ihrer angeblichen Unfähigkeit verhöhnen, bedeutet heute: die 
Sozialdemokratie anklagen, und militaristisch-junkerlich gesinnt sein 
ist heute so viel wie revolutionär — in nicht zu seltenien Fällen sogar 
zur Propaganda der Tat geneigt — sein. Andererseits enthüllt der 
herrschende Sozialismus die in seinem Wesen ruhende Tendenz zur 
Vielregiererei und zum Bureaukratismus, seit er den Staat zu ver 
walten begonnen hat, vielfach in vollstem Maße, während diese Nei- 
gung bei der früheren Oppositionsstellung nicht so deutlich zum Aus- 
drucke gelangen konnte. 

Mit derSozialdemokratie entstand in den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts eine Partei, die in einem anderen Sinne revolutionär war 
als die ältere Demokratie, die lediglich die Machtverhältnisse im 
Staate umgestalten wollte; der politische Sozialismus verknüpfte mit 
dem politischen Programme wirtschaftliche und kulturelle For- 
derungen, die sich aus der Kritik des herrschenden Status ergaben. 
Die Sozialdemokratie stand nicht nur im Gegensatz zum bestehenden 
Staatsleben, sondern auch zur Gesellschaftsorganisation und be- 
sonders ihrer Grundlage, den traditionellen Eigentumsverhältnissen am 
Boden und den beweglichen Produktionsmitteln. 

Dieser Gegensatz zwischen dem älteren bürgerlichen Radikalis- 
mus und dem modernen sozialistischen ist von einschneidender 
Bedeutung. Kurz ausgedrückt: jener war vor alllem politisch, dieser 
ist in erster Linie wirtschaftlich. Die bürgerlichen Gruppen (der 
tiers &tat) wollten, nachdem die Kämpfe früherer Jahrhunderte 
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zwischen Adel und Monarchie zu einem beiden günstigen Kom- 
promiß geführt hatten, auch ihren Anteil an der Staatsgewalt, an 
Macht und politischen Einflusse. Die Erkenntnis, daß politischer 
Einfluß in wirtschaftlicher Macht seinen Ursprung hat, war nur 
ziemlich unklar vorhanden. Zwar gewahrte man, daß der Grund- 
besitz die Quelle der Bedeutung des Adels war; aber man deutete 
diese Geltung des bevorrechteten Standes damit, daß Grundbesitz 
identisch mit Grundherrschaft wäre, nicht etwa damit, daß sich die 
Bodenrente und der landwirtschaftliche Ertrag höher als Handels- 


und Unternehmergewinn beliefen. Deshalb wollten revolutionierende . 


Bürger an der Eigentumsordnung, besonders an ihrer privaten 
Grundlage verhältnismäßig wenig geändert wissen. Schaffung der 
staatlichen Konstitution war das Ziel. Das Privateigentum war viel 
zu sehr auch die Quelle der Geltung des Bürgerstandes. 

Eine revolutionäre Bestrebung der breiten Unterschicht der Ge- 
sellschaft, des Proletariats, mußte viel tiefer einsetzen. Ihr gegenüber 
mußten die früheren bürgerlichen Revolutionen fast auf die Befriedi- 
gung von Luxusbedürfnissen gerichtet erscheinen. Zwar gab es auch 
in den vorausgehenden Jahrhunderten soziale Revolutionen (Sklaven- 
aufstände, Bauernkriege). Aber diese Empörugen mechanischer Iland- 
arbeiter oder Unselbständiger mußten an den geringen Machtmitteln, 
am Mangel der Intelligenz und der Kraft, die aus dem Eigentum her- 
vorgeht, scheitern. Erst die sozialistischen Bewegungen des 19. Jahr- 
hunderts setzen in klarer Bewußtheit beim Fundamente der gesamten 
Gesellschaftsordnung, bei der Eigentumsorganisation, ein und wenden 
sich erst in zweiter Linie gegen die Staatsgewalt, eigentlich nur deshalb, 
weil die politische Verfassung mit den Eigentumsverhältnissen ver- 
knüpft ist. Der Staat war in den Augen dieser Sozialisten ein Klassen- 
staat; deshalb galt ihm ihre Feindschaft. An sich läuft gerade der 
Sozialismus auf konsequente Entwicklung des Staatsgedankens hinaus, 
Oben (in $ 13 des ersten Kapitels) wurde deshalb auch versucht, durch 
begriffliche Scheidungen einige Klarheit herbeizuführen. Hier inter- 
essiert uns nur der Sozialismus der sozialdemokratischen Parteien. 
Ihre Geschichte ist nicht Gegenstand dieser Schrift. Es genügt der 
Hinweis, daß zunächst mit der Revolution der Sozialismus mehr oder 
weniger in Deutschland herrschend geworden ist, dessen praktischer 
Wert bisher darin gelegen hatte, dem Arbeiter Klassenbewußtsein 
und Zukunftsfreudigkeit zu verleihen. Als Hoffnung und Glaube eines 
großen Teils des Proletariats war der Marxismus, das tragende System 
‚der Sozialdemokratie, zur Macht emporgewachsen. Was er infolge 
seiner materialistischen Grundlage dem Anhänger an persönlichem 
Idealismus raubte, das glaubte er ihm durch sozialen ersetzen zu 
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können. Und es ist im Grunde das gleiche Rezept gewesen wie in den 
Tagen des Mittelalters: Damals die Vertröstung der Mühseligen und 
Beladenen auf ein wonnereiches Jenseits; jetzt die Erregung der Hoff- 
nung auf eine zukünftige glückliche Gestaltung der Dinge im Dies- 
‚seits. Beide Male war der Versuch der, die Zukunft gegen eine Lrost- 
lose Gegenwart auszuspielen. Die ganze entsagungsreiche T,ebens- 
bahn, die besonders vor Entfaltung der Sozialreform der Proletarier, 
wie wir oben sahen, zumeist zu durchlaufen hatte, wurde wie von 
einem geheimnisvollen Lichte erhellt durch die Mission, die Karl 
Marx dem Arbeiter glaubte geben zu können, daß nämlich an seinem 
(des Arbeiters). Wesen noch einmal die ganze Welt,genesen werde. 
Diese kommunistischen Hoffnungen sind aus dem Dasein vieler Ar- 
beiter gar nicht hinwegzudenken. Schon deshalb konnten wir hier 
nicht an ihnen vorübergehen. 

Aher die Revolution von 1918, die den anscheinend entschei- 
denden Sieg der Sozialdemokratie im Staate brachte, war keine wirt- 
schaftliche, sondern eine politische Revolution. Nicht der Marxismus 
siegte in Deutschland; sondern die Oppositionspartei übernahm die 
Leitung eines Staates, dessen altes Herrschaftssystem — wieder aus 
außenpolitischen Ursachen — zusammengebrochen war. Die Sozial- 
demokratie übernahm nach Kompromiß mit den radikaleren bürger- 
lichen Parteien die Regierung, weil sonst niemand da war; der es 
unter den obwaltenden Umständen hätte tun können — nicht kraft 
des Sieges ihres ökonomischen Programms. Damit ist noch nicht der 
Tatsachenbeweis erbracht, daß dieses Programm vom Übel ist, sondern 
nur, daß der Gang der politischen Ereignisse einen anderen 
Lauf genommen hat, als dem ganz auf das Ökonomische eingestellten 
Marxismus entspricht. In gewisser Hinsicht behielt die alte bürger- 
liche Demokratie mit ihrer Neigung, die Politik der Wirtschaft voran- 
zustellen, recht. 


$ 10. Die jüngste Entwicklung der Arbeiterfrage. 


Die Beobachtung, daß die Veränderung in der Stellung der Sozial- 
demokratie Deutschlands, die sich seit 1918 vollzieht, unmittelbar 
nicht durch wirtschaftliche, sondern durch politische Umstände ver- 
ursacht ist, darf uns nicht darüber täuschen, daß die Revolution!) 


1) Wenn ich hier und an anderen Stellen von Revolution rede, so ge- 
schieht es mehr der Kürze des Ausdrucks wegen, obne daß ich damit 
die soziologische Frage beantworten will, inwieweit der Begriff Revolution 
auf die Umgestaltungen der letzten Jahre zutrifit. Es bleibt ununtersucht, 
was an ihnen mehr Wirkung von Krieg und Niederlage, was mehr auf be- 
wußte Umsturzabsichten zurückzuführen ist. 
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nicht bloß die politischen, sondern auch die ökonomischen Macht- 
verhältnisse verändert. Die sozialistischen Tendenzen, die früher 
mehr auf rein sozialpolitischen, weniger auf nationalwirtschaft- 
lichem Boden wuchsen, erstrecken sich heute mit mehr oder weniger 
Erfolg auf das gesamte Wirtschaftsleben des Volkes. Das erschwert 
auch die Grenzziehung von Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik, Wer 
die allgemeinen sozialpolitischen Änderungen, die seit 1914 oder 1918 
eingetreten sind, darstellen will, muß eigentlich weit über den Rahmen 
der früheren Sozialpolitik hinausgehen. Er muß den „Kampf um neue 
Wirtschaftsformen‘“, der. die Gegenwart erfüllt, schildern und könnte 
ein dickes Buch mit der Erörterung des Problems der ‚Sozialisierung‘““ 
füllen. Er würde damit zugleich eine Lehre von der deutschen 
Volkswirtschaftspolitik der Gegenwart geben. Das kann hier nicht 
meine Aufgabe sein. Es handelt sich jedoch lediglich darum, die (in 
den folgenden Kapiteln darzulegenden) speziellen Probleme der (eigent- 
lichen, ‘oben begrifflich analysierten) Sozialpolitik in den neuen 
Rahmen der Volkswirtschaftspolitik einzuordnen. 

Das Hauptproblem dieser Volkswirtschaftspolitik seit dem Spät- 
herbste 1918 steckt in diesem dehnbaren Worte Sozialisierung. Dabei 
soll allerdings nicht verkannt werden, daß unabhängig von der Soziali- 
sierung die Überleitung der Volkswirtschaft von langem Kriege zum 
Frieden, vor allem die Folgen und Forderungen des Friedens von 
Versailles und die allgemeine Verarmung und Erschöpfung Deutsch- 
lands in nicht minder dringlichem Grade die Wirtschaftspolitik be- 
stimmen, wie es die Fragen nach Richtung und Grad der. Soziali- 
sierung tun. Aber unser sozialpolitisches Interesse an der 
Wirtschaftspolitik hängt mehr mit ihr als mit jenen Aufgaben zu- 
sammen, | : 

Drei Quellen weisen die Sozialisierungsbestrebungen (im wei- 
testen Sinne) auf: 1. den Marxismus, von der Sozialdemokratiedoku- 
mentarisch festgelegt im Erfurter Programm, wo die Umwandlung des 
Privateigentums an Produktionsmitteln in gesellschaftliches Eigentum 
und in gesellschaftliche Verwaltung gefordert wird; 2. den Staats- 
sozialismus und -kommunismus der Kriegswirtschaft mit seinem 
Zwangssysteme der Bedarfsbefriedigung; 3. das Beispiel Rußlands 
mit seiner politischen und wirtschaftlichen Sowjetverwaltung. 

Alle drei Quellkräfte wurden jedoch beträchtlich in ihrer Wirk- 
samkeit geschwächt: Das Erfurter Programm konnte — ganz ab- 
gesehen von seiner inneren Bewertung — bisher nicht ver- 
wirklicht werden, einmal weil die Sozialdemokratie einen Kom- 
promiß mit bürgerlichen Gruppen eingehen mußte, neuerdings sogar 
vorgezogen hat, aus der Reichsregierung auszuscheiden; ferner weil 
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die ökonomischen Voraussetzungen, die Erreichung des Kulminations- 
punktes des sogenannten Kapitalismus, noch nicht erreicht waren, 
vielmehr selbst orthodoxe Marxisien erkannten, daß die Volkswirt- 
schaft der produktiven Kräfte der Erwerbswirtschalt — wie sie 
sagten: noch — nicht entbehren konnte; schließlich weil die west- 
europäischen Volkswirtschaften weit entfernt sind, diesen Schritt 
ihrerseits mitzumachen. 

Der Staatssozialismus der Kriegswirtschaft hatte sich inzwischen 
in nicht unbeträchtlichem Maße selbst widerlegt. Abgesehen höch- 
stens von der Brot- und Milchwirtschaft — auch darüber kann man 
im Zweifel sein — waren die Erfahrungen dieser zentralisierenden 
Wirtschaftspolitik eher eine Warnung als eine Ermutigung!). 

Das russische Rätesystem war das Vorbild der radikalen Revo- 
lutionäre. Es sollte nach ihrer Absicht auch im politischen Leben 
das parlamentarische System der Demokratie insofern ersetzen, 
als es mit der Diktatur des Proletariats identisch wäre. Während 
die sogenannten Unabhängigen und die Kommunisten unter den 
Sozialdemokraten auch heute noch diesem — zugleich politischen 
und ökonomischen — Systeme anhängen, erfuhr der Rätegedanke bei 
den zur Mitregierung gelangten Mehrheitssozialdemokraten in der 
Weise eine Abschwächung zum Kompromisse mit der Demokratie, 
daß das Rätesystem als eine lediglich volkswirtschaftliche, nicht als 
eine politische Ordnung betrachtet und nur als Ergänzung unserer 
überkommenen erwerbswirtschaftlichen Verfassung verwirklicht wurde. 

In praxi trat an die Stelle der Voll- oder Durchsozialisierung 
die allmähliche Teilsozialisierung. Daß dabei immerhin von dem 
Ideale des Klassensozialismus auch bisher schon Einflüsse auf die 
‚Volkswirtschaftspolitik ausgegangen sind, zeigt sich gesetzgeberisch: 


I. auf allgemein nationalökonomischen Boden: 

a) iM der Reichsverfassung, 

b) in den Sozialisierungsgesetzen, 

c) im Betriebsrätegesetze. 

II. auf speziellerem sozialpolitischen Boden neben manchen Ge- 
setzen und Verordnungen zweiten Ranges vorwiegend: 

a) in der Errichtung eines Reichsarbeitsamtes im Oktober 1918, 
das seit März 1919 in ein Reichsarbeitsministerium umgewan- 
delt ist, 

b) in der Organisation der Erwerbslosen-Fürsorge, 

c) im Achtstundentage und .der Sechstundenschicht im Bergbau, 

d) in der Neuregelung des Tarifvertragswesens, 


1) Vgl. meine „Freie Wirtschaft“, S. 13 ff. 
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e) im Erlasse einer Landarbeiter-Ordnung, 

f) im Reichssiedelungsgesetze, 

g) in der Teilnahme an der Fortbildung der internationalen Sozial- 
politik. 


Dabei finden sich unter: diesen sozialpolitischen Fortschritten 


auch Neuerungen, die mehr oder weniger auch vom Standpunkte 
der bürgerlichen Sozialreform anerkannt werden. Doch über diese 
Gesetze soll in späteren Kapiteln geschrieben werden. In diesem 
Zusammenhange begnügen wir uns mit einem flüchtigen Blicke auf 
die allgemeineren volkswirtschaftlichen Neuerungen (unter I). 

Die Epoche begann gesetzgeberisch mit dem Aufrufe des Rates 
der Volksbeauftragten vom 12. November 1918 nach russisch-bolsche- 
wistischem Vorbilde. Diese Regierung sagte von sich aus, daß sie 
aus der Revolution hervorgegangen wäre. Ihre Leitung wäre rein 
sozialistisch. Sie stellte sich die Aufgabe, das sozialistische Pro- 
gramm zu verwirklichen. Außer Kraft wurden von ihr u. a. die Ge- 
‘sindeordnungen und die Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter 
gesetzt. Die Gültigkeit der bei Beginn des Krieges suspendierten 
Arbeiterschutz-Bestimmungen wurde wieder aufgerichtet. Ferner 
stellte die Regierung den achtstündigen Maximalarbeitstag in Aus- 
sicht, sowie Reformen der Sozialversicherung. Kampf gegen die 
Wohnungsnot usw. 


Von diesem Aufrufe bis zur Verkündigung der Reichsverfassung 


vom 11. August 1919 vollzog sich ein Umschwung: zugunsten der 
bürgerlichen Demokratie und unter Abschwächung des sozialistischen 
Elements. In der Verfassung selbst heftet sich unsere Aufmerk- 
samkeit darauf, daß die Zuständigkeit des Reichs auf dem Gebiete 
der Sozialpolitik gegen die Verfassung von 1871 stark erweitert 
wurde. „Damals,“ schreibt Ernst Francke in der Sozialen Praxist), 
„stand die Sozialpolitik erst in den bescheidensten Anfäng®n; die 
Gewerbeordnung für Preußen von 1867 wurde vom Reich über- 
nommen, sie beschränkte sich für den Arbeitsvertrag, das Arbeits- 
recht, den Arbeiterschutz auf wenig grundlegende Bestimmungen; 
eine Sozialversicherung gab es noch nicht. Im Laufe der Jahr- 
zehnte hat dann die Sozialpolitik gemäß der wachsenden Bedeu- 
tung der Arbeiterfrage gewaltige Fortschritte gemacht, von denen 
aber nur ein Teil gesetzgeberischen Niederschlag in der Gewerbe- 
ordnung, der Versicherungsgesetzgebung, der einzelstaatlichen Rege- 
lung gefunden hat, während ein anderer, kaum minder wichtiger 
Teil in der Selbstverwaltung der Gemeinschaft der Parteien des 


2) XXIX. Jahrg., Nr. 1. 


a N ET 
ee ne 37% 
- Er 


Bi. % 


« 


I 





RT, A ’ Pe Et Br / 3” 
- “> > -.<, y ) N 
FR Eh 2 r ut, oa) > 
rin, ERBE Art he A u 
DT re ER j Zar Be 
a Ta u 


= IF S 10, Die jüngste Entwicklung der Arbeiterfrage. 117 


Arbeitsvertrags oder im Gewohnheitsrecht seinen Ausdruck erhielt. 
In die Reichsverfassung war von all diesen Vorschriften nichts ein- 
gedrungen. Jetzt erst erhält das Arbeitsrecht — diesen Ausdruck 
im weitesten Sinne genommen — den ihm zukommenden Platz 
mit grundsätzlichen Bestimmungen im Grundgesetz des deutschen 
Volkes, und es treten Vorschriften über Gebiete hinzu, die bisher 
ganz oder zumeist der einzelstaatlichen Obhut vorbehalten waren, 
wie z.B. das Bergrecht, das Wohnungs- und Siedlungswesen, die Be- 
völkerungspolitik, die Wohlfahrtspflege, die Jugendfürsorge, Erziehung 
und Bildung — alles ureigene oder doch zum mindesten Grenz- 
gebiete der Sozialreform, von deren Erfüllung die Wiedergeburt 
unseres armen, geschlagenen und verirrten Volkes abhängt.‘ 

Das Rätesystem wurde in dieser sonst parlamentarisch-demo- 
kratischen Verfassung keineswegs ganz aufgegeben. „Aufbau und 
Aufgabe der Arbeiter- und Wirtschaftsräte,“ heißt es im letzten 
Absatze des Artikels 165 „sowie ihr Verhältnis zu anderen sozialen 
Selbstverwaltungskörpern zu regeln, ist ausschließlich Sache des 
Reichs.“ Dieser vielgenannte Artikel, auf den sich das inzwischen 
gleichfalls in Kraft getretene Betriebsrätegesetz stützt, hat im übrigen 
folgenden Wortlaut: 

„Art. 165. Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, 
gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der Rege- 
lung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an der gesamten wirt- 
schäftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die 
beiderseitigen Organisationen und ihre Vereinbarungen werden an- 
erkannt. | 
Die Arbeiter und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer 
‚sozialen und wirtschaftlichen Interessen gesetzliche Vertretungen in 
Betriebsarbeiterräten sowie in nach Wirtschaftsgebieten gegliederten 
Bezirksarbeiterräten und in einem Reichsarbeiterrat. | 

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur 
Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen Aufgaben und zur Mitwir- 
kung bei der Ausführung der Sozialisierungsgesetze mit den Ver- 
trelungen der Unternehmer und sonst beteiligter Volkskreise zu Be- 
zirkswirtschaftsräten und zu einem Reichswirtschaftsrat zusammen. 
Die Bezirkswirtschaftsräte und der Reichswirtschaftsrat sind so zu 
gestallen, daß alle wichtigen Berufsgruppen entsprechend ihrer wirt- 
- schaftlichen und sozialen Bedeutung darin vertreten sind. 

Sozialpolitische und wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe von 
grundlegender Bedeutung sollen von der Reichsregierung vor ihrer 
Einbringung dem Reichswirtschaftsrat vorgelegt werden. Der Reichs- 
 wirtschaftsrat hat das Recht, selbst solche Gesetze zu beantragen. 
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Stimmt ihnen die Reichsregierung nicht zu, so hat sie trotzdem die 
Vorlage unter Darlegung ihres Standpunktes beim Reichsrat einzu- 
bringen. Der Reichswirtschaftsrat kann die Vorlage durch eines 
seiner Mitglieder vor dem Reichsrat vertreten lassen. 

Den Arbeiter- und Wirtschaftsräten können auf dem ihnen über- 
wiesenen Gebieten Kontroll- und Verwaltungsbefugnisse übertragen 
werden.‘ 

Die engere Sozialisierung gründet sich auf Artikel 156. Er lautet: 

„Das Reich kann durch Gesetz, unbeschadet der Entschädigung, 
in sinngemäßer Anwendung der für Enteignung geltenden Bestim- 
mungen, für die Vergesellschaftung geeignete private wirtschaft- 
liche Unternehmungen in Gemeineigentum überführen. Es kann sich 
selbst, die Länder oder die Gemeinden an der Verwaltung :wirtschaft- 
licher Unternehmungen und Verbände beteiligen oder sich daran in 
anderer Weise einen bestimmenden Einfluß sichern. 

Das Reich kann ferner im Falle dringenden Bedürfnisses zum 
Zwecke der Gemeinwirtschaft durch Gesetz wirtschaftliche Unter- 
nehmungen und Verbände auf der Gründlage der Selbstverwaltung 
zusammenschließen mit dem Ziele, die Mitwirkung aller schaffen- 
den Volksteile zu sichern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der 
Verwaltung zu beteiligen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, 
Verwendung, Preisgestaltung sowie Ein- und Ausfuhr der Wirt- 
schaftsgüter nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu regeln. 

Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und deren Ver- 
einigungen sind auf ihr Verlangen unter Berücksichtigung ihrer Ver- 
fassung und Eigenart in die Gemeinwirtschaft einzugliedern.‘ 

Das erste Gesetz, das aus dieser Verfassungsbestimmung floß, 
war das Sozialisierungsgesetz vom 23. März 1919, das als Rahmen- 
gesetz gedacht war. 

Der $ 2 gab dem Reiche die Befugnis, gegen angemessene Ent- 
schädigung Unternehmungen, die für eine Vergesellschaftung ge- 
eignet sind, in Gemeinwirtschaft zu überführen und im Falle drin- 
genden Bedürfnisses die Herstellung und Verteilung wirtschaftlicher 
Güter gemeinwirtschaftlich zu regeln. 

Zuerst wurde die Kohlenwirtschaft (Gesetz vom 30. März 1919), 
danach die Kaliwirtschaft (Gesetz vom 24. April 1919), schließlich 
die Elektrizitätswirtschaft (Gesetz vom 31. Dezember 1919) „geregelt“. 
In keinem Falle handelt es sich um Vergesellschaftung marxistischen 
Gepräges. Das Privateigentum (auch der Aktionäre) bleibt unan- 
getastet; aber es werden — im Sinne einer abgeschwächten „gebun- 
denen Planwirtschaft‘“ — Verwaltungskörperschaften, die auch „Räte“ 
heißen, eingesetzt. An ihnen nehmen auch Vertreter der Arbeiter 
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teil. So besteht ein ‚„Reichskohlenrat‘‘ (Reichskommissare, Unter- 
nehmer-, Arbeitnehmervertreter), und es werden alte und neue Syndi- 
kate ausgebaut. Ähnlich— nur in verkleinertem Maßstabe — ist die 
Leitung der Kali- und Elektrizitätswirtschaft gedacht. Doch sind 
diese organisatorischen Maßnahmen ausgesprochen vorläufiger Natur. 
Inzwischen arbeitet eine vom Reiche eingesetzte Sozialisierungs- 
kommission, der Sachverständige aus verschiedenen Lagern an- 
gehören, an der Vorbereitung weiterreichender Umgestaltungen. 

Diese Art der Sozialisierung!), die mehr mit dem oben geprägten 
Begriffe des formalen Sozialismus zusammenhängt und Gemeinwirt- 
schaft anstrebt, sondert sich von den Maßnahmen, die gleichfalls 
als Sozialisierung bezeichnet zu werden pflegen, die aber klassen- 
sozialistisch gedacht sind und den Arbeitern größere Mitbestimmung 
am. Produktionsvorgange einräumen. Es empfiehlt sich, sie im 
geschichtlichen Zusammenhange mit den Tatsachen der früheren 
Arbeitervertretung im Einzelbetriebe und in der Industrie 
insgesamt zu betrachten, Uns begegnen dabei die Begriffe Arbeiter- 
ausschuß, Arbeiterkammer, Arbeitskammer, Arbeitsgemeinschaft. Die 
Entwicklung der Arbeitervertretung steht freilich teilweise in Ver- 
bindung mit dem (im Kapitel über die Selbsthilfe unten zu be- 
handelnden) Berufsvereinswesen. Diese Ausführungen können hier 
noch nicht vorweggenommen werden. Hier muß vielmehr darauf 
hingewiesen werden, daß es sich trotz der engen Beziehungen 
zwischen den Gewerkschaften und den Interessenvertretungen der 
Arbeiterschaft im Rahmen der Industrie doch bei beiden um etwas 
anderes handelt. Ja, es wird noch zu zeigen sein, daß sich zwischen 
jenen und den neuen Betriebsräten hier und da alsbald ein ge- 
wisser Gegensatz zu bilden begann?). 

Unter einem Arbeiterausschusse (Angestelltenausschusse) - 
ist eine aus mehreren Arbeitnehmern bestehende, meist teilweise 
oder ganz von den Arbeitern (Angestellten) gewählte Vertreterkörper- 
schaft zu verstehen, die in einem mehr oder weniger eng bemessenen 
Rahmen die Berufsinteressen der Arbeiterschaft (Angestelltenschaft) 
innerhalb des Betriebes wahrzunehmen hat. Sie unterscheidet 
sich von einem Arbeiter-Betriebsrate (auch kurz Betriebs- 


2) In anderen Arbeiten habe ich mich kritisch mit ihr befaßt, so in der 
oben erwähnten Schrift: „Freie Wirtschaft“, in dem schriftlichen Bericht für 
die Regensburger Tagung des Vereins für Sozialpolitik (Schriften d. Ver. f£. 
Sozialpol., 159. Bd., S. 251ff.) — ausführlicher im gleichen Bande Franz 
'Eulenburg — und in zwei Aufsätzen im 1. Jahrgange der Zeitschrift „Freie 
Wirtschaft“. « 

2) Vgl. Seite 250. 
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rat oder [mißverständlich] Arbeiterrat genannt) a den a’ 
Aufgaben- und Zuständigkeitskreis. 

Eine Arbeiterkammer ist die gesetzliche Vertretung des Be- 
 rufsstandes der Arbeiter (resp. Angestelltenkammer für Angestellte) 
im Rahmen der gesamten Volkswirtschäft. Eine Arbeitskammer 
unterscheidet sich von ihr dadurch, daß in der Arbeitskammer Arbeit- 
geber und -nehmer paritätisch vertreten und diese Delegierten gemein- 
sam tätig sind. 

Auch beim Begriffe der Arbeitsgemeinschaft ist zu son- 
dern: a) Die Arbeitsgemeinschaft in der Gesamtvolkswirtschaft, 
b) die Arbeitsgemeinschaft im einzelnen Betriebe. Im ersten Sinne (a) 
handelt es sich nach Kaskels Definition um „gemeinsame Organi- 
sationen der Berufsvereine (wirtschaftlichen Vereinigungen) der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Sie bezwecken die gemeinsame 
Lösung der einen ganzen Berufsstand berührenden wirtschaftlichen 
und sozialpolitischen Fragen einschließlich der Gesetzgebung und 
Verwaltung und die Forderung der tariflichen Regelung des Arbeits- 
verhältnisses‘1). Sie sind also den Arbeitskammern verwandt, unter- 
scheiden sich aber von diesen dadurch, daß ihre Zusammensetzung 
auf den Berufsvereinen und auf freiwilligem Zusammenschluß, die 
Organisation der Arbeitskammer hingegen auf gesetzlicher Anordnung 
beruht, die die Berufsvereine nicht zur Grundlage zu nehmen braucht. 


Arbeitsgemeinschaften (im Betriebe) werden neuer- 
dings bisweilen Vereinigungen genannt, die im freien Vertrage der 
Arbeitgeber mit den Arbeitnehmern ihrer Betriebe zustande gekom- 
men sind, und die nach den wechselnden, besonderen Bedürfnissen 
der Betriebe die Basis für gegenseitige Verständigung über gemein- 
same Angelegenheiten abgeben sollen. 

Die Bildung von Arbeiterausschüssen (Fabrikausschüssen) wurde 
bereits in der deutschen Nationalversammlung von 1848 vorge- 
schlagen. Der erste deutsche Arbeiterausschuß wurde 1861 in der 
Weberei von Peters in Neviges errichtet. Ihre Zahl nahm langsam 
zu. Das große Arbeiterschutzgesetz vom 1.Juni 1891 sah von ihrer 
obligatorischen Einführung ab; sie wurden jedoch in ihm (in $134bff.) 
als fakultative Instanzen genannt. Unter bestimmten Umständen 
mußten Arbeiterausschüsse zu gewissen Funktionen im Betriebe her- 
angezogen werden. Einen weiteren Fortschritt auf dieser Bahn 
brachte die Novelle zum preußischen Berggesetze von 1905: im Berg- 
hau Preußens wurden in Werken, die mindestens 100 Arbeiter be- 
schäftigen, die Ausschüsse — von 1909 an auch sog. Sicherheits- 


!) Kaskel, Das neue Arbeitsrecht, Berlin 1920, S. 226. 
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männer obligatorisch. Aufgabe dieser Arbeiterausschüsse war ledig- 
lich das gute Einvernehmen in der Belegschaft und zwischen ihr 


und dem Arbeitgeber zu pflegen; Anträge, Wünsche und Beschwerden, 


die sich auf die Betriebs- und Arbeitsverhältnisse sowie die Wohl- 
fahrtseinrichtungen bezogen, zur Kenntnis des Bergwerksbesitzers 
zu bringen; schließlich Mitwirkung bei der Verwaltung der Unter- 
stützungskasse, Äußerung zur Arbeitsordnung vor ihrem Erlasse und 
dergleichen. Die Sicherheitsmänner sollten an der Kontrolle und 
Aufrechterhaltung der Betriebssicherheit mitwirken. 

Auch in manchen privaten Fabriken gab es vor dem Kriege 
freiwillig geschaffene Ausschüsse, die meist der Initiative des Unter- 
nehmers entstammten, nicht selten — besonders in Form der sog. 
Ältestenräte — in patriarchalischem, gewerkschaftsfeindlichem Geiste 
geleitet wurden. 

Ganz anders waren die Einrichtungen geartet, die während des 
Krieges das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst vom 5. Dezem- 
ber 1916 schuf. In diesem verhängnisvollen Gesetze wurden Arbeiter- 
und Angestelltenausschüsse in allen Hilfsdienstbetrieben mit min- 
destens 50 Arbeitnehmern obligatorisch gemacht. Der Aufgabenkreis 
wurde gegenüber den bisherigen Einrichtungen im preußischen Berg- 
bau insofern erweitert, als die Ausschüsse bei Arbeitsstreitigkeiten 
fortan selbständig die neugebildeten Schlichtungsausschüsse anrufen 
durften. Hierin kam die aus kriegswirtschaftlichen Notwendigkeiten. 
entsprungene Tendenz zum Ausdrucke, Lohnkämpfe mit allen Mitteln 
hintenanzuhalten. | 

Wieder ganz anderen Impulsen entsprangen im Herbste 1918 die 
plötzlich entstehenden Arbeiterräte nach russischem:Vorbilde, die den 
Soldatenräten bei den Truppen entsprachen. Sie waren revolutionär, 
radikal-sozialistisch oder anarchistisch und keine Erzeugnisse der 
Gesetzgebung. Sie standen im Dienste der erwarteten Diktatur des 
Proletariats und waren durchaus unternehmerfeindlich. 

Seitdem war auch in Deutschland der Rätegedanke lebendig. In 
seinem Zeichen wurden die alten harmlosen Ausschüsse gewandelt. 
Eine Verordnung vom 23. Dezember 1918 schuf zunächst für alle 
Betriebe mit mindestens 20 Arbeitern oder Angestellten zunächst noch 
unter dem alten Namen der Arbeiter- oder Angestelltenausschüsse 
Vertretungen innerhalb der Betriebe. Das ihnen zugrunde liegende 
Wahlsystem und die ihnen zugebilligten Aufgaben gehen aus dem 
Geiste der Interessenvertretung gegenüber den Unternehmern hervor 
(die neuen Ausschüsse im Bergbau erhielten die Bezeichnung „Zechen- 
oder Bergwerksräte“). Indessen hatten die Ausschüsse nur eine be- 
ratende, noch nicht mitentscheidende Stellung in der Betriebsleitung. 
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Auch war noch nicht ein zentralisierendes, die ganze Volkswirtschaft 
umfassendes Rätesystem gegeben. 

Der Kampf ging nun um das Maß der Verwirklichung der Räte- 
Idee. Die Radikalen wollten den Betriebsräten die herrschende 
Stellung im einzelnen Unternehmen geben und ein Gesamtsystem 
schaffen, das mit der Leitung der Volkswirtschaft das politische Regi- 
ment verknüpfte. Diese Forderungen fanden nicht nur bei den bürger- 
lichen Parteien und der Unternehmerschaft Widerspruch; auch die 
Gewerkschaften der Arbeiter selbst fürchteten an Einfluß und Wirk- 
samkeit zu verlieren, wenn das neue Rätesystem völlig siegen sollte. 

Das Ergebnis war das Kompromiß, wie es in der modernen Räte- 
gesetzgebung vorliegt. Kaskel faßt dieses Resultat treffend in den 
Worten zusammen: „Einerseits ist den Räten zwar nunmehr inner- 
halb des Betriebs hinsichtlich der Feststellung der Arbeitsbedingungen 
eine nicht nur beratende, sondern mitentscheidende, dem Arbeit- 
geber vielfach gleichberechtigte Stellung eingeräumt; ferner ist ihnen 
nicht nur eine soziale, sondern auch eine wirtschaftliche Funktion 
übertragen, die ihnen über das Arbeitsverhältnis hinaus einen Ein- 
fluß auf die Gestaltung des Betriebes selbst, seine Produktion, seinen 
Absatz und seine Finanzgebarung ermöglichen soll. Auch sind die 
einzelnen Räte territorial zu größeren Organisationen mit der Spitze 
einer Reichsorganisation zusammengeschlossen. Eine Übertragung 
politischer Befugnisse auf die Räte hat dagegen grundsätzlich nicht 
stattgefunden, und eine Übertragung wirtschaftspolitischer Befugnisse, 
die über den Rahmen des Einzelbetriebs hinausgehen, ist nur im 
Zusammenwirken mit den Arbeitgebern und deren Vertretungen 
erfolgt.“ 1) 

Freilich ist davon im Augenblicke (Sommer 1920) noch nicht 
alles gesetzgeberisch verwirklicht. Nur der oben erwähnte Artikel 
der Reichsverfassung (165) enthält den Plan der dreigliedrigen Stufen- 
folge des Rätesystems: zuunterst Betriebsarbeiterrat;.in der Mitte 
nach geographischen Gebieten abgegrenzte Bezirksräte, an denen auch 
Vertretungen der Unternehmer in den Bezirkswirtschaftsräten mit- 
wirken sollen; zuoberst der Reichsarbeiterrat, der als Reichswirt- 
schaftsrat „alle wichtigen Berufsgruppen“ umfaßt. 

In Wirksamkeit getreten ist davon auf gesetzlicher Grundlage —. 
nicht bloß kraft Verordnung als vorläufige Einrichtung — der Betriebs- 
rat. Nach parlamentarischen Kämpfen und mannigfachen Abände- 
rungen des ursprünglichen Entwurfs wurde am 4. Februar 1920 das 
Betriebsrätegesetz vollzogen. 


)]. ce. S. 172/173. 
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Die in der Verfassung vorgesehenen (mit den höheren Stufen des 
Systems der Arbeiter- und Angestelltenräte verknüpften) Bezirkswirt- 
schaftsräte und der Reichswirtschaftsrat würden auch die Funktionen 
der noch im Jahre 1918 von der Regierung beabsichtigten Arbeits- 
kammern übernehmen. Es wäre jedenfalls nur durch die Organi- 
sationswut unseres Zeitalters zu erklären, wollte man wieder be- 
sondere Körperschaften für die Aufgaben schaffen, die man während 
einer langen Vorgeschichte den Kammern zugedacht hatte. Aller Vor- 
aussicht nach mündet die Bewegung auf Errichtung dieser Art von 
Interessenvertretungen der Arbeiterschaft in den Strom des Räte- 
Wesens. 

Große Hoffnungen knüpften einst manche Sozialreformer an eine 
Stelle in dem vielgenannten Frebruarerlasse Kaiser Wilhelms Il. vom 
Jahre 1890,.der, wie wir noch sehen werden, einen neuen Zeitabschnitt 
der deutschen Sozialpolitik eingeleitet hat. Hierin wurden ‚gesetzliche 
Bestimmungen über die Formen‘ angekündigt, ‚in denen die Arbeiter 
durch Vertreter, welche ihr Vertrauen besitzen, an der Regelung 
‘gemeinsamer Angelegenheiten beteiligt und zur Wahrnehmung ihrer 
Interessen bei Verhandlung mit den Arbeitgebern und mit den 
Organen meiner Regierung befähigt werden‘. Mochte die Fassung 
dieser Ankündigung auch nicht gerade klar sein, so erhialt .doch 
damals die schon seit den 70er Jahren gehegte Erwartung auf 
Arbeitskammern neue Nahrung. Aber Jahr auf Jahr verstrich; 
sie kamen nicht. Das öffentliche sozialpolitische Leben der Nation 
richtete sich allmählich so ein, daß man sie auch schlecht oder recht 
entbehren konnte. Gab es auch keine Arbeitskammern, so wurden 
doch die Gewerbegerichte geschaffen und mit der Funktion als 
Einigungsämter bedacht; vor allem aber entstanden aus den Selbst- 
hilfebestrebungen der Arbeiter starke und gut geleitete Gewerk- 
schaften und aus den Gegenbestrebungen der Arbeitgeber ihre eigenen 
Organisationen. Aus dem Stadium des erbittertsten Kampfes ge- 
langten die beiden feindlichen Gruppen in manchen Gewerben und 
an vielen Orten zu Tarifgemeinschaften. Allerdings gelang 
das nicht überall; gerade in den wichtigsten Industriezweigen, wo 
‚der Großbetrieb am entwickeltsten war, wie im Bergbau, Eisenhütten- 
wesen und in der Textilindustrie, entstanden zwar starke Koah- 
tionen auf beiden Seiten; jedoch die beiden Heere wollten keinen 
Frieden schließen. Im ganzen war das ‚sozialpolitische Problem 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts etwa das: Wie entwickeln wir 
diese freien, ohne Zutun des Staates entstandenen Organisationen 
des gewerblichen Lebens, die Gewerkschaften und Arbeitgeberver- 
bände, so, daß dem sozialen Frieden gedient wird, daß die Arbeits- 

v. Wiese, Sozialpolitik. 9 
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kämpfe immer seltener und durch friedliches Verhandeln mehr und 


mehr abgelöst werden? Man konnte die Ansicht vertreten, daß wir 
mittlerweile genügend vom Staate geschaffene, bureaukratisch ge- 
leitete und vom Polizeigeiste beeinflußte Organisationen besaßen und 
nicht gerade in dem Zeitpunkte, wo die Selbsthilfeorgani- 
sationen zu einer gewissen Reife gelangt waren, wieder neue Insti- 
tutionen von Staatswegen schaffen sollten, die mehr störend als för- 
dernd wirkten. Der Zeitpunkt sei verpaßt. Wären die Arbeits- 
kammeın in den 70er Jahren ins Leben gerufen worden, wo sie vom 
Parlamente verlangt wurden, so hätte der Staat bei kluger Leitung 
vielleicht die Möglichkeit gehabt, die ganze nachfolgende soziale -Ent- 
wicklung bis zu einem gewissen Grade zu leiten (was ihm ja tat- 
sächlich nachher nicht recht gelungen ist). Wären sie aber in jenem 
sozialen Frühling von 1890/91 gebildet worden, so hätten sie noch 
immer ein wertvolles Instrument der Versöhnung werden können. 
Aker der Geist des Mißtrauens gegen die Arbeiterklasse bewirkte 
damals wie vorher eine verhängnisvolle Verzögerung. Nun geschah 
es, daß, als sich Graf Posadowsky gegen Ende seiner Staatssekretär- 


zeit zu einer sehr arbeiterfreundlichen Haltung hindurch gearbeitet 


hatte, dic Regierung die alte und schon etwas verstaubte Parlaments- 
forderung wieder hervorholte, 1904 eine Arbeitskammervorlage ver- 
sprach, 1907 einen ersten Entwurf der Öffentlichkeit zur Kritik vor- 
legte, der aber allerhand Mängel in den Einzelheiten aufwies, ihn 


_ daraufhin verbesserte und im November 1908 eine neue Fassung mit 


mehreren liberalen Korrekturen (neben einigen Verschlechterungen) 
im Reichstage einbrachte. Gewiß dachten manche beim Lesen des 
Gesetzes, ein solcher sozialpolitisch fortschrittlicher Entwurf wäre 
noch vor wenigen Jahren unmöglich gewesen; aber im ganzen mußte 
doch die Aufnahme des Entwurfs in der Öffentlichkeit nichts 
weniger als enthusiastisch sein. Selbst die „Soziale Praxis“ schrieb: 
„Wiederum bewahrheitet sich die alte Lehre, daß es nicht bloß 
auf das richtige Tun überhaupt, sondern auch auf den rechten Zeit- 
punkt in der Sozialpolitik ankommt.“ Hätten wir im Deutschen 
Reiche das Referendum, die Volksabstimmung, das Gesetz wäre 


wahrscheinlich auch abgelehnt worden, da die Mehrzahl der Arbeit- 


geber in der Großindustrie lieber Arbeiterkammern, am liebsten 
aber gar keine derartigen Institutionen wollte, die sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaften gleichfalls Feinde der paritätischen Institute 
waren und viele praktische Sozialpolitiker sie für überflüssig hielten. 
Das Gesetz scheiterte an einem Punkte, der für unsere Untersuchungen 
im übernächsten Kapitel nicht uninteressant ist. Es handelte sich 
um die Frage, ob in den paritätisch zusammenzusetzenden Kammern 
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. Arbeiter- und Gewerkschaftssekretäre, die Beamte der Organisationen 
sind, als Arbeitervertreter zugelassen werden sollten. Die Rechte 
verneinte seltsamerweise diese Forderung; die Vorlage fiel. Im Jahre 
1910 unterbreitete die Regierung dem Reichstage einen neuen Ent- 
wurf; auch er wurde nicht Gesetz. 

Als im Frühjahr 1918 die sogenannte Neuorientierung unter 
dem Ministerium des Grafen Hertling eine demokratischere Ent- 
wicklung herbeiführen sollte, erschien abermals ein Entwurf auf 
Errichtung von Arbeitskammern. Ein neuer parlamentarischer Streit 
entbrannte. An der Heranziehung der Arbeitersekretäre hatte man 
nun freilich nichts mehr auszusetzen, zumal, da sich die Beamten 
der Berufsvereine gerade während des Krieges volkswirtschaftlich 
meist durchaus bewährt hatten; aber jetzt forderten die Arbeiter- 
verkände eine territoriale Gliederung des Systems der Kam- 
mern, während die Regierung und die Unternehmer eine fach- 
liche Anordnung vorzogen. Für die Eisen-, die Metall-, die Textil-, 
die Holzindustrie usw. sollten selbständige, sich über das ganze Reich 
erstreckende Kammern geschaffen werden. Die Arbeitgeber be- 
fürchteten, daß bei einer geographischen Verteilung die politische 
Diskussion die fachlichen Verhandlungen überwuchern könnte. Noch 
ehe der Entwurf verabschiedet werden konnte, brach die Revo- 
lutior. aus. Ra), 

Von den beiden Arten der ee endehit soll die Rede 
sein, wenn wir die freien Berufsorganisationen beider Parteien des 
Arbeitsmarktes kennen gelernt haben. 

. Werfen wir nur noch einen kurzen Blick auf das Betriebsräte- 
gesetz!): In ihm ist also eine Vertretung der Arbeitnehmerschaft 
eines Betriebes geschaffen worden, die deren gemeinsame wirtschaft- 
liche Interessen dem Arbeitgeber gegenüber vertreten und ihn ‚in 
der Erfüllung der Betriebszwecke“ unterstützen soll. Alle Betriebe, 
die in der Regel mindestens 20 Arbeitnehmer beschäftigen, müssen 
Betriebsräte errichten; in kleineren ist ein Betriebsobmann zu wählen. 
Neben dem einheitlichen Betriebsrate werden auch noch für die be- 
sonderen wirtschaftlichen Interessen jeder der beiden Gruppen 
1. Arbeiter- und 2. Angestelltenräte errichtet. Der Betriebsrat hat 
nach $ 66 folgende Aufgabe: 


») Es ist nicht möglich, das Gesetz hier in seinem Hauptinhalte zu 
_ analysieren. Die rechtlichen Probleme bespricht u. a. ausführlich Kaskel, 
Das neue Arbeitsrecht, S. 169—223. Sehr verbreitet ist der Kommentar 
von Flatow (Berlin 1920, Buchhandlung Vorwärts) und der von Kieschke 
u. Syrup (Berlin 1920, Carl Heymann). Vgl. dort auch die Angaben über 
das Wahlsystem. | 
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‚in Betrieben mit wirtschaftlichen Zwecken die Beitichsleiiung 


durch Rat zu unterstützen, um dadurch mit ihr für einen mög- 
lichst hohen Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit der 
Betriebsleistungen zu sorgen; 


‚in Betrieben mit wirtschaftlichen Zwecken an der Einführung 


neuer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten ; 


. den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren, insbesondere vor- 


behaltlich der Befugnisse der wirtschaftlichen Vereinigungen 
der Arbeiter und Angestellten bei Streitigkeiten des Be- 
triebsrats, der Arbeitnehmerschaft, einer Gruppe oder eines ihrer 
Teile mit dem Arbeitgeber, wenn durch Verhandlungen keine 
Einigung zu erzielen ist, den Schlichtungsausschuß oder eine 
vereinbarte Einigungs- oder Schiedsstelle anzurufen; 


. darüber zu wachen, daß die in Angelegenheiten des gesamten 


Betriebs von den Beteiligten anerkannten Schiedssprüche eines 
Schlichtungsausschusses oder einer vereinbarten Einigungs- oder 
Schiedsstelle durchgeführt werden; 


. für die Arbeitnehmer gemeinsame Dienstvorschriften und Ände- 


rungen derselben im Rahmen der geltenden Tarifverträge nach 
Maßgabe des $ 75 mit dem Arbeitgeber zu. vereinbaren; 


. das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmerschaft sowie 


zwischen ihr und dem Arbeitgeber zu fördern und für 
Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmerschaft ein- 
zutreten; 


. Beschwerden des Arbeiter-- und Angestelltenrats entgegen- 


zunehmen und auf ihre Abstellung in gemeinsamer Verhand- 
lung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken; 


. auf die Bekämpfung der Unfall- und Gesundheitsgefahren im 


Betriebe zu achten, die Gewerbeaufsichtsbeamten und die sonsti- 
gen in Betracht kommenden Stellen bei dieser Bekämpfung 
durch Anregungen, Beratung und Auskunft zu unterstützen 
sowie auf die Durchführung der gewerbepolizeilichen Bestim- 
mungen und der Unfallverhütungsvorschriften hinzuwirken; 


an der Verwaltung von Pensionskassen und Werkswohnungen 
sowie sonstigen Betriebswohlfahrtseinrichtungen - mitzuwirken; 
bei letzteren jedoch nur, sofern nicht bestehende, für die Ver- 
waltung maßgebende Satzungen oder bestehende von Toodes- 
wegen Verfügungen entgegenstehen oder eine anderweitge Ver- 
tretung der Arbeitnehmer vorsehen.‘ 
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Der Arbeiterrat und der Angestelltenrat haben ferner (nach 


8 78) folgende Aufgabe: 


y 


a) 


[0 


” 


=] 


darüber zu wachen, daß in dem Betriebe die zugunsten der Ar- 
beitnehmer gegebenen gesetzlichen Vorschriften und diemaßgeben- 
den Tarifverträge sowie die von den Beteiligten anerkannten 
Schiedssprüche eines Schlichtungsausschusses oder einer verein- 
barten Finigungs- oder Schiedsstelle durchgeführt werden; 


. soweit eine tarifvertragliche Regelung nicht besteht, im Be- 


nehmen mit den beteiligten wirtschaftlichen Vereinigungen der 
Arbeitnehmer bei der Regelung der Löhne und sonstigen Arbeits- 
verhältnissen mitzuwirken, namentlich auch 

bei der Festsetzung der Akkord- und Stücklohnsätze oder der 
für ihre Festsetzung maßgebenden Grundsätze, 

bei der Einführung neuer Löhnungsmethoden, 

bei der Festsetzung der Arbeitszeit, insbesondere bei Verlänge- 
rungen und Verkürzungen der regelmäßigen Arbeitszeit, 

bei der Regelung des Urlaubs der Arbeitnehmer und 

hei Erledigung von Beschwerden über die Ausbildung und Be- 
handlung der Lehrlinge im Betriebe; 


. die Arbeitsordnung oder sonstige Dienstvorschriften für eine 


Gruppe der Arbeitnehmer im Rahmen der geltenden Tarifverträge 
nach Maßgabe des $ 80 mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren; 


. Beschwerden zu untersuchen und auf ihre Abstellung in gemein- 


samer Verhandlung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken; | 
in Streitfällen den Schlichtungsausschuß oder eine vereinbarte 
Einigungs- oder Schiedsstelle anzurufen, wenn der Betriebsrat 
die Anrufung ablehnt; | 


. auf die Bekämpfung der Unfall- und Gesundheitsgefahren seiner 


Gruppe im Betriebe zu achten, die Gewerbeaufsichtsbeamten und 
die sonstigen in Betracht kommenden Stellen bei dieser Be- 
kämpfung durch Anregungen, Beratung und Auskunft zu unter- 
stützen, sowie auch die Durchführung der gewerbepolizeilichen Be- 
stimmungen und der Unfallverhütungsvorschriften hinzuwirken ; 
bei Kriegs- und Unfallbeschädigten für eine.ihren Kräften und 
Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung durch Rat, Anregung, 
Schutz und Vermittlung bei dem Arbeitgeber und den Mitarbeit- 
nehmern tunlichst Sorge zu tragen; 


. soweit eine tarifvertragliche Regelung nicht besteht, nach Maß- 


gabe der 88 81 bis 83 mit dem Arbeitgeber Richtlinien über die 
Einstellung von Arbeitnehmern der Gruppe in den Betrieb zu 
vereinbaren ; 
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9. nach Maßgabe der 88 84 bis 90 bei Entlassungen von Arbeit- 
nehmern der Gruppe mitzuwirken. | 
Sozialpolitsch wesentlich ist vor allem der Grad der Zuständig- 

keit des Betriebsrats gegenüber der Betriebsleitung und ferner — 
damit zusammenhängend — die Frage, wieweit sich die Kompe- 
tenzen des Rats über das sozialpolitische Gebiet ins wirtschaftliche 
erstrecken. Dazu sagt der 8 69: „Die Ausführung der gemeinsam 
mit der Betriebsleitung gefaßten Beschlüsse übernimmt die Betriebs- 
leitung. Ein Eingriff in die Betriebsleitung durch selbständige An- 
ordnungen steht dem Betriebsrat nicht zu.“ Die Tätigkeit des Rates 
soll also (seinem Namen entsprechend) nur beratend sein. Ob die 
Leitung diese Ratschläge befolgt oder nicht, und daß, wenn sie etwa 
einen Ratschlag nicht befolgt, der Betriebsrat nicht etwa den (im 
Gesetze vorgesehenen) Schlichtungsausschuß anrufen darf, wird man 
aus dem Wortlaute des Gesetzes folgern müssen. 

Innerhalb der rein sozialpolitischen Aufgaben ist die umstrittenste 
Frage die Mitwirkung des Betriebsrats bei Entlassungen von Ar- 
beitern ($ 70)!). So können Arbeitnehmer im Falle der Kündigung 
durch der: Arbeitgeber durch Anrufung des Arbeiter- oder Angestell- _ 
tenrais unter vier verschiedenen Bedingungen ($ 84) Einspruch er- 
heben. Bleibt der Vermittlungsversuch erfolglos, tritt der Schlich- 
tungsausschuß in Tätigkeit. (Diese Schlichtungsausschüsse 
sind öffentliche Behörden für bestimmte Bezirke. Sie bestehen aus 
Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer; ein unparteiischer 
Vorsitzender ist nicht obligatorisch.) 

Unter den wirtschaftlichen — und damit indirekt sozialpolitischen 
-- Funktionen hat den meisten Widerstand die Vorschrift des $ 70 
gefunden, daß bei Aktiengesellschaften usw. ein oder zwei Betriebs- 
ratsmitglieder in den Aufsichtsrat entsandt werden sollen, „um die 
Interessen und Forderungen der Arbeitnehmer, sowie deren Ansichten 
und Wünsche hinsichtlich der Organisation des Betriebs zu ver- 
treten“, Sie haben in allen Sitzungen des Aufsichtsrats Sitz und 
Stimme. Ferner können (nach 8 72) in großen Betrieben die Räte 
verlangen, daß ihren Betriebsausschüssen eine Betriebsbilanz und 
eine Gewinn- und Verlustrechnung vorgelegt und erläutert wird. Diese 
zweite Bestimmung trifft im Gegensatze zu der Vorschrift des $ 70 
nicht die Aktiengesellschaft, die ja eine Bilanz sowieso zu veröffent- 
lichen hat. Getroffen wird der Privatunternehmer. 

Heinrich Getzeny faßt sein Urteil über das Gesetz in folgenden 
Worten zusammen: 


!) Die Bedenklichkeit dieses Paragraphen wird bestritten”von Heinrich 
Getzeny in Nr 36, XXIX. Jahrg. der „Sozialen Praxis.“ 
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„Bei gerechter Abwägung des Für und Wider wird man sagen 
müssen, daß die Stellung des Arbeitsgebers im Betriebsrätegesetz 
durchaus keiner Absetzung oder Entrechtung gleichkommt. Der 
Unternehmer ist nach wie vor Herr in der Leitung seines Betriebes. 
Der Unternehmer hat nach wie vor die oberste Entscheidung darüber, 
wen er beschäftigen oder wen er entlassen will. Von einer Neben- 
regierung im Betriebe kann keine Rede sein. Dagegen wird das Ver- 
hältnis des Unternehmers zu den Arbeitnehmern seines Betriebes 
allerdings im sozial-fortschrittlichen Sinne geregelt. An Stelle der 
absoluten Betriebsmonarchie ist die konstitutionelle Monarchie ge- 
treten und das konstitutionelle Verhältnis bezieht sich im großen 
und ganzen nur auf die Fragen, die die Arbeitnehmer selbst betreffen. 
Das Betriehsrätegesetz muß betrachtet werden als ein Versuch zur 
Lösung der großen Spannung zwischen Kapital und Arbeit. Ganz 
überwunden wird dieser Kampf nie werden. Solange in unserer Wirt- 
schaft die Teilung zwischen leitender und ausführender Arbeit noch 
mit der spezifisch kapitalistischen Trennung in Besitz an Produktions- 
mitteln und Besitzlosigkeit verkoppelt ist, wird dieser Kampf weiter- 
bestehen. Die Arbeiterschaft, politisch und geistig geschult, wird 
immer mehr auch auf die Leitung und Ertragsverteilung des Betriebes 
Einfluß zu gewinnen suchen. Der Unternehmer wird dagegen .die Frei- 
heit seiner Initiative und sein Gewinninteresse, das er als Risiko- 
träger ganz berechtigterweise hegt, dagegen zu erhalten suchen. Das 
Betriebsrätegesetz will diesen unvermeidlichen und vorläufig unab- 
sehbaren Interessenkampf erträglich machen und in ruhige Formen 
der Auseinandersetzung überführen. Von beiden Teilen, sowohl dem 
Unternehmertum wie der Arbeiterschaft, wird es abhängen, ob dieses 
letzte Ziel des Betriebsrätegesetzes erreicht wird. Wenn das Unter- 
nehmertum entschlossen und gewillt ist, auf den alten absolutistischen 
Herrenstandpunkt zu verzichten- und in den Bahnen einer gerechten 
und großzügigen sozialen Reformarbeit auch innerlich sich zur auf- 
gestiegenen Arbeitnehmerschaft neu einzustellen, wenn andererseits 
die Arbeiterschaft endlich sich entschließen könnte, das revolutionäre 
Phrasendreschen aufzugeben und sich darauf zu besinnen, daß ihr 
Wohl und Wehe ganz unmittelbar mit dem Stand der Wirtschaft und 
vor allem auch mit dem Vorhandensein eines arbeitsfreudigen Unter- 
nehmertums verknüpft ist, dann wird das Betriebsrätegesetz das ver- 

wirklichen können, was zum Segen unserer ganzen Wirtschaft aus- 
schlagen würde: die Arbeitsgemeinschaft von unten.“ 

“ Mein eigenes Urteil ist gleichfalls weniger von der Sorge diktiert, 
die Unternehmer könnten bei der gegenwärtigen Fassung des Ge- 
setzes allzu viel Macht den Arbeitnehmern geopfert haben. In dieser 
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Hinsicht kommt alles auf den praktischen Gebrauch an. Meine 
eigenen Bedenken stimmen vielmehr mit den Einwendungen überein, 
die ich glaube überhaupt gegen den Formalismus, die Bureaukrati- 
sierung und ‚„Verapparatung‘‘ des wirtschaftlichen Lebens erheben 
zu müssen, und auf die unten bei der Kritik des Arbeiterschutzes 
zurückzukommen ist. Auch hier ist es weniger die Gegnerschaft gegen 
ein Stück Klassensozialismus als die Ablehnung des formalen 
Sozialismus, die die Hoffnungen auf einen wahren sozialen Fort- 
schritt beschränkt. Die Freude an der Sache bleibt nur dem Advo- 
katen. Wieder ist aus der Organisationslust des Zeitalters eine neue 
Menge von Ausschüssen, Räten, Wahlen, verwickelten und papierenen 
Abgrenzungen entstanden, Neuerungen, die bezeichnenderweise so- 
gleich in einem Wettbewerb mit älteren, organischer und weniger 
aus kümmerlichen Parlamentskompromissen gewachsenen Einrich- 
tungen getreten sind. Es wird unten noch zu zeigen sein, daß 
zwischen Betriebsräten und Gewerkschaften nur dann Harmonie be- 
stehen kann, wenn sich jene der Führung durch die Berufsvereine 
anvertrauen. 

Es ist ein windungsreicher Weg, der in einem halben Jahr- 
hunderte vom freien individuellen Arbeitsvertrage zu seinem vor- 
läufigen — vielleicht recht vorläufigen — Ziele: dem Betriebs- 
rätegesetz geführt hat. Damals stand der einzelne Arbeiter seinem 
Brotherrn gegenüber; heute gibt es ein sozial einheitliches (wenn 
auch im Rechtssinne nur in gewisser Beziehung als Einheit 
vorhandenes) Gebilde: die Arbeitnehmerschaft. Wir fragen weiter: 
wie steht es mit dem sie bindenden Verträge, ihrem Arbeitsrechte, 
vor allem mit ihren Lohnverhältnissen ? | 


Viertes Kapitel. 
Der Arbeitslohn. 
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zielle Lohnpolitik. — $ 5. Gegenwartsprobleme der Lohnpolitik. 


$ 1. Das Arbeitsrecht und Arbeitsverhältnis. 


Bei allen Veränderungen bleibt der Arbeitsvertrag Mittel- 
punkt der sozialen Kämpfe und Bestrebungen, jener Vertrag, durch 
den Arbeit gegen Entgelt versprochen wird. Mit Recht hat Lotmar 
darauf hingewiesen, wie die riesenhafte Produktion der Gegenwart, 
deren Signatur die Warenherstellung ist, auf Tausenden von 
Arbeitsverträgen beruht, die in der Reihe der Kontrakte das Dar- 
lehen, die Leihe, die Schenkung, die unentgeltliche Hinterlegung, 
den Auftrag, die Gesellschaft, und wie sie sonst heißen mögen, an 
Häufigkeit und Bedeutung für das soziale Leben weit hinter sich 
lassen. ‚Nur der Kauf mag noch häufiger sein als der Arbeitsvertrag. 

Seit noch nicht 20 Jahren hat auch die Jurisprudenz, die vorher 
lange Zeit damit gezögert hat, unter Lotmars Vorgang begonnen, sich 
eingehender mit dem Arbeitsvertrage zu befassen. Das deutsche bürger- 
liche Gesetzbuch kennt dieses Wort noch nicht, sondern nur einen Werk- 
und. einen Dienstyertrag. Daraus ist u.a. der Streit hervorgegangen, 
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ob einer der häufigsten Lohnverträge, der Werklohnvertrag, zu den 
Werk- oder zu den Dienstverträgen gehört, ob es. sich also bei 
ihm um einen versprochenen Dienst oder um ein versprochenes 
Werk handelt. Das Privatrecht wurzelt zu sehr in einer älteren, 
mehr individualistischen Wirtschaftsperiode, als daß es den modernen 
Tendenzen zu kollektiven Vereinbarungen und genossenschaftlichen 
Gemeinschaften ganz entsprechen könnte, * 

Inzwischen ist aber das Material an Gesetzen und sonstigen 
Normen, die sich auf das gewerbliche Arbeitsverhältnis beziehen, zu 
einer so unübersehbaren, schwer zu ordnenden Fülle angeschwollen, 
daß die Schaffung eines Arbeitsgesetzbuches als dringendes Erfor- 
dernis auch von den Regierungen anerkannt wird, und zwar nicht 
nur in Deutschland, sondern ebenso in Frankreich, Italien, Belgien 
und anderswo. Entwürfe liegen vor; durch die deutsche Regierung 
ist eine solche Vereinheitlichung in Aussicht gestellt. Freilich steht 
diesem Plane der Umstand entgegen, daß die sozialpolitische Ent- 
wicklung noch zu sehr im Flusse ist. Jede Parlamentssession bringt 
Neuerungen und Verschiebungen. | 

Das neue Arbeitsrecht würde also eine einheitliche Ordnung 
eines Berufsstandsrechts der Arbeiterklasse unter Einschluß der An- 
gestellten, Landarbeiter, Dienstboten, Hausgewerbetreibenden und 


Seeleute enthalten. Ihr Verhältnis zum Staate, zum Arbeitgeber und 


zu den Berufsgenossen wäre systematisch zusammenzufassen. Eine 
Anpassung an das internationale Arbeitsrecht wäre anzustreben. Vor 
allem aber käme es eben darauf an, die neue genossenschaftliche 
Auffassung des Arbeitsverhältnisses gegenüber der individualistischen 
des allgemeinen Privatrechts zu dokumentieren. Auch wer, wie der 
Verfasser, diese Entwicklung nicht in jeder Hinsicht für einen Kultur- 
fortschritt hält, wird. die Tatsache nicht leugnen wollen und die 
Notwendigkeit nicht verkennen, daß die a en ihr 
Rechnung tragen muß. 

Schon heute sind sehr viele Gegenstände, die früher Materien 
einer abwägenden, projektierenden und vorschlagenden Sozialpolitik 
waren, Bestandteile eines fest gewordenen, in seinen Hauptsätzen 
dem Zweifel entrückten Arbeitsrechts geworden. Die einst außen 
stehenden Juristen haben mit ihren Argumenten und ihrer formalen 
Logik sehr viel von der alten (den Nationalökonomen oder Ethikern 
überlassenen) Sozialpolitik ihrem Gedanken- und Forschungsbereiche 
eingeordnet. Das Arbeitsrecht tritt hier und da an die Stelle der 
Sozialpolitik, ohne daß es freilich den Zusammenhang mit ihr auf- 
geben dürfte. Aber z.B. auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
wird der Sozialpolitiker heute, wo bereits so viel reine Rechts- 
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erfahrung der Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung vor- 
liegt, die Einzelheiten dem Juristen neidlos überlassen. Dafür drängen 
aus dem ewigen Flusse des praktischen sozialen Lebens beständig 
neue Probleme an die zunächst im Stadium der prinzipielleren, un- 
formaleren Sozialpolitik geklärt und dann erst dem Juristen zur 
Verfeinerungsarbeit zugereicht werden können. 


'Seit der Entstehung der gewerblichen Arbeiterklasse ist ihr 
Recht zu einem breiten Strome mit zahllosen Einzelfragen ange- 
schwollen. Sie quellen alle aus dem Arbeitsvertrage, der ein zwei- 
seitiges Verpflichtungsverhältnis begründet, bei dem Arbeit gegen 
Entgelt versprochen ist. Es fragt sich: lassen sich allgemeine 
Regeln für die Arbeitsvergütung, den Lohn, aufstellen? Mit der 
Geschichte und dem heutigen Zustande seiner Problematik (nicht 
mit seiner Statistik) haben wir uns in diesem Kapitel zu befassen. 


$ 2. Zur Systematik der Lehre vom Arbeitslohne. 


Mit Karl Kumpmann!) unterscheiden wir das materielle vom 
formalen Lohnproblem. Jenes, das in der älteren Nationalökonomie 
ım Vordergrunde stand und heute wieder stark an Bedeutung ge- 
winnt, betrifft die Frage nach der Lohnhöhe; das zweite (jüngere) 
umfaßt die Lohnformen oder -methoden (auch Lohnbemessungs- 
methoden genannt). Kumpmann gibt für diese ein Schema, das 
uns auch für unsere Zwecke brauchbar erscheint: 

A, Abfindungslöhne. 


l. Die Grundlöhne: 
a) Zeitlohn. 
b) Werklohn (allgemeiner gun. 
aa) Stücklohn ; 
bb) (spezieller) Akkordlohn: 
ce) Gruppenakkordlohn ; 
ß) Akkordmeistersystem. 
II. Zeit-Werklohn: 


a) Zeitlohn als Maximallohn ; 
b) Zeitlohn als Minimallohn. 


III. Die Prämiensysteme: 
a) Ersparnisprämien ; 
b) Qualitätsprämien ; 


D) Vgl. Kumpmann), Zur ‘Systematik der Lohnmethoden, Archiv für 
Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Band 36, Heft 2. A 
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c) Quantitätsprämien: 
aa) als Lohnprämien; 
bb) als Prämienlöhne: 
a) steigender Zeitlohn 
ß) sinkender Zeitlohn 
y) steigender Werklohn. 


Teilungslöhne. 


B. Beteiligungslöhne: 

I. Reine Beteiligungslöhne: 

a) Beteiligung am Rohgewinne: gleitende Lohnskala; 

b) Beteiligung am Reingewinne: Gewinnbeteiligung. 
II. Gemischte Beteiligungslöhne: 

a) Abfindungslohn + gleitende Lohnskala; 

b) Abfindungslohn + Gewinnbeteiligung. 

Als Abfindungslöhne bezeichnen wir mit Kumpmann die Löhne, 
die dem Arbeiter als feste, irgendwie nach seiner individuellen 
Arbeit bemessene Vergütungen zukommen; die Beteiligungslöhne hin- 
gegen sind Einkünfte, die dem Arbeiter als wechselnde, nicht un- 
mittelbar nach seiner eigenen Leistung, sondern nach anderen Mo- 
menten, nämlich nach dem wirtschaftlichen Erfolge des Unter- 
nehmens oder des ganzen Unternehmungszweigs bemessene Ver- 
gütungen gewährt werden. 3 

Beim Zeitlohn bemißt sich die Vergütung nach der Arbeitszeit, 
nämlich nach Stunden, Tagen, Wochen usw.; der Werklohn (Akkord- 
lohn) ist ihm gegenüber die Entlöhnung nach dem Arbeitserfolge. 
Der Werklohn ist entweder Stücklohn, bei dem gleichartige Einzel- 
stücke des Arbeitserfolgs die Grundlage der Lohnberechnung bilden, 
oder Gruppenakkordlohn (Akkord im engeren Sinne), bei dem der 
Arbeitgeber eine zusammengesetzte Arbeitsleistung insgesamt einer 
Gruppe von Arbeitern bezahlt. Die Unterverteilung des Lohnes an 
die einzelnen Leute nimmt entweder ein Akkordmeister als Mittels- 
mann zwischen dem Arbeitgeber und den Arbeitern vor; oder sie ge- 
schieht nach festen Quoten an die Mitglieder der Gruppe ohne Ver- 
mittlung eines Meisters. 

Beim Zeit-Werklohn ist der Zeitlohn die Grundlage der Berech- 
nung, indem er entweder als mögliche Obergrenze oder als bestimmt 
zugesicherter Mindestlohn in Frage kommt. 

Prämien sind Sondervergütungen, die unter Umständen zum Zeit- 
oder Werklohn hinzugefügt werden. Sie werden — abgesehen von 
einigen besonderen Arten wie Pünktlichkeitsprämien im Eisenbahn. 
verkehr usw. — hauptsächlich gezahlt für sparsame Verwendung 
von Material (z.B. Kohlen) oder für besonders gute Arbeitsleistung, 


8 2. Zur Systematik der Lehre vom Arbeitslohne. 135 


schließlich für die Erreichung einer bestimmten Menge an Arbeits- 
ergebnist). | 

Über die beiden Arten der sogenannten Beteiligungslöhne, die 
gleitende Lohnskala und die Gewinnbeteiligung, wird unten zu 
reden sein. 

Neuerdings tritt eine neue Gegenüberstellung zweier Arten von 
Lohnbemessung in den Vordergrund: Familien- oderLeistungs- 
lohn. Während im. zweiten Falle die (nach der Zeit oder dem 
Arbeitsergebnisse gemessene) Leistung die Berechnungsgrundlage ab- 
gibt, wird beim Familienlohne die Höhe der Kosten des Lebens- 
bedarfs berücksichtigt und der Familienvater (bisweilen unter weiterer 
Berücksichtigung der Kinderzahl) höher entlohnt als der ledige 
Arbeiter. | a. 
Das materielle Lohnproblem wurde früher zumeist als ein 
Teil der Lehre vom Einkommen derart behandelt, daß der Arbeits- 
lohn der Grundrente, .der Kapitalrente und dem Unternehmer- 
einkommen gegenübergestellt und die prozentualen Anteile der vier 
Einkommensarten verglichen wurden. So betrachtet, war der Arbeits- 
lohn das Einkommen. „der durch eigene Arbeit am Produktions- 
prozesse unmittelbar beteiligten Personen‘ (Grelesnoff), während der 
Bodeneigentümer die räumliche Grundlage, der Kapitalist die sach- 
lichen Produktionsmittel gewährte. Aus dieser Betrachtungsweise 
fließt die Gegenüberstellung von absolutem und relativem 
Arbeitslohn. Über diese Sonderung schreibt Gelesnoff?): 

„Unter absolutem Arbeitslohn verstehen wir die Größe der Ent- 
lohnung eines Arbeiters ohne Rücksicht darauf, welcher Teil des 
durch seine Arbeit erzeugten Produktes ihm bei der Verteilung zu- 
zufällt. Beträgt der jährliche Lohn eines Arbeiters 600 Mark, so ist 
die absolute Höhe desselben gegeben. Ist uns ferner der Wert des 
von ihm hergestellten und den Reinertrag ausmachenden Produktes 
bekannt, so können wir auch den relativen Arbeitslohn bestimmen. 
Wir brauchen zu diesem Zwecke nur das Prozentualverhältnis des 
absoluten Lohnes zu dem gesamten Reinertrag der Gesellschaft, sowie 
zu den einzelnen Teilen desselben, d.h. zu dem Einkommen der 
Kapitalbesitzer, der Unternehmer und der öffentlichen Körperschaften 
zu berechnen. Wirft die Arbeit des in Betracht kommenden Arbeiters 
der Gesellschaft einen Reinertrag von, sagen wir, 1200 Mark ab, so 
würde in unserem Beispiele der relative Arbeitslohn nur 50 0% be- 
tragen. 


2) Über die Unterarten dieser Quantitätsprämien vgl. Kumpmann |. c. 
?2) Vgl. Gelesnoff, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, übersetzt von 
E. Altschul, Berlin (Teubner) 1918, S. 426 ff. 
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Nehmen wir an, es erzeugten bei Verschiedenheit der Pro- 
duktivität der Arbeit die verschiedenen Arbeiter folgenden Reinertrag: 
Der amerikanische Arbeiter 3000 Mark, 
der englische S 2000.74 
der russische I 1000.2.5 


Gesetzt, der relative Arbeitslohn eines jeden von ihnen mache 
50 0% aus, so erhalten wir die folgenden, äußerst NE Mrs 
für den absoluten Lohn: 
Der amerikanische Arbeiter erhält 1500 Mark, 
der englische ar 10008 
der russische y) a BODEN, 


Selbst wenn es dem russischen Arbeiter gelingen sollte, sein 


ganzes Arbeitsprodukt zu erhalten, so würde bei der gegebenen Pro- 
duktivität seiner Arbeit.seine Entschädigung eine anderthalbmal ge- 
ringere sein, als das Einkommen des amerikanischen Arbeiters, vor- 
ausgesetzt, daß der Amerikaner bloß die Hälfte des von ihm er- 
zeugten Produktes erhält.“ 


Gerade in der jüngsten Gegenwart sind für die Beurteilung des 


materiellen Lohnproblems von größter Wichtigkeit und die begriff- 


liche Grundlage jeder Untersuchung die Unterschiede zwischen 


Nominal- und Reallohn und (damit verwandt) zwischen Geld- 


und Naturallohn. Beim Nominallohn ist die in Geldbeträgen 


lautende Summe zugrunde gelegt; der Reallohn wird bestimmt durch 


die Menge der durch den Geldbetrag des Lohnes käuflichen Konsum- 


güter. Betrachtet man den Lohn als die wirtschaftliche Grundlage 
der Lebenshaltung des Arbeiters und seiner Familie, so ist es not- 
wendig, nicht den Nominal-, sondern (nach Möglichkeit) den Real- 
lohn zu fixieren, da die Kaufkraft des Geldes schwankt. 

Der Lohn wird dem Arbeiter zumeist (ganz oder teilweise) in 
Währungsgeld ausgezahlt; bisweilen (zumal in der Landwirtschaft) 
erhält der Arbeiter seine Vergütung aber auch (selten ganz oder 


meistens teilweise) in Naturalien, in Konsumgütern. Diese Naturalien 


können entweder Teile der vom Arbeiter mit produzierten Er- 
zeugnisse sein (produce wages) oder in Waren bestehen, die dem 
Arbeitgeber aus irgendeinem besonderen Grunde als ein ihm vor- 
teilhaftes Zahlungsmittel erscheinen (Trucksystem). Diese — in der 
Industrie — vor kurzem noch veralteten, teilweise auch verbotenen 
Formen der Entlöhnung durch Naturalien, die früher nicht selten 
zu Übervorteilungen der Arbeiter geführt hatten, erhalten augenblick- 
lich in Deutschland eine (hoffentlich nur vorübergehende) Bedeu- 
tung infolge der Verschlechterung der Währung. 
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$ 3. Das materielle Lohnproblem. 


Für die Höhe des Arbeitslohns können drei Gesichtspunkte maß- 
gebend sein. Man betrachtet ihn entweder 1. als bestimmt durch die 
 Naturgesetze der ‚Volkswirtschaft, die außerhalb menschlicher Will- 
kür stehen, und deren Bruch sich über kurz oder lang am Lohn- 
empfänger selbst rächt (zu dieser Auffassung neigte die Theorie 
der klassischen Nationalökonomie); oder 2. als ein Problem der Ge- 
rechtigkeit (davon ging die Lehre der Kirchenväter des Mittelalters 
und mancher modernen Sozialethiker aus); oder 3. man faßt den 
Lohn als ein Ergebnis eines Machtkampfes zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern auf. (Dieser Gesichtspunkt beherrscht manche 
Lehrer von Sozialisten und besonders die Politik vieler Berufs- 
. vereine.) Wir werden sagen müssen, daß eine rechte Erkenntnis 
des Lohnproblems allen drei Betrachtungsweisen nachgehen muß; 
‚sie lehrt aber ferner: wenn wirklich eine Rangordnung der Gültig- 
keit der drei Faktoren Naturgesetz, Gerechtigkeit, Macht gegeben 
werden soll, so beweist die Erfahrung das Vorwalten des erstgenann- 
ten, des ökonomischen Gesetzes. | / 

Im ersten Falle betrachtet man den Lohn als einen Preis, der 
sich nach dem Gesetze der Knappheit und nach Angebot und Nach- 
frage bestimmt. Die moderne Theorie faßt ihn vielfach auch als eine 
Einzelerscheinung des wirtschaftlichen Wertes auf, so daß dabei die 
Wertgesetze auf den Lohn ihre entsprechende Anwendung finden!). 

Im zweiten Falle treten die objektiven und rein ökonomischen 
Bestimmungen zurück hinter das Suchen nach einem ethisch er- 
faßten Prinzip (iustum pretium). Dabei geht man entweder a) vom 
Bedarfe des Lohnempfängers oder b) von seiner Arbeitsleistung aus. 
Man blickt auf den Lohn vom Verbrauchshaushalte dort, vom Pro,duk- 
tionsvorgange hier. Dort kann auch vom Standpunkte der Gerechtig- 
keit für verschieden größe Leistungen gleicher Lohn gezahlt werden; 
hier hingegen verträgt es sich mit der Auffassung von Gerechtigkeit, 
daß keine Rücksicht auf die Größe der Arbeiterfamilie oder auf be- 
sondere vom Lohnempfänger zu tragende Lasten genommen wird. 

" Im dritten Falle erinnert man sich, daß nicht selten Lohn- 
erhöhungen von starken Gewerkschaften den Unternehmern abgetrotzt 
worden oder zu niedrige Löhne an Unorganisierte gezahlt worden sind. 


2) Den Beziehungen von Arbeitslohn zu Wert und Preis nachzugehen, 
wäre eine anziehende Aufgabe; sie würde uns aber zu sehr von der Sozial- 
politik zur allgemeinen Einkommenslehre und damit in die theoretische 
Nationalökonomie .hinüberführen. Wir können hier nur auf die Schriften 
von Cassel, Zwiedineck, Marshal, Clark, Böhm-Bawerk usw. verweisen. 


———— nn 
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Aber mag man nun mehr nationalökonomisch oder ethisch oder 
gewerkschaftlich urteilen, auf jeden Fall ist es nicht möglich, ein für 
alle Male in bestimmten Nominalsätzen die „richtige“ Lohnhöhe zu 
fixieren. Man kann auf allen drei Wegen zu einer skeptischen Beur- 
teilung gelangen und an die Stelle eines einheitlichen Problems eine 
nur statistisch nachträglich messende Kasuistik setzen. Am meisten 
neigt dazu die Auffassung, die den Machtfaktor in den Vordergrund 
stell. Aber auch die gewerkschaftliche Richtung hat ihre Lohn- 
theorien entwickelt. Unsere Aufgabe hier geht dahin, über die Ka- 
suistik hinaus Regeln allgemeineren Inhalts zu suchen. Dabei gibt 
uns die Geschichte der Lehre vom Lohne Beispiele in Fülle. 

Eine Regel, die aus der naturgesetzlichen Auffassung vom Lohne 
fließt, lieferte die alte Zurechnungslehre. Sie stellte den drei 
Produktionsfaktoren Arbeit, Natur und Kapital die drei Einkommens- 
teile Lohn, Grundrente und Profit gegenüber und rechnete jedem 
sozialen Einkommensteile einen Bruchteil, entsprechend der Mitwir- 
kung des zu entlohnenden Produktionsfaktors, zu. Aber abgesehen 
davon, daß es sich dabei nur um prozentuale Verhältnisse der drei 
Divisoren des Reinertrags zueinander, nicht aber um einen Zugang 
zu einem Prinzipe für die absolute Höhe des Lohns handelt, so 
scheitert die Brauchbarkeit dieser — an sich theoretisch nützlichen 
— abstrakten Regel für unsere Zwecke an dem Umstande, daß es un- 
möglich ist, das Verhältnis der Mitverursachung des Ertrags der Pro- 
duktion unter Arbeitern, Bodeneigentümern und Kapitalisten einwand- 
frei zu bestimmen. | 

Mehr aus einer ethisch argumentierenden Anklage gegen die Er- 
werbswirtschaft floß sodann ein anderes abstraktes Prinzip, das des 
Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, das in den Systemen 
einiger Sozialisten (von Godwin bis Rodbertus) vorkommt. Mißver 
ständlich ist dabei die Wortwahl: Arbeitsertrag; gemeint ist das 
Recht auf das eigene Arbeitsprodukt.!) Man sieht also hierbei im 
Arbeitsprodukte den „natürlichen“ Lohn des Arbeiters. Es braucht 
nur angedeutet zu werden, daß diese Norm dem Hauptprinzipe allen 
höheren sozialen Lebens: der Arbeitsteilung widerspricht. ; 

Die sozialpolitisch wichtigste Frage in der Lohnlehre ist die nach 
der Lohnerhöhung. Die alte klassische Theorie fragte (ihrem Wesen 
entsprechend) nicht, ob sie stattfinden soll oder darf, sondern ob sie 
stattfinden kann. Sie antwortete: nur, wenn sie sich nach den über- 
geordneten Gesetzen des Tauschverkehrs von selbst ergibt; anderen- 


!) Manchmal (so von Cassel) wird diese Redewendung auch in einem 
allgemeineren Sinne gebraucht. 
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falls ist eine tatsächlich vorübergehend vollzogene Erhöhung von 
Nominallöhnen auf die Dauer eine Gefährdung der Volkswirtschaft 
und ohne Nutzen für die Arbeiter. Diese Auffassung verdichtete sich 
zu den beiden ältesten und meist erörterten Lohntheorien: derLehre 
vom Existenzminimum oder (nach Lassallescher Terminologie) 
dem ehernen Lohngesetze und zweitens in der Lohnfondtheorie. 

Die dauernde Abhängigkeit der Lohnhöhe vom Existenzminimum 
hat bereits Turgot Angedeutet; sie wurde systematischer entwickelt 
von Ricardo, von Lassalle agitatorisch und anklägerisch verwertet, 
von der historischen Schule meist bestritten; sie ist heute als unter 
bestimmten Umständen gültig, aber stark abwandlungsfähig anzu- 
erkennen. Nach dieser Theorie hat der Arbeitslohn die Tendenz, auf 
einem Niveau zu verharren, das für die Erhaltung des Lebens der Ar- 
beiter und ihrer Familien ausreicht, ohne für längere Zeit darüber zu 
steigen noch darunter zu sinken. Jede Lohnsteigerung bewirke eine 
Vermehrung der Arbeiterbevölkerung, führe zu einer Zunahme des 
Angebots an Arbeiterhänden und damit zu einem Sinken des Lohnes. 
Jedes Sinken des Lohnes unter den Satz, der zur Bestreitung des ge- 
wohnheitsmäßigen Lebensunterhalts notwendig sei, führe zu Arbeits- 
unfähigkeit der Lohnempfänger, zu größerer Kindersterblichkeit, zur 
Verminderung der Arbeitsbereitwilligen auf dem Arbeitsmarkte und 
damit zur Aufbesserung des Lohnes. 

Diese Lehre überträgt also das Gesetz der Preisbildung nach An- 
gebot und Nachfrage auf die Ware Arbeitskraft; sie charakterisiertsich 
ferner durch ihre enge Verknüpfung mit dem Bevölkerungsgesetze.!) 
„Obwohl diese Theorie, sagt Gelesnoff, „den gewohnheitsmäßigen 
Lebensunterhalt, nicht aber das Minimum der Lebensmittel voraus- 
setzte, so hielten doch ihre Anhänger dieses Niveau für sehr niedrig 
und so nahe dem physiologischen Minimum, daß selbst eine unbedeu- 
tende Verminderung desselben zum Hunger und vorzeitigen Tode 
führen müßte.“ Oben wurde bereits darauf hingewiesen, daß es 
schwierig ist, das soziale Existenzminimum, also den Einkommens- 
betrag absolut zu bestimmen, der zur Fristung des Lebens notwendig 
ist. Die Grenze, wo sich das Unentbehrliche vom Entbehrlichen 
scheiden läßt, ist von subjektiven Bewertungen abhängig. ; 

Lösen wir das ‚eherne Lohngesetz‘‘ aus seiner anfechtbaren Ver- 
knüpfung mit dem Bevölkerungsgesetze, so bleibt der Einfluß des 
Standes des Arbeitsmarktes auf die Lohnhöhe als richtiger Kern der 
Lehre übrig. Es gilt bei Massenangebot ungelernter, unorganisierter 
Arbeiter bei einer nur beschränkten Summe von Arbeitsgelegenheiten. 


) Vgl. oben S. 81/82. 
v. Wiese, Sozialpolitik. 10 
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Es gilt nicht bei starker Nachfrage nach Arbeitern, ferner bei quali- 
fizierten Arbeitskräften und häufig nicht bei organisierten Arbeitern. 
Ob Genossenschaften (nach Lassalles Behauptung) die Arbeiter vom 
ehernen Lohngesetze befreien, hängt von der Struktur und dem ökono- 
mischen Erfolge der Genossenschaften auf dem Warenmarkte ab. In 
außereuropäischen Kolonialländern entspricht zumeist die Lohnhöhe 
dem Existenzminimum (so bei den Kulilöhnen). In Europa lassen 
sich nicht nur Beispiele für einen höheren Lohnstand, sondern auch 
für Löhne anführen, die das Existenzminimum nicht erreichen. Das 
gilt z.B. für den Lohn, der vor dem Kriege bisweilen an weibliche 
Arbeiter gezahlt wurde; er wurde nur als Zuschuß zur Te 
angesehen. 


Erhielt die Theorie vom Existenzminimum durch die Birke a an 
die Bevölkerungstatsachen ihre Naturgesetzlichkeit, so stellte die 
andere klassische Lehre vom Lohnfond eine dauernde Beziehung zum 
Kapital, das in der Produktion der Volkswirtschaft mitarbeitet, her. 
Jede bestimmte Menge Kapital könne nur eine bestimmte Menge 
Arbeiter beschäftigen und zu einem einzigen Lohnsatze bezahlen. 
Es entspreche also jedem Kapitale ein in ihm enthaltener gegebener 
Lohnfond; denn wenn man von dem jährlich für die Produktion be- 
stimmten Kapitale den auf den Sachapparat der Produktion zu 
verwendenden Teil subtrahiert, entsteht ein Rest, der Lohnfond. 
Nur dieser Fond steht zur Bezahlung der Arbeiter zur Verfügung. 
Die Höhe des individuellen Lohnes wird damit allein bestimmt a) von 
der Größe des den Lohnfond enthaltenden Kapitals und b) von der 
Anzahl der zu entlöhnenden Arbeiter. Eine Lohnverbesserung sei nur 
möglich, wenn sich das Kapital vergrößere, oder wenn die Zahl der 
Arbeiter abnehme. (Mit diesem zweiten Punkte berührte auch diese 
Theorie das Bevölkerungsproblem.) Eine Kapitalvermehrung bewirke 
Lohnerhöhung, eine Bevölkerungszunahme Lohnverminderung. 

Schon im 17. Jahrhunderte versuchten einige Merkantilisten den 
Lohn abstrakt zu bestimmen. Smith baute weiter an der Theorie vom 
natürlichen Preise der Arbeit; Malthus und Ricardo systematisierten 
die Lehre. Den Begriff des Lohnfonds schufen und verwandten James 
Mill, Mc Culloch, J. B. Say. John Stuart Mill!) gab die Theorie am 
‘ klarsten, bis er in seinen letzten Jahren an ihr zu zweifeln begann. 

Die Kritik setzte vor allem mit der Frage ein, ob denn wirklich 
der Lohn aus dem Unternehmerkapitale gezahlt werde. Stamme er 
nicht aus dem Einkommen der Konsumenten des Produkts? Auch bei 
Gelesnoff findet sich noch immer der Einwand: „Es ist nicht schwer, 


!) Vel. oben S. 82. 
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einzusehen, daß es in Wirklichkeit gar keinen im voraus zur Ver- 
fügung stehenden Lohnfonds gibt, da der Lohn von den Arbeitern als 
Teil des von ihnen erzeugten Produktes oder seines Wertes erhalten 
wird, nicht aber als Teil des im voraus vorhandenen Kapitals. Die 
Größe des Anteils kann bei ein und derselben Summe des zur Pro- 
duktion verwandten Kapitals bald größer, bald kleiner sein. Wenn 
die Arbeiter in einem bestimmten Falle aus irgendwelchem Grunde 
den Kapitalisten veranlassen konnten, nachzugeben, so bedeutet dies 
nicht, daß im voraus ein größerer Lohnfonds bereit lag, sondern ein- 
fach, daß der Arbeitgeber gezwungen war, in diesem Jahre sich mit 
einem geringeren, Gewinn zu begnügen als früher.“ (!) 

Die Frage, aus welchem ‚Fond‘ der Lohn zu zahlen ist, oder 
(sozialpolitisch gewendet): wer eine etwaige Lohnerhöhung zu be- 
streiten habe, werden wir gleich näher zu untersuchen haben. Hier 
sei nur ausgesprochen, daß diese Kritik nicht den Kern der Lohnfond- 
Theorie trifft. Er scheint mir darin zu liegen, daß dieHöhe des Lohnes 
nicht von menschlicher Willkür abhängig ist, sondern von der Er- 
giebigkeit der Produktion, die in starkem Maße bestimmt wird durch 
den Umfang des zur Verfügung stehenden Kapitals. Löhne sind stets 
ein erheblicher Teil der Produktionskosten; die Ausdehnbarkeit dieses 
meist umfangreichsten Kostenfaktors ist in erster Linie abhängig von 
den Summen, die gegenwärtig oder in naher Zukunft zu Produktions- 
zwecken zur Verfügung stehen. Gerade in der Gegenwart werden wir 
oft recht unliebsam an die Wahıheit der Lohnfond-Lehre erinnert. Das 
Berechtigte an derKritik liegt nur in der Ablehnung der allzu schema- 
tischen Zuspitzung, die einige Ricardoschüler der Theorie gegeben hatten. 
Es handelt sich bei dieser sich oft so überlegen gebärdenden Kritik in 
Wahrheit mehr um Ausgestaltungen der Lehre. Sehr richtig sagt 
Adolf Günther in seiner Untersuchung über Arbeitslohn und Unter- 
nehmergewinn, daß die Lehre vom Lohnfond heute zu neuem Leben 
erwacht sei.!) NY 

Als dritte (einseitige) Lohnlehre ist die Produktiritate, 
theorie zu nennen. Ihre erste an Smith anknüpfende Formulierung 
findet sich bei Senior. Später haben einige Engländer und Ameri- 
kaner, in Frankreich Leroy-Beaulieu sie vorangestellt. Danach werden 
die Arbeiter von ihren Arbeitgebern nach dem Nutzen entlohnt, den 


1) Gegner der Lohnfond-Theorie waren oder sind Herrmann, Rodber- 
tus, Brentano,.Gelesnoff. Dagegen hielten Ad. Wagner und Böhm-Bawerk 
an ihr fest. Gegen Brentano hat sich (m. E. mit guten Argumenten) Spiet- 
hoff gewendet. Dietzel hat in Anlehnung an Thünen die alte Lehre wir- 
kungsvoll verbessert. Die Lehren der Gewerkschaftstheoretiker Webb, Bren- 
tano, Schulze-Gaevernitz wurden von Adolf Weber und Oppenheimer berichtigt. 
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diese aus der Arbeitskraft zögen. Einem guten Arbeiter zahlten 
sie einen ihren Kalkulationen entsprechenden, hohen Lohn; einem 
schlechten Arbeiter einen entsprechend geringen. Die Arbeit werde 
im Verhältnisse zu ihrer wirtschaftlichen Ergiebigkeit bezahlt. Diese 
Tendenz liegt zweifellos im ökonomischen Prinzip, das die Erwerbs- 
wirtschaft beherrscht. Aber die Zurückdrängung der Einzelperson 
durch die Gruppe hat die Brauchbarkeit dieser einfachen Regel als Er- 
klärungsprinzip verschiedener Lohnhöhe stark abgeschwächt. 

Unter den (hier nur oberflächlich zu streifenden) Theoretikern, 
die von der Grenznutzentheorie ausgehen, ist besonders der Engländer 
Marshall zu nennen. Er sucht nicht nur zu zeigen, wie die Lohnforde- 
rung der letzten, vom Unternehmer begehrten Arbeitskraft . (des 
Grenzarbeiters) die Höhe des Lohnes bestimme, sondern es spielt 
bei ihm auch die alte, einfache Lehre von der Wirksamkeit des An- 
gebots und der Nachfrage hinein. Angebot und Nachfrage wirkten 
wie die Klingen einer Schere gleichmäßig auf die Löhne ein, ohne 
daß man einem der beiden Faktoren den überwiegenden Einfluß zu- 
billigen könne, v. Zwiedineck-Lüdenhorst sieht demgegenüber in der 
Herkömmlichkeit der Lohnhöhe den Ausgangspunkt für die Lohn- 
gestaltung ; das Verhältnis von Angebot und Nachfrage sei in der Haupt- 
sache nur das fortbildende Element. v. Böhm-Bawerk wendet ein, 
daß nicht das Herkommen und die Lebensgewohnheiten des Arbeiters 
die elementare Erscheinung seien, vielmehr reguliere der Lohn die 
Lebensgewohnheiten des Arbeiters.. Schmollers Relativismus ent- 
scheidet den Streit dahin, daß sich Lohnhöhe und Lebenshältung 
gegenseitig beeinflussen und diese, Wechselwirkung von den Kultur- 
zuständen, von örtlichen und zeitlichen Schwankungen abhängig sei. 

Lohnerhöhungen sind praktisch auf drei Wegen möglich: 1.durch 
Erhöhung des Preises der Produkte; 2. durch Verminderung der sach- 
lichen Produktionskosten (besonders also durch technische Verbesse- 
rungen); 3. durch Verminderung des Unternehmergewinns, des Kapi- 
talzinses oder der Grundrente, also des Reinertrag-Anteils der Partei 
des Arbeitgebers. 

Der erste Weg bedeutet eine Abwälzung der Last auf die Käufer 
der Waren. Sie ist bei Wettbewerb für das einzelne, isolierte Unter- 
nehmen schwer möglich. Gelingt sie — es wird dies im allgemeinen 
leichter der Fall sein, wenn die Unternehmer kartelliert sind —, so 
tritt infolge der Lohnerhöhung eine Verteuerung der allgemeinen 
Lebenshaltung ein. Sie ist umso folgenschwerer, je notwendiger das 
Produkt ist und je mehr es dem Konsume der Massen dient. Oft 
müssen die Proletarier insgesamt die Lohnerhöhung einer Arbeiter- 
gruppe bezahlen. Ist die Lohnaufbesserung (wie heute) durch Preis- 
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erhöhung der Waren allgemein, so führt sie zu einem falschen Zirkel. 
Es steigt nur der Nominallohn, nicht der Reallohn (auf den es an- 
kommt). 

Technische Verbesserungen erhöhen die Ergiebigkeit der Produk- 
tion (direkt oder unmittelbar). Entsprechend der Lohnfond-Theorie 
ist also Lohnerhöhung möglich. Oft beruhen solche Vervollkomm- 
nungen der Produktion auf Leistungen der nicht zu den Handarbeitern 
gehörenden Produzenten. 

Den Unternehmer zu zwingen, sich mit einem geringeren Ertrags- 
anteile der Produktion zugunsten der Arbeitnehmer zu begnügen, ist 
häufig das Ziel der Arbeiter. Sie rechnen etwa mit einer Verminde- 
rung der Dividenden und entsprechenden Vermehrung des Lohns. 
Es gibt Fälle, wo dies möglich und gerechtfertigt ist. Zumeist wird 
aber der Vorteil, den daraus die Arbeiter ziehen können, stark über- 
- schätzt. Die Summe, die auf diese Weise an die Arbeiter (statt an 
die Aktionäre) zur Verteilung kommt, ist meist (auf den Kopf des ein- 
zelnen Arbeiters berechnet) überraschend gering. Wird der „Profit‘ 
sehr empfindlich beschnitten, so vermindert sich ferner der Anreiz 
für den Unternehmer, seine Tätigkeit zu erhöhen oder auch nur fort- 
zusetzen. Die Rentabilität des Werkes und damit der ‚„Lohnfond‘“ 
verringern sich wieder. 


Vergegenwärtigt man sich diesen Zusammenhang, so erkennt 
man auch, wie notwendig es ist, die alte Wahrheit der Lohnfond!- 
Theorie nicht durch eine kurzsichtige Macht-Theorie zu ersetzen. Zu 
erklären, daß es einem gleichgültig sei, wer den höheren Lohn bezahle, 
und daß die Hauptsache sei, sich durch Organisation und einheitliche 
Hervorkehrung des Interessenstandpunktes so zu stärken, daß die 
Lohnforderung bewilligt werde — eine solche Politik verrät geringes 
volkswirtschaftliches Urteil. Damit soll nicht jeder Forderung auf 
Lohnerhöhung und der Gewerkschaftspolitik jegliche Berechtigung 
abgesprochen werden; nur ist stets zu prüfen und abzuwägen, wie 
sich ein Anspruch volkswirtschaftlich rechtfertigt. Oppenheimer sagt 
einmal sehr richtig: „Die Gewerkschaften blühen, weil der Lohn 
steigt; nicht aber steigt der Lohn, weil’ die Gewerkschaften blühen.“!) 
Dietzel hat (unter Korrektur der älteren Fassung der Lohnfond- 
Theorie) gezeigt, daß das Gesamtprodukt der Volkswirtschaft den 
wahren Lohnfond bildet, und daß nur die beständige Zunahme des 
Volkswohlstands ein Steigen des Arbeitslohnes bewirkt. Negativ und 


!) Vgl. auch Adolf Weber, Der Kampf zwischen Kapital und Arbeit, 
2. Aufl., Tübingen 1920. In diesem sehr beachtenswerten Werke wird das 
oben gestreiite Problem eingehend behandelt. 
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auf die Gegenwart bezogen, bedeutet das aber, daß in einer Periode 
des starken Rückganges des Volkswohlstandes nicht der Reallohn der 
Arbeiter allein steigen kann. Wäre Brentanos Behauptung, daß in 
der Industrie das Gesetz des zunehmenden Ertrags gelte, auch heute 
(wenn überhaupt, was Bücher bestritten hat) richtig, dann wäre auch 
eine auf beständige, allmähliche Steigerung des Arbeitslohnes ge- 
richtete Sozialpolitik berechtigt. In dem Maße, in dem dieses Gesetz 
nicht gilt, verliert auch die Machtpolitik ihr Recht und ihr Argument. 


$ 4. Spezielle Lohnpolitik. 


Für alle moderne Lohnpolitik ergibt sich aus der vorausgehen- 
den theoretischen Untersuchung, daß sie die Höhe des Lohnes nicht 
bloß als eine Angelegenheit der Machtverteilung oder der Gerechtig- 
keit ansehen darf, vielmehr die Gesetzmäßigkeit des wirtschaftlichen 
Verkehrs im Auge behalten muß. Indessen leitet sich aus dieser Ge- 
setzmäßigkeit keineswegs eine völlige Negierung der Bestrebungen 
der Arbeiter her, durch gemeinsames Auftreten die Einkommens- 
verhältnisse zu verbessern, oder der Arbeitgeber, die Löhne in ge- 
eigneten Fällen über das Existenzminimum zu erhöhen, oder schließ- 
lich des Staates, zu niedrige Löhne unmöglich zu machen. Das 
„Wirtschaftsgesetz‘ läßt verhältnismäßig großen Spielraum für soziale 
Betätigungen; es wirkt praktisch mehr als eine allgemeine Norm 
und als Grenze. 

Praktische Lohnpolitik kann ausgehen a) von organisierten 
Arbeitern, b) von Arbeitgebern, c) von der Obrigkeit. Wenn wir 
ihre Haupterscheinungen schon in diesem Zusammenhange skizzieren, 
so greifen wir diesen Gegenstand aus den Themen der beiden fol- 
genden Kapitel über öffentliche und über Selbsthilfe heraus, werden 
jedoch auch dort noch Gelegenheit haben, einiges zur Ergänzung 
zu sagen. | are nah Te 

Die ältere Geschichte der Lohnpolitik organisierter Arbeiter 
läßt sich am deutlichsten an der Entwicklung der britischen Gewerk- 
vereine erkennen. Sie beschränkten ihre Politik fast ausschließ- 
lich auf die Förderung des Lohneinkommens ihrer Mitglieder. Sie 
traten für Durchschnitts- (Standard-) Löhne ein, forderten also mög- 
lichst klare und bindende Abreden von Organisation zu Organisation 
über den Normallohnsatz, der vielfach als Mindestlohnsatz aufgefaßt 
wurde. Bei allen 'Arbeitergruppen, die erstmalig in den organi- 
sierten Kampf für ihre Interessen eintraten, findet sich (auch später) 
zunächst die Forderung von Mindestlöhnen (so in den letzten 
beiden Jahrzehnten bei den deutschen Heimarbeitern). 
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Mit wachsender Erfahrung der Trade Unions über die wirt- 
schaftlichen Bedingungen der Lohnhöhe und besserer Kenntnis des 
Produktionszweiges, in dem ihre Arbeiter tätig waren, trat die For- 
derung der gleitenden Lohnskala (sliding scale) hinzu. Ihr 
lag die Erkenntnis zugrunde, daß die Fähigkeit der Arbeitgeber, 
höhere Löhne zu bewilligen, wesentlich von den Preisen ihrer Pro- 
dukte abhängig ist. Es wurde nun eine Verbindung zwischen den 
fallenden und steigenden Produktenpreisen und der Lohnhöhe her- 
gestellt ; automatisch sollte sich der Lohn den Warenpreisen anpassen. 
Man legte zwei Skalen zugrunde, die eine für die Warenpreise, die _ 
andere für die Löhne, und veränderte die Lohnsätze entsprechend 
den Veränderungen der Preisskala. Dieses System der Verhältnis- 
mäßigkeit von Preis und Lohn wurde in ausgedehnterem Maße zu- 
erst in der Kohlenindustrie von Durham (1877) und Northumber- 
land (1879) angewendet und in einigen anderen britischen In- 
dustrien nachgeahmt. Eine solche Tarifierung ist nur möglich in 
den Industrien der typenarmen Roh- und Halbstoffe; aber auch 
hier sind die zugrundeliegenden Berechnungen schwierig und proble- 
matisch. Bei dauernden Konjunkturrückgängen können mit diesem 
Systeme große Härten für die Arbeiter verknüpft sein. Bisweilen 
verband man deshalb die gleitende Skala mit Mindestlöhnen. Um- 
gekehrt kam es nicht selten auch zu einer graduierten "Lohn- 
skala in dem Sinne, daß über ein gewisses Maß hinaus die 
Löhne den Preisen in einem langsameren Verhältnisse folgten. 
Während die britische Eisenindustrie auch heute noch an diesem 
Lohnsysteme festhält, hat es der dortige en seit 1903 
aufgegeben. | en 

Die Gewerkschaften ersetzten vielfach dieses System der Ab- 
hängigkeit der Löhne von den Preisen durch die umgekehrte Forde- 
rung, die Preise hätten sich nach den Löhnen zu richten. Je mehr 
es zu Arbeitsgemeinschaften (Allianzen) zwischen den Organisationen 
der Arbeitgeber und der Arbeiter kam, desto mehr konnten die 
Unternehmer auch dieses Prinzip der Trade Union mehr oder weniger. 
anerkennen und, von der Konkurrenz befreit, den Warenabnehmern 
die Last hoher Löhne auferlegen. In Deutschland wurde bis 1918 
die gleitende Lohnskala wenig angewendet oder gefordert. Wir 
werden sehen, wie gegenwärtig die Idee des gleitenden Lohnmaßes 
in einem anderen Sinne bei uns auflebt, und wie die Lohn- und 
Preispolitik der Arbeitsgemeinschaften zu einer ähnlichen Abwälzung 
auf die Warenkäufer führt, wie vielfach schon früher in England 
und in Amerika. Auch zwingt die Teuerung heute die Arbeiter- 
schaft die alte Trade Unions-Forderung der living wages, der Löhne 


“ 
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zum Leben, bei deren Fixierung nicht von der Arbeitsleistung, 
sondern von der Lebenshaltung und der Kaufkraft ausgegangen 
wird, in neuer Form wieder aufzunehmen. 

Die deutsche Berufsvereinspolitik hat in den letzten Jahrzehnten 
immer mehr zu den Lohntarif-Verträgen geführt, von denen 
im übernächsten Kapitel zu reden sein wird. Auch hier verhandeln 
über die Normen, die den individuell zu zahlenden Löhnen zu- 
grunde zu legen sind, die beiderseitigen Organisationen, ohne daß 
dabei eine Bindung der Tariflöhne an die Warenpreise vorgenommen 
zu werden braucht. | 

Die obrigkeitliche Lohnpolitik bestimmt auch heute im 
allgemeinen nicht direkt die Höhe der Löhne. Der Staat, der noch 
nicht alle Unternehmungen vergesellschaftet hat, kann nicht un- 
mittelbar den Arbeitgebern kraft Hoheitsrecht vorschreiben, wieviel 
Lohn sie in jedem Falle den Arbeitern zu zahlen haben. Aber die 
verschlungenen Pfade des staatlichen und kommunalen Arbeiter- 
schutzes haben allmählich doch zu Regelungen des Lohnverhältnisses 
geführt, die zwar gegenüber dem materiellen Lohnprobleme sekun- 
därer Natur sind, jedoch in ihrer Gesamtheit starken Einfluß aus- 
üben. Im ganzen konnte ja auch der mehr sozialistische Staat die 
engere Lohnfrage der Regelung durch organisierte Selbsthilfe über- 
lassen. Er unterstützt sie darin durch Gewährung der Koalitions- 
freiheit und durch rechtlichen Schutz der Tarifverträge. Zweifel- 
haft konhte nur die (viel erörterte) Frage sein, ob nicht Mindest- 
löhne behördlich aufzustellen wären. Unter ihren Satz dürfte 
alsdann der private Arbeitgeber nicht hinuntergehen. Dies ist mit 
einer Ausnahme in Deutschland bisher nicht geschehen. Die Kali- 
industrie bekam durch Gesetz vom 25.Mai 1910 eine eigenartige 
Regelung von Reichs wegen. Es wurden auch Bestimmungen über 
die Sicherung der Durchschnittslöhne der Arbeiter erlassen !). 

Mehr in Frage als für Industriearbeiter käme die obrigkeitliche 
Fixierung von Mindestlöhnen für Heimarbeiter. Hierüber berichtet 
Ludwig Heyde in seinem Abrisse: „Der eigentliche Mindestlohn- 
gedanke hat am tiefsten bei den Heimarbeitern Wurzel geschlagen, 
für die ein durchgreifender Schutz auf anderem Wege als durch 
Festlegung von Mindestlöhnen vielfach nicht möglich ist. Das künf- 
tige Heimarbeitsgesetz wird zweifellos der alten, in England seit 
Jahren erfüllten Forderung nach ‚Lohnämtern‘ in irgendeiner Form 


!) Über die Neugestaltung dieser”Materie im Jahre 1919 vgl. die Notiz 
bei Heyde, Abriß der Sozialpolitik, S. 117. Den Wortlaut der einschlä- 
gigen Paragraphen im Kaligesetze von 1910senthält Jastrows Textbuch über 
Arbeiterschutz, S. 146. ‘ 
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Rechnung tragen. Das zur Zeit noch geltende Hausarbeitsgesetz von 
1911 hat lediglich einen Anlauf nach dieser Richtung genommen, 
und zwar in den $$ 18ff. vorgesehenen Fachausschüssen, denen nach 
$ 19, Abs.4, auch die Aufgabe zufällt, ‚auf Ersuchen der Staats- 
und Gemeindebehörden in geeigneter Weise die Höhe des von den 
Hausarbeitern tatsächlich erzielten Arbeitsverdienstes zu ermitteln, . 
dessen Angemessenheit zu begutachten und Vorschläge für die Ver- 
einbarung angemessener Entgelte zu machen‘. Derartige Fachaus- 
schüsse sind durch Verordnung vom 13. Januar 1919 für die Kleider- 
und Wäschekonfektion errichtet worden.“ 

Wichtig sind die Versuche einer Mindestlohn-Gesetzgebung, die 
in Großbritannien und in englischen Kolonien gemacht worden sind. 
Dabei müssen wir zwischen Mutterland und Kolonien freilich einen 
großen Unterschied machen, da es sich hier und dort um etwas 
ganz anderes handelt. Oft werden die Experimente im „sozialpoli- 
tischen Laboratorium unserer Zeit‘, in Australien als vorbildlich 
für eine Mindestlohn-Regelung angesehen. Mit Unrecht. Ganz ab- 
gesehen von der eigenartigen, von den europäischen Verhältnissen 
stark abweichenden sozialwirtschaftlichen Zuständen dieser Kolonien, 
von der mangelhaften Durchführung der Gesetze und den jüngsten 
Fehlschlägen in der Praxis, ist diese obrigkeitliche Lohnregulierung 
keine selbständige Materie, vielmehr nur ein Anhängsel an der be- 
hördlichen Streikverhütung. Die dortigen Minimallohn-Ämter und 
Lohnausschüsse sind nur aus dem Zusammenhange mit dem Kampfe 
gegen Arbeitseinstellungen und Aussperrungen zu verstehen. Jastrow 
schreibt in seinem Textbuche (S. 92/93) in knapper Zusammen- 
fassung der in den Einzelheiten ziemlich komplizierten Legislatur 
folgendes: N 

„Die neuere Bewegung für gesetzliche Einführung von Mindest- 
löhnen hat von den hochentwickelten Demokratien in Neu-Seeland 
und Australien ihren Ausgang genommen. Sie begann dort als Be- 
standteil der Bestrebungen, nach den großen Hafenstreiks von 1890, 
ähnlichen Störungen des gewerblichen Lebens im Interesse aller 
Beteiligten vorzubeugen. Durch Gesetz von 1894 wurde in Neu- 
Seeland den Organisationen ein staatliches Verfahren mit Entschei- 
dungs- und Zwangsgewalt zur Verfügung gestellt, dafür aber der 
Streik verboten; durch Einbeziehung der Nichtorganisierten gingen 
hieraus regionale Entscheidungen über Arbeitsbedingungen, insbeson- 
dere über Mindestlöhne, in einzelnen Gewerben hervor. In die Zeit, 
in welcher die Kolonien Südaustralien (1894), Westaustralien (1900) 
und Neusüdwales (1901) sich ähnliche Gesetze gaben, fällt die Be- 
sründung des australischen Bundesstaates (The Commonwealth of 
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. Australia, seit 1. Januar 1901), der die Angelegenheit sofort in seine 
Kompetenz zog. Das Bundesgesetz von 1904, das einen ‚Präsi- 
denten‘ als Bundesschiedsgericht einsetzte, wurde durch Novellen 
von 1909 und 1911 fortgebildet.‘ 

Die kanadischen Lohnämter (seit 1907) sind in ausgesprochenem 
Maße vor allem (fakultative) Schiedsgerichte, die Arbeitseinstellung 
in lebensnotwendigen Betrieben (Baugewerken, Eisenbahnen, Gas- 
anstalten usw.) begegnen sollen. 

In Großbritannien gibt es eine Regelung von Mindestlöhnen der 
Hausindustrie, im Kohlenbergbau und im Eisenbahndienste. Nicht 
daß man, was ja auch kaum möglich wäre, in Gesetzen selbst 
Mindestlöhne vorschriebe. Es handelt sich um die kraft Gesetzes 
erfolgte Errichtung behördlicher Lohnämter (trade boards). Diese 
Ämter, die den Nöten der Hausarbeiter begegnen sollten, wurden 
1909 zugelassen. Eines der ersten wurde für die Kettenherstellung 
eingerichtet; es bestimmte einen Minimallohn von 20 Pf. für die 
Stunde. Noch im Jahre 1910 folgten Ämter für die Spitzen-, die 
Schachtelindustrie und viertens für Zweige der Konfektion. Während 
des Krieges vermehrte sich die Zahl der Lohnämter beträchtlich; 
neuerdings wurde so häufig von der gesetzlichen Ermächtigung auf. 
Errichtung solcher Ämter Gebrauch gemacht, daß der ursprüng- 
liche Zweck, nur besonders gefährdete und notleidende Arbeiter- 
gruppen, zumal Frauen, zu schützen, stillschweigend aufgegeben 
wurde. „Schon längst ist das Gesetz,“ heißt es in der Sozialen 
Praxist), „aus einer Schutzmaßnahme für Heimarbeiter und beson- 
ders schlecht entlohnte Arbeiterkategorien herausgewachsen und 
findet auch in ziemlich normal gelohnten Gewerben Eingang.‘ Der 
Vorsitzende, die Beisitzer und die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
Vertreter werden vom Arbeitsminister 'ernannt; die letztgenannten 
auf Vorschlag der betreffenden Gruppen. Auch die Frauen sind ver- 
treten. Die Ämter tragen bureaukratischen Charakter. Wahlen finden 
nicht statt. re eh 


Nach dem Kohlenarbeiterstreik im Tabee 1912 wurden durch 


Gesetz vom 29. März 1912 auch für die Kohlengruben Großbritanniens 
Mindestlohnämter eingerichtet. Die Festsetzung der Minimalgrenze 
der Löhne wurde den Revierämtern zugewiesen. Die kürzlich ein- 
gerichteten Lohnämter für den Eisenbahndienst verdanken schließ- 
lıch ihre Entstehung wieder der Absicht, Streiks durch Eaniguhge, 
verhandlungen zu vermeiden. 

Ein anderer Weg der Behörden, .lie Lohnhöhe privater Unter- 


2 Val. Soziale” Praxis vom 12. V. 1920 (XXX. Jahrg., Nr. 32), a 755. 
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nehmungen zu beeinflussen, steht im Zusammenhange mit der Aus- 
schreibung von Lieferungen für die öffentlichen Körperschaften, 
den Submissionen. Staaten, Provinzen, Gemeinden können unter 
den Bedingungen, zu denen sie den Zuschlag erteilen, Vorschriften 
über die Lohnhöhe der beschäftigten Arbeiter, besonders über Mindest- 
sätze, aufnehmen. In England bezeichnet man solche Vertragsklauseln 
als fair wages clauses. Ehe die sozialpolitische Beeinflussung die 
Submissionen erreicht hatte, geschah es zumeist, daß der Mindest- 
fordernde den Auftrag erhielt. Durch den schlechten, ihm zugebilligten 
Preis war er genötigt, an Produktionskosten zu sparen; das führte 
dazu, daß er zu geringe Löhne zahlte. Submissionsverträge mit 
Lohnklauseln zu verbinden, ist wohl zuerst in Brüssel für die Ver- 
gebung städtischer Aufträge im Jahre 1855, danach bei der Stadt 
Paris 1887 vorgekommen. In England begannen damit die Londoner 
Grafschaftsräte; nach einer entsprechenden Resolution des Unter- 
hauses im Jahre 1891 gingen auch Regierungsämter Du vielen 
Ortsvierwaltungen zu diesem Brauche über. 


$ 5. Gegenwartsprobleme der Lohnpolitik. 


In den letzten Jahren vor dem Kriege bekam auch die Lohn- 
politik der industriellen Unternehmer eine theoretische Stütze in 
der sogenannten ‚„wissenschaftlichen Betriebsführung‘. Es handelt 
sich freilich bei ihr in gewisser Hinsicht um mehr als bloße Lohn- 
politik, nämlich um Betriebsorganisation schlechtweg; zugleich ist 
dieses System wiederum durch seine Enge und Einseitigkeit gekenn- 
zeichnet; es betrachtet den Lohnempfänger lediglich als Glied eines 
großen arbeitsteiligen Mechanismus. Es ist eine ausgesprochene 
Ingenieur-Theorie, keine — irgendwie tendierende — sozialpolitische 
Lehre. Manche ihrer Einzelheiten wurden schon vorher hier und 
da im industriellen Betriebe praktiziert. Nur gab erst der ameri- 
kanische Ingenieur F. W.Taylor!) die geschlossene Systematisierung, 
so daß heute unter dem Namen Taylor-System bestimmte Auffassungen 
über Werkstättenorganisation, Arbeiterbehandlung und Lohnwesen 
zusammengefaßt werden. Zweck ist: die Ergiebigkeit der Arbeits- 
leistung durch Rationalisierung zu steigern. Es geschieht zunächst 
durch Ausbildung eines Akkordprämiensystems. Der Werklohn 
wird nicht nach durchschnittlichen Leistungen der gewöhnlichen, in 





1) Vgl. Taylor, The Principles’ of Scientific Management; Newyork 
1911; deutsch von Rösler, Die Grunsätze der wissenschaltlichen Betriebs- 
zührung, München 1913. 
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einem bestimmten Betriebe tätigen Arbeiterschaft bemessen; man 
geht vielmehr von einer schwer und selten erreichbaren Idealleistung 
aus, der ein ungewöhnlich hoher Lohnsatz zugebilligt wird. Bei 
den tatsächlich zumeist eintretenden Minderleistungen werden fort- 
schreitende Abzüge gemacht. Dieses System soll anspornen. Zugleich 
wird aus den Arbeitsmethoden möglichst jeder überflüssige Hand- 
griff ausgeschaltet, wird die Auflösung der Arbeitsleistung in ihre 
Elemente sorgfältig erforscht und gehandhabt und eine genaue Aus- 
lese der Arbeiter für die gerade für ihre Eigenschaften passenden 
Verrichtungen vorgenommen. Jeder Mann bekommt täglich sein 
reich bemessenes Arbeitspensum und hat den pekuniären Vorteil, 
wenn er es erfüllt. 

Auch vom Unternehmerstandpunkte, der das Taylor-System 
durchaus beherrscht, hat es seine Mängel. Das übertriebene Streben 
nach Rationalisierung kann recht unrationell werden, wenn es den 
Kontrollapparat zu sehr vergrößert; auch erscheint es in seiner Ver- 
kennung der sozialen Seite des Lohnproblems unpsychologisch und 
fordert oft mehr Widerstand und Trotz organisierter Arbeiter her- 
aus, als angesichts mancher brauchbaren in ihm enthaltenen Ge- 
danken angezeigt ist. Was die organisierte Arbeiterschaft von den 
Übertreibungen des Taylor-Systems hält, geht hervor aus einer Ab- 
handlung im Korrespondenzblatte des Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes, der im übrigen der Frage der Gewinnbeteiligung 
. gewidmet ist!). In dieser gewerkschaftsoffiziellen Kundgebung heißt 
es: „Ein Teil der Großindustrie plant gegenwärtig die Einführung 
sogenannter wissenschaftlicher Betriebsführung, d.h. einer Arbeits- 
verdichtung, herbeigeführt durch Verfünffachung bis Verzehnfachung 
des Organisations- und Aufsichtspersonals, und der Verminderung der 
Arbeiterzahl auf die Hälfte bis ein Drittel, mit dem Ergebnis einer 
Steigerung der Arbeitsleistung, die das. alles, Aufsicht, Maschinerie, 
Neuorganisation, Schreibwerk usw. reichlich bezahlt macht. Die 
Arbeiterschaft rüstet sich zur Abwehr dieses Taylor-Svstems. Ob 
sie es wirklich verhindern kann, steht noch dahin.“ 

Es läßt sich sicherlich nicht verkennen, daß jede wirkliche Ratio- 
nalisierung des Betriebs, jede Ersparnis an unproduktiven Arbeitskräf- 
ten, jeder Ansporn zur Leistungserhöhung heute ein dringendes volks- 
wirtschaftliches Erfordernis ist. Nichts tut uns so not als ein Ökono- 
misch. sozial und psychologisch gut abgemessenes ‚„Taylorsystem“ 
und seine sinngemäße Anwendung. Aber dann ist es auch notwendig, 
ihm alle Mißtrauen erregenden Härten und Spitzen zu nehmen, es 





!) 30. Jahrg., Nr. 9—11. 
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nicht den Arbeitern aufzuzwingen, sondern erst nach gründlicher Be- 
sprechung in den Betriebsräten anzuwenden. 

Konnte man bereits vor dem Kriege in der deutschen Industrie 
hier und da das Streben nach Arbeitsverdichtung unter Zuhilfenahme 
eines übertriebenen Werklohn-Systems beobachten, so zeigten sich 
— bisweilen als die primäre Erscheinung — auf Seiten der gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter bei ihren radikalen Gruppen An- 
zeichen, daß man der Ausgestaltung des Akkordlohnes durch ein 
Bremssystem zu begegnen versuchte. Der Arbeitsverdichtung stand 
die Arbeitsstreckung gegenüber. Hierfür wurde ein dem britischen 
Gewerkschaftsleben und der in England hin und wieder aufkommen- 
den Praxis entnommener Name üblich: Ca’canny-System (auch 
Go’canny = immer hübsch langsam!) Es ist also der geordnete 
Brauch, langsam zu arbeiten, der dem Sinken des Akkordlohnes be- 
gegnen sollte. Diesen Rückgang der absoluten Lohnbeträge führte 
man darauf zurück, daß sich einige strebsame oder streberische 
Arbeiter beim Ausprobieren neuer Werklohnsätze übereifrig zeigten 
und ihre Arbeitsresultate der Lohnberechnung der übrigen zugrunde 
gelegt wurde. Ursprünglich handelte es sich beim Ca’canny um das 
mildere Prinzip, für schlechten Lohn schlechte Arbeit zu liefern; spä- 
ter wurde es mehr ein grundsätzliches Kampfmittel. In revolutionären 
Zeiten und Gruppen artete es zur Sabotage, zur Gefährdung des Pro- 
duktionsprozesses aus. Nach dem Kriege schien ein sehr großer Teil 
der deutschen Arbeiterschaft von einer stillen, tiefgehenden Ca’ canny- 
Stimmung erfaßt zu sein. Die große körperliche und seelische Er- 
mattung nach dem langen Kriege mit seinen Entbehrungen und 
Opfern, die Umsturzstimmung und die Zweifel an der Lebensfähigkeit 
der Industrie führten zu einer weit verbreiteten Arbeitsunlust und 
zu einem in dieser Schärfe und Allgemeinheit überraschenden und 
gefährlichen Widerstand gegen den Werklohn überhaupt. Hatte man 
doch in den vorausgehenden Jahren annehmen können, daß die Zeit 
in der die Arbeiter im Akkordlohn ‚‚einen Mordlohn‘ sahen, längst vor- 
über wären. Im Jahre 1891 hatte der Brüsseler Internationale Ar- 
beiterkongreß allerdings die Bekämpfung des Werklohnes um der 
Solidarität willen allen klassenbewußten Arbeitern zur Pflicht ge- 
macht; aber seitdem hatten auch radikale Gewerkschaftsgruppen 
bereitwillig manchen Tarifvertrag geschlossen, der auf Werklöhnen 
aufgebaut war. Jetzt aber wurde nicht nur die Parole Achtstunden- 
tag!, sondern auch: Zeitlohn statt Werklohn! ausgegeben und befolgt. 
Mit dem Verschwinden des im allgemeinen für die Betriebsleistung 
ergiebigeren Akkordlohnes sank die Produktion gerade in einer Zeit, 
wo hoher Arbeitsertrag dringendstes Erfordernis war. Erst allmählich 
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tritt seit Ende 1919 wieder an manchen Stellen — meist im vollen 
Einverständnisse mit dem vernünftigeren Teile der Arbeiterschaft — 
der Werklohn in sein altes Recht. 

Allerdings war die Neigung zur Arbeitsstreckung nach dem 
Kriege nicht bloß bei den Arbeitern selbst vorhanden. Sie hing auch 
mit den Schwierigkeiten einer überstürzten Demobilmachung zu- 
sammen. Die Wiedereinstellung der Krieger und die Weiterbeschäfti- 
gung der Ersatzarbeiter war eine soziale Pflicht, die unheilvoller- 
weise im ungeeignetsten Augenblicke zu unproduktiver Beschäftigung 
überzählige Menschen nötigte. Die Einflüsse des langen Krieges auf 
die Lohnverhältnisse sind überhaupt sehr mannigfach. Die Behörden, 
besonders die mit übergroßen Machtbefugnissen ausgestatteten Militär- 
behörden, griffen auch auf diesem Gebiete mit Maßnahmen ein, die 
ihrer ganzen Natur nach nicht ökonomisch gerichtet, sondern den 
Kriegszielen dienstbar waren. Die auf Friedensarbeit eingestellten 
Betriebe verkümmerten mehr und mehr und konnten ihren Arbeitern 
auch nur schlechte Löhne zahlen; dagegen hoben sich die Löhne in 
der Rüstungsindustrie (im weitesten Sinne des Wortes) zu früher 
unerreichbarer Höhe. Zugleich nahm die behördliche Regelung der 
Lohnbedingungen zu; Mindestlöhne, Tarifabkommen wurden dort 
herbeigeführt, wo man ihrer im Interesse der Kriegslieferungen nicht 
entbehren zu können glaubte. 

Der augenblickliche Stand des praktischen Lohnproblems - ist 
ganz beherrscht von der Tatsache der unaufhaltsamen Teuerung des 
Lebensbedarfs. Besonders bei den Fixierungen der Tariflöhne tritt 
das Moment der Leistung, die zu vergüten ist, in den Hintergrund 
gegenüber dem Streben, dem Arbeiter und seiner Familie das Existenz- 
minimum zu sichern.‘ Da die Preise für Lebensmittel, Kleidung und 
Beheizung beständig steigen, werden die Nominalbeträge der Löhne 
— freiwillig oder durch‘ Streiks erzwungen — unaufhörlich erhöht. 
Damit hängt auch die Tendenz zur Nivellierung der Löhne zusammen. 
Vielfach wurden ungelernte Arbeiter ebenso gut bezahlt wie qualifi- 
zierte, eine Erscheinung, die in gefährlichem Grade besonders unter 
den Jugendlichen den Drang nach besserer Ausbildung hemmt, die 
aber damit zusammenhängt, daß überhäupt nur der Lohn gezahlt 
werden kann, der zur Fristung des Lebens ausreicht. Die alte Lehre 
vom Existenzminimum, von der oben gesprochen wurde, feiert eine 
neue Bestätigung. Eine neue Art Lohn- und Gehaltsabstufung kommt 
auf: nach der Kopfzahl der Personen, die vom Lohne des einzelnen 
Arbeiters leben muß und nach den örtlichen Preisverhältnissen ; 
Familien- und Ortszulagen werden gezahlt. 

Was geschieht in dieser schwierigen Lage; was kann geschehen? | 
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Das verbreitetste, bedenklichste Hilfsmittel ist die Abwälzung der 
durch die Lohnerhöhungen bewirkten Zunahme der Produktions- 
kosten auf die Käufer der Waren, das „Publikum“. Es wird nach 
allem, was im vorigen und diesem Kapitel darüber gesagt wurde, 
wohl klar sein, daß es sich dabei um einen Irrweg handelt, Aus 
diesem Zauberkreise löst man sich. nicht mehr, wenn man ihn betritt. 


Zu den technischen Mitteln, die Vorteile für die Arbeiter bringen 
können, ohne die Gesamtaufgabe der Volkswirtschaftspolitik zu be- 
wältigen, gehört die Anwendung der beiden Lohnsysteme: des 
gleitenden Lohnmaßes und der Gewinnbeteiligung. 


Das neue deutsche Prinzip der gleitenden Skala, das gegenwärtig 
hier und da in Ansätzen praktisch gehandhabt,!) zumeist aber erst 
diskutiert wird, hat mit dem alten englischen nur das allgemeine 
Prinzip der Veränderlichkeit der‘Lohnsätze und der Abhängigkeit von 
einer anderen veränderlichen Skala gemein. Aber das, wovon die 
Verschiebungen der Lohnsätze abhängig sind, ist nicht. dasselbe: bei 
der sliding scale sind es die Preise der von den Arbeitern hergestellten 
Produkte, bei dem neuen gleitenden Lohnmaße sollen es die Lebens- 
mittelpreise des Familienhaushaltes sein. Die praktische Schwierig- 
keit liegt hierbei vor allem darin, zu bestimmen, welche Preise für 
Essen, Kleidung, Kohlen, Wohnung zugrunde. zu legen sind. Man 
sucht geeignete Indexziffern.°) Je nach der Bestimmung der schließ- 
lich zu gewinnenden Generalindexzahl und des Vergleichsmaßstabes 
kommt man zu recht verschiedenen Regeln für die Lohnhöhe. Ein» 
Vorschlag von Ad. Braun ging dahin, den Geldlohn nicht von den 
Kleinhandelspreisen der Waren, sondern von der Bewegung der wich- 
tigsten Großhandelspreise abhängig zu machen. Die technischen 
Aufgaben für dieses Lohnsystem sind groß. Beunruhigung und Un- 
sicherheit zieht es sicherlich mit allen ihren schlimmen Folgen für 
den Haushalt und für das gute Einvernehmen zwischen Arbeitgebern 
und -nehmern nach sich. Es fragt sich nur, ob man es heute ver- 
meiden kann, ob dieses an sich recht tiefstehende und theoretisch 
mangelhafte System nicht im gegenwärtigen Zeitpunkte, der so wie so 
alle Einkommen mit Unsicherheit bedroht, das kleinste Übel ist. 

Die sogenannte „Gewinnbeteiligung‘, die man besser „An- 
teilsystem‘ nennt, um nicht durch die Wahl des Wortes Gewinn 
falsche Vorstellungen zu erwecken, wurde in den 60er Jahren des‘ 


1) Exakter durchgeführt ist es in Flensburg, s. Soziale Praxis XXIX, 27. 
2) Vgl. hierzu u.a. Dernburg, „Warum fordern wir den Index für die 
Beurteilung der Lohnhöhe?“ Soziale Praxis XXIX, 17 und Zeiler, Grund- 
sätzliches zur Frage des „gleitenden Lohnmaßes“, Soziale Praxis XXIX, 22. 
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vorigen Jahrhunderts von manchem Sozialreformer (z.B. von dem 
preußischen Statistiker Engel) als die Lösung der sozialen Frage 
betrachtet. | 

Schon vorher war das System u. a. von Leclair in Frankreich 
(als Ausfluß kommunistischer Erwartungen) und von ‚Briggs in Eng- 
land angewendet, von Robert v. Mohl in den 30er Jahren dem Staate 
zur Einführung durch Zwangsmaßnahme empfohlen worden. In den 
80er und 90er Jahren wenden es (mehr als ein besonderes Lohn- 
system denn als radikales genossenschaftliches Prinzip) einige be- 
sonders geeignete Firmen auch in Deutschland (z.B. Zeiß in Jena 
unter Abbes Leitung) an. Die Arbeiter erhalten neben ihrem be- 
dungenen Lohn einen Anteil am Geschäftsgewinne nach festen Grund- 
sätzen. Manche Theoretiker rechnen neben dem eigentlichen, indivi- 
duellen Anteilsysteme auch die „Kollektivbeteiligung‘t), also die 
Zuweisung eines Teiles des Reingewinnes an Wohlfahrtseinrichtungen 
und andere für die Arbeiterschaft des Betriebes bestimmte kollektive 
Zwecke, hinzu. 


Zumeist hielt man die geringe Zahl von günstigen Erfolgen des 
Anteilsystemes nicht für verallgemeinerungsfähig, da — wie Eulen- 
burg?) richtig hervorhebt — gleicher Absatz, gleichartige Produktion 
und eine gleichartig hochstehende Arbeiterschaft die Voraussetzung 
dieser Erfolge waren. Theoretisch betrachtet, teilt das System die 
(oben erwähnten) Mängel des Zurechnungssystemes. Man darf nicht 
(wie es m. E. Zwiedineck tut) das Moment des Zufälligen, des Kon- 
junktureinflusses auf die meisten Unternehmungen unterschätzen. 

Mit dem allgemeinen Gegenwartsprobleme der „Sozialisierung‘ 
ist das Anteilsystem wieder diskutabel geworden. Wenn man aber 
unter Sozialisierung Versuche versteht, der Gemeinwirtschaft näher 
zu kommen, so ist gerade die Gewinnbeteiligung ein untaugliches 
Mittel; denn „die Beteiligung der Arbeiter am Gewinn und Rein- 
ertrag bedeutet lediglich eine individuelle Besserstellung der Betriebs- 
arbeiter, keine Hebung der Gesamtlage der Arbeiter selbst. Sie ver- 
‘ mag höchstens einzelne Arbeitergruppen individuell herauszuheben 
und dadurch differenzierend auf das Einkommen zu wirken“ (Eulen- 
burg). 


So erklärt es sich auch, daß heute manche bürgerlichen -Sozial- 
politiker wie Hugenberg zu diesem System neigen. Aber auch die 
organisierte Arbeiterschaft steht ihm nicht mehr so ablehnend gegen- 


1) Vgl. v. Zwiedineck-Südenhorst, Sozialpolitik, S. 312 ff. 
?) Vgl. Eulenburg, Gutachten zur Sozialisierungsfrage, Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik, Bd. 159. 
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über wie früher. Die — oben bei Erwähnung des Taylorsystems 
'herangezogene — Abhandlung in dem offiziellen Organe des Allg. 
Deutschen Gewerkschaftsbundes tritt (nach v. Elms Vorbilde) für 
seine Einführung ein,!) ohne die Schwierigkeiten zu verkennen. Mir 
will scheinen, als wenn sich bei geeigneter Organisation die Nachteile 
des Systems sehr verringern lassen. Nur darf man nicht übertriebene 
Hoffnungen auf die Wirkungen setzen, die die „Gewinnbeteiligung‘“ 
für die Lebenshaltung der Arbeiter haben würde. Es ist ein Lohn- 
system, das bei rechter Handhabung: manches zur Förderung des 
harmonischen Verhältnisses zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
beitragen könnte. Aber soviel kommt hier auf die Ausführung der Idee 
an, daß es unter Umständen gerade auch die entgegengesetzte a 

kung haben kann: Streit und Mißtrauen zu verewigen. 

Insgesamt: Die Problematik und die praktischen Aufgaben der 
Lohnpolitik haben sich seit dem Kriege stark verschoben. Nicht mehr 
handelt es sich in erster Linie darum, (wirklich oder angeblich) über- 
' vorteilten Arbeitermassen gegenüber sich schnell und stark bereichern- 
den „Kapitalisten‘‘ beizustehen, sondern in einer verarmten Volks- 
wirtschaft dafür zu sorgen, daß der Gesamtertrag der Produktion 
wachse, daß nicht die Konsumenten zum scheinbaren Vortejle der 
Lohnempfänger ausgebeutet werden, und daß wir aus dem falschen 
Zirkel der gegenseitigen Steigerung von Lohn und Warenpreis heraus- 
kommen. Möglich ist est es nur durch viel Arbeit und knappsten 
Verbrauch. 


| 2) Vgl. auch Gruner, Zur Frage der Gewinnbeteiligung, Soziale Praxis 
XXI, 33 u. 34. 
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81. Die Natur der öffentlichen Hilfe. 


Der wesentliche Inhalt aller modernen Sozialpolitik ließ sich vor 
dem Kriege kurz dahin zusammenfassen, daß der Fundamentalsatz 
des ökonomischen Liberalismus, Arbeitsvertrag und Arbeitsverhältnis 
beruhten auf freier Übereinkunft, nicht nur durch den Einfluß all- 
gemeiner wirtschaftlicher Faktoren, sondern vor allem durch staat- 
lichen Eingriff und durch Selbsthilfemaßnahmen beträchtliche Ein- 
schränkungen erfuhr, so daß allmählich — nach einem Ausspruch 
Gustav Schmollers — jedes Arbeitsverhältnis zu einem Kompromiß 
von Freiheit und Ordnung wurde. Der Staatshilfe oder allgemeiner 
— um der sozialpolitischen Bedeutung der Kommunen und Kommunal- 
verbände zugleich gerecht zu werden — der öffentlichen Hilfe und — 
im sechsten Kapitel — der Selbsthilfe gilt unsere Aufmerksamkeit. 
Freilich muß auch wieder darauf hingewiesen werden, wie mangelhaft 
unsere sozialwissenschaftliche Terminologie ist; die Gegenwart be- 
sitzt keine Schöpferkraft auf dem Gebiete der Sprache; die Flüch- 
tigkeit unserer Logik, die in der hastigen Oberflächlichkeit einer 
allzu praktischen Zeit Not leidet, wird durch den Mangel an Prä- 
zision der nicht überkommenen, sondern mehr oder weniger neu 
geprägten Begriffe gekennzeichnet: Wortbildungen wie sozial, Arbeits- 
teilung, Arbeitgeber, Berufsverein, Gewerkschaft, Tarifvertrag und 
neben manchen anderen auch Staats- und Selbsthilfe taugen 
alle nicht viel. Dadurch, daß wir in unserem Zusammenhange für 
die Gesellschaftspolitik des Staates das Wort „Hilfe“ gebrauchen 
müssen, wird der Unterschied, den wir — im ersten Kapitel — zwi- 
schen . Sozialpolitik und Volkswohlfahrtspflege vornahmen, wieder 
stark verdunkelt; daß es sich in der staatlichen Sozialpolitik eben 
nicht um reine Hilfe handelt, sondern zum guten Teil um poli- 
tische Maßnahmen staatlicher Selbsterhaltung, daran muß hier er- 
innert werden. | 
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Einseitig betrachtet, stellt die Entwicklung zur Staatshilfe beim 
Arbeitsverhältnis einen Rückschritt vom Prinzip der freien Be- 
wegung im Wirtschaftsleben zum alten Grundsatz der Bevormun- 
dung und Reglementierung dar, wie er vom Mittelalter bis zum 
"Ausgang des 18. Jahrhunderts herrschte. Nur geschieht der moderne 
Eingriff (des Staates in das bisher von seiner Einmischung. frei- 
gebliebene Arbeitsverhältnis unter einem ganz anderen Gesichtspunkte. 
Der Merkantilismus früherer Jahrhunderte kannte einen bewußten 
Schutz der wirtschaftlich Schwachen nur in Vermengung mit ab- 
solutistisch-obrigkeitlichen Gesichtspunkten; gewiß läßt sich etwa 
beim monarchischen Bauernschutz in Preußen und der Bekämpfung 
des „Bauernplackens“ durch die Hohenzollern des 18. Jahrhunderts 
ein spezifisch sozialpolitisches Element aufweisen. Aber im ganzen 
überwogen doch im Merkantilismus die fiskalıschen Rücksichten. 
Der‘ — wenn wir so sagen dürfen — sentimentale, altruistische 
Beweggrund, der in der modernen Sozialpolitik eine wertvolle Rolle 
spielt, fehlt in der alten Zeit, die einen prinzipiellen (Gegensatz 
zwischen Arbeitgebern und -nehmern kaum erkennen wollte. Herr- 
schender Gesichtspunkt war vielmehr bei allem — um einen Aus- 
spruch Friedrich Wilhelms I. zu zitieren — darauf zu achten, daß die 
„Revenuen zunehmen und die Lande in florissanten Stand kommen.“ 
Jetzt aber geschah der staatliche Eingriff, wenn wir den Zusammen- 
hang mehr idealistisch als realistisch betrachten wollen, nicht, um 
beide Teile (Unternehmer und Arbeiter) dem Staate mehr als vorher 
zu unterwerfen, sondern um der Gerechtigkeit willen, auf Grund 
der Kulturaufgaben des Staates. Das alte „suum cuique“ erhielt 
einen tieferen Gehalt; die Staatshilfe leitete sich aus der Aufgabe 
ab, die Wohlfahrt der „Gesamtheit“ zu pflegen. Dabei war im 
Prinzip jede Parteinahme für eine bestimmte Gruppe ausgeschlossen ; 
nur weil die Interessen des ganzen Volkes den Schutz dieser Gruppen 
heischten, wurde er inauguriert. Es hatte sich ja inzwischen her- 
ausgestellt, daß der Liberalismus darin irrte, daß nach seiner Auf- 
fassung nur die staatliche Zwangsgewalt und die mit ihr verbundenen 
Klassen (Adel und Geistlichkeit) zum Mißbrauch ihrer Gewalt neigten, 
und daß die freie bürgerliche Gesellschaft nur voller Freiheit be- 
dürfe, um das Glück aller herbeizuführen; vielmehr lehrte die Er- 
fahrung des Industrialismus, daß auch gesellschaftliche Gruppen, 
die von der ökonomischen Freiheit emporgehoben wurden, andere 
Klassen, die von ihnen abhingen, zu bedrücken bereit waren. 

Wer näher zusieht, wird freilich erkennen, daß die pathetisch- 
idealistische Begründung mit den hohen Kulturaufgaben des modernen 
Staates die Entstehung und die Fortschritte der Staatshilfe kaum 
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erklärt; der Einfluß der Machtverschiebungen im deutschen Volke, 
die zunehmende Mündigkeit des Proletariats waren die eigent- 
lichen Ursachen. Auch für das staatliche Leben gilt wie für das 
private, daß in der Welt, in der wir leben, wirksam nur denen 
geholfen wird, die sich die Hilfe ertrotzen. Die ethische Bewertung 
kommt gewöhnlich erst hinten nach. In praxi hatte die Notwendig- 
keit für die Staatsregierung, auf bestimmte Parteien Rücksicht zu 
nehmen, und der parlamentarische Einfluß solcher Parteien — etwa 
des Zentrums — eine große Bedeutung bei det staatlichen Sozial- 
politik. Und für die Parteien war wiederum der Wunsch, die Zu- 
friedenheit möglichst großer Wählermassen zu erlangen, teilweise 
maßgebend bei ihrem Streben, sich in scheinbarer oder ehrlich 
gemeinter Fürsorge für die breiten Schichten des Volkes gar nicht 
genug zu tun. Besonders als zu Beginn des 20. Jahrhunderts die 
sozialpolitische Betätigung nicht mehr mit dem Odium radikaler Gesin- 
nung, sondern in steigendem Maße mit dem Ruhme eines staatsfördern- 
den Tuns verknüpft war, machte sich ein manchmal geradezu bedenk- 
licher Wettlauf der Parteien in der sozialpolitischen Manege geltend. 

Dabei sind die in der staatlichen Sozialpolitik zu treffenden Ent- 
scheidungen, politisch und wirtschaftlich betrachtet, schwerwiegender 
Natur, Bei der bestehenden Spaltung zwischen Unternehmern und 
Arbeitern handelt es sich stets um Aufgaben, bei denen der Staat 
in entgegenstehenden Interessen zu entscheiden hat. Ohne Opfer 
an Selbständigkeit, Machtvollkommenheit und ohne finanzielle Lei- 
stungen geht es nicht ab. Die Frage ist: Wieweit sollen die Er- 
träge der Produktion zur Besserung des Loses der Arbeiterschaft 
verwandt werden? Wieviel hat der Staat — also die Steuerzahler — 
dafür aufzuwenden? wieviel die Unternehmer? wieviel der Arbeiter 
selbst? Zugleich handelt es sich teilweise um eine durch Gesetz 
angeordnete Beschränkung des Eigentumsrechts und der früheren 
Herrengewalt des Unternehmers. Darum geht der Streit um die prin- 
zipiell schwer zu beantwortende Frage, wieweit mit solchen Ein- 
griffen gegangen werden kann. Was zum Schutze der Arbeiter 
bestimmt wird, muß zum größten Teile von anderen aufgebracht 
werden, die es oft freiwilllig nicht hergeben wollen und nun durch 
Gesetz dazu gezwungen werden, Der sozialpolitische Staatseingriff 
mußte zu einer zunehmenden Beschränkung der Produktionsleiter 
in ihrer freien Verfügung über ihre Werke-führen, und diese Maß- 
nahmen vergrößerten zugleich die Produktionskosten der Uhnter- 
nehmer; beides schien aber im Gegensatz zu dem allgeıneinen 
Streben der Kulturvölker zu stehen, ihre wirtschaftliche Arbeit zur 
höchsten Ergiebigkeit zu: steigern. Eine Zeit, die fieberhaft nach 
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ökonomischen Erfolgen strebte und auf einer höchst reizkaren Kon- 
kurrenz der Völker die internationale Wirtschaftsorganisalion auf- 
baute, empfand die Sozialpolitik zunächst als eine ungerechtfertigte, 
dem Schutze der nationalen Produktion und ihren Expansionsten- 
denzen widersprechende Richtung. Dafür, daß diese Wirtschafts- 
formen zu große Opfer an Glück und Lebenskraft forderten, besaß 
das Unternehmertum kein rechtes Verständnis. Jetzt traten seinem 
Ringen um wirtschaftliche Geltung sozialethische Bedenken entgegen. 
Ruiniert die Volkskraft nicht! Führt nicht die Menschen zur Ent- 
artung durch dieses überhitzte Streben nach großen Produktions- 
und Verkehrsziffern! Die Antwort war: wenn wir die konkurrieren- 
den Nationen nicht überflügeln, kommen sie uns zuvor, rauben 
uns Absatzgebigte und schmälern nicht nur unseren eigenen Profit, 
sondern ebenso den Arbeitern die Arbeitsmöglichkeiten. Es galt 
fortan in der staatliehen ‚Sozialpolitik den nicht leichten Ausgleich 
zwischen sozialethischen und rein wirtschaftlichen Rücksichten zu 
finden. An dieser Arbeit sehen wir heute alle Kulturvölker. 

Daß das Unternehmertum mit wechselnder Stärke der Aus- 
dehnung der staatlichen Sozialpolitik Widerstand entgegenseltzte, ist 
deshalb durchaus verständlich, und ebenso kann man der Erbitte- 
rung, die zeitweise von der Industrie gegen die arbeiterfreundlichen 
Sozialpolitiker in den Parlamenten und auf den Kathedern gehegt 
wurde, nicht jede Berechtigung absprechen, weil in den theoretischen 
Kundgebungen zur Sozialpolitik vielfach zu wenig Rücksicht auf die 
Interessen des Unternehmertums genommen wurde. Es ist mit der 
absoluten Arbeiterfreundlichkeit der praktisch nicht direkt Beteiligten 
so eine eigene Sache; sie ist billig. Bloß zu fordern, daß dies oder 
jenes für die Arbeiter geschehen soll oder muß, und die Opfer 
dafür wohlgemut anderen zu überlassen, kann man nicht als ein 
Verdienst ansehen. Und deshalb zieht eigentlich das größere sitt- 
liche Feingefühl den Unbeteiligten heute, wo mit der Vertretung 
von Proletariatsinteressen für den Fordernden keine Gefahr mehr 
verknüpft ist, fast stärker ins Unternehmerlager als zu den Arbeitern. 
Aber auch hier muß sich der Forscher überhaupt freizuhalten 
suchen von Sympathien und Antipathien. Ohne die Fähigkeit, sich 
in die Seele und den Interessenkreis beider Parteien geistig hinein- 
zuversetzen, und ohne Verantwortungsgefühl vor Staat und Volk 
kann der Theoretiker der Sozialpolitik sein Amt, in den einseitigen 
Interessenverschiedenheiten der Praktiker das objektiv Richtige zu 
suchen, nicht erfüllen. | 

Aber nicht nur den „Arbeitgeber“ zwingt die staatliche Sozial- 
politik zu Opfern, sondern ebenso den Arbeiter — unter Umständen | 
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gegen. seinen Willen — zu Ar, was ach der Meinung des Gesetz- 
gebers zum Wohle des Geschützten notwendig ist. Erzwingbare, 
mit Strafvorschriften verknüpfte Gesetze öffentlich-rechtlicher. Natur 
bilden den Inhalt dieses Zweiges der Sozialpolitik; sie sind etwas 
rein Negatives, d.h. in der Hauptsache — wenigstens beim engeren 
Arbeiterschutze — Verbotsgesetze mit Kontrollvorschriften und bilden 
ein System von Maßnahmen zur Abwehr äußerer Schädigungen. 

Begrifflich zu trennen von diesem öffentlichen Recht des Staates, 
Gesetze und Verordnungen zu erlassen, die das Arbeitsverhältnis 
beeinflussen, sind die Wohlfahrtseinrichtungen des Fiskus .als Unter- 
nehmers. Hier tritt an die Stelle negativer Verbote das positive 
Element der Schaffung bestimmter Einrichtungen; hier handelt es 
sich ferner um Bu onlche nicht um öffentlich-rechtliche Tat- 
sachen. 


82. Die Hauptgebiete der öffentlichen Hilfe. 


Eine an der Oberfläche haftende Einteilung des umfangreichen 
Gebietes der öffentlichen ‚Hilfe‘ beruht auf der Unterscheidung der 
Träger dieses Zweiges ‘der Sozialpolitik: 1. Staat (für Deutschland 
ist innerhalb dieser Rubrik noch die Sozialpolitik des Reiches von 
der der Länder zu sondern), 2. Kommunen und Kommunaälverbände. 
Die Bedeutung der Kommunalverbände, vor allem der Provinzen, 
liegt mehr auf dem Gebiet der Volkswohlfahrtspilege als auf dem der 
Sozialpolitik. 

Eine Einteilung nach Gegenständen der öffentlichen Sozial- 
politik unterscheidet: 1. Arbeiter- und Angestelltenschutz; 2. Arbeiter- 
und Angestelltenversicherung (soziale Versicherung, Reichsversiche- 
rung); 3. Arbeitsvertrags-Justiz (sogenannte: soziale Rechtsprechung, 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte); 4. öffentliche Regelung der Arbeits- 
beschaffung (Arbeitsnachweis und Arbeitslosenfürsorge); 5. Arbeiter- 
und Angestelltenvertretung (öffentliche Regelung der Berufs- und Be- 
triebsorganisation). Im weiteren Sinne gehört schließlich die öffent- 
liche Behandlung der Selbsthilfe-Organisation hierher!). — Zu dem, 
unter 1. genannten Arbeiterschutz ist die Gewerbeaufsicht (als 
Kontrollinstanz über den Arbeiterschutz) zu rechnen; zur 'Arbeiter- 
versicherung außer der Kranken-, Invaliden- und Unfallversiche- 
rung auch die Pensions-. Mutterschafts-, Arbeitslosen- und sonstige 
Sozialversicherung. — An den gesamten Problemkomplex der Staats- 
hilfe gegenüber Arbeitern und Angestellten hängt sich schließlich 


4) Wir sprechen von ihr im. AbSSnmEn an mit dem System der 
Selbsthilfe im nächsten Kapitel. 
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die staatliche Sozialpolitik gegenüber selbständigen Gewerbetreiben- 
den, öffentlichen Beamten und sonstigen der Staatshilfe bedürfenden 
Bevölkerungsschichten; die Dienstboten (Gesinde, Hausangestellten) 
rechnen wir bei der obigen Zusammenstellung zu den Arbeitern oder 
Angestellten; die Landarbeiter sind bei dieser allgemeinen Auf- 
zählung gleichfalls unter der Rubrik „Arbeiter“ mit den gewerb- 
lichen und Handelsarbeitern zusammengefaßt. 

Die historische Entwicklung dieser fünf Zweige der öffentlichen 
Sozialpolitik ist zeitlich und örtlich recht verschieden. Fast bei 
allen Kulturvölkern setzte die "Staatshilfe beim Kinderschutz ein; 
meist ist es die erste industrielle Blüte eines Landes, die die Not- 
wendigkeit staatlichen Eingriffs auf diesem Gebiete hervorruft; Eng- 
land machte — von einigen älteren mehr merkantilistischen Vor- 
läufern abgesehen — 1819 den Anfang; Deutschland folgte 1839. 
Zum Kinderschutz gesellte sich meist bald eine gewisse Berück- 
sichtigung der jungen Leute über 13 oder 14 Jahren und der erste 
Frauenschutz, wenn sich auch in dieser Reihenfolge wesentliche 
Abweichungen im einzelnen zeigen; so hielt sich das industrielle 
-Belgien auf dem Gebiete des Frauenschutzes sehr lange zurück. 
In England vollzog sich der staatliche Eingriff zunächst weiter in 
der Richtung des Arbeiterschutzes, ohne daß die ältere Periode 
von der jüngeren durch den Übergang zur sozialen Versicherung 
unterbrochen wurde. In Deutschland ist der Verlauf anders; nach 
der Reichsgründung waren zunächst die Erweiterungen de$ Arbeiter- 
schutzes gering; dagegen wurde hier die Arbeiterversicherung zuerst 
von allen Ländern auf breitester Grundlage aufgegriffen; erst 1890 
trat eine umfänglichere Wiederaufnahme des Arbeiterschutzes neben 
die Verbesserung des Versicherungswerkes. Die übrigen Staaten be- 
traten erst in den. drei letzten Jahrzehnten mehr oder weniger 
zaghaft den Boden der Zwangsversicherung. — Älteren Datums sind 
ferner die Gewerbegerichte in Frankreich, wo sie bis in die bona- 
partische Zeit — 1806 — zurückreichen; Deutschland weist im 
19. Jahrhundert auch einige kümmerliche Ansätze zu diesen Spezial- 
gerichtshöfen auf; doch wurden sie erst 1890 auf breitere Basis 
gestellt; ihre eigentlich sozialpolitische Bedeutung erhielten sie da- 
mals durch eine Verknüpfung mit dem Einigungswesen, dessen 
öffentliche Gestaltung in den einzelnen Staaten sehr verschieden 
und meist — nicht ohne Grund — unvollkommen geregelt ist. Die 
Beeinflussung des Arbeitsmarkts durch öffentliche Nachweise und 
dergleichen beruht meist auf jüngeren Versuchen. Beträchtlich sind 
schließlich die Verschiedenheiten in der staatlichen Vertretung der 
Arbeiterinteressen zwischen den einzelnen Staaten. e 
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$ 3. Allgemeine Geschichte des Arbeiterschutzes. 


Der Arbeiterschutz, dessen Betrachtung wir uns zunächst 
zuwenden wollen, enthält die gesetzlichen Vorschriften, die das 
Arbeitsverhältnis unmittelbar erfassen; hier ist der Arbeiter in den 
Zeiten der Arbeitsfähigkeit direkt Gegenstand des staatlichen Ein- 
grilfs. Die Betriebs- und Werkstattsorganisation wird durch diesen 
Arbeiterschutz wesentlich beeinflußt. Dahingegen sucht die Arbeiter- 
versicherung — dem Umfange nach übertreffen in Deutschland 
Arbeiterschutz und Arbeiterversicherung die übrigen drei Zweige der 
öffentlichen llilfe bei weiten und bilden infolgedessen ihre Haupt- 
bestandieile — dem Arbeiter in der Zeit der Arbeitsunfähigkeit 
oder der verminderten Arbeitsfähigkeit die wirtschaftlichen Nach- 
teile seiner Lage zu verringern. 


Die historischen Anfänge des modernen Arbeiterschutzes lassen 
sich aus verschiedenen Quellen ableiten: eine gewisse Anknüpfung 
an die alten Innungsstatuten und Zunftgebräuche, noch mehr an 
die merkantilistisch-kameralistischen Gewerbe- und hausindustriellen 
Reglements des 18. Jahrhunderts ist hier und da besonders nach 
der verwaltungsrechtlichen Seite vorhanden. Das preußische Land- 
recht war für manche Materien, z.B. die früheren Gesindeordnungen, 
maßgebend. Das alte Bergrecht mit seiner Knappschaftsverfassung 
ist vielfach — auch für das soziale Versicherungswesen — vorbild- 
lich gewesen. Nur daß die moderne Idee der Gleichberechtigung 
von Unternehmern und Arbeitern erst mit dem Liberalismus ent- 
stand. Wie in so vielen später divergierenden Bestrebungen ist die 
französische Nevolution sowohl für den dem Staatseingriff abholden 
Individualismus wie für die engere Sozialpolitik an Anregungen 
reich gewesen. Wurde doch z.B. durch die Erklärung der Menschen- 
rechte das Verbot eines auf Lebenszeit abgeschlossenen Vertrages aus- 
gesprochen. Am deutlichsten liegen die Beziehungen zwischen den 
Anfängen der staatlichen Sozialpolitik und der beginnenden Industrialı- 
‘ sierung zutage. Als gegen Ende des 18. Jahrhunderrts die englische 
Industrie vom Lande in die Stadt zog, als sich eine städtische Textil- 
industrie entfaltete, die große Mengen von Kindern beschäftigte, und 
sich in den Industriezentren die Not der Proletarisierung agglome- 
rierter- Menschenmassen grell zeigte, griff man schließlich ein. Aus 
zögernden, unbefriedigenden Anfängen ergab sich zuerst ein Schutz 
gegenüber Personen, die sich selbst nicht helfen konnten: anfangs den 
- Kindern, dann den Jugendlichen, schließlich den Frauen. Zugleich 
‚ist die. Entwicklung des englischen Arbeiterschutzes dadurch ge- 

‚kennzeichnet, daß er sich nicht gleichzeitig über die ganze Industrie 
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erstreckte, sondern zunächst die Textilindustrie, dann auf selbst- + 


ständiger Grundlage den Bergbau, schließlich die sogenannten freien 
Industrien ergrilf. Ungefähr gleichzeitig mit der Erfassung der ge 
samten Industrie gingen die ersten Versuche, auch auf erwachsene 
Männer unter bestimmten Umständen den Schutz auszudehnen. Es 
zeigt sich hierbei eine der charakteristischen Grunderscheinungen 
des ım Detail äußerst komplizierten Arbeiterschutzes, wie nämlich 
das, was anfänglich eine Ausnahme bedeutete, zur Regel wird 
und die Konsequenz des tatsächlichen Zusammenhanges stets — 
in allen Ländern — zu ununterbrochenen Erweiterungen führt. Aus 
der allmählich in den ersten zwei Dritteln des 19. Jahrhunderts 
entstandenen Fabrikgesetzgebung wurde in England eine allgemeinere 


Arbeiterschutzgesetzgebung insofern, als man schließlich die schutz- 


bedürftigen Personen nicht bloß in den Fabriken, sondern auch im 
Handwerk, ın der Hausindustrie, im Handelsbetriebe usw. in den 
Kreis der Geschützten aufnehmen mußte. 


84 Der Arbeiterschutz in England. 


Das erste englische Fahrikgesetz von 1802, die Morals and 
Health Act!) des um die Inaugurierung des staatlichen Arbeiter- 
schutzes verdienten Sir Robert Peel, bezog sich auf die Lehrlinge 
in den Baumwoll- und Wollfabriken; ihre tägliche Arbeitsdauer 
solllte fortan 12 Stunden nicht übertreffen; auch wurde die Nacht- 
arbeit für sie untersagt. Das Gesetz war noch im Geiste der alten 
Elisabethischen Lehrlingsordnung von 1562, die damals auf dem 
Papier noch in Geltung war, gehalten, hatte der Industrie mit ihrer 
über das Handwerk hinausragenden Betriebsorganisalion gegenüber 
wenig Bedeutung und kam kaum zur Ausführung. Aber die Er- 
örterungen setzten nun in der Öffentlichkeit ein; die Ausbeutung 
der Armenkinder in den Textilwerkslätten führte zur ersten parla- 
mentarischen Enquete über die Lage der Fabrikarbeiter. 1819 wurde 
dann das Gesetz erlassen, das die Beschäftigung von Kindern unter 
9 Jahren in Baumwollspinnereien verbot. In den 20er Jahren folgten 
mehrere Gesetze, die auch die Wollfabriken betrafen. Im Jahre 1831 
wurde die Nachtarbeit für die Arbeiter bis zum Alter von 21 Jahren 
in der Baumwollindustrie verboten und der 12stündige Maximal- 
arbeitstag für alle Jugendlichen bis zu 18 Jahren geboten. Das- 
selbe Jahr brachte das so wichtige Truckverbot. Ein wichtiger 


!) Im Wortlaute wiedergegeben in Jastrows Textbuch „Arbeiter- 


schutz“, S. 21 ff. 
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Schritt war 1833 nach langen parlamentarischen Kämpfen die Aus- 
dehnung des Schutzes auf alle Arten von Textilfabriken mit ihrer 
Berücksichtigung der Jugendlichen von 13 bis 18 Jahren: Die Kinder 
sollten fortan nicht mehr als 9 Stunden, die Jugendlichen nicht mehr 
als 12 Stunden arbeiten. Zugleich wurde als Kontrollbehörde die 
Fabrikinspektion eingerichtet. Wieder verging manches Jahr, bis 
1844 ein weiterer Schritt getan wurde, der nun für über 39 Jahre 
die Grundlage bilden sollte: Für Textilfabriken wurde das Auf- 
nahmealter der Kinder auf 8 Jahre, die Arbeitszeit bis zum voll- 
endeten 13. Jahre auf 61 Stunden täglich fixiert. Zu einer Er- 
weiterung des Jugendlichenschutzes trat jetzt — 1844 — zum 
ersten Male die Berücksichtigung der erwachsenen Arbeiterinnen. Es 
war in der Zeit, wo in England heftig um den Zehnstundentag ge- 
kämpft wurde. Endlich wurde 1847 die Arbeitszeit für Frauen und 
Jugendliche auf 10 Stunden bemessen. Nunmehr setzte sich von 
der Mitte des Jahrhunderts ab der Normalarbeitstag von 56 wirk- 
lichen Arbeitsstunden (Samstag Schluß 2 Uhr) in der Woche für alle 
in der Textilindustrie beschäftigten Arbeiter durch; die Arbeitszeit- 
verkürzung für Frauen wirkte ohne direkten staatlichen Eingriff 
auf die gleiche Beschränkung in der Beschäftigung der mit den 
Arbeiterinnen zusammen tätigen Männer zurück. Mittlerwelle hatte 
auch der Bergbau die Aufmerksamkeit auf sich und die in ihm 
bestehenden traurigen Zustände gelenkt. Hatte doch die „Children 
-Employment’s Commission‘ Anfang der 40er Jahre Enthüllungen 
über furchtbares Kinder- und Frauenelend in der Montanindustrie 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht. Das hatte zur Folge, daß 1842 
die Beschäftigung von Kindern unter 10 Jahren und von Arbeiterinnen 
unter Tage verboten wurde. Später wurde das Verbot bis zum Alter 
von 12 Jahren erweitert und die Vornahme von Sicherheitsmaß- 
nahmen im Bergbau gefordert. In den 60er Jahren dehnte man die 
Schutzgesetze auch auf Nichttextilfabriken, 1867 auf Werkstätten 
aus, bis 1878 die erste Kodifikation der bis dahin bestehenden 15 
Gesetze in der „Factory and Workshop Act“ vom 27. Mai 1878 er- 
folgte. Doch bildete heute nicht dieses Fabrikgesetz, sondern das 
von 1901 (zitiert: FWA 1901) nach manchen Ergänzungen des alten 
die Grundlage der Staatshilfe; inzwischen war der Arbeiterinnen- und 
Kinderschutz vermehrt, die Gesundheitspflege und die Regelung ge- 
fährlicher Betriebe aufgenommen worden; schließlich hatte man sich 
an die ungeordneten Zustände der Heimarbeit herangewagt. 
Vergegenwärtigen wir uns in großen Zügen den heutigen Zu- 
stand in Großbritannien: Wie in Deutschland besteht in England 
ein gewisser Gesundheitsschutz und die Verpflichtung zu Sicher- 
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heitsmaßnahmen gegen Betriebsgefahr. Für die gewerbliche Be 
schäftigung scheiden die Kinder bis zum 12. Lebensjahre ganz aus; 
die young persons sind — länger als in Deutschland — bis zum 
18. Jahre geschützt. Den erwachsenen Männern gegenüber hielt man 
möglichst das Prinzip, daß bei ihnen ein Eingriff ins Arbeits- 
verhältnis unangebracht sei, aufrecht; nur ihre Beschäftigung in 
gefährlichen Betrieben wurde zu regeln unternommen und 1908 der 
Achtstundentag im Kohlenbergbau eingeführt, dem 1919 die Fixierung 
der Schichtdauer auf 7, unter Umständen 6 Stunden folgte. 

Der Kinderschutz war in den letzten Jahrzehnten des vorigen 
Jahrhunderts hinter dem, was man in Deutschland für notwendig 
hielt, zurückgeblieben; erst 1901 wurden — immer noch nicht im 
gleichen Grade wie im deutschen Reich — die Kinder bis zum 
12. Jahre von der Arbeit in Fabriken und Werkstätten ganz ausge- 
schlossen; eine Beschäftigung älterer Kinder ist an den Nachweis 
ihrer gesundheitlichen Tauglichkeit geknüpft; auch bei den Jugend- 
lichen unter 16 Jahren ist das ärztliche Zeugnis die Voraussetzung 
ihrer Verwendung. Dann brachte das Jahr 1903 ein weiterreichendes 
Kindeıschutzgesetz mit Verbot jeder Nachtarbeit für Kinder unter 
14 Jahren, des Straßenhandels für Kinder unter 11 Jahren. Alle Ar- 
beiten, die für ihre Gesundheit, Leben oder Erziehung nachteilig sein 
könnten, wurden untersagt. Die Behörden bekamen die Ermächtigung, 
die Kinderarbeit darüber hinaus einzuschränken. 

Bei der Regelung der Arbeitszeit der geschützten Personen 
spielt die Dreiteilung in Textilfabriken, Nichttextilfabriken und Werk- 
stätten sowie drittens Bergbau noch immer eine Rolle. In der 
ersten Gruppe besteht für Arbeiterinnen und Jugendliche eine Maxi- 
malarbeitszeit von 56 Stunden in der Woche, für die zugelassenen 
Kinder die Hälfte. Etwas geringer sind die Beschränkungen in der | 
„treien‘“ Industrie und wieder weniger umfangreich in den Werk- 
stätten, die ihrerseits Unterabteilungen aufweisen. Weitgehend ist 
in England (zumal seit 1895) der Sonntagsschutz. | 

In den meisten Zweigen des Arbeiterschutzes stellte sich wie 
in Deutschland bald heraus, daß einheitliche Regelungen durch Ge- 
setz vielfach undurchführbar waren, daß man dagegen bestimmten 
Verwaltungsinstanzen, in erster Linie dem Home Office, weitgehende 
Vollmachten zum Eingriff in bestimmte Betriebsverhältnisse geben 
mußte; die FWA 1901 vermehrte die Befugnisse des Staatssekre- 
tariats beträchtlich. Um die Verhältnisse der gefährlichen Betriebe 
zu regeln, wurde unter dem Staatssekretär die Stelle eines Ober- 
inspektors für derartige Betriebe geschaffen, mit dessen Hilfe nun 
an eine wirtschaftliche Interessen möglichst schonende, aber sach: | 
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gemäße Behandlung der Bleiweiß-, Farben-, Zündhölzer-, Töpferei- 
warenindustrie, der Emaillierwerke, der chemischen Industrie, der 
Elektroindustrie, der Docks, Flachsspinnereien und -webereien usw. 
gegangen wurde. 

Nicht möglich ist es, ein einigermaßen erschöpfendes Bild der 
Eingriffe in die Verhältnisse der Heimarbeit zu geben. .Das Schwitz- 
system stellte besonders schwierige Aufgaben. Zunächst wurde vor 
einigen Jahren ein gewisser Registrierzwang eingeführt; die Arbeit- 
geber müssen seitdem in bestimmten Branchen Verzeichnisse ihrer 
„outworkers‘‘ führen und den Behörden zugänglich machen. Auch 
wurde versucht, Vorsorge dagegen zu treffen, daß in gesundheits- 
schädlichen Arbeitsstätten Heimarbeit verrichtet wird. Ferner trat 
man einer Beschränkung der Arbeitszeit für Jugendliche und Kinder 
näher. Eine recht komplizierte Materie des Arbeiterschutzes in der 
Heimarbeit ist schließlich die Lohnregelung. 
| Im Vordergrunde des Lohnschutzes steht in England wie in 
den meisten Kulturstaaten das Verbot des Truck, d. h. der Ablohnung 
der Arbeiter in Naturalien statt in barem. Geld, zu dem weiter Be- 
stimmungen über Lohnabzüge hinzukommen. Eine besondere Eigen- 
tümlichkeit der englischen Gesetzgebung sind die seit 1891 bestehen- 
den „particular clauses“ der FWA, Stücklohnvorschriften, 'die auf 
die Klagen über willkürliche Lohnverkürzungen bei der Berechnung 
der Akkordarbeit in der Textil- und einigen anderen Branchen erhoben 
wurden, in denen auch viel Heimarbeit verrichtet wird. Der Zweck 
dieser „clauses“ ging dahin, jedem Stückarbeiter zu ermöglichen, 
den Gesamtbetrag seines Lohnes selbst zu berechnen. Die einzelnen 
Bestimmungen, die diesem Zwecke dienen, sind, entsprechend der 
Arbeitsteilung und‘ Technik jedes Industriezweiges, verschieden. 
Teils handelt es sich um schriftliche Tarife, teils um automatische 
Vorrichtungen an geeigneten Maschinen. Auf das die Heimarbeit 
besonders berücksichtigende Lohnämtergesetz von 1908 wurde bereits 
im vorausgegangenen Kapitel in anderem Zusammenhang einge- 
gangen. | 

Ins Gebiet des Handels greifen Bestimmungen über Laden- 
geschäfte, die seit dem ersten shop hours Acts von 1886, wo zum 
ersten Male die Arbeitszeit der Ladenangestellten kontrolliert wurde, 
getroffen wurden. 1899 erfolgte eine Maßnahme über die Sitz- 
gelegenheit für weibliche Angestellte, 1904 wurden die Ortsbehörden 
ermächtigt, einen zeitigen Ladenschluß herbeizuführen. 

Mustergültig ist in Großbritannien die Organisation der Ge- 
werbeaufsicht besonders dadurch, daß sie selbständiger als in Deutsch- 
land gestaltet und daß die Dezentralisation nach Spezialabteilungen 
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sehr wirksam ist, zumal in der Person des ‚Chief Inspector‘ die 
zentrale Einheit wieder besteht. Die Inspektorinnenabteilung z.B. 
unterscheidet sich vorteilhaft von den kümmerlichen Versuchen, die 
die deutsche Bureaukratie bisher mit der Verwendung von Frauen 
in der Gewerbeaufsicht gemacht hat. 

Bei der Beurteilung dieser Entwicklung des Arbeiterschutzes . 
in England muß man sich einmal vergegenwärtigen, daß in der 
älteren Zeit der Staatshilfe wie überall auch dort manche Bestim- 
mungen nur auf dem Papier standen und nur höchst mangelhaft. 
durchgeführt wurden, andererseits viele Fortschritte auch ohne den 
ölfentlich-rechtlichen Eingriff des Gesetzgebers vollzogen wurden. 
Tatsächlich betrug in England die Arbeitszeit der meisten Arbeiter 
seit 1850 10 Stunden, seit 1891 aber 8 Stunden. Hierbei war 
das Vorgehen der englischen Regierung vorbildlich, die im letzt- 
genannten Jahre für alle Arbeiter in den Werkstätten des Heeres- 
und Marineverwaltung die 8stündige Arbeitszeit einführte, 


S$S 5. Der Arbeiterschutz in anderen europäischen 
Staaten.!) 

Neben Großbritannien verdient auf dem Gebiete des Arbeiter- 
schulzes die Schweiz hervorgehoben zu werden, die ihn, soweit 
die Fabrik- und Transportarbeit in Frage kommt, 1874 zur. Bundes- 
sache erhob, 1877 ein für die damalige Zeit mustergültiges Fabrik- 
gesetz schuf und es im Jahre 1914 unter beträchtlichen Fortschritten 
neu kodifizierte. Daneben gingen einige Kantone in ihrer Regelung 
des nichtlabrikmäßigen Werkstättenwesens ‚und der Hausarbeit über 
die für Fabriken geltenden Normen des Bundesrechtes hinaus. Schiff 
faßte 1917 zusammen: „Die schweizerische Fabrikgesetzgebung ist, 
durch den vollständigen Ausschluß aller Kinder, den 10-Stundentag, 
die englische Woche, das Nachtarbeitsverbot für alle, auch die er- 
wachsenen männlichen Arbeiter, das am weitesten gehende Schutz- 
gesetz in Europa. Auch das Verkehrspersonal der Eisenbahnen und 
der anderen Transportanstalten ist in ähnlicher Weise geschützt. 
Dazu kommt das Verbot der Nachtarbeit in Bäckereien.“ Das meiste 
davon ist freilich seit 1918 in Deutschland und in der Schweiz selbst 
inzwischen überholt. 

Stark von der politischen Geschichte beeinflußt ist das fran- 
zösische Gewerberecht. Die Revolution von 1848 brachte einige 


!) Als Nachschlagewerk empfiehlt stch besonders die umfangreiche 
Schrift von Schiff, Der Arbeiterschutz der Welt, Archiv für Sozialwissen- - 
schaft und Sozialpolitik, Ergänzungsheft XVI, Tübingen 1920. 


» 
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recht radikale Eingriffe, wie die 12stündige Maximalarbeitszeit für 
alle Arbeiter. Der tatsächlich dauernd wirksame Arbeiterschutz 
setzt erst 1874 ein mit dem Verbot der gewerblichen Beschäftigung 
von Kindern unter 12 Jahren. Im ganzen bleibt in der Republik 
der individualistisch gerichtete Liberalismus bis in die jüngste Gegen- 
wart herrschend; erst die neueste Zeit sah unter der Führung von 
Männern wie Millerand, Waldeck-Rousseau, Briand, Viviani einige 
wesentliche Fortschritte, die in einigen Fällen vor dem Kriege über 
den Zustand in Deutschland hinausführten: so den seit dem 1. April 
1904 eingeführten Zehnstüundentag für Betriebe, in denen — meist 
neben Männern — Frauen und Kinder beschäftigt werden; er betrifft 
in erster Linie die Textilindustrie; die Regelung ist der in England 
bestehenden ähnlich, aber nicht gleich, da in Frankreich für ‚„ge- 
mischte‘‘ Betriebe der Arbeitstag auch für die in ihnen beschäf- 
tigten Männer gesetzlich fixiert ist. — Im Gegensatz zu dem übervor- 
sichtigen Eingriff, den die vorletzte Ausgestaltung des preußischen 
Berggesetzes brachte, stand bis 1918 ferner das französische Gesetz 
vom 29. Juni 1905, durch das die tägliche Arbeitszeit in den Gruben 
auf 8 Stunden bemessen wurde; damit wurde in Frankreich zum 
ersten Male der Achtstundentag prinzipiell gesetzlich anerkannt, so 
daß das Jahr 1905 einen Markstein im französischen Gewerberecht 
bedeutet. Im ganzen war bis 1910 das französische Arbeiterrecht 
noch mehr in einer Fülle von Gesetzen verzettelt als das deutsche, 
das doch wenigstens in der Gewerbeordnung ein zwar recht unvoll- 
kommenes, aber wenigstens den Kern des Arbeitsvertragsrechtes ent- 
haltenes Gesetzbuch besaß. In den Jahren 1910 und 1912 erfolgte 
jedoch die Zusammenfassung der bestehenden Vorschriften im Code 
du travail et de la prevoyance sociale. Im Jahre 1919 wurde nach 
deutschem Vorbilde der Achtstundentag oder die Achtundvierzig- 
stunden-Woche eingeführt. 

Das alte Österreich wies manche dem deutschen Rechte der 
Vorkriegszeit verwandte Züge auf; doch bestand im Habsburgerreiche 
wie in der Schweiz schon seit längerer Zeit der 11stündige Maximal- 
beitstag für alle Arbeiter. Seit 1905 ist ferner die Sonntagsruhe mög- 
lichst radikal in Österreich durchgeführt. Bei der Kinderarbeit werden 
die fabrikmäßigen Betriebe vom Kleingewerbe unterschieden: Kinder 
unter 12 Jahren werden in beiden Betriebsgruppen nicht zugelassen; 
in Werkstätten ohne motorische Kraft können sie von diesem Zeit- 
punkt ab, in Fabriken erst mit 14 Jahren zugelassen werden. Die 
Maximalarbeitszeit für Kinder von 12 bis 14 Jahren beträgt 8Stunden, 
für Jugendliche bis 16 Jahren 11 Stunden. Österreich führte zuerst 
von allen Staaten 1859 die Arbeitsordnungen ein, sah aber bei der 
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Normierung dieser Fabrik-Hausordnungen keine Mitwirkung der Ar- 
beiter vor. 1 

Die neue Republik Österreich ist in ähnlich radikaler Weise vor- 
gegangen wie die deutsche Republik (Achtstundentag, früher Laden- 
schluß, Sonntagsruhe, stärkste Beschränkung der Kinderarbeit usw.). 


. 8 6. Die preußisch-deutsche Entwicklung des 
Arbeiterschutzes. 


Die preußisch-deutsche Entwicklung des Arbeiterschutzes 
zerlegt man am zweckmäßigsten in vier Perioden: die erste umfaßt 
den Zeitraum bis zum Erlaß der Gewerbeordnung für den nord- 
deutschen Bund von 1869; die zweite ist durch den Einfluß der 
Persönlichkeit Bismarcks charakterisiert und reicht bis 1890; die 
- dritte wird eingeleitet durch die vielgenannte Novelle zur Gewerbe- 
ordnung von 1891 und reicht bis 1918. Die vierte begann mit der 
Revolution. Oft ist hervorgehoben worden, wie die preußische Ent- 
wicklung mit dem Bericht des Generals von Horn an den König ein- 
setzte; in ihm wird 1828 gemeldet, daß die Rheinprovinz infolge der 
Ausbeutung der jugendlichen Arbeitskräfte durch die Fabrikarbeit das 
erforderliche Truppenkontigent nicht mehr zu stellen imstande sei. 
Doch erst 1839 erfolgte die königliche Verordnung, die die Annahme 
von Kindern unter 9 Jahren in Bergwerken, Fabriken, Poch- und 
Hüttenwerken untersagt; Arbeiter im Alter von 9 bis 16 Jahren sollten 
fortan nicht länger als 10 Stunden täglich und nicht Sonntags und 
des Nachts arbeiten. Aber auch diese doch eigentlich so Selbst- 
verständliches fordernden Bestimmungen wurden ungenügend durch- 
geführt, zumal da keine Aufsichtsorgane geschaffen worden waren. 
Die beiden preußischen Gewerbeordnungen von 1845 und 1849 
enthielten einige Festsetzungen über die Lehrlingshaltung; 1849 
wurden fakultativ Gewerberäte (Kollegien) eingesetzt, die alllerdings 
fast nur die Ausführung der Handwerksgesetzgebung zu überwachen 
hatten und praktisch zunächst wenig Einfluß auf die Verhältnisse in 
den Fabriken ausübten. Auch das erste Truckverbot fand sich in 


dieser Gewerbeordnung. Ein vermehrter Schutz der Kinder und 


Jugendlichen trat erst durch das Gesetz vom 16. Mai 1853 ein, das das 
Schutzalter der Kinder bis zum zurückgelegten 12. Lebensjahr fest- 
legte, bis zum 14. Jahre die tägliche Arbeitszeit auf 6 Stunden bemaß 
und für diese Kinder einen 3stündigen Schulbesuch obligatorisch 
machte. Diese dem Minister von der Heydt hauptsächlich zu ver- 


. dankenden Fortschritte wurden erweitert durch die gleichzeitige Ein- 


richtung der zunächst nur fakultativ, dem „Bedürfnis“ entsprechend, 
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geschaffenen Fabrikinspektionen. Leider blieben bald diese Errungen- 
schaften unter dem Handelsminister Grafen Itzenplitz nur mangel- 
haft durchgeführt. Die im liberalen Geiste gehaltene Gewerbeordnung 
von 1869 übernahm die Bestimmungen von 1853, verbot ausdrück- 
lich das Trucksystem und führte einige Maßnahmen zum Schutz 
gegen Gefahren des Lebens und. der Gesundheit ein; da sie aber 
keine obligatorischen Überwachungsorgane vorsah, blieb wie bisher 
manches unausgeführt. Für die Entwicklung der Selbsthilfe wurde die 
damals zum ersten Male gewährte Koalitionsfreiheit umso wichtiger. 
Die Ära Bismarck nach der Reichsgründung wies im Arbeiter- 
schutz nur geringe Fortschritte auf. 1878 — ungefähr gleichzeitig 
mit dem Erlaß des Sozialistengesetzes — wurden nur wenige Ver- 
besserungen des Arbeiterschutzes vorgenommen. . Zwar forderte der 
Reichstag schon seit 1873 die Ausdehnung auf den Frauenschutz, 
die Sonntagsruhe und die Erweiterung des bestehenden Jugendlichen- 
Schutzes. Aber es kam nur die Verallgemeinerung des Truckver- 
botes, ein erster Wöchnerinnenschutz (der 1891 und dann wieder 
beitern zu regeln; doch fehlte eine generelle Regelung der Frauen- 
arbeit unter Tage; schließlich erhielt der Bundesrat gewisse Er- 
mächtigungen, die Beschäftigung von Frauen und jugendlichen Ar- 
beitern zu regeln; doch fehlte eine generelle Regelung der Frauen- 
arbeit; nicht einmal die Nachtarbeit wurde für Arbeiterinnen ver- 
boten. .(Es geschah erst 1891.) Hierin blieb das Reich weit hinter 
England zurück, das — wie wir gesehen haben — 1844 diese 
Materie aufgriff. Wichtig war jedoch die obligatorische Einrichtung 
der Fabrikinspektion, wenn auch — der Auffassung des Fürsten 
Bismarck entsprechend — diesen Aufsichtsorganen zunächst nur 
geringe Kompetenzen übertragen wurden. So ablehnend sich der 
Kanzler dem Arbeiterschutze gegenüber verhielt, so energisch griff 
er seit 1881 den Plan der Sozialversicherung auf und legte er bis 
1889 das Fundament für dieses epochemachende Werk. | 
Wir müssen es uns versagen, hier mit Ausführlichkeit die 
Entstehung der neuen Ära zu schildern, wie der zur Regierung 
gelangende Kaiser Wilhelm II. durch die beiden Februarerlasse von 
1890 die Arbeiterfürsorge großen Stils einzuleiten bestrebt war, wie 
der internationale Arbeiterschutz angeregt wurde und wie mehr 
als der aus der Zeit des alten Kurses übernommene Staatssekretär 
v. Bötticher der preußische Handelsminister Frhr. v. Berlepsch die 
Initiative bei der großen Arbeiterschutz-Vorlage von 1890 übernahm. 1) 
Diese Novelle bildet die eigentliche Grundlage für den modernen 


!) Vgl. hierzu das erste Kapitel von „Posadowsky als Sozialpolitiker“. 
v. Wiese, Sozialpolitik. ; 12 
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Arbeiterschutz. Seitdem mehrten sich die kleineren Ausgestaltungen 
des Programms; wesentliche Fortschritte in der einmal betretenen 
Richtung bedeuteten seitdem das Reichsgesetz vom 30. März 1903 
betr. die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben und die Erweiterung 
des 1890/91 inaugurierten Arbeiterinnenschutzes durch die Novelle 
zur Gewerbeordnung vom 28. Dezember 1908. Von 1897 bis 1907 


war es die Persönlichkeit des Staatssekretärs des Innern Grafen 


Posadowsky, die die öffentliche Sozialpolitik leitete und ihr 
einen neuen, ethisch und politisch tieferen Gehalt verlieh. Stellt 
man die drei Perioden, die Ära Bismarck bis 1890, die Periode 
Berlepsch-Bötticher (1890—1896) und. die Ära Posadowsky (1897 
bis 1907) gegenüber, so lassen sich gewisse Grundzüge — wie 
der Verfasser an anderer Stelle zu zeigen versuchte — festhalten: 
„Die Epoche Bismarck schuf in ihren Grundlagen die Arbeiter- 
versicherung; die zweite Periode kennzeichnet sich durch die große 
Gewerbeordnungs-Novelle von 1891, durch die der Arbeiterschutz 
entwickelt wurde, während es noch für die Bismärckische Zeit 
charakteristisch ist, daß es in ihr zum Arbeiterschutz größeren Stils 
nicht kam. Freilich erwuchs der Epoche Berlepsch-Bötticher auch 
die Aufgabe, die Arbeiterversicherung auszubauen, wie natürlich jede 
folgende Periode an Umfang der Aufgaben nicht nur durch die 
Aufnahme neuer Forderungen wuchs, sondern auch die alten Auf- 
gaben fortzuführen hatte. Aber gerade die zweite Periode kam über 
spärliche Ausgestaltungen des Versicherungswerkes nicht recht hin- 
aus. Erst die dritte Periode war gesetzgeberisch erfüllt von der Fort- 
führung der sozialen Versicherungen und des Arbeiterschutzes. Da- 
rüber hinaus liegt das neue Element der Posadowskyzeit in der 
veränderten und geklärteren Stellung zur Arbeiterbewegung über- 
haupt, im besonderen in der Behandlung der Gewerkschaften.“ 

In die Zeit nach Posadowskys Rücktritt bis zum Kriegsbeginn (Jie 
Ära Delbrück) fällt (1908) die Gewährung des Zehnstundentages für 
Frauen, in Preußen die Einführung der Sicherheitsmänner im Bergbau 
(1909), dasoben beim Lohnwesen erwähnte Kaligesetz von 1910. Aufdem 
(nicht zum Arbeiterschutze gehörigen) Gebiete der Sozialversiche- 
rung kommt 1911 die Reichsversicherungsordnung (RVO) zustande, 
während der Arbeiterschutz durch ein Hausarbeitsgesetz ergänzt wird. 

Zu Beginn des Krieges mußte das meiste im Frauen- und Jugend- 
lichen-Schutze suspendiert werden. Es handelt sich dabei um eine 
Maßnahme, die, je länger der Krieg dauerte, umso ungünstiger die 
Volksgesundheit beeinflußt hat. Der Beginn der vierten Periode im 


November 1918 bringt tiefgreifende Neuerungen; in erster Linie den 


allgemeinen Achtstundentag. 


Bi 
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Wollen wir in der unübersichtlichen Materie des deutschen 
Arbeiterschutzes einige Klarheit erlangen, so werden wir gut tun, 
zu sondern a) den Betriebsschutz (d.h. den Schutz von Leben, 
Gesundheit und geschlechtlicher ‚Sittlichkeit bei der Arbeit), b) den 
(engeren) Arbeitsvertragsschutz, besonders das Lohnzahlungswesen, 
c) den Beschäftigungsschutz, und zwar innerhalb dieser Rubrik: 
a) die Sonntagsruhe, ß) die Arbeitszeit der Jugendlichen (Kinder 
und jungen Leuten) und der Frauen, y) die Arbeitszeit der 'er- 
wachsenen Männer und in einer vierten Rubrik d) die übrigen 
Maßnahmen, darunter die Bestimmungen über das Bildungs- und 
Lehrwesen. Freilich entspricht diese sachliche Einteilung keines- 
wegs der Anordnung unserer Gesetzbücher. Unser Arbeitsrecht (im 
weiteren Sinne des Wortes) ist ja überhaupt vorläufig keineswegs 


‚ einheitlich kodifiziert; doch wird die Schaffung eines Arbeitsgesetz- 


buches gegenwärtig vorbereitet. Zur Gewerbeordnung kommen das 
bürgerliche Gesetzbuch, bestimmte Paragraphen des Handelsgesetz- 
buches, die im Jahre 1902 mit sozialerem Gehalte durchtränkte See- 
mannsordnung, die einzelstaatlichen Berggesetze, einige selbständige 
Reichsgesetze wie das oben erwähnte Kinderschutzgesetz von 1903, 
einzelne Abschnitte des Unfallversicherungsgesetzes und der übrigen 
Versicherungsgesetze und noch andere Gesetzbücher. Auch muß man 
berücksichtigen, daß die Gewerbeordnung (im folgenden kurz GO. 
zitiert) „etwa vier Dutzend Male‘ — wie ein Kritiker sagt —, jeden- 
falls fast’in jedem Jahre in einzelnen Teilen verändert und ergänzt 
worden ist. Daraus ist ein ganz uneinheitliches Flickwerk ent- 
standen, in dem man sich schwer zurechtfinden kann. Die ganze 
wechselvolle, unausgereifte Behandlung der modernen Sozialpolitik, 
die kompromißreiche parlamentarische Beeinflussung des modernen 
(ewerberechtes spiegelt sich in diesem Monstrum eines Gesetzbuches. 
Bei den Gesetzesparagraphen mußten nicht nur zwischen die einzelnen 
mit Ziffern benannten Paragraphen solche eingeschoben werden, die 
durch die Hinzufügung von Buchstaben, die z.B. beim 8139 bis 
139 m gehen, gekennzeichnet sind, sondern zwischen diese Para- 
graphen mußten teilweise weitere geschoben werden, die zwei Buch- 


staben führen. 


Unter den 10 Titeln dieses Gesetzbuches ist es TitelVII, der 
in den 88105 bis 139m die „gewerblichen Arbeiter‘ betrifft. Da- 
bei gebraucht das Gesetzbuch (wie die offizielle Statistik) den Be- 
griff „Gewerbe“ in einem von der wissenschaftlichen Terminologie 
abweichenden Sinne. Zunächst fällt das gesamte im Gewerbebetrieb 
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beschäftigte Personal in Industrie, Handwerk und Hausindustrie unter 
TitelVII, auch die Betriebsbeamten, Techniker und Chemiker. Dann 
aber erstreckt sich. die Kategorie Gewerbe auch auf den Handel, 
so daß also zu dem weitgedehnten Begriff „gewerbliche Arbeiter“ 
auch die Handlungsgehilfen gehören. Ausgeschlossen sind jedoch 
vom Titel VII die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter (einschl, 
eines großen Teiles der Gärtner). 


Die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter waren danach von 
dem durch die GO. geregelten Arbeiterschutze bis zum 12. No- 
vember 1918 ausgeschlossen. Nach Beratungen unter den großen 
Verbänden der landwirtschaftlichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
(unter Beteiligung der in Frage kommenden Zentralbehörden) kam 
am 24. Januar 1919 auf dem Verordnungswege eine vorläufige Land- 
arbeitsordnung (LAO.) zustande, in der der Abschluß des Arbeits- 
vertrags, die Arbeitszeit, der Arbeitslohn, die Auflösung des Arbeits- 
vertrages und der Erlaß einer Arbeitsordnung geregelt wurden. 


Auch die Arbeitsverhältnisse der Hausangestellten (Dienstboten) 
waren nicht durch die GO. geregelt; dafür kamen vielmehr zahl- 
reiche, teilweise ins 18. Jahrhundert oder in die erste Hälfte des 
19. Jahrhunderts zurückreichende Gesindeordnungen (landesrechtlich) 
in Frage. „Damit sind,“ sagt Kaskel!), „die Dienstboten bis zu 
anderweitiger gesetzlicher Regelung den Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches über den Dienstvertrag unterstellt.‘“ Eine reichs- 


gesetzliche Regelung des Rechtes der Hausangestellten wird vor- 
bereitet. 


Der erste Abschnitt des Titels VII der GO. regelt in den 
88 105 bis 120g die allgemeinen Verhältnisse, nämlich Sonntagsruhe, 
die Verhältnisse der minderjährigen Personen und ihr Arbeitsbuch; 
er enthält Bestimmungen über Lohnbücher und Arbeitszettel, das 
Truckverbot, die Regelung des Fortbildungsschulwesens, den Ge- 
sundheits- und sog. Sittlichkeitsschutz. Der zweite Abschnitt betrifft 
die Verhältnisse der Gesellen und Gehilfen in den $$121 bis 125. 
Hierbei sind die Gesellen und Gehilfen geschieden von den nicht 
unter diesem Abschnitt fallenden Betriebsbeamten (nebst Werk- 
meistern, Technikern usw.), zweitens von den Fabrikarbeitern?) und _ 
drittens den Lehrlingen. Jedoch sind die Bestimmungen dieses Ab- 
schnittes auch auf die Fabrikarbeiter mit ausgedehnt worden, so 
daß sie tatsächlich für die Gesellen des Handwerks, sowie für die 
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®) Vgl. aber über den Begriff „Fabrikarbeiter“ die letzten Sätze dieses 
Absatzes. 
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Fabrikarbeiter gelten. Sie enthalten in der Hauptsache die Be- 
stimmungen über die Aufkündigung. Der dritte Abschnitt regelt in 


den 88126 bis 132a die Lehrlingsverhältnisse, d.h. er beantwortet 


die Fragen: Wer kann Lehrlinge halten? Wie steht .es mit dem 
Lehrvertrag und dem Lehrverhältnis besonders im Handwerk? Ein 
im Jahre 1900 eingeschobener, nur den $ 133 enthaltender Ab- 
schnitt IIIa handelt von der Meisterprüfung im Handwerk. Der 
Abschnitt IlIb, der 1891 eingefügt wurde, trägt dem Umstande 
Rechnung, daß . für Betriebsbeamte, Werkmeister und Techniker 
andere Bestimmungen über die Aufkündigung gelten müssen wie 
für Fabrikarbeiter. In den 8$ 133a bis 133f wird davon gehandelt. 
Freilich waren diese Berücksichtigungen eines besonderen An- 
gestelltenrechtes in der Industrie etwas kümmerlich. Im Jahre 1900 
hat man der Forderung der Techniker, daß zum mindesten auch die 
im Handelsgesetzbuch enthaltenen, für Handlungsgehilfen geltenden 
Bestimmungen über die Konkurrenzklausel auf sie Anwendung tinden 
sollten, Folge gegeben. Der Abschnitt IV trug bis zur Novelle vom 
28. Dezember 1908 den aus der — oben ausgeführten — Eintei- 
lung hervorgehenden Titel ‚Verhältnisse der Fabrikarbeiter“. Nun 
zeigte sich aber, daß eine klare Definition des Begriffs „Fabrik“ 
(etwa im Gegensatz zu Handwerk) nicht zu geben ist. Mafı suchte 
deshalb dieses verpönte Wort ganz zu umgehen und strich es. Des- 
halb hielt man nun auch für nötig, die alte Überschrift des Ab- 
schnitts IV zu ersetzen durch „Besondere Bestimmungen für Be- 
triebe, in denen in der Regel mindestens 10 Arbeiter beschäftigt 
werden‘. Infolgedessen fallen auch die meisten Bauunternehmungen 
und ein Teil der hausindustriellen Betriebe unter die $$ 133g bis 
139aa, die den Abschnitt IV bilden. Durch diese Lösung eines alten 
Konflikts ist freilich neuer Wirrwarr in die GO. getragen worden; 
gibt es doch jetzt nach ihr (abgesehen von Betriebsbeamten usw. 
und Lehrlingen) drei Kategorien von gewerblichen Arbeitern: 1. Ge- 
sellen, 2.Gehilfen, 3. Arbeiter in Betrieben, in denen mindestens 
10 Arbeiter beschäftigt sind! | 

Aber der Abschnitt IV hat wieder zwei Unterabteilungen: IVA, 
der Bestimmungen für Betriebe enthält, in denen mindestens 20 Ar- 
beiter beschäftigt sind (88 133h bis 134h), also die eigentlich 
großindustriellen Unternehmungen, für die die Verpflichtung zur 
Schaffung einer Arbeitsordnung allein besteht und die hinsichtlich 
der Lohnverwirkung eine besondere Behandlung erfahren haben, und 
IVB, mit Bestimmungen, die wieder für alle Betriebe gelten, in 
denen in der Regel mindestens 10 Arbeiter beschäftigt werden. 
Hier stehen nun in den 88 134i bis 139aa die wichtigen Normen 
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über Kinder-, Jugendlichen- und Arbeiterinnenschutz, die, soweit die 
Arbeitszeit in Frage kommt, heute teilweise verändert sind. \ 

Abschnitt V (8139b) betrifft die Aufsicht, also in erster Linie 
die Gewerbeinspektion. Abschnitt VI ($139e bis 139m) ist für uns 
wieder besonders bemerkenswert, weil er Bestimmungen über „Ge- 
hilfen, Lehrlinge, Arbeiter in offenen Verkaufsstellen“ enthält. Hier 
sind die Normen über Ruhezeit, Ladenschluß und die Ermächtigungen 
des Bundesrates zu bestimmten Schutzvorschriften (z. B. die Sitz- 
gelegenheit für Angestellte) usw. enthalten (heute überholt). 

Ergänzt wird der Titel VII durch den Titel X, der in den 
ss 143 bis 153 die Strafbestimmungen enthält. Das ganze Gesetz- 
buch wird seit der Novelle vom 28. Dezember 1908 durch die 
s$$154 und 155 beschlossen, in denen noch einmal gesagt werden 
mußte, auf wen die Bestimmungen des Titels VII keine Anwendung 
finden. In weiser Erkenntnis, daß man aus dem Vorausgehenden 
darüber nicht klug werden kann, ist diese seltsame Hinzufügung 
vorgenommen worden. Nimmt man zur GO. noch die vielen 
Spezialgesetze, z.B. das äußerst unbeholfen abgefaßte Kinderschutz- 
gesetz von 1903, und berücksichtigt man, daß die Paragraphen der 
GO. durch eine große Zahl von teilweise recht umfangreichen Be- 
kanntmachungen und Verordnungen ergänzt werden, so mag man sich 
eine ungefähre Vorstellung von dem Wuste von Regeln machen, 
in den sich — meist in fürchterlichem Kleinkram — unser Arbeiter- 
schutzrecht zersplittert. 


Der Stand des deutschen Arbeiterschutzes in den 
letzten Jahren vor dem Kriege. 


Zum Betriebsschutz wurden vom Gesetz allgemeine An: 
forderungen festgelegt über Sicherheit und Gesunderhaltung der 
Arbeiter, sowie zur Aufrechterhaltung der guten Sitten, besonders 
dort, wo Arbeiter unter 18 Jahren beschäftigt sind. Für bestimmte 
Arten von Betrieben war dem Bundesrate die Ermächtigung er- 
teilt, besondere Vorschriften zu erlassen; auch die Landeszentral- 
und die Polizeibehörden hatten Vollmachten auf dem Gebiete des 
Betriebsschutzes erhalten. In einer beträchtlichen Anzahl von Fällen, 
bei denen es sich um gesundheitsgefährliche Betriebe handelt, hatte 
der Bundesrat von seinem Rechte Gebrauch gemacht. Einen Schritt 
über die bloße Beschränkung der Betriebe hinaus war man im 
‚Deutschen Reiche — wie auch in den anderen Kulturstaaten auf 
Grund internationaler Vereinbarung — gegenüber einer Industrie, 
der Herstellung von Zündwaren aus weißem oder gelbem Phosphor, 
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gegangen. Nachdem vorausgehende bloße Beschränkungen die Phos- 
phornekrose der Arbeiter nicht beseitigen konnten, wurde durch Ge- 
setz vom 10.Mai 1903 diese Fabrikation gänzlich verboten. Be- 
sonders beim Betriebsschutz zeigte sich die Tendenz der Staatshilfe, 
den Kreis der beeinflußten Gewerbe und Wirtschaftszweige immer 
größer zu ziehen: Allmählich wurde er, von den Fabriken ausgehend, 
auf Bauten, auf den Seemannsberuf, Teile der Hausindustrie, ja auf 
dem Wege der Unfallversicherung auf die Landwirtschaft, auf den 
Handel, für den die oben erwähnte, allerdings nur ungenügend kon- . 
trolllierte Bestimmung über ausreichende Sitzgelegenheit galt, aus- 
gedehnt. 
Zum Lohnprobleme: Während, wie wir im vorigen Kapitel 
sahen, die absolute Höhe der Löhne nicht Gegenstand des staat- 
lichen Eingriffs sein -sollte und konnte, glaubte doch der Gesetz- 
geber gewisse Bedingungen der Lohnzahlung durch eine öffentlich- 
rechtliche Regelung durch die GO. festlegen zu sollen. So 
wurde dem Bundesrat im Jahre 1900 die Ermächtigung erteilt, für be- 
stimmte Gewerbe Lohnbücher oder Arbeitszettel vorzuschreiben, die 
Eintragungen über Art und Umfang der Arbeit, bei Akkordarbeit über 
die Stückzahl zu enthalten hätten, ferner die Lohnsätze selbst und 
die Bedingungen für die Lieferung von Werkzeugen und Stoffen dar- 
legen müßten. Von diesem Rechte machte der Bundesrat 1902 Ge- 
brauch und schrieb die Einführung von Lohnbüchern für die Kleider- 
und Wäschekonfektion vor, um gerade die hier beschäftigten Arbeiter 
nicht im Unklaren über ihre Arbeitsbedingungen zu lassen. Im 
Jahre 1911 wurde dieser Gegenstand durch Einfügung des,$ 114bff. 
in die GO. praktischer und kontrollierbarer geordnet. 

Wie wir schon im geschichtlichen Teil unserer Untersuchung 


sahen, enthält ferner die GO. das Truckverbot, allerdings mit 


einigen teils zweckmäßigen (zur Förderung der Wohlfahrtseinrich- 
tungen), teils überflüssigen und unbilligen Ausnahmen. Andere 
Bestimmungen betreffen die Lohnzahlung in Gast- und Schankwirt- 
schaften, die Lohnverpfändung und die zur Sicherung gegen Kon- 
traktbruch vorkommenden Lohneinbehaltungen. Für die großen Be- 
triebe, die mindestens 20 Arbeiter beschäftigen, waren schließlich im 
Zusammenhange mit den Bestimmungen über die Arbeitsordnung 
gewisse Normen für die Lohnzahlung' vorgeschrieben. 

Seit 1891 war die Sonntagsruhe prinzipiell im Deutschen 
Reich vorgeschrieben. Freilich mußten von der 24stündigen Ruhe- 
zeit für gewerbliche Arbeiter manche durch die Technik bedingten 
Ausnahmen gemacht werden, bei denen meist jedoch eine bestimmte 


_ Ersatzruhe in der Woche gefordert wurde. Für das Handelsgewerbe 
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war vorgeschrieben, daß die Sonntagsarbeit nicht länger als 5 Stunden 
betragen durfte. Durch statutarische Bestimmungen einer Gemeinde 
konnte die feiertägliche Arbeitsdauer auch auf kürzere Zeit festgelegt 
werden. In den nicht freigegebenen Stunden war überhaupt kein 
„Gewerbe“betrieb in offenen Verkaufsstellen gestattet. | 

Die Arbeitszeiterwachsener Männer war imallgemeinen 
nicht gesetzlich beschränkt; das deutsche Reich besaß keinen gene- 
rellen Normalarbeitstag. Dafür bestand jedoch der sog. hygienische 
Normalarbeitstag. Auch auf diesem Gebiet konnte der Bundesrat 
mit Verordnungen eingreifen und wegen Gefahren für die Gesund- 
heit die tägliche Arbeitsdauer verkürzen. Das bekannteste Beispiel 
bildete die Bäckereiverordnung vom 4. März 1896, die in den parla- 
mentarischen Kämpfen jener Tage eine Rolle gespielt. hat; durch 
sie wurde die 12stündige Arbeitszeit für Bäckereibetriebe eingeführt. 
Bis zum Kriege hatte sich seitdem die Zahl der in dieser Weise 
geschützten Betriebe stark vermehrt. Im. preußischen Bergbau sollte 
1905 das Prinzip des hygienischen Normalarbeitstages gleichfalls 
verwirklicht werden; es gelang aber nur mit erheblichen Einschrän- 
kungen. | 

Der Frauenschutz, der sich in den beiden Etappen von 1891 
und 1908 auf breiterer Basis bildete, beruhte auf dem allgemeinen 
Prinzip des 1Ostündigen Arbeitstages oder der 58stündigen Arbeits- 
woche. Er war mit dem Verbote der Nachtarbeit verbunden, das seit 
der Berner Konvention vom 27. September 1907 in allen Kulturstaaten 
ausgesprochen war. Im deutschen Reich sollten Arbeiterinnen nicht 
zwischen: 8 Uhr abends und 6 Uhr morgens beschäftigt werden. 
Auch die Mittagspausen und der Wöchnerinnenschutz war geregelt. 
Doch war auch dieser Frauenschutz im einzelnen auf eine Fülle 
von Verordnungen und Bekanntmachungen basiert, die zahlreiche 
Ausnahmen von der Regel und andererseits völlige Verbote der 
Frauenbeschäftigung bei bestimmten Arbeiten ausgesprochen hatten. 

Die grundlegende Bestimmung des Kinderschutzes schloß Kinder 
unter 13 Jahren von Betrieben aus, in denen in der Regel min- 
destens 10 Arbeiter beschäftigt waren. Kinder über 13 Jahren durften 
nur beschäftigt werden, wenn sie nicht mehr zum Besuch der Volks; 
schule verpflichtet waren, und. zwar nur 6 Stunden täglich. Zu dieser 
Regel der GO. kommen die Bestimmungen des Kinderschutz- 
gesetzes von 1903, das die gewerbliche Beschäftigung der Kinder 
schlechtweg, auch bei der Familienarbeit der Hausindustrie, betrifft. 
Hier waren für alle Knaben und Mädchen, die zum Besuch der Volks- 
schule verpflichtet waren, gewisse Beschäftigungen überhaupt ver- 
boten. Im übrigen war ein Unterschied zwischen fremden und eigenen 
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- Kindern gemacht. Mit ensaht Ausnahmen durften fremde Kinder 
unter 12 Jahren überhaupt nicht gewerblich beschäftigt werden; bei 
eigenen Kindern reichte das voll geschützte Alter bis zum voll- 
endeten 10. Jahre. 

Junge Leute von 14 bis 16 Jahren waren ungefähr ebenso hin; 
sichtlich der Beschäftigungsdauer geschützt wie die Arbeiterinnen; 
auch für sie galt der Zehnstundentag. 

Zum Arbeiterschutz gehörte schließlich‘ noch der Fortbildungs- 
zwang; ferner wäre das Arbeitsbuch für Minderjährige zu erwähnen. 
Von großer praktischer Bedeutung waren auch die Bestimmungen 
über die Arbeitsordnungen, die (14 tägige) Aufkündigungsfrist, die 
für beide Teile stets gleich bemessen sein mußte, und über die 
zivilrechtlichen Folgen des Kontraktbruchs, der strafrechtlich nicht 
geahndet wurde. 


$9. Die nn des Arbeiterschutzes nach dem 
Kriege. 


Nachdem die Verordnung vom 12, November 1918 den vor dem 
Kriege gültigen Arbeiterschutz wieder belebt hatte, strömte in den 
nächsten 11 Jahren ein überreicher Segen von neuen Arbeiterschutz- 
verordnungen und -gesetzen auf die Volkswirtschaft nieder, obwohl 
die öffentliche Hilfe von jetzt ab insofern teilweise an Bedeutung 
verlor, als der Selbsthilfe durch das neue Rätesystem vorher mehr 
oder weniger verschlossene Möglichkeiten gewährt wurden. Gegen- 
über den organisierten, erwachsenen männlichen Arbeitern tritt 
gegenwärtig der obrigkeitliche Schutz bis zu einem gewissen Grade 
zurück hinter anderen politischen Möglichkeiten. Aber schon während 
des Krieges war klar geworden, daß im Frauen-, Jugendlichen- und 
vor allem Kinderschutze noch nicht die Grenze des Wünschens- 
werten erreicht war. Freilich fallen besonders im Kleinkinder- 
schutze die Aufgaben mehr in das Gebiet der air DIS als 
der Sozialpolitik. 

Alles, was in den letzten zwei Jahren an Arbeiterschutz ge 
schah, wurde gekrönt durch die folgenreiche, viel erörterte Ver- 
wirklichung der alten Proletarierforderung des Achtstundentages. 
Von ‘den übrigen Maßnahmen sind die Landarbeitsordnung vom 
24. Januar 1919 und besonders das Reichssiedlungsgesetz vom 
11. August 1919 (das freilich nicht nur zum Arbeiterschutze gehört, 
sondern sehr viel weiter reicht) zu nennen. Die Sonntagsruhe im 
Handel und in Apotheken wurde durch Verordnung vom 5. Fe 
bruar 1919 radikal geregelt; die Arbeiter in Bäckereien und Kon- 
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ditoreien wurden besonders bedacht, die nicht pfändbare Lohn-. 


summe erhöht, die Fortbildungsschulpflicht verschärft und die 
Arbeiter in den gesundheitsschädlichen, Blei verarbeitenden Be- 
trieben geschützt; schließlich erhielten die Hausarbeiter ihre Fach- 
ausschüssel), | 


Gehen wir — um das vorwegzunehmen — über den eigentlichen 
Arbeiterschutz hinaus, so finden wir, daß die wesentlichsten Neuerun- 
gen der öffentlichen Hilfe in der Erwerbslosenfürsorge, der Förde- 
rungen des Tarifvertrages und der Schlichtung von Arbeitskämpfen 
und einigen Änderungen der Sozialversicherung liegen. Entwürfe 
zu großangelegten Reformen werden vorbereitet, die mit dem neuen 
einheitlichen Arbeitsgesetzbuche eine Schlichtungsordnung, ein Ar- 
heitsgerichtsgesetz, ein Arbeitsnachweisgesetz, ein Hausarbeitsgesetz, 
ein Hausdienstgesetz (jenes für die Heimarbeiter, dieses für die 
Dienstboten) und ein Tarifvertragsgesetz bereiten sollen, Auf dem 
Gebiete des Versicherungswesens wird neben der Reform der Reichs- 
versicherungsordnung eine großangelegte Arbeitslosenversicherung 


vorbereitet. Denken wir schließlich an die Siedlungspläne, die Boden- - 


und Wohnungsreform und die Absichten auf dem reichen Gebiete 
der Volkswohlfahrtspflege und des Fürsorgewesens, so breiten sich 
vor uns Zukunftspläne von großer Ausdehnung, deren gesetzgeberische 
Grundlegung und praktische Ausführung unser soziales und volks- 
wirtschaftliches Leben sehr beeinflussen werden. 


Vergegenwärtigen wir uns hier nur das Wichtigste aus dem Neu- 
geschaffenen des Arbeiterschutzes: 


Schon der (oben zitierte) Aufruf des Rates der Volksbeauftragten 
verhieß spätestens zum 1. Februar 1919 die Einführung des allge- 
meinen Sstündigen Maximalarbeitstags. Durch zwei folgende Ver- 
ordnungen (vom 23. November 1918 und vom 18. März 1919) wurde 
diese Ankündigung verwirklicht). 

Seitdem ist noch mehr als vorher der Achtstundentag Gegenstand 
starker Meinungsverschiedenheiten. Auch bei seiner Beurteilung muß 
man die äußeren zeitlichen Bedingungen mit in Rechnung ziehen. 
Mit der ideologischen Absicht, eine Kardinalforderung des Marxismus 
durchzuführen, mischten sich auch hier praktische Erwägungen und 


!) Die Gesetzgebung zugunsten der Kriegsbeschädigten und -hinter- 
bliebenen, sowie die Demobilmachungsregeln, sind nicht in den Kreis dieser 
Darlegungen einbezogen, soweit sie vorübergehender Natur sind. 

°) Über die Ausnahmen und Einzelheiten vgl. Kaskel, l. c. S. 136 ff.; 


ferner Gerloff, Erfahrungen mit den Vorschriften über den Achtstunden- 


tag, Soziale Praxis, XXX, 32. 
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Anforderungen der Stunde. Es handelt sich teilweise um eine De- 
mobilmachungsmaßnahme für eine Übergangszeit. Zugleich aber be- 
trachteten die klassenbewußten Arbeiter den Achtstundentag als die 
eigentliche, ihnen wichtigste Errungenschaft der Revolution, die allen 
anderen Ansprüchen voranzustellen wäre. Da war es nur besonders 
schlimm, daß diese radikale, schematische Kürzung der Arbeitszeit 
für jedermann in einen Zeitpunkt fiel, wo nichts so not tat wie eine 
Verlängerung der bisherigen täglichen Arbeitsleistung. Nicht mit 
Unrecht forderte Bernhard Dernburg statt aller Beschränkung der 
Leistungsfristen die „Reichsarbeitsstunde‘‘: jedermann, vom Minister 
bis zum letzten ungelernten Aushilfsarbeiter möge täglich eine Stunde 
länger arbeiten. Sicherlich wäre ein hygienischer Maximalarbeitstag, 
der Unterschiede nach der Schwere und Gefahr der Beschäftigung 
machte, sachlich richtiger; man müßte denn meinen, daß man 
heute eben aus gesundheitlichen Gründen niemanden eine längere 
Arbeitszeit zumuten könnte — ein Standpunkt, der angesichts des 
dringenden Bedarfs an ergiebigen Arbeiten zu Widersprüchen führen 
würde. | { 

Man muß die grundsätzliche Beurteilung von der zeitlich be- 
dingten sondern: Es wäre politisch kurzsichtig und sittlich anfecht- 
bar, wollte man verkennen, daß der Handarbeiter überzeugt ist, 
daß sich ein menschenwürdiges Dasein erst führen läßt, wenn man 
nur den dritten Teil eines Tages mechanischer Arbeit widmet. Der 
Hinweis, daß viele Geistesarbeiter sehr viel länger arbeiten, hat keine 
volle Beweiskraft. Je mehr die Arbeit den Charakter der Lust trägt, 
desto weniger kann man die auf sie verwendete Zeit der Dauer. 
mechanischer, unerfreulicher. Tätigkeit gleichstellen. Freilich wäre 
es recht falsch, alle Kopfarbeit gleich Lust, alle Handarbeit gleich 
Last zu setzen; es gibt Qual und Selbstüberwindung auch dort, 
Freude am Schaffen und Gelingen auch hier. Es spannt die größere 
Konzentration des Verstandes oder der Nerven den Kopfarbeiter 
manchmal schneller ab, als eine mittelschwere, gewohnte Muskel- 
tätigkeit kräftige gesunde Handarbeiter. Aber im ganzen wird man 
doch damit rechnen können, daß die Handarbeit lustärmer und er- 
müdender ist als die geistige Arbeit. Allerhand praktisch-technische 
Einwände gegen den Achtstundentag, daß die an ihm erzielte Leistung 
nicht durch Intensität gesteigert werden könnte, weil die Maschinen 
(nicht der Mensch) das Arbeitstempo bestimmten, daß ferner zu 
unterscheiden sei zwischen wirklicher Arbeitstätigkeit und bloßer 
Arbeitsbereitschaft, sind teilweise (aber eben nur teilweise; es läßt 
sich das nicht in Kürze näher darlegen) gerechtfertigt. In summa wird 

man sagen müssen: der Grundsatz des Achtstundentages für in- 
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dustrielle Handarbeit und für einige andere Aangs nicht für alle) Ver- 
richtungen ist anzuerkennen. Von Übel ist die schematische Über- 
tragung auf das gesamte wirtschaftliche Leben überhaupt und be- 
sonders die bornierte und brutale Art, in der so oft kleinliche 
Menschen in den zahllosen Wechselfällen und unvorherzusehenden 
Ereignissen des Lebens auf ihrem Scheine bestehen, die Last und 
Rücksichtslosigkeit, mit der das Prinzip bisweilen geltend gemacht 
wird. Die Ausnahmefälle sind im praktischen Leben überall häufiger 
als die Regelfälle; dem sollte man auch hier Rechnung tragen. Darauf _ 
wird entgegnet, es gebe Forderungen, die als feste Grundsteine un- 
erschütterlich festliegen müßten, da sie, einmal gelockert, bald völlig 
über den Haufen geworfen würden. Das ist der Standpunkt des 
Doktrinärs oder des Fanatikers. Es handelt sich um Zweckmäßigkeits- 
fragen; prinzipiell sind, scheint mir, nur ganz wenige Dinge im 
Leben anzusehen. 

Zeitlich bedingt betrachtet, bedeutet der "Achtstundentag eine 
schwere Belastung und Gefährdung der verarmten Volkswirtschaft, 
die auch durgh die Möglichkeit der Überstunden umso weniger be- 
seitigt wird, als in diesen teuer zu bezahlenden Stunden selten Voll- 
leistungen erzielt werden!). Aber seine (ebenso allgemein und 
radikal) vorzunehmende Beseitigung würde heute wohl noch ge- 
fährlicher und folgenschwerer sein. Es wäre ein massenpsycho- 
logischer Mißgriff. Richtiger scheint mir, ihn in der Industrie 
— anders liegt es im Beamtenverhältnisse, in der Landwirtschaft, für 
die Dienstboten, wieder anders im Transportwesen usw. — als eine 
vollzogene Tatsache anzusehen, mit der man sich einzurichten haft; 
also durch Steigerung der Arbeitsintensität, durch gute Schulung 
und Arbeitsteilung die Verluste der Arbeitszeitverkürzung nOB Rat 
wieder wettzumachen. 


Ähnliches ließe sich über die allgemeine Feiertagsruhe (auch im 
Handel und [mit Einschränkung] für Apotheken) und über den täg: 
lichen frühen Ladenschluß sagen. Der Fehler scheint mir dabei 
‘in der Allgemeinheit der Regeln zu liegen. Auch ist der Punkt, 
wo Wohltat Plage wird, wohl bereits überschritten. Das Prinzip des 
Produzentenschutzes überwiegt zu sehr gegenüber dem Konsumenten- 
schutze. Es sollte klar sein, daß es zu den Pflichten einiger Berufe 
gehört, denen Vorteile anderer Art. entsprechen, sich mit einem ge- 
ringeren Grade von Feiertagsruhe oder mit einem späteren Feier- 








!) Es ist nicht möglich, auf die speziellen Verhältnisse des Kohlenberg- 
baues (Forderung der Sechsstunden- statt der Siebenstundenschicht) oben 
einzugehen. 
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abende abzufinden, damit die ungeheure Mehrheit der übrigen 
Menschen aller Gesellschaftsklassen zur Feiertagsruhe und zum 
Feierabende überhaupt recht gelangen kann. Schließt man auch 
Lebensmittelläden, Barbierstuben, Blumengeschäfte usw. am ganzen 
Sonntag, macht man es den Konsumenten unmöglich, nach sieben 
(oder gar sechs Uhr) abends Besorgungen zu machen, glaubt man 
also, allen Verkäufern gerade diese Ruhestunden gewähren zu 


‚müssen, so erreicht man nur, daß niemand eine rechte Ruhe oder 


Annehmlichkeit hat; denn jedermanns Sonntagserholung und die 
ungestörte Aufrechterhaltung eines geregelten Konsums aller Familien- 
haushaltungen hängt wesentlich davon 'ab, daß ein kleiner Kreis 
von beruflich dazu Bestimmten zur selben Zeit arbeitet. Ersatz- 
ruhe zu anderer Zeit, in der sie weniger stört, ist dabei freilich 
zu fordern. Es ist gedankenlos, zu verlangen, das „Publikum‘ müsse 
sich solchen angeblichen Kulturfortschritten anpassen und sich an 
sie gewöhnen. : Jeder Beruf steht im Dienste der Allgemeinheit, in 
unserem Falle: im Dienste des Konsums. Die meisten von uns 
sind durch eine solche Fülle von beruflichen und anderen Aufgaben 
und Verpflichtungen beansprucht, daß man nicht verlangen kann, 
sie möchten einen beständig wachsenden Teil ihrer Aufmerksamkeit 
darauf richten, daß sie nur zu ganz bestimmten Zeiten die Mög- 
lichkeit haben, ihren Konsumbedarf durch Einkauf zu decken. Sehr 
viele Menschen haben erst in den Abendstunden die von der Berufs- 
arbeit freigelassene Zeit, Einkäufe zu machen, Leicht verderbliche 
Waren, täglich notwendige Verrichtungen müssen zu bestimmten 
Stunden des Sonntags ebenso erreichbar sein wie Wochentags. Die 
scheinbar demokratische Maßnahme, allen volle Ruhe zu ermög- 
lichen, ist undemokratisch; denn sie schafft denen ein Vorrecht, die 
ihrem Berufe nach auch in den Mußestunden von Millionen anderer 
tätig sein sollten. Auch hier handelt es sich um eine Frage des 
Maßes. Sonntagsruhe und Freistunden von der Kundenbedienung 
sind im rechten Maße sozial wertvoll und unvermeidlich; aber eine 
doktrinäre Uniformierung schafft auch auf diesem Gebiete das Gegen- 
teil von dem, was man letztlich beabsichtigt. 
Doch es ist unmöglich, das Detail. des Arbeiterschutzes im 
Rahmen dieses Kapitels zu erschöpfen; auch die Grundsätze für 
die Gewerbeaufsicht müssen übergangen werden. ‚Die Absicht, die 
uns bei diesem Versuche leitete, ging dahin, zu zeigen, daß es sich 
im Arbeiterschutze um eine Fülle verschiedenartiger Vorschriften 
handelt, und doch kann eigentlich nur die praktische Erfahrung 


‚wirklich lehren, wie mannigfaltig und schwer beherrschbar die 


Kasuistik des Arbeiterschutzes ist. Man muß sich gegenwärtig halten, 
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daß wir!) in unserer sozialen Gesetzgebung notwendig zwischen 
zwei gefährlichen Extremen hin und her schwanken: der zu großen 
Allgemeinheit und der zu starken Spezialisierung der Bestimmungen, 
Das wirkliche Leben ist zu vielgestaltig, verschiedenartig und selt- 
sam verknüpft, als daß es nicht durch Gesetze und Verord- 
nungen, die so stark in die wirtschaftlich-soziale Verschlingung der 
Werktätigkeit ihrer Natur nach eingreifen, in irgendeiner Weise 
vergewaltigt wird. Die zu allgemeinen Bestimmungen schlagen 
Wunden, wo sie an anderer Stelle heilen; die zu spezialisierten 
bewirken die Überladung der Gesetzbücher (z.B. der GO.), ihre 
Unübersichtlichkeit, die Schwierigkeit ihrer Handhabung und die 
leidige Notwendigkeit, beständig an den Gesetzen und Verordnungen 
zu ändern. Daher die Fülle von Novellen, die unsere moderne 
Gesetzgebung kennzeichnet, der Zustand einer Ruhelosigkeit, der 
in Fernerstehenden. die Vorstellung erweckt, es geschehe ungeheuer 
viel Positives in sozialpolitischer Beziehung, während in Wirklich- 
keit erschreckend viel Stückwerk und Kleinkram dabei ist. 


Im Arbeiterschutz ist jedoch auch manches Wertvolle geschaffen 
worden, was man unter keinen Umständen wird missen wollen, etwa 
der Kinder- und Frauenschutz, das Truckverbot, die Sonntagsruhe in 
der Industrie. Hier ist der Inhalt wichtiger als die Form. Aber einen 
schweren Nachteil hat dieser Eingriff des Staates in die privaten 
Unternehmungen: Dem einzelnen Arbeitgeber wird die sittliche Ver- 
antwortung gegenüber seinen Arbeitern und Angestellten abgenommen. 
Sombart hat uns gezeigt, wie die Erwerbswirtschaft darin besteht, daß 
sie das Gewinnstreben gewissermaßen objektiviert, in die Institutionen 
und Organisationen des Wirtschaftslebens selbst legt und von den 
Zufälligkeiten des Persönlichen und Subjektiven befreit. Wir möchten 
das auch auf den Arbeiterschutz ausdehnen: er hat die Fürsorge 
von einer persönlichen, menschlich-sittlichen Aufgabe 
zu einer objektiven Funktion jeder Unternehmung ge- 
gemacht. Etwas bis dahin Freiwilliges, das von der Denkungs- 
weise des Arbeitgebers abhängig war, wird eine Zwangsinstitution, 
die automatisch funktioniert, mag der Arbeitgeber ein rücksichtsloser 
Egoist oder warmherziger Menschenfreund sein. Zugrunde liegt ja 
dem staatlichen Arbeiterschutz ein tiefer sittlicher Pessimismus; er 
geht von der Erfahrung aus, daß sich der Durchschnittsmensch, wenn 
er die Macht dazu hat, nicht geniert, andere zu vergewaltigen, daß 


!) Vgl. meinen Vortrag „Neue Tendenzen in der Sozialpolitik“ in Nr. 7, 


Jahrg. V der Blätter für vergleichende Rechtswissenschait und Volkswirt- 
schaftslehre. 
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aus freien Stücken niemand etwas für den anderen tut, wenn es ihm 
Opfer kostet, daß also eine höhere — hier die staatliche — Gewalt 
ihm die Darbringung solcher Opfer aüfzwingen muß. Daraus ergibt 
sich, daß man unseren Arbeiterschutz rechtlich, politisch oder sozial, 
nicht aber nur sittlich beurteilen darf, weil einer ethischen Bewer- 
tung nur freiwillige Leistungen unterworfen werden dürfen. Daraus 
folgt weiter, daß man Dankbarkeit nicht für, derartige Fürsorgemaß- 
nahmen erwarten kann. 

So sehr also der Arbeiterschutz zwangsweise die Leistungen 
des sittlich unterdurchschnittlichen Arbeitgebers erhöht und ver- 
mehrt hat, so sehr stellt er sich den freiwilligen Gaben der über- 
durchschnittlichen entgegen. Denn wo die Freiwilligkeit schwindet, 
weicht auch die Freude an der Sache. Das staatlich vorgeschriebene 
Maß wird leicht zur Maximalgrenze. Man will unter keinen Um- 
ständen mehr als das gerade Verlangte tun. 

Manche älteren Einwände gegen den Arbeiterschutz sind jedoch 
heute auf Grund der Erfahrung der letzten Jahrzehnte nicht mehr 
aufrecht zu erhalten. Die befürchtete Schmälerung des Profits für 
die Unternehmer, das Unterliegen ım internationalen Konkurrenz- 
kampfe ist ausgeblieben. Es hat sich gezeigt, daß der Arbeiterschutz 
sehr viel zur Gesundung und Kräftigung des Volkes und indirekt 
auch zu seiner geistigen und sittlichen Förderung beigetragen hat. 
Daraus ergaben sich hohe volkswirtschaftliche Vorteile; die privat- 
wirtschaftlichen blieben jedoch auch nicht aus: die besseren phy- 
sischen und psychischen Qualitäten der Arbeiterschaft kamen der 
Rentabilität der Unternehmungen gleichfalls zugute, zum mindesten 
sınd die finanziellen Einbußen, die der Arbeiterschutz teilweise 
forderte, durch die erhöhte Arbeitsfähigkeit der Handarbeiter aus- 
geglichen worden. Und die Furcht, das Ausland könne mit un- 
geschützten und deshalb besser auszunutzenden oder vielmehr ab- 
zunutzenden Arbeitskräften der deutschen Industrie den Absatz 
rauben, wurde mit jedem Tage gegenstandsloser, indem auch in 
allen anderen Kulturstaaten der Arbeiterschutz voranschritt, ganz 
abgesehen von der eben behaupteten Ertragssteigerung, die gerade 
mit Hilfe einer geschützten Arbeiterschaft eintritt. 

Aber trotz all dieser Vorteile wird man heute die — oben 
schon angedeuteten — Bedenken gegen ein Übermaß der Inter- 

 vention nicht unterdrücken können. Es gilt die Beobachtung, daß 
der Arbeiterschutz volkswirtschaftlichen Nutzen nur so lange bringt, 
“ als er sich von polizeilicher Überreglementiererei fernhält; sobald 
er Arbeitern und Unternehmern allzu lästige Fesseln ihrer Bewe- 
gungsfreiheit auflegt, wandelt er sich in sein Gegenteil. Deshalb ist 
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die Frage nach den Grenzen dieses Schutzes, nach seiner Zweck- 
mäßigkeit im einzelnen Fall stets sorgfältig zu prüfen. Eine prinzipiell 
ablehnende Haltung ist ebenso verkehrt wie eine allzu optimistische 
Beurteilung. 

Niemals darf eine sozialpolitische Maßnahme nur auf ihre 
direkten, nächsten Zwecke allein angesehen werden; im politischen 
Leben zieht ein Schritt den anderen nach sich. So würde z.B. 
eine an einer Stelle begonnene amtliche Lohnregulierung zum Prä- 
zedenz für eine verhängnisvolle Kette anderer Reglementierungen 
werden. | 

Nichts in der staatlichen Sozialpolitik ist so gefährlich wie Dok- 
trinarısmus. Es gibt eben keine ein für allemal feststehenden sozial- 
politischen Dogmen. Bei der Verfolgung eines jeden politischen 
Prinzips kommen wir an einen Punkt, wo sich Recht in Unrecht, 
Wohltat in Plage wandelt. Unter den Sozialreformern haben wir 
neben. manchem nicht nur warmherzigen, sondern auch politisch 
urteilsfähigen Förderer auch viele Leute, denen es teilweise am 
rechten Verständnis für die verschlungenen und weitreichenden Ver- 
knüpfungen des sozialen Organismus fehlt, die eine gewisse Lust am 
Projektmachen, am Reglementieren und am Experimentieren mit 
Menschen haben. Es sind die geborenen Bureaukraten, die es nicht 
bloß in den Amtsstuben, sondern bei uns in Deutschland in erstaun- 
licher Menge auch unter den ‚„Regierten“ gibt. Und doch darf man 
nie vergessen, daß die eigentliche Aufgabe nicht in erster Linie polizei- 
licher oder gesetzgeberischer Natur ist. Eine harmonische Entwick- 
lung des Verhältnisses der gesellschaftlichen Klassen läßt sich nicht 
erzwingen. Gewiß, die gröbsten Mißstände müssen verboten werden. 
Aber darüber hinaus darf man nie vergessen, daß mit jedem Fortschritt 
dieser Sozialpolitik auch das Leben im gleichen Maße papierener, 
bureaukratischer und gebundener geworden ist, daß wenig wirk- 
liche Befriedigung, aber viel Mißstimmung erzeugt worden ist. Selbst 
bei den einwandfreiesten Eingriffen ist vielfach die Folge gewesen, 
daß ein heftiges Übel, unter dem wenige litten, in ein anderes, 
dauerndes, wenn auch geringeres gewandelt worden ist, an dem alle 
kranken. Aber wir fragen: Was soll in Zukunft geschehen? Was 
folgt aus dieser Untersuchung der modernen Staatshilfe? Soll hier 
die neue Tendenz der Sozialpolitik in der erneuten Ablösung des 
Prinzips der Intervention durch das des Gehenlassens bestehen? — 
Das möchten wir keinesfalls befürworten. Noch manches bleibt zu 
tun übrig: überall dort, wo wirtschaftlich ganz schwache Gruppen zur 
Selbsthilfe unfähig sind, z.B. in Teilen der. Hausindustrie. Aber 
weiter würde sich ergeben: Ablehnung der politischen Gedankenlosig- 


r’ ö ” 
5 BL 
a 
IR 
a a 





ar. u ec A . 0’ tu a A 2 TH I an A TE BE ZT EI a Te A I RT TI R an 
a WERE SE 1 Dt HE RER Pet ? Ba N RT RO Ar Kim f W 
x ER ME “ TANS RE 


5 en Be ee Ba 


ch 


810, Die politischen u. ethischen Grundgedanken d. Sozialversicherung. 187 


keit, mit der alle möglichen Richtungen Forderungen an den Staat 
stellen, die vom kurzsichtigsten Egoismus diktiert sind. Ferner Be- 

' schränkung der Staatshilfe nach Möglichkeit auf bloße Anregung und 
Erleichterung der Selbsthilfe. Drittens nur dort mit Verboten vorzu- 
gehen, wo man zugleich die Möglichkeit gewähren kann, anders als 
bisher zu existieren, z.B. in der Wohnungsfrage, der Heimarbeit, 
bei hygienischen Anordnungen aller Art. Schließlich den Selbst- 
verwaltungskörpern und fachmännisch vorgebildeten Spezialfunktio- 
nären mehr zu überlassen als bisher; das polizeiliche Element 
zurückzudrängen. — Die wichtigsten Anforderungen wenden sich . 
aber weniger an Regierung und Beamte als an das Bürgertum: 
sich klar zu werden über das Wesen des Staates und die Grenzen 
seiner Leistungsfähigkeit, die nahe Verwandtschaft von Staatsschutz 
und Polizeigewalt zu durchschauen und den Fortschritt sozialer 
Ethik nicht mit Vielgeschäftigkeit und Vielrednerei in Parlamenten 
und Versammlungen zu verwechseln. 


8 10. Die politischen und ethischen Grundgedanken 
der Sozialversicherung. 


Aber wir haben erst einen Zweig dieser Staatshilfe, den Ar- 
beiterschutz, näher betrachtet; es ist notwendig, auch der anderen — 
wenn auch nur in Kürze — zu gedenken. Die Sozialversicherung 
ist heute (wie oben angedeutet) zu einem in seinen Einzelheiten 
sehr umfangreichen Gegenstande des sozialen Rechtes geworden. 
Es empfiehlt sich deshalb, im Rahmen einer Einführung in die 
Sozialpolitik nur die politischen, ethischen und geschichtlichen Grund- 
linien zu zeichnen und die systematische Darstellung des Systems 
den (zahlreichen) Leitfäden und Grundrissen des sozialen Versiche- 
rungsrechtes zu überlassen. Hier muß Folgendes genügen: Wie der 
Arbeiterschutz im deutschen Reich infolge der Februarerlasse Kaiser 
Withelms II. neue Anregungen erhielt, so kann man mit Recht das 
ältere Werk der Arbeiterversicherung von der Botschaft Kaiser 
Wilhelms I: vom 17. November 1881 an datieren. Dieser Tag wird 
dauernd einer der wichtigsten in der inneren Geschichte des Deutschen 
Reiches bleiben. Für Millionen aus der breiten Masse des Volkes 
setzte eine neue Epoche in der Sicherheit und Wohlfahrt ihrer 
Existenz ein. Freilich wurde seitdem nicht nur das bedeutendste 
Werk der Sozialpolitik Deutschlands geschaffen; zugleich wurde da- 
durch ein neues Gebiet der Gesetzgebung und Verwaltung eröffnet, 
an dem bis jetzt Regierung, Reichstag, zahlreiche Beamtenkörper, 
Vereine, Kassen, Ärzte, Unternehmer und Arbeiter unausgesetzt in 
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unermüdlicher Arbeit tätig waren, ohne daß wir heute schon zu 
einem Abschluß gelangt wären. 

Vielleicht ist die Sozialversicherung der ran Versuch, 
den Leiden und der Hinfälligkeit der Menschen in ihren wirtschaft- 
lichen Folgen zu. begegnen, der je unternommen worden ist. Hier 
stehen Staat und Gesellschaft im Dienste der Bekämpfung der 
Folgen von Krankheit, plötzlicher Vernichtung der Körperkräfte, 
dem allmählichen Versiegen der Arbeitsfähigkeit, der. Beschwerden 
des Alters und bis zu einem gewissen Grade der Not des Todes. 
Die große Masse des Volkes, die nur von ihrer Arbeit lebt und 
deren Einkommen zum Ansammeln von Kapital nicht ausreicht, 
wird durch Krankheit und andere erzwungene. Unterbrechung der 
Arbeit aufs empfindlichste getroffen. Was soll dann werden? wo- 
her die teure Medizin? das Brot für die Kinder? Mochte man in 
gesunden Tagen einigermaßen auskommen, jetzt langt es nicht hin 
und nicht her. „Die Krankheiten“, sagt Schmoller, „wirken für 
die Familienwirtschaft wie die Kriege für die Staatswirtschaft.‘ 
In Deutschland kamen schon in der Vorkriegszeit im Durchschnitt 
5 bis 6 Krankheitstage jährlich auf einen Arbeiter. Wären diese 
Krankheitstage auf alle nach Alter und Beruf gleichmäßig verteilt, 
das wäre erträglich. Aber die Krankheiten kommen unregelmäßig, 
meist unerwartet. Je älter einer wird, je gefährlicher sein Beruf ist, 
‚desto häufiger und intensiver treten diese Störungen ein. Ähnlich 
wirkt. das Wochenbett der armen Frau. Auch der Tod bringt Aus- 
gaben, die im gewöhnlichen Verlauf des Lebens nicht vorgesehen 
sind: Begräbnis und anderes. 

Ist diese Lage gegenüber den Krankheiten allen ärmeren Kreisen 
gemeinsam, so hat die wirtschaftliche Entwicklung zunächst im 
Gewerbe, dann auch in der Landwirtschaft noch besondere Erschei- 
nungen der Gefährdung mit sich gebracht. Mag es von jeher 
besonders gefährliche Gewerbe gegeben haben, so hat doch die 
moderne Maschinentechnik die Unfallwahrscheinlichkeit verallge- 
meinert und vergrößert. In den Betrieben bleiben Fehlgriffe, Unvor- 
sichtigkeiten oder auch ganz außer der Macht des einzelnen stehende 
Unfälle nicht aus. Es. liegt in der Natur dieser industriellen Arbeit, 
daß es sich dabei nur selten um ein direktes Verschulden von 
Arbeitern oder Arbeitgebern handelt — diese automatische, von 
Dampt oder Elektrizität betriebene Maschinenwelt fordert ihre Opfer 
an Leben oder Gesundheit auch bei normaler Vorsicht. So häufig wie 
die Krankheiten sind ja die Unfälle nicht; aber die schwereren treffen 
in ihrer Plötzlichkeit, in der häufigen Aussichtslosigkeit auf Heilung 
die Familie umso härter. Je weiter die industrielle Technik: schritt, 
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desto dringlicher wurde in den Kulturstaaten die Frage der Betriebs- 
unfälle. Im Jahre 1881 kamen in Deutschland 88722 Betriebsunfälle 
vor; 20% davon hatten über vierwöchige Arbeitsunfähigkeit, 2,3 %/o 
den Tod zur Folge. Seitdem haben sie beständig zugenommen, und 
dieses Schlachtfeld der täglichen Arbeit fordert größere Opfer an 
Blut und Leben als manche Kriege früherer Zeit. 1907 ereigneten 
sich 144703 Unfälle; durch sie wurden 9815 Personen En 1356 
dauernd völlig erwerbsunfähig. 

Aber auch wenn plötzliche Unglücksfälle nal werden, 
so fordert doch die dauernde anstrengende Berufsarbeit allmählich 
den: Verbrauch der Körperkräfte. Je weiter die Akkordarbeit aus- 
gebildet wurde, desto früher stellte sich die Zeit ein, wo der Verdienst 
des Arbeiters abnahm, weil er nicht mehr das volle Maß jugend- 
frischer Kräfte aufweisen konnte. Während die Kosten der Lebens- 
haltung mit der Vergrößerung der Familie steigen, sieht manch einer, 
der über die Jugendblüte hinaus ist, der Zukunft sorgenvoll ent- 
gegen, weil seine Kräfte nachlassen. Wann wird die Zeit kommen, 
wo niemand den vermindert Arbeitsfähigen mehr gebrauchen kann? 
Die Aussichten ferner auf ein gesichertes Alter sind umso geringer, 
je mehr sich mit der modernen Freizügigkeit und Geldwirtsthaft die 
Familienbande gelockert haben. Die Pflicht der Kinder, für die alten 
Eltern zu sorgen, wird nicht mehr im An Umfang a wie in 
primitiveren Zeiten, 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde allen orantworeNe 
Kreisen immer mehr klar, daß gegenüber diesen Verhältnissen etwas 
Eingreifendes geschehen müsse. Es gab ja allerdings eine letzte 
Zufluchtsstätte, ein großes Reservoir für die Mühsäligen und Be- 
ladenen: die Armenpflege, Aber sie war eben nur eine letzte Station 
für die am Wege liegen Gebliebenen. Ihre Leistungsfähigkeit war 
beschränkt; es wäre eine ungeheure Belastung der öffentlichen 
Körperschaften, wenn ihr aus der Millionenarmee der Arbeiter alle 
Kranken, Invaliden und Verunglückten zugewiesen würden. Dazu kam 
noch das W.ichtigere: Wer Armenunterstützung genießt, verliert die 
bürgerlichen Ehrenrechte; er wird ein Almosenempfänger, der von 
den großmütigen Geschenken anderer lebt. Und gerade in dieser Zeit 
entfaltete sich das Klassenbewußtsein des Arbeiters, der Stolz auf 
seine Bürger- und Menschenrechte. Er erkannte, daß es vorwiegend 
die allgemeinen gesellschaftlichen Verhältnisse waren, die ihn in 
Zeiten der verminderten Arbeitsfähigkeit brotlos machten; er wollte 
nicht zu den Armen, dem Ballast im Gesellschaftsschiff, gehören. 
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s 11. Geschichte der ee im 
deutschen Reich. ae 


Teilweise in Anknüpfung an mittelalterliche Versuche der 
Innungs- und Gesellenkassen, Bruderschaften, Knappschaftskassen 
entstanden zunächst auf dem Boden der Selbsthilfe Hilfskassen, die 
jedoch manchen Schwierigkeiten ausgesetzt waren. Die breite Masse 
war zu wenig an die Sorge für eine vermeintlich ferne Zukunft ge 
wöhnt, lebte zu sehr in den Tag hinein und war auch kaum imstande, 
Beiträge aus ihren Einkünften abzugeben. Die Folge davon war, 
daß nur ein kleiner Teil freiwillig in diese Kassen eintrat. Je kleiner 


aber der Kreis der Versicherten, desto geringer die Unterstützungen. 


oder desto unsicherer die finanzielle Grundlage der Kassen. Auch 
fehlte es nicht an politischen Verfolgungen solcher Vereinigungen. 


Vorbildlich für eine neue Entwicklung war die vom Minister. 


von der lleydt 1854 in Preußen durchgeführte Reform der Knapp- 
schaftskassen der Bergleute. Auch die großen Eisenbahngesell- 
schaften jener Jahre versicherten ihre eigenen Arbeiter zumeist 
zwangsweise in knappschaftsähnlichen Kassen. Den für die spätere 
Ausgestaltung des Versicherungswesens so wichtigen Gedanken des 
Zwanges zum Beitritt sprach die preußische GO. von 1849 aus; durch 
sie erhielten die Städte die Möglichkeit, Kassen mit Beitrittszwang 
und der weiteren Bestimmung, daß die Unternehmer zu Beiträgen in 
halber Ilöhe der Arbeiterbeiträge verpflichtet werden könnten, zu 
schaffen. Bis 1876 entstand eine steigende Zahl von Hilfskassen, die 
meist durch Ortsstatut mit dem Beitrittszwang versehen waren; 
dieses Jahr brachte insofern einen Fortschritt, als durch Erlaß des 
Hilfskassengesetzes die. auf freier, privatrechtlicher Übereinkunft 
ruhenden Krankenkassen unter bestimmten Bedingungen Rechtsper- 
sönlichkeit erhielten und ihre Mitglieder vom Beitrittszwang der Orts- 
kassen befreit wurden. Es fehlte also auch vor der kaiserlichen Bot- 
schaft von 1881 an einer gewissen Krankenversicherung in Preußen- 
Deutschland nicht; aber es standen ihr doch noch zahlreiche Kate- 
gorien von Arbeitern fern; andere waren in nur wenig leistungsfähigen 
oder unsicheren freien Kassen versichert, wieder andere durch Be- 
triebskassen mit strengen Statuten allzu Bean, an ihren Betrieb 
gelesselt. 

Aber wenn die Verhältnisse vor 1881 in der Krankonfündoren 
noch leidlich sein mochten, so stand es mit der Unfallentschädigung 
oder mit der Invalidenfürsorge umso ärger. Bei Betriebsunfällen 


konnten bis 1871 die Arbeiter in der Regel nur so weit besondere 


Entschädigungen erhalten, als nach den Grundsätzen des Zivilrechtes 
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der Unternehmer haftbar erschien. Auch nach 1871 hatte der ver- 
unglückte Arbeiter den Beweis zu erbringen, daß tatsächlich durch 
ein Verschulden des Unternehmers der Unfall herbeigeführt worden 
sei. Man verwies in vielen Fällen den Arbeiter auf den Prozeßweg 
mit all seiner Verbitterung, seinen Kosten und Plagen. Am schwierig- 
sten war die Frage nach einer zweckmäßigen Entschädigung für 
Verminderung des Verdienstes infolge von Alter und Invalidität. Wer 
sollte hierfür die Versicherungskosten tragen? wie hoch würden sich 
diese Lasten belaufen? welche Organisationen sind geeignet? in 
welchem Maße können die Unternehmer, können die Arbeiter zu den 
Kosten herangezogen werden? Die den Notleidenden gewährte Unter- 
stützung sollte einigermaßen ausreichend, wenigstens ein merkbarer 
Zuschuß zu den sonstigen verminderten Bezügen sein; andererseits 
mußten versicherungstechnisch sichere Grundlagen vorhanden sein. 
Und wenn man sich auch bewußt war, daß auf dem Boden “der 
Freiwilligkeit die breiten Massen nicht erfaßt wurden, sondern hier 
nur ein Versicherungszwang für alle in Betracht kommenden Personen 
gelten konnte, so wollte man doch nicht leichten Herzens mit dem 
alten Prinzip brechen, daß jeder seines Glückes Schmied und für 
sein Schicksal verantwortlich ist. Da die Idee der bloßen Barmherzig- 
keit, des Almosengebens — erinnern wir uns der Ausführungen im 
ersten Kapitel — für die klare Erkenntnis des modernen Arbeits- 
verhältnisses ausgeschlossen war, mußte man also auch von den 
Arbeitern finanzielle Beiträge verlangen. Das neue große Versiche- 
rungsinstitut sollte teilweise den Charakter der Selbsthilfe tragen; 
aber da die Mittel der Arbeiter allein nicht ausreichten, mußte auch 
der Staat eintreten, nicht bloß die Organisationen schaffen und 
schützen, sondern selbst Geldopfer bringen. Das Werk mußte auf 
einer Vereinigung von Staats- und Selbsthilfe beruhen. Vielleicht 
noch schwieriger war die Antwort auf die Frage, wieweit die Arbeit- 
geber heranzuziehen waren. Man erkannte: Der Einfluß der von den 
Unternehmern in den Grundzügen geschaffenen Arbeitsverhältnisse 
auf die Krankheitsmöglichkeit war verhältnismäßig gering; hier 
konnten ihnen keine allzu großen Opfer zugemutet werden; hier 
waren die Versicherten selbst stärker zu belasten, aber auch in 
höherem Maße an der‘ Verwaltung der Kassenorganisation zu be- 
teiligeen. Gerade umgekehrt waren die Unternehmer bei Betriebs- 
unfällen die eigentlich Verantwortlichen; sie mußten dazu: erzogen 
werden, Unfallkosten als Produktionskosten anzusehen. Hier hatten 
sie (nach einem später aufgegebenen Prinzipe) alle Last selbst zu 
tragen ; aber die Organisation war dafür auch in ihre Hände zu legen. 
Bei der Alters- und Invaliditätsversicherung erkannte man es als dem 
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Prinzip der Gerechtigkeit entsprechend, neben Reichszuschüssen Ar- 
beiter und Unternehmer gleichmäßig heranzuziehen. 

Getragen wurde das Werk der Sozialversicherung von der Bigenk 
lich sozialpolitischen Idee, daß die Arbeiter einen Anspruch auf 
diese Fürsorge haben. Darin bestand das neue Prinzip. und kam 
die Gleichberechtigung aller gesellschaftlichen Klassen zum Aus- 
druck. Freilich verwirklichte sich das Programm nicht von. heute 
auf morgen. Die Unfallversicherung, die nach der Botschaft zuerst 
erledigt. werden sollte, verzögerte sich. Das erste Gesetz, das zu- 
stande kam, war die obligatorische Krankenversicherung vom 15. Juni 
1883. Ein Jahr darauf wurde dann am 6. Juli 1884 auch das erste 
. Unfallversicherungsgesetz verabschiedet. Das letzte Glied in der 
grundlegenden Sozialversicherung wurde erst unter der Regierung 
Kaiser Wilhelms II., allerdings noch mit der Gegenzeichnung des 
Füßßten Bismarck, nach langen parlamentarischen Kämpfen durch das 
Invaliden- und Altersversicherungsgesetz vom 22. Juni 1889 gefügt; 
es trat am 1. Januar 1891.in Kraft. Freilich waren das nur die An- 
fänge eines langwierigen Gesetzeswerkes. Immer wieder mußten Er-. 
gänzungen und Erweiterungen aller drei Gesetze beschlossen werden, 
zumeist in der Absicht, immer weitere Personenkreise in den Rahmen 
der Versicherung zu ziehen. Durch die Krankenversicherung genossen 
1907 fast 13 Millionen Arbeiter für sich und ihre Angehörigen einen 
allerdings nur bescheidenen Schutz vor wirtschaftlichem Sturm durch 
Krankheit; beinahe 20 Millionen Arbeiter waren gegen die Folgen 
von Unfällen versichert. Die Entschädigungsleistungen, die die Unter- 
nehmer in. den Jahren 1885 bis 1907 zu zahlen hatten, betrugen in 
der Unfallversicherung annähernd 11) Milliarden Mark. In allen drei 
Versicherungszweigen sind in diesem Zeitraum rund 6,3 Milliarden 
Mark Entschädigungen gezahlt worden. 

Wie auf den übrigen Gebieten der öffentlichen Hilfe, so wurden 
auch in der Sozialversicherung sehr bald Revisionsgesetze notwendig. 
Die Krankenversicherung wurde in drei Novellen (1892, 1900, 
1903) durch Ausdehnung der Dauer der Unterstützung von 13 auf 
26 Wochen und durch Erweiterung des Kreises der Versicherten fort- 
geführt; im Jahre 1899 wurde die Invalidenversicherung revidiert: eine 
fünfte Lohnklasse wurde geschaffen und neue Personenkreise wurden 
aufgenommen. Ein Jahr darauf änderten fünf Gesetze die Organisa- 
tion der Unfallversicherung, dehnten die Versicherung auf bestimmte 
Betriebe aus und erweiterten die Leistungen. Solche Bestrebungen, 
den Kreis. der versicherten Personen und die Höhe der Leistungen zu 
vermehren, begleiten seitdem die weitere Entwicklung; sie stehen 
| auch heute im Vordergrunde der Erörterungen. Dabei wächst aber. 
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auch der Widerstand gegen die Aufnahme in den Kreis der Ver- 
sicherten oder die Leistungserhöhung. Diese zieht die Mehrung der 
Beiträge nach sich; jene vermindert die Möglichkeit individueller 
Gestaltung des Lebens. _ | 

Vor zehn Jahren schien vor allem dreierlei notwendig: die Ver- 
schmelzung der drei Versicherungszweige zu einem möglichst ein- 
heitlichen Ganzen, die auch äußerlich durch einen gemeinsamen 
Kodex zum Ausdrucke käme; ferner die Einrichtung einer Hinter- 
bliebenenversicherung und die Schaffung einer Versicherung für die 
Angestellten nach dem Vorbilde der Arbeiterversicherung. Man wollte 
in einer Reichsversicherungsordnung schließlich auch die  Hausge- 
werbetreibenden mehr als bisher berücksichtigen; kurz man hielt es 
für notwendig, den Kreis der gegen Krankheit versicherten Personen 
möglichst so weit zu dehnen, daß die Kreise der gegen Invalidität 
und der gegen Krankheit versicherten Personen gleich gestaltet sind 
und das Prinzip durchgeführt ist, die Krankenversicherung möglichst 
auf alle Personen zu erstrecken, die ihre Arbeitskraft in untergeord- 
neter, abhängiger Stellung verwerten. Freilich war die Betätigung 
dieses schönen Grundsatzes nicht leicht. Solange die Krankenversiche- 
rung in der Hauptsache nur Fabrikarbeiter betraf, bot ihre Organisa- 
tion verhältnismäßig geringe Schwierigkeiten: hier bestand eine klare 
Beziehung zu einem bestimmten Arbeitgeber und bot die räumliche 
Konzentration der Versicherten einen guten Boden; auch waren die 
Versicherten selbst relativ leistungsfähig, so daß der Grundgedanke 
aller Versicherung, die Versicherten zur Beitragszahlung heranzu- 
ziehen, gewahrt werden konnte. Je mehr aber der Kreis der Ver- 
sicherten ausgedehnt wurde, desto mehr mußten Personenkreise wie 
die Hausgewerbetreibenden herangezogen werden, die selbst 
nicht leistungsfähig genug waren, um ohne drückende Verminderung 
ihres knappen “Arbeitsbrotes die gesetzlichen Beiträge zu zahlen. 
Dadurch wurde für sie eine rechte Versicherung sehr erschwert. Und 
doch sind sie es gerade, die eben wegen dieser Teistungsschwäche 
die Versicherung am dringendsten brauchen. Das ist der innere.Wider- 
spruch, der aller sozialen Versicherung zugrunde liegt (wenn nicht 
die Verhältnisse wie beim Unfallschutze ganz anderer Natur sind). 
Hilfe soll und muß den wirtschaftlich Schwächsten werden. Durch 
Armenpflege? Nein. Sie soll ja gerade durch das Versicherungs- 
‘ wesen überwunden werden. Der Versuch mußte gewagt werden, 
eine abgeschwächte Versicherung mit ausgesprochenem Wohlfahrts- 
charakter (weiter als bisher schon) zu entwickeln. Abzuweisen waren 
damals und sind heute noch, wie uns scheinen will, ‘alle Bestre- 
bungen, durch ein lückenloses Riesensystem der Sozialversicherung 
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allen nur denkbaren zukünftigen Schwierigkeiten des Lebens zuvor- 
zukommen. Es gibt sozialpolitische Spezialisten des Versicherungs- 
wesens, die mit ihm die ganze „soziale Frage‘‘ lösen wollen, und die 
es so entwickeln wollen, daß es die Unsicherheit der Existenz des 
Proletariers oder Angehörigen des Mittelstandes auflöst. Eine große 
allgemeine Sozialversicherung soll nach ihrer Ansicht vor allem das 
Mißverhältnis ausgleichen, das darin liegt, daß gerade -die älteren 
Leute, die es am nötigsten haben, schlechter bezahlt werden als die 
jüngeren. Sicherlich ist eine vorbauende Fürsorge um die Zukunft 
eine Kulturnotwendigkeit, und Opfer in der Gegenwart um möglicher 
Gefahren der Zukunft willen sind bis zu einem gewissen Grade heil- 
sam und notwendig. Aber auch hier geraten wir allmählich in ein 
bedenkliches Extrem. Im allgemeinen versichern wir uns zu viel, 
und die Abzüge von ihren Löhnen, die sich die Arbeiter zwangsweise 
auferlegen müssen, können ebenso bedenklich zunehmen wie die Un- 
summen, die unsere Unternehmer an Versicherungslasten für die von 
ihnen beschäftigten Leute zu tragen haben. Auch hierin nähern wir 
uns dem Punkte, den zu überschreiten bedenklich ist. Man darf bei 
den Forderungen auf Ausdehnung der Versicherung öffentlich-recht- 
lichen Charakters nicht übersehen, daß sie ja kein großes, vom 
Himmel fallendes Geschenk beschert, sondern auf einer recht nüch- 
ternen, mathematischen Rechnung ruht. Versicherungen, die große 
Rentenleistungen gewähren, sind teuer, und billige Versicherungen, 
die sich durch Kleinheit der Prämien auszeichnen, gewähren natürlich 
nicht viel. Das gilt auch für staatliche Zwangsversicherungen. 

Am 19, Juli 1911 wurde die Reichsversicherungsordnung (RVO) 
vom Kaiser vollzogen, am 20. Dezember das 'Versicherungsgesetz für 
Angestellte. In jener war die Hinterbliebenen-Versicherung aufge- 
nommen, die Krankenversicherung auf die Dienstboten und die land- 
und forstwirtschaftlichen Arbeiter ausgedehnt; schließlich war eine 
einheitliche Organisation der*Versicherungsbehörden für alle Zweige 
der Sozialversicherung geschaffen worden; drei Instanzen bestanden 
fortan: Versicherungsamt, Oberversicherungsamt und Reichsversiche- 
rungsamt. Die Grundlinien des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
werden im Kaskel-Sitzlerschen Grundrisse in folgenden Sätzen gut zu- 
sammengefaßt: „Es ordnet die Angestelltenversicherung alseine neben 
der Arbeiterversicherung stehende Sonderversicherung des Mittel- 
standes für die Fälle des Alters, der Invalidität und des Todes des 
Ernährers. Die Versicherung erfolgt bei einer selbständigen, für den 
Umfang des ganzen Reiches zu errichtenden ‚Reichsversicherungs- 


anstalt für Angestellte‘ in einer der Invaliden- und Hinterbliebenen- 


versicherung der Reichsversicherungsordnung sowohl hinsichtlich der 
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Aufbringung der Mittel wie der Art der Leistungen vielfach ent- 
sprechenden Weise. Doch zahlt das Reich zu den einzelnen Renten 
der Angestellten keinen Zuschuß, und die Altersrente der Ange- 
stellten beginnt schon mit der Vollendung des 65. Lebensjahres. Zum 
Zweck der Rechtsprechung in Sachen der Angestelltenversicherung ist 
eine besondere Behördenorganisation a eis Oberschieds- 
gericht) geschaffen.“ 


Nach dem Kriege tauchten auch auf diesem Gebiete neue Bestre- 
bungen, nämlich der Plan einer Reform und Weiterführung der RVO. 
auf. „Im Reiche,“ berichtet Ludwig Heyde, „hat sich eine ‚Arbeits- 
gemeinschaft für Neuordnung der Sozialversicherung‘ aus der Gesell- 
schaft für soziale Reform, dem deutschen Komitee für internationale 
Sozialversicherung und der Sozialversicherungsgruppe des deutschen 
Vereins für Versicherungswissenschaft gebildet, die als unabhängige 
Organisation von Sachverständigen und Interessenten an den not- 
wendigen Vorarbeiten mitwirkt.‘“ Ein schwieriges Problem lag jetzt 
vor: Die Wirkungskraft der Sozialversicherung ließ immer mehr 
durch das Sinken der Kaufkraft des Geldes nach. In der Kranken- 
versicherung wurde deshalb die Gehaltsgrenze für Angestellte auf 
15000 Mark erhöht und die Höchstgrenze für die Bemessung des 
Grundlohnes gesteigert. Die Wochenhilfe wurde verbessert. In der 
Unfallversicherung wurden die Zuschläge zu den Renten neu ge 
regelt. In der Invalidenversicherung war man bestrebt, die Leistun- 
gen und Beiträge einigermaßen mit dem Geldwerte in Einklang zu 
bringen. Inzwischen werden die Vorarbeiten für eine große Reform 
der RVO. in den zuständigen Reichsämtern gefördert. Sie soll u.a. 
auch die reichsrechtliche Regelung der Krankenversicherung der 
‚ Hausgewerbetreibenden bringen. Das Wichtigste an dieser Reform 
wird die Arbeitslosenversicherung im ‚Rahmen der RVO, sein. 


$ 12. Über Arbeitsvertragsjustiz. 


Zur öffentlichen Hilfe gehört auch die Sondergerichtsbarkeit in 
Fragen des Arbeitsrechts. Nicht die Streitigkeiten von Unternehmern 
untereinander oder mit den Käufern ihrer Waren sind Gegenstand 
dieser besonderen Rechtsprechung; vielmehr :handelt es sich dabei 
um Streitfälle der Arbeitgeber mit ihren Arbeitern, die sich auf das 
Arbeitsvertragsverhältnis beziehen und nach den gesetzlichen Vor- 
schriften entschieden werden können. Diese Gerichtsbarkeit ist nicht 
zu verwechseln mit den Versuchen, Streitigkeiten vor Gerichten zu 
entscheiden, die zwar auch zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern (z.B. über die Lohnhöhe) bestehen, die aber nicht die Inne- 
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haltung von Gesetzesvorschriften betreffen. Die Gewerbe- und Kauf: 


mannsgerichte sprechen Recht auf Grund eines Gesetzbuches, etwa 


der GO. Daß dieselben Gerichtshöfe bisweilen als Schiedsgerichte 
bei Streiks oder Aussperrungen tätig sind, beruht zwar auch auf 
gesetzlicher Ermächtigung dazu, hat aber mit der eigentlichen Judi- 
katur dieser Gerichtshöfe nichts gemein. Wer gegen das Gesetz ver- 
stößt, kann vom Gerichte zu einer Strafe verurteilt werden und 
kann in Zukunft zur Einhaltung der mit zwingender Gewalt er- 
lassenen Bestimmungen angehalten werden. Im Einigungswesen hin- 
gegen kommt den Gerichten diese Machtausübung nicht zu. 

In Großbritannien gelangen die Streitigkeiten aus dem Arbeits- 
vertrage vor die ordentlichen Gerichte, die Grafschaftsgerichte in 
England; auf dem Kontinente (Deutschland, Österreich, der Schweiz, 
in Frankreich, Belgien und Italien) sind zumeist Sondergerichte ge- 
schaffen, um durch sie ein schnelleres, sachverständigeres, dabei 
billigeres Urteil zu bewirken. Es sind Fachgerichte unter Mitwir- 
kung von Berufsgenossen. In Frankreich bestehen solche conseils 


de prud’hommes seit 1806. Sie beruhen auf dem Prinzipe der Parität 


von Arbeitern und Arbeitgebern; der Vorsitzende wird aus ihrer 
Mitte von ihnen selbst gewählt. | 

Das Gesetz vom 28. Juli 1890 schuf im deutschen Reiche neben 
‚Innungsschiedsgerichten und der Funktion der Gemeindevorsteher 
Gewerbegerichte. Seit 1901 ist jede Gemeinde mit mehr als 20000 Ein- 


wohner verpflichtet, ein Gewerbegericht (als staatliches Gericht) ein- 


zusetzen, das auf einer Stufe mit den Amtsgerichten steht, und von 


denen Berufung an das Landgericht möglich ist. Im Gegensatze zum 


mehrfach in anderen Ländern nachgeahmten Grundsatze der con- 
seils de prud’hommes leitet die deutschen Gewerbegerichte ein un- 
parteiischer Vorsitzender, dem mindestens 4 Beisitzer (2 von jeder 
Partei) zur Seite stehen. Die Gerichte sollen möglichst auf friedliche 
Beilegung des Streites hinwirken. 

Auch auf diesem Gebiete ist die staatliche Sozialpolitik des 
deutschen Reiches über den Kreis der gewerblichen Arbeiter hinaus- 
getreten durch Schaffung der sogenannten Kaufmannsgerichte 
im deutschen Reich. Sie wurden durch Gesetz vom 1. Juli 1904 ge- 
schaffen und traten am 1. Januar 1905 ins Leben. Wie die Gewerbe- 
gerichte in Streitigkeiten aus dem gewerblichen Arbeitsverhältnis 
zuständig sind, so sind die Kaufmannsgerichte, die meist durch 
Personalunion des Vorsitzenden in enger Verbindung mit ihnen 
stehen, Sondergerichte für Rechtskonflikte zwischen den kaufmänni- 


schen Prinzipalen und ihren Angestellten. Dasselbe Bestreben, das 
1890 zu den Gewerbegerichten geführt hatte, war auch für diese 
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Erweiterung der Sondergerichtsbarkeit maßgebend, nämlich diese _ 
Justiz sachgemäß, schnell und billig zu gestalten. Auch ihre Organi- 
sation beruht auf dem: Grundsatz der Parität insofern, als die Bei- 
sitzer zur einen Hälfte aus Arbeitgebern, zur anderen aus Ange- 
stellten bestehen, die beide von ihren Berufskorporationen gewählt 
werden. Unter den Prozessen, die hier geführt werden, sind be- 
sonders häufig und beachtenswert die Zwistigkeiten über die leidige 
Konkurrenzklausel. 

Eine weitere Ausdehnung dieser Berufs-Sondergerichte käme 
u.E. nur noch für die Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis der 
technischen Privatbeamten in Frage. Über diese Gruppe hinaus- 
zugehen, würden wir nicht empfehlen, weil die Idee der nationalen 
Justizeinheit nicht mehr als dringend notwendig durchbrochen werden 
sollte. Auch auf dem Gebiete der Sondergerichte zeigt sich eine 
Neubelebung des mittelalterlichen Zunftgeistes, der — wie wir ge- 
sehen haben — die Stände und Berufe möglichst scharf sonderte. 

Anders steht es mit der Frage, ob nicht allgemeine Arbeits- 
gerichte,.die für alle Streitigkeiten aus dem bürgerlich-rechtlichen 
Arbeitsverhältnisse zuständig sind, zu. schaffen wären. Es würde 
sich unter Beibehaltung der grundsätzlichen Organisationsregeln um 
eine Erweiterung und Vereinheitlichung der Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichte handeln, wobei zu entscheiden ist, ob sie den Cha- 
rakter als Sondergerichte behalten. sollen oder zu ordentlichen Ge- 
richten würden. Solche allgemeine Arbeitsgerichte sind geplant!). 


$ 13. Regelung des Arbeitsmarktes und Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. 


Daß der Arbeitsmarkt nicht den Zufälligkeiten und der 
Willkür des ungeregelten, individuellen Verkehrs überlassen bleiben 
kann, ist eine sich immer mehr durchsetzende Überzeugung aller 
Sozialpolitiker. ‚An der organisatorischen Regelung des Arbeits- 
marktes,‘“ schrieb vor zehn Jahren V. Wittschewsky?), „ist man allzu- 
lange mit einer gewissen Geringschätzung vorübergegangen. Für 
die menschlichen Arbeitskräfte, die auf der Suche nach Erwerbs- 
gelegenheit waren und nach deren Heranziehung und Verwertung auf 
der anderen Seite ein dringendes Bedürfnis.vorlag, fehlte es an den 


) Vel. Bewer, Das allgemeine Arbeitsgericht, Soziale Praxis, XXIX,'37. 
2) Vgl. Wittschewskv, „Gewerbsmäßige und gemeinnützige Arbeitsver- 
mittelung“, in der deutschen Wirtschaftszeitung vom 1. II. 1910, VI. Jahrg., 
Nr. 3, ferner meine Abhandlung: „Die neuere Entwicklung des Arbeitsnach- 
„‚weises in Deutschland“ in Schmollers Jahrbuch 1900. 
# 
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geeigneten Vorkehrungen, um bequem und billig Angebot und Nach- 
frage in Beziehung zueinander zu setzen, Man hat mit Recht darauf 
hingewiesen, ein wie ungeheurer Apparat geschaffen ist, um die 
prompte Abwicklung des Verkehrs in wirtschaftlichen Gütern und 
materiellen Werten über den ganzen Erdenrund hin sicherzustellen, 
Die Warenbewegung wird hundertfältig beobachtet, aufgezeichnet und 
geordnet; die Schwankungen in der Bewertung der Börsenpapiere 
werden von Tag zu Tag, ja fast von Stunde zu Stunde auf das sorg- 
fältigste registriert und in alle Gegenden der Windrose gedrahtet; 
aber das Dahinfluten der arbeitsuchenden Menschenmassen und die 
zu Zeiten mächtig anschwellenden Bedürfnisse nach arbeitswilligen 
Menschen werden erst in neuerer Zeit, dabei unvollkommen und nur: 
in beschränktem Umfange, statistisch erfaßt, durch öffentliche An- 
stalten planmäßig geregelt und geleitet, nach volkswirtschaftlichen 
und sozialen Gesichtspunkten gemessen und gewertet.‘ Im letzten 
Jahrzehnte hat sich darin mancher Fortschritt vollzogen. Im 19. Jahr- 


hunderte beherrschten die gewerbsmäßigen Stellenvermittler Teile 


des Arbeitsmarktes; teilweise herrschte die mit Zeitverschwendung 


verknüpfte und vom Zufall abhängige Arbeitssuche der Umschau. 


Heute wird in allen Ländern die Stellenvermittlung als ein nicht 
unbedenklicher, vielfach mit unlauteren Mitteln arbeitender Not- 


behelf empfunden, den man nach Kräften beschränken, wenn nicht 


ganz ausmerzen muß. Eine große Bedeutung hatten vor dem Kriege 
die von Interessenverbänden der Arbeitgeber oder Arbeiter ein- 
seitig geleiteten Arbeitsnachweise erlangt; sie werden als Kampf- 
instrument von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden gehand- 
habt. Doch fehlten nicht die paritätisch geleiteten, von Gemeinden 
oder gemeinnützigen Vereinen ins Leben gerufenen Nachweise. Sie 
zu fördern und damit die Arbeits- und Arbeitervermittlung zu einer 
unparteiisch und ohne gewinnsüchtige Absicht im Interesse der All- 
gemeinheit geregelten Institution zu® machen, wurde mehr oder 
weniger als Aufgabe der staatlichen Sozialpolitik anerkannt. Die 
gewerbsmäßige Stellenvermittlung war schon früher Gegenstand ad- 
ministrativer Beobachtung gewesen; aber die gesetzlichen Bestim- 
mungen waren recht milde und kamen über eine mehr reglemen- 
tierende als reformierende Behandlung dieses Erwerbszweiges nicht 
hinaus. Allmählich wurden jedöch bis 1920 die Bestimmungen 
über sie verschärft, bis jetzt mit der bevorstehenden öffentlichen 
Monopolisierung des Arbeitsnachweises die gewerbsmäßige Stellen- 


vermittlung durch Privatpersonen so gut wie ganz verschwinden wird, 


Freilich dürfen bei der Ersetzung der privaten durch die amtliche, 


gemeinnützige oder korporative Arbeitsvermittlung nicht die trotz _ 
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allem früher vorhandenen Vorteile jener Berufstätigkeit auch schwin- 
den. Den amtlich geleiteten Instituten sieht das selır gerechtfertigte 
Bedenken entgegen, daß sie leicht — wie wir es ja auch sonst in der 
staatlichen Sozialpolitik beobachten — zu bureaukratisch-schematisch 
verfahren und dadurch dem Erfordernis zu individualisieren, das 
z.B. bei der Diensbotenvermittlung unerläßlich ist, nicht entsprochen 
wird. Daß man immer wieder genötigt ist, die privaten Vermiltlungen 
nachsichtiger zu beurteilen, als ihre oft recht fragwürdigen Manipu- 
lationen es angezeigt erscheinen lassen, liegt an der Besorgnis, man 
könne mit den öffentlichen Instituten von der Scylla der Übervor- 
teilung in die Charybdis subalterner Reglementiererei geraten. Be- 
sonders in dem Augenblicke, wo die behördlichen Institute das 
Monopol auf dem Arbeitsmarkt erlangten, würde die Gelahr einer 
rein aktenmäßigen, polizeilichen Handhabung eines so viel Takt 
und Menschenkenntnis erfordernden, wichtigen Lebensgebiets herauf- 
ziehen, während die gewerblichen Anstalten doch meist durch die 
Konkurrenz genötigt sind, auf die Wünsche ihrer Kunden Rücksicht 
zu nehmen. Das Ergebnis, zu dem wir auch gegenüber dem Arbeits- 
nachweis gelangen, geht also auch hier wieder dahin, daß eine 
prinzipielle Entscheidung für nur ein System zu verwerfen ist, daß 
es vielmehr darauf ankommt, möglichst vielen Gesichtspunkten durch 
eine praktische, Extreme vermeidende Handhabung gerecht zu werden, 
Es muß gleichzeitig mit der Förderung der öffentlichen Nachweise 
versucht werden, ihre Organisation so unbureaukratisch wie möglich 
'zu gestalten und ihr Beamtenpersonal zu einer sachgemäßen Verrich- 
tung ihrer Obliegenheiten zu erziehen. 

Die Entwicklung des Arbeitsnachweises steht im Zeichen zu- 
nehmender Zentralisation mit all ihren Vorteilen und Mängeln, 
Vor dem Kriege war, wie angedeutet, die Zahl der Stellen, die sich 
mit (nicht gewerbsmäßiger, individualisierter) Arbeitsvermittlung be 
schäftigte, sehr groß. Die von Gemeinden oder Kommunalverbänden 
errichteten Ämter (oft mit paritätischer, der Organisation der Ge- 
werbegerichte verwandter Verfassung) traten indes von 1910 an 
immer mehr in den Vordergrund. Von einem einheitlichen, gleich- 
mäßig verteilten Systeme konnte dabei allerdings nicht die Rede sein; 
auch ergänzten sich die Nachweise vielfach nicht gegenseitig (in 
Süddeutschland besser als in Preußen); aber die Fülle von Ver- 
schiedenheiten "hatte auch ihre Vorteile. Hier und da bestanden 
außerdem bereits Arbeitsnachweisverbände. Die gemeindlichen Ämter 
waren im Verbande deutscher Arbeitsnachweise zusammengefaßt. Im 
Kriege wurde wie auf so vielen anderen Gebieten auch hier gewalt- 
sam „reformiert‘, d:h. uniformiert. Besonders die Militärbehörden 
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ließen sich von ihrem Irrglauben leiten, man könne auch im sozial- 
wirtschaftlichen Leben Verbesserungen kommandieren. Die kompli- 
‚zierten, von den Bewunderern jeder Zentralisation viel gepriesenen 
Organisationen verschwanden wieder mit der Aufhebung des Hilfs- 
dienstgesetzes vom 12. November 1918. Eine reichsrechtliche Rege- 
lung der Materie wurde vernünftigerweise noch nicht sogleich vor- 
genommen. Die Landeszentralbehörden bekamen durch eine Ver- 
ordnung vom 9. Dezember 1918 die Ermächtigung, die Gemeinden zur 
Unterhaltung von Nachweisen zu zwingen, für einen Ausgleich unter 
den Ämtern zu sorgen, Berufsberatung einzuführen und regelmäßig 
berichten zu lassen. Preußen kam dem am 12. September 1919 durch 
eine vorläufige Verordnung nach. 

Inzwischen hat das Reichsarbeitsministerium den Entwurf eines 
Reichsarbeitsnachweis-Gesetzes ausgearbeitet, von dem Kaskel in 
seinem „Neuen Arbeitsrechte‘‘ (S.36/37) berichtet, daß er auf den 
Grundsätzen des planmäßigen Aufbaues, der Zusammenfassung und 
der. Monopolisierung :beruht, einen Benutzungszwang aber nicht: vor- 
sieht.. Es wird ein lückenloses Netz von Nachweisen angestrebt mit 
Landesämtern und einem (inzwischen ins Leben getretenen) Reichs- 
amte für. Arbeitsvermittlung. Bestehende, nicht öffentliche Arbeits- 
nachweise (besonders die Facharbeitsnachweise von Berufsvereinen) 
werden eingegliedert. 

- Der Arbeitsnachweis soll besonders auch der Aufgabe dienen, 
die Arbeitslosigkeit zu vermindern. Viel unfreiwillige Muße 
von Arbeitern ist in der Unorganisiertheit eines Teiles des Arbeits- 
marktes begründet. Erst wenn das interlokale Arbeitsvermittlungs- 
wesen in einem prompt funktionierenden System ausgestaltet ist, 
läßt sich klar erkennen, in welchem Grade die zeitweilige Arbeits- 
losigkeit eine Begleiterscheinung unseres Wirtschaftslebens ist. Erst 
als Ergänzung des Arbeitsnachweises ist die Arbeitslosenversicherung 
am Platze. Ein Schutz gegen die wirtschaftlichen. Folgen unverdienter 
Arbeitslosigkeit ist sicherlich die Krönung des Werkes einer Organi- 
sation des Arbeitsmarktes. 

Ehe das Deutsche Reich an eine Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit herantreten kann, führt es gegenwärtig eine Aktion der Er- 
werbslosenfürgorge durch, die streng begrifflich nicht zur 
Sozialpolitik, sondern zur Volkswohlfahrtspflege gehört, aber wegen 
ihrer Bedeutung für die Sozialpolitik und als Vorbereitung der Ver- 
sicherung hier nicht übergangen werden darf. Diese Fürsorge fließt 
aus dem von der Republik aufgestellten und rechtlich anerkannten 
Prinzipe, daß der Staat die Pflicht habe, für eines Deutschen Unter- 
halt’ zu sorgen, wenn er ihm eine angemessene Arbeitsgelegenheit 
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nicht nachweisen kann. Daß sich dieser Grundsatz praktisch so 
schnell durchsetzte, war eine Folge des Krieges. Die erste gesetz- 
geberische Maßnahme der neuen Regierung war die Verordnung 
vom 13. November 1918 über Erwerbslosenfürsorge. Ohne sie hätte 
man die Demobilmachung nicht vornehmen können. Sie war eine 
geschichtliche Notwendigkeit, mit der man sich abfinden mußte; am 
sozialwirtschaftlichen Maßstabe einer normalen Zeit gemessen, ist 
sie politisch, wirtschaftlich und sittlich gleich verwerflich. Eine un- 
gewöhnlich große Zahl von abändernden und ergänzenden Verord- 
nungen versuchte eine allmähliche Reform. Die unbeschränkte Dauer 
der Unterstützung wurde schließlich dahin berichtigt, daß vom 
1. August 1920 ab die Fürsorge grundsätzlich nur für die Höchst- 
zeit von 26 Wochen gewährt werden darf. Die Maximalsätze der 
Unterstützung mußten infolge des Sinkens der Kaufkraft der Nominal- 
renten mehrfach erhöht werden. Am 1. Januar 1920 sollen nach den Be- 
richten der Demobilmachungs-Kommissare 371675 Erwerbslose unter- 
stützt worden sein. Von da an sinkt die Zahl beständig!). 


Die gegenwärtige deutsche Erwerbslosenfürsorge ist keine Arbeits- 
losenversicherung und keine Armenunterstützung. Die Renten. 
empfänger sind an der Aufbringung der Mittel unbeteiligt; sie haben 
aber einen erzwingbaren Rechtsanspruch auf die Unterstützung. 
Durchgeführt wird die Fürsorge nicht vom Reiche selbst, sondern 
von den Gemeinden. An die Normativbestimmungen, die das Reich 
erlassen hat, sind die Kommunen gebunden. Die Kosten, die bis 
Ostern 1920 nach Kaskel nahezu 1 Milliarde Mark betrugen, werden 
zu 6/; vom Reiche, zu /;;, vom Lande und zu ?/,, von der Gemeinde 
getragen. Für leistungsschwache Gemeinden kann die Reichsregierung 
über die’s/,, hinausgehen ?). 

Die sehr bedenkliche, aber unvermeidliche Übergangserscheinung 
der Erwerbslosenfürsorge sollte, sobald wie möglich, durch die voll- 
kommenere Einrichtung der Arbeitslosenversicherung ersetzt werden. 
Gewiß bemühen sich die letzten Verordnungen, die Erwerbslosenfür- 
sorge etwas weniger unproduktiv zu gestalten als anfangs, und den 
Gedanken der Arbeitsbeschaffung mehr voranzustellen; aber es läßt 
sich doch nicht allzu viel an dieser Kriegsfolgeerscheinung verbessern. 


!) Die Statistik ist schwierig. Eine eingehende Untersuchung über die 
Praxis und die Wirkungen der Erwerbslosenfürsorge bereitet unter Hugo 
Lindemanns Redaktion die sozialpolitische Abteilung des Forschungsinstituts 
für Sozialwissenschaften in Köln vor. 

?) Über die Durchführung der Fürsorge vgl. die sehr klar und über- 
sichtlich Borna Ausführungen bei Kaskel, Das Neue Arbeitsrecht, 
S. 94ft.. 
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Doch auch die Schwierigkeiten einer solchen Versicherung sind 
sehr groß. Sie erscheint zunächst als eine Aufgabe, die ins Gebiet 
der Selbsthilfe gehört und am zweckmäßigsten den Berufsvereinen 
zu überlassen ist. Aber einmal sind gerade die der Arbeitslosig- 
keit am meisten ausgesetzten Schichten gewöhnlich nur im ge- 
ringen Grade organisiert, und dann übersteigen akute Stockungen 
auf dem Arbeitsmarkt, wie sie bei schwereren Wirtschaftskrisen 
nicht ausbleiben, die Leistungsfähigkeit vieler Gewerkschaften. Dem 


Staate dieses Gebiet sozialpolitischer Aufgaben zuzuweisen, tug 


man früher vielfach Bedenken, schon weil eine befriedigende Lösung 
der sogenannten Schuldfrage in großen Verhältnissen nicht möglich 
erscheint. Daran knüpft sich ferner eine Menge schwer beantwort- 
barer Fragen, wie die: Ist schon ein Rückgang der Konjunktur Grund 
genug zur Entlassung von Arbeitern und ihrer Überweisung an die 
Versicherungskassen? Soll bei den Entschädigungen auf die Qualität 
der Arbeitsbedingungen Rücksicht genommen werden? — Manche 
wollten das Problem mit Hilfe des Sparzwanges lösen (z.B. Sclıanz). 
Spareinlagen sollten nur bei Arbeitslosigkeit angreifbar sein, falls 
sie nicht den Betrag von 100 Mark überstiegen. Weiter fragte man: 
Sollen auch bei dieser Versicherung die Arbeitgeber beitragen? Wie 
liegt die Sache im Fall des Streiks ? Sollen auch die Arbeiter dem 
Versicherungs- oder Sparzwang unterworfen \ werden, die der Gefahr 
der Arbeitslosigkeit nur sehr wenig ausgesetzt sind? Sollen auch. 
die Arbeitgeber beisteuern, die im Normalfall Leute überhaupt nicht 
entlassen? Am nächstliegenden lag der — hier und da verwirk- 
lichte Gedanke, die Kommunen — abgesehen von den fast immer 
zu befürwortenden Notstandsarbeiten — in den Dienst der Versiche- 
rung zu stellen. Aber auch hier konnte man nicht .übersehen, daß 
die kleineren Städte meist finanziell nicht leistungsfähig genug 
waren und bei den großen, falls sie gute Versicherungseinrichtungen 
trafen, der ihnen unwillkommene Anreiz zum Zuzug in die Mauern 
dieser gastfreundlichen Kommunen allzusehr erhöht wurde, Am 
aussichtsreichsten erschien vor dem Kriege noch das ‚sogenannte 
auf belgische Versuche zurückgehende Genter System, nach dem 
die Gewerkschaften Zuschüsse für ihre Arbeitslosenunterstützungen 
von der Kommune erhielten; aber gerade dieses Verfahren erfaßte 
die Unorganisierten nicht. 

Vor dem Kriege schien es gerechtfertigt, mehr Vertrauen Sr zu 
dem scheinbaren Allbeglückungsmittel der Versicherung zur allge- 
meinen Wirtschafts- und Handelspolitik, sowie zu den Bemühungen 
zu hegen, Krisen abzuschwächen und den Arbeitsmarkt zu organi- 
sieren. Aber auch auf diesem Gebiete führt die formalsozialistische 
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Ära zu Schritten, gegen die man vor sechs Jahren noch starke Be- 
denken hatte. Jetzt liegt ein Entwurf eines Reichsgesetzes über 
Arbeitslosenversicherung vor, der im engen — allzu engen — Zu- 
sammenhange mit der Sozialversicherung der RVO. diese Materie 
einheitlich regeln will!). Die Mittel sollen durch Beiträge der Arbeit- 
geber, der Versicherten und des Gemeindeverbandes aufgebracht 
werden. Arbeitgeber und Versicherte haben je ?/, Reich und Ge- 
meindeverband je 1/,; der Beiträge zu entrichten. 

Großbritannien hat im November 1919 die bloße Erwerbslosen- 
fürsorge aufgegeben; ‘es hat bereits seit 1911 eine staatliche Ver- 
sicherung. 


$ 14. Kommunale Sozialpolitik. 


Schon aus den Hinweisen auf die Gemeinden, die die Erwerbs- 
losenfürsorge und die zukünftige Arbeitslosenversicherung enthält, 
ergibt sich die steigende Bedeutung der Kommunen für die Sozial- 
politik. Noch vor 10 Jahren war „kommunale Sozialpolitik‘ ein ziem- 
lich neuer Begriff; während des Krieges traten freilich die Gemeinden 
derart in der Wirtschafts- und Sozialpolitik hervor, daß sie‘ heute 
als Hauptträgerinnen der öffentlichen Hilfe erscheinen. Vorher war 
bei uns — im Gegensätze zu England — das ganze politische und 
soziale Denken zu einseitig von den Vorstellungen über den Staat 
beherrscht. Fallen ihm doch auch die großen gesetzgeberischen 
Aufgaben der Arbeiterversicherung und des Arbeiterschutzes in 
erster Linie zu, während die Gemeinden ihm gegenüber lediglich 
als Staatsanstalten betrachtet wurden. Doch lag in dieser Unter- 
schätzung der modernen Stadt in ihrer selbständigen Bedeutung 
für die Sozialpolitik eine große Einseitigkeit, die umso mißlicher 
wurde, als die deutschen Großstädte immer mächtiger emporstrebten. 
Schließlich erzwangen sie sich durch ihr reich gegliedertes soziales 
Leben selbst die Würdigung nicht nur des Nationalökonomen, 
sondern auch des Sozialpolitikers. Gerade für die Besserung der 
Lebenshaltung und die Erhöhung der Existenzsicherheit der breiten 
Massen vermögen die Städte viel; ihre Aufgaben sind vorwiegend 
wirtschaftlicher Natur, und es gibt kaum ein ökonomisches Problem, 
das nicht eine sozialpolitische Seite besäße.: Zu den drei Gruppen, 








. u Vgl. über das allgemeine Problem der Arbeitslosenversicherung vor 
allem Kumpmanns Schriften; ferner Bernhard, „Das Problem der Arbeits- 
losenversicherung nach seinem gegenwärtigen Stande“ in Schmollers Jahr- 
buch 1914; ferner zum Entwurfe Dr. Käthe Gaebels und Bernhards Kritiken 
in „Soziale Praxis“ XXIX, 31, 32, 39. 


v. Wiese, Sozialpolitik, 14 
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die vorwiegend Trägerinnen der sozialen und der Wohlfahrtsauf- 
gaben sind: Staat, Unternehmertum und Berufsvereine gesellt' sich 
schließlich die moderne Stadt, welche die ganz anders geartete 
staatliche Sozialpolitik ergänzt. Hier in dem engeren Raum der 
Kommunen kann die soziale Arbeit viel individualisierender ge- 
staltet werden als in der schablonenhaften, generalisierenden staat- 
lichen Sozialpolitik, in der Einzelheiten und Besonderheiten. nicht 
beachtet werden, trotz großer Unterschiede von Provinz zu Provinz, 
trotz des Gegensatzes zwischen einer Millionenstadt und einem Ge- 
birgsdorf, einem Bergbaurevier und einem Ackerbaubezirk für alle 
mehr oder weniger das Gleiche verfügt werden muß. Daraus er- 
gibt sich, daß die staatliche Sozialpolitik nur das Notwendigste, 
Unumgänglichste und Typische regeln sollte, während die städtische 
den besonderen Bedürfnissen der Bevölkerung gerecht zu werden 
hat. Daraus folgt weiter, daß es mehr die zahlreichen Aufgaben der 
. Volkswohlfahrtspflege als die der engeren Sozialpolitik sind, die zur 
Domäne der Städte gehören. Und schließlich ist es eine Konsequenz 
aus der Natur der Kommunalpolitik, daß ihre Maßnahmen von Ort 
zu Ort beträchtliche Unterschiede aufweisen. Je mehr freilich die 
sozialpolitischen Aufgaben der Kommunen wachsen, desto schablonen- 
- hafter und bureaukratischer wird auch hier die Handhabung. Die 
inneren Unterschiede zwischen staatlicher und kommunaler Sozial- 
politik vermindern sich. Zugleich werden die Gemeinden zu den 
Hauptorganen sozialistischer Wirtschaftspolitik. Während des Krieges 
und heute noch ist die regulierte Lebensmittelversorgung (in Ab- 
hängigkeit von den staatlichen Zentralinstanzen) ihr eigentliches 
Betätigungsfeld. Doch das gehört nicht hierher. Es mag der Hin- 
weis genügen: Die Kommunalbetriebe zur Wasser-, Gas-, Lichtver- 
sorgung und zu zahlreichen anderen Zwecken nehmen so zu, daß 
sich ihrer allzu weiten Ausdehnung schon vor dem Kriege gerade Be- 
denken sozialpolitischen Charakters (auf die wir hier nicht eingehen 
können) entgegenstellten. Es kommt dabei die Stadt als Arbeit- 
geberin in Betracht. Die Einrichtung von Musterbetrieben und die 
Fürsorge für die Gemeindearbeiter gehört hierher. Zweitens sind die 
Aufgaben zu nennen, die der Staat den Gemeinden zuweist. Im 
Arbeiterschutz und in der Arbeiterversicherung ist eine Ergänzung 
und ein Ausbau durch Ortsstatut möglich. Dabei brauchen wir uns 
. nur daran zu erinnern, wie gerade auf dem Gebiet der Fürsorge 
für die Handelsangestellten den Städten weiter Spielraum gelassen 
ist. Von den Gewerbe und Kaufmannsgerichten wäre gleichfalls 
hier zu reden. Mit diesem Aufgabenkreis stehen die in Verbindung, . 
welche die Regelung des Arbeitsmarktes betreffen. Zur Fürsorge für S 
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die Arbeiter gesellt sich die städtische Sozialpolitik gegenüber dem 
Mittelstande: SERBDEN OL ES Förderung der Genossenschaften, 
Ladenschluß usw. Ye Far R= 

Umfangreicher noch sind die Aufgaben, die auf der Grenze : 
Sozialpolitik und der Volkswohlfahrtspflege stehen oder ganz dem 
. zweitgenannten Gebiet angehören. Zählen wir (nach Lindemann) 
auf: 1. allgemeines Wohlfahrts- und Hygienewesen: Fürsorge für 
die Ernährung (Marktwesen, Fleisch-, Wasser-, Milchversorgung), 
Sparkassenwesen, Verkehrswesen, Anlagen und Spielplätze; dann 
die Öffentliche Gesundheitspflege: Abfuhrwesen, Kanalisierung, Be- 
kämpfung von Krankheiten, Begräbniswesen usw.; 2. das große und 
problemreiche Gebiet der Boden- und Wohnungsfragen; 3. Schul- 
wesen, Volksbildung und Volksgeselligkeit; 4. soziale Steuerpolitik; 
5. Armen- und Fürsorgewesen (im engeren Sinne)!). 

Bei dieser oberflächlichen Aufzählung wird dem nicht völlig 
Uneingeweihten klar sein, welch eine Fülle von Betätigungsmöglich- 
keiten, aber auch von Schwierigkeiten in diesen Gebieten enthalten 
ist, Ein Lehrbuch der Sozialpolitik, das die Stoffe dieser Disziplin 
erschöpfend behandeln soll und kann, wird in Zukunft ebenso 
lange bei der Kommunal- wie bei der Staatspolitik verweilen müssen. 
Wir müssen uns damit begnügen, im Schlußkapitel auf das eine oder 
andere Gebiet der Volkswohlfahrtspflege kurz hinzuweisen. Der 
Gang der Sozialpolitik führt zu einer Entlastung von Reich und 
Staat und zu einer Vermehrung der kommunalen Obliegenheiten. 


$ 15. Internationale öffentliche Hilfe. 


Im Versailler Friedensvertrage vom 28. Juni 1919 trägt der 
Teil XIII die Überschrift „Arbeit“. In ihm wird dem Völkerbunde 
die dringende Aufgabe zugewiesen, einen internationalen Arbeiter- 
schutz (im weitesten Sinne gleich öffentlicher Hilfe) zu schaffen. 
Den ganzen Gegenstand international zu regeln, liegt aus den ver- 
schiedenen Erwägungen heraus nahe. Die Arbeitgeber und liberalen 
Volkswirte haben von jeher die Auffassung vertreten, daß man die 
sozialpolitischen Lasten unter dem Gesichtspunkte der internationalen 
- Industrie- und Handelskonkurrenz betrachten müsse. Es handelt sich 
dabei’ um ein altes Argument, das bereits der Fürst Bismarck gegen 
einen lediglich nationalen Arbeiterschutz ausspielte. In der Frage 
des Normalarbeitstages z.B. könne ein Land nicht allein vor- 
gehen; nur ein die ganze Kulturwelt bindender Vertrag sei eine denk- 
bare Grundlage. Aber gerade eine solche internationale Verständi- 


) Vgl. auch Hirsch, Kommunalpolitische Probleme, Leipzig 1920. 
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gung sei in der Welt, in der wir leben, unausführbar. Es fehle an 
Kontrollmöglichkeiten und an dem Vertrauen der Nationen zuein- 
ander. Die sozialistische Arbeiterbewegung ihrerseits drängte zur 
Internationale und zur Solidarität des Proletariats; aus dieser poli- 
tischen Einstellung heraus war ihr jede Vereinheitlichung der Arbeiter- 
verhältnisse in allen Industrieländern erwünscht. So berührten sich 
in der Tendenz zum internationalen Arbeiterschutze zwei Welten: 
das imperialistisch gerichtete ‚Kapital‘ und der pazifistische Marxis- 
mus. Politisch kam dabei in Betracht, daß.gerade die auf dem Gebiete 
der Sozialpolitik fortgeschrittensten Nationen Anhänger des Prinzips 
waren, während der Widerstand bei den zurückgebliebenen lag. In 
Deutschland zweifelten nur einige an der Durchführbarkeit; die Welt 
der Diplomatie und der Sozialpolitik schien ihnen zu gegensätzlich. 


Alfred Manes faßt in seiner kleinen Schrift über „Sozialpolitik in 
den Friedensverträgen und im Völkerbund‘!) die bisherige Entwick- 
lung der internationalen Sozialpolitik gut zusammen: Die ersten Vor- 
schläge sind vor 100 Jahren von Sismondi und Robert Owen gemacht 
worden; zwei Jahrzehnte später trat der Franzose Daniel Legrand mit 
Vorschlägen an die Regierung heran; 1855 wird ein Versuch vom 
Kanton Glarus gemacht. In den 70er Jahren treten deutsche National- 
ökonomen (Gustav Schönberg und Adolf Wagner) dafür ein, durch 
internationale Verträge die Gesetzgebung aller Industriestaaten zu 
einigermaßen gleichartigen Bestimmungen über Arbeiterschutz zu 
veranlassen. Auf der Tagung des Vereins für Sozialpolitik im Jahre 
1872 waren die Meinungen darüber geteilt. Allmählich nahmen auch 
Arbeiterkongresse in bejahendem Sinne Stellung zu der Frage; 1885 
forderte die sozialdemokratische Reichstagsfraktion internationale 
Fabrikgesetzgebung. Einer der beiden Februarerlasse Kaiser Wil- 
helms II. regte den internationalen Arbeiterschutz-Kongreß an, der 
vom 15. bis 28. März 1890 unter Berlepsch’ Vorsitz in Berlin tagte. 
Auf ihm waren 15 Staaten vertreten. Dieses erste Programm inter- 
nationaler Sozialpolitik betraf die Arbeit in Bergwerken, Sonntags- 
arbeit, Kinderarbeit, Arbeit der Jugendlichen und Frauen. Ein un- 
mittelbarer Erfolg wurde nicht erzielt?). Aber es folgten nun inter- 
‚nationale Kongresse, die. zwar von privaten Gesellschaften angeregt 


und organisiert wurden, jedoch auf. die. Regierungen einigen Einfluß 


ausübten. Es entstand die internationale Vereinigung für gesetzlichen 
Arbeiterschutz, deren deutsche Gruppe die Gesellschaft für soziale 
Reform bildete. 1900 erfolgte in Paris diese Gründung auf einer 


) Berlin 1919. | 
®) Vgl. meine Schrift, Posadowsky als Sozialpolitiker, S. 14/15. 
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Tagung unter Millerands Vorsitz. Die Vereinigung schuf als ständige 
Zentrale ein internationales Arbeitsamt, das in Basel unter Stephan 
Bauers trefflicher Leitung bis 1920 bestand und ein „Bulletin“ 
herausgab. Die erste internationale Abmachung zwischen Staaten 
wurde 1904 zwischen Frankreich und Italien getroffen. Danach 
wollten die beiden Staaten fortan die Lebensbedingungen der Arbeiter 
ebenso behandeln wie die Arbeitsprodukte und neben den Handels- 
verträgen „Arbeitsverträge“ abschließen. In den fast gleichzeitigen 
Handelsvertrag . zwischen dem deutschen Reiche und Österreich- 
Ungarn wurden auf Veranlassung der deutschen. Regierung sozial- 
politische Klauseln aufgenommen, wonach die Arbeiter der Vertrags- 
länder auf dem Gebiete der Sozialversicherung beiderseits gleich zu be- 
handeln sind. Die zweite internationale Konferenz, die im Jahre 1905 
in Bern tagte, zeitigte ein Jahr später im Berner Abkommen den ersten 
unmittelbaren, gesetzgeberischen Erfolg. Dreizehn Staaten ratifi- 
zierten einen Vertrag, wonach die Verwendung des weißen Phosphors 
und die Nachtarbeit gewerblicher Arbeiterinnen verboten wurde. 
Erst sieben Jahre später erfolgte als Ergebnis der dritten Konferenz 
vom Jahre 1913 der Vertrag über die zehnstündige Arbeitszeit für 
Frauen und Jugendliche. Noch ehe die Ratifikation geschah, "brach 
der Krieg aus. Inzwischen hatten 13 Staaten selbständig die. Zwangs- 
Unfallversicherung nach deutschem Vorbilde angenommen (unter 
ihnen Österreich, Ungarn, Luxemburg, die Schweiz, Rußland), die 
obligatorische Krankenversicherung u. a. Österreich-Ungarn, Luxem- 
burg, Großbritannien (1911), Rußland, die Niederlande; viele andere 
begnügten sich mit der freiwilligen Krankenversicherung. Die Alters- 
und Invaliditätsversicherung erfuhr zumeist Abänderungen im Aus- 
lande; ähnliche Systeme bekamen Großbritannien (1911), Frank- 
reich (1912), die Niederlande (1913). Einige Staaten (Australien 
2.B.) gingen zum Systeme der allgemeinen Staatsbürgerversorgung 
über. Mitte 1915 bestanden 14 Gleichbehandlungsverträge über Sozial- 
versicherung. Die Gesetzgebung der einzelnen Staaten näherte sich 
immer mehr der anderen an; das Streben nach einem N OlIKEDOLE 
recht zeigte sich deutlich. 

Während des Krieges schlug schon 1914 die American federaliin 
of labor vor, an demselben Ort und zur selben Zeit wie der Friedens- 
kongreß Kschte ein allgemeiner Arbeiterkongreß tagen zur Sicherung 
der Arbeiterinteressen. Arbeiterkorporationen entwarfen allenthalben 
sozialpolitische Friedensprogramme; in Deutschland bildete sich eine 
Studienkommission zu diesem Zwecke. Die deutsche Friedensdele- 
gation legte in ihren Vorschlägen für die Einrichtung eines Völker- 
bundes einen Abschnitt VII vor: Arbeiterrecht und empfahl darin 
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zur Überwachung der Durchführung ein Weltarbeitsamt bei der 
Bundeskanzlei. International sollten danach geregelt werden die 
Freizügigkeit, das Koalitionsrecht, die Gleichstellung der In- und 
Ausländer bei den Arbeitsbedingungen, die Arbeitsvermittlung, die 
Sozialversicherung, der Arbeiterschutz, die Heimarbeit, die Gewerbe- 
aufsicht. Dieser deutsche Antrag wurde von der Entente (teils als 
künftig erwägenswert, teils als unpraktisch) abgelehnt. Zu der von 
einigen Arbeitergruppen verschiedener Länder vorgeschlagenen Ar- 
beiterkonferenz kam es in Versailles auch nicht; es wurde jedoch ein 
internationaler Kongreß für Washington in Aussicht genommen. Dem 
Friedensvertrage wurde der (oben erwähnte) Teil XIII eingefügt. Er 
hat zwei Abschnitte; der.erste ist „Organisation der Arbeit‘ betitelt 
und betrifft die internationalen Einrichtungen;. der zweite enthält 
unter der Überschrift „Allgemeine Grundsätze‘ einige Leitgedanken 
des materiellen Rechts selbst. Nach dem Artikel 427 sind nämlich 
folgende 9 Punkte von besonderer Wichtigkeit: 


1. daß die Arbeit nicht lediglich als Ware oder Handelsartikel 
angesehen werden darf; 

2. das Recht des Zusammenschlusses zu allen nicht dem Gesetze 
zuwiderlaufenden Zwecken sowohl für Arbeitnehmer als auch 
für Arbeitgeber; 

3. die Bezahlung der Arbeiter mit einem Lohne, der ihnen eine 
nach der Auffassung ihrer Zeit und ihres Landes angemessene 
Lebensführung ermöglicht; 2 

4. Annahme des Achtstundentages und der 48-Stundenwoche als zu 
erstrebendes Ziel überall da, wo es noch nicht erreicht ist; 

5. die Annahme einer wöchentlichen Arbeitsruhe von mindestens 
24 Stunden, die nach Möglichkeit den Sonntag einschließen soll; 

6. die Beseitigung der Kinderarbeit und die Verpflichtung, die 
Arbeit Jugendlicher beiderlei Geschlechts so einzuschränken, 
wie es notwendig ist, um ihnen die Fortsetzung ihrer Ausbil- 
dung zu ermöglichen und ihre körperliche Entwicklung sicher- 
zustellen ; 

7. der Grundsatz gleichen Lohnes ohne Unterschied des Geschlechts 
für eine Arbeit von gleichem Werte; 

8. die in jedem Lande über die Arbeitsverhältnisse erlassenen Vor- 
schriften haben allen im Lande sich erlaubterweise aufhaltenden 
Arbeitern eine gerechte wirtschaftliche Behandlung zu sichern; 

9. jeder Staat hat einen Aufsichtsdienst einzurichten, an dem auch 
Frauen teilnehmen, um die Durchführung der Gesetze und Vor- 
schriften für den Arbheiterschutz sicherzustellen, 
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Es ist neben dem Völkerbunde ein besonderer Staatenverband 
vorgesehen, dessen Mitglieder die Völkerbundesstaaten bilden. Min- 
destens jährlich einmal soll eine Hauptversammlung der Vertreter 
dieser Staaten stattfinden; jedes Land delegiert vier Personen, von 
denen der dritte ein Arbeitgeber, der vierte ein Arbeiter sein soll. 
Die Abstimmung erfolgt nicht nach Ländern; sondern jeder der vier 
Vertreter jedes Staates hat das Recht, unabhängig von den anderen 
seine Stimme abzugeben. Die Mitgliedstaaten sind nicht an die Be- 
schlüsse der Hauptversammlung gebunden, müssen aber die Vor- 
schläge den gesetzgebenden Faktoren ihres Landes unterbreiten. In 
Genf ist ferner inzwischen ein neues en Arbeitsamt 
errichtet worden. 

Über die Sozialversicherung ist im Friedensvertrage — wohl mit 
Rücksicht auf Amerika — nichts gesagt. Es kann sich heute nicht mehr 
bloß darum handeln, daß andere Völker das deutsche Beispiel nach- 
ahmen, da einige Länder (wie Frankreich, Italien, England) auf 
diesem Gebiete, wie Manes bei Besprechung des Abkommens richtig 
bemerkt, über das deutsche Gesetz hinausgeschritten sind. 

Inzwischen hat in Washington, ohne daß Vertreter Deutschlands 
teilnehmen konnten, die erste Hauptversammlung im November 1919 
getagt. Sie hat sechs Abkommensentwürfe und sechs Vorschläge an- 
genommen. Vier Vorschläge betreffen den Betriebsschutz. Ferner 
wurde grundsätztlich der Achtstundentag anerkannt. Dem Frauen- 
schutze dienen zwei Entwürfe (über Mutterschaftsfürsorge und Ver- 
bot der Nachtarbeit). Auch zum Jugendschutze und zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit wurde durch Entwürfe und Vorschläge Stellung 
genommen. Wird all das auch in den zurückgebliebenen Staaten 
- verwirklicht, so vollziehen sich große Fortschritte in der Sozialpolitik 
der Kulturwelt. Deutschland hat ein sehr großes Interesse daran, 
daß die mit der öffentlichen Hilfe verknüpften wirtschaftlichen Lasten 
von allen anderen Ländern gleichfalls getragen werden. Das gilt be- 
‘sonders für den Achtstundentag und die Sozialversicherung. Es ist 
anzunehmen, daß mit 1920 eine Epoche der internationalen Fort- 
führung der Sozialpolitik begonnen hat. Dabei hängt ja sehr viel 
von der machtpolitischen Gestaltung auf unserem Planeten ab. Noch 
sind die meisten übrigen Punkte des verhängnisvollen Versailler - 
Vertrages ein schweres Hemmnis, Gerade. auf dem Gebiete der 
Sozialpolitik — das ist eine ihrer besten Seiten — kann eine europä- 
ische D hugeRiein, aus wirlgehäftiichen Notwendigkeiten heraus- 
wachsen. 


Sechstes Kapitel, 
Das Wesen der Selbsthilfe. 
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‚81. Öffentliche Hilfe und Selbsthilfe. 


Wenn wir in dieser „Einführung in die Sozialpolitik“ möglichst 
scharf die Selbsthilfe von der öffentlichen Hilfe und schließlich von 
der sich in der Volkswohlfahrtsfrage teilweise dokumentierenden 
privaten Hilfe sondern, so sind dafür wieder in erster Linie die 
methodologischen Gründe der deutlichen Stoffeinteilung einer im 
ganzen schwer übersehbaren. Materie maßgebend. In der prak- 
tischen Sozialpolitik sind dagegen die Beziehungen zwischen staat- 
licher und gesellschaftlicher Sozialpolitik sehr eng. Einmal besteht 
ein großer Teil — und zwar nicht der schlechteste — der Staats- 
und Kommunalhilfe in der Anregung und Förderung der Selbsthilfe; 
dann aber wird andererseits aus den folgenden Darlegungen noch .deut- 
lich werden, daß alle organisierte Selbsthilfe ohne gewisse rechtliche 
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und politische Voraussetzungen, die vom Staate und Gesetzgeber ge- 


schaffen werden, undurchführbar ist. Alle Koalition setzt wenigstens 
die primitivsten Anfänge der Koalitionsfreiheit voraus, und ein be- 
stimmtes Koalitionsrecht begleitet die Entwicklung der Berufsvereine, 
so oft auch die tatsächliche Evolution der Gewerkschaften der recht- 
lichen Norm vorauseilt. Mag das Recht den wirtschaftlichen Verhält- 
nissen nachhinken, mag die Staatstätigkeit zeitweilig in einer Hem- 
mung der Organisation von Berufsinteressen bestehen und sich 
zwischen Staatspolitik und Selbsthilfe hier. und da eine feindliche 
Beziehung ergeben, so ist doch die Entwicklung der Selbsthilfe gar 
nicht ohne diesen staatlichen Einfluß denkbar und ihre wissenschaft- 
liche Darstellung ohne beständigen Hinweis auf ihn unzureichend. 

Trotzdem hebt sich das, was wir unter dem Titel „öffentliche 
Hilfe“ im vorausgehenden Kapitel darzustellen versucht haben, deut- 
lich von der Staatstätigkeit gegenüber der im folgenden zu analy- 
sierenden Selbsthilfe ab. Beim Arbeiterschutze und der Arbeiter- 


versicherung — im geringeren Grade auch bei der Regelung des 
Arbeitsmarktes, der Sonderjustiz und am wenigstens bei der: Arbeiter- 
vertretung — können die staatlichen Maßnahmen in ihren Grund- 


zügen auch dem Geist des Patriarchalismus entspringen, handelt 
es sich um ein System von Fürsorgeversuchen gegenüber einer 
gesellschaftlichen Klasse, wobei sich der Grad, in dem man diese 
Klasse als selbständig, reif und frei betrachtet, nur in gewissen 
organisatorischen Bestimmungen (wie Selbstverwaltung der Kranken- 
kassen, Prinzip der Parität bei den Gewerbegerichten und anderen 
Anordnungen usw.) zeigt; die Grundgedanken brauchen nicht der 
spezifisch sozialen Politik anzugehören. Das ändert sich auf 
dem Gebiete, das wir nunmehr betreten wollen. Hier dokumentiert 


‘ sich die Wahrheit, daß die ‚soziale Frage‘ in erster Linie ein Be 


rechtigungsproblem ist und in der Sozialpolitik starke politische 
Elemente vorhanden sind, viel deutlicher. Auch das Wesen der 
gesellschaftlichen Klasse und der Klassengegensätze wird jetzt besser 
wahrnehmbar. Sahen wir bisher den Staat mehr als den großen 


Gabenspender und mehr oder weniger erfolgreichen Volksbeglücker, 


so lernten wir ihn bis zur Revolution mehr als den Hüter und Be- 
wahrer, den kargenden Haushalter überkommenener Traditionen und 
mißtrauischen Wehrer eines ihm allzu stürmisch erscheinenden, 
demokratischen Fortschrittes kennen. Die politische Seite der 
Sozialpolitik tritt, wie gesagt, deutlicher hervor. 


Für das Proletariat insgesamt und die Fortschritte seiner Lebens- „ 
führung und sozialen Situation ist die praktische Betätigung der 


Selbsthilfe von größerer Bedeutung ‘geworden als die öffentliche Hilfe. 
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Jene ist entscheidend für das Geschick der Arbeiterklasse und für 
ihre Fortschritte das eigentlich Ausschlaggebende. Der patriarcha- 
lische Geist, der ja die Staatshilfe bis in die Gegenwart hinein be- 
herrschte, neigt zu wohlwollender Bevormundung; er will — wie 


wir gesehen haben — Beseitigung greller Notstände; aber tief ein- 


schneidende Veränderungen in der sozialen Struktur der Gesellschaft 
und das generelle Emporheben ganzer Klassen liegt ihm fern. Seiner 
ganzen Natur nach ist ihm soziale Selbsthilfe des Proletariats ver- 
haßt. Dort, wo der patriarchalische Geist noch mehr oder weniger 
ausschließlich herrscht — wie etwa in den Kreisen streng konser- 
vativer Politiker —, machen sich noch immer die Nachwirkungen 
des alten Systems der Zwangsarbeit geltend. Jahrhunderte alte, 
ererbte Auffassungen stehen den Emanzipationsbestrebungen bis 
dahin abhängiger Gesellschaftsschichten mit instinktivem Mißtrauen 
gegenüber. Da in früheren Jahrhunderten die Abhängigkeit der 
breiten Massen die Bedingung für die Freiheit der Oberschicht war, 
kann man sich einen Machtzuwachs des Proletariats nur mit einer 
Machteinbuße der herrschenden Klasse verbunden denken. Dement- 
sprechend argumentiert man, daß sich alle Selbsthilfe des Proletariats 
nur gegen die oberen Gesellschaftsschichten kehren kann, während 
die Staatshilfe zwar Erleichterung des Loses, aber keinen eigent- 
lichen, für gefährlich gehaltenen Aufstieg auf der sozialen Leiter 
für das Proletariat herbeiführe. Unfreie könnten mit ihnen zu- 
fallender Macht nur Mißbrauch treiben. 

Diese aristokratische Stellung zum Emanzipationskampfe des 
Proletariats, die angesichts der tatsächlichen Entwicklung schon vor 


‘ dem Kriege von Tag zu Tag an Boden und Anhängerschaft verlor, 


übersieht, daß die Arbeiterklasse inzwischen einen schweren, aber 
nicht erfolglosen Erziehungsprozeß durchgemacht hat, und daß stei- 


‚gende soziale Macht nicht nur ihre Ansprüche gesteigert, sondern 


ihr auch zunehmende Verantwortung gebracht hat. Zu größeren 
Rechten sind auch hier größere Pflichten hinzugetreten. Das Bild, das 
sich noch heute manche an der patriarchalischen Einschätzung fest- 
haltende Aristokraten alten Stils von den gewerblichen Arbeitern der 
Großstädte machen, entspricht ganz und gar nicht der Wirklichkeit. 
Sie können sich nicht denken, daß vom Staate ungehemmte Volks- 
massen nicht gewalttätig, roh und zügellos ‘sein würden. 

Der ökonomische Liberalismus dagegen lehnte, wie wir gesehen 
haben, die Staatshilfe in logischer Konsequenz seiner politischen 
Grundanschauungen ab, trat aber für die Selbsthilfe ein; freilich war 
auch das nicht von Anfang an der Fall. Da der Eiberallemns zugleich 
individualistisch gerichtet war, wollte er im 18. Jahrhunderte von der 
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organisierten Massenselbsthilfe, von der Koalition, nichts wissen. 
So war auch von dieser Seite anfangs eine rechte Förderung der 
freien Beweguung des Proletariats nicht zu erwarten. Erst als die 
demokratischen Parteien den Individualismus in ihrer Wirtschafts- 
politik mehr oder weniger aufgaben, wurden sie zu Trägerinnen 
der Koalitonsidee. Schließlich glichen sich die Gegensätze von 
rechts und links um ein beträchtliches aus; die konservativ ge- 
richteten Politiker mußten der organisierten Selbsthilfe Konzessionen 
machen, die Liberalen nahmen die Staatshilfe teilweise in ihr Pro- 
gramm auf. Heute beginnt sich allmählich ein neuer Gegensatz vor- 
zubereiten, nämlich der zwischen der zünftlerisch-klassenegoistischen 
Übertreibung der zum Koalitionszwang werdenden Koalitionsfreiheit 
und der Idee der Staats- und Volkseinheit sowie der. individuellen 
Freiheit auf der anderen Seite. Kaum hatt sich die rechtliche Aner- 
kennung der Koalitionsfreiheit verwirklicht, da erheben sich schon 
wieder aus dem ruhelosen Fluß der gesellschaftlichen Entwicklung 
die Gefahren der beruflichen Absonderung und Eigenbrödelei. 


$S 2. Koalitionsrecht und Koalitionsfreiheit. 


Aber wir stellten eben neben den Begriff der Selbsthilfe den 
der Koalition oder — wie wir nach dem deutschen Sprachgebrauch 
(im Gegensatz zum englischen und französischen) als Synonym 
sagen können — der Assoziation. War doch von vornherein hier 
unter Selbsthilfe eine bestimmte Art von ihr zu verstehen, nicht die 
persönliche Regsamkeit und Energie des Individuums, sondern die 
soziale Selbsthilfe, d.h. die auf Zusammenschluß eines Per- 
sonenkreises beruhende organisierte Selbsthilfe von Massen. Grund- 
‚satz für diese Art Selbsthilfe ist, daß nur durch Vereinigung oder 
Koalition ein Fortschritt des Proletariats und damit jedes einzelnen 
Proletariers möglich ist. „Vereint sind auch die Schwachen mächtig“, 
ist der Leitgedanke, dessen Verwirklichung wir in der Geschichte 
der Selbsthilfe verfolgen. Bedeutet es für den Starken den Zustand 
der Freiheit, allein zu stehen, so ist für die Schwachen (hier die 
wirtschaftlich Schwachen) der Zusammenschluß die Voraussetzung 
für die Verminderung der Unfreiheit. Dabei ist alle Koalition ein 
politischer Vorgang; sie ist von der Stellung, die der Staat ihr gegen- 
über einnimmt, abhängig. Das Koalitionsrecht ist für den Stand 
der organisierten Selbsthilfe von größter Bedeutung. Die wichtigste 
Forderung, die alle klassenbewußten Proletarier ‚dementsprechend | 
an den Staat stellen, zielt auf eine völlige, rechtlich gesicherte 
Koalitionsfreiheit, 
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Jedoch genau wie die höherstehenden Arbeiter die Bedeutung 
des Zusammenschlusses für ihre Klasse durchschauten, so erkannte 
auch die Staatsgewalt die weitreichenden Folgen der Koalition und 
regelte durch Gesetzgebung und Verwaltung nicht nur das allgemeine 
Vereins- und Versammlungsrecht, sondern schuf auch ein spezielles 
Koalitionsrecht, das die Beeinflussung der Arbeits- und Lohnver- 
hältnisse durch Organisationsgewalt zu kontrollieren bestimmt ist. 
Die französische Revolution und die von ihr ausgehende liberale 
Gesetzgebung der Kulturstaaten stellte den Grundsatz auf: „il n’y 
a que l’Etat et les individus‘“; sie beseitigte alle Berufsorganisation 
und wollte damit die Privilegien bevorrechteter Stände und den ein- 
engenden Zunftzwang der Gewerbe treffen. Aufs engste hing diese 
Auflösung alter, drückender Berufsverbände mit dem freien, indivi- 
duellen Arbeitsvertrage. zusammen. Die Standesvertretungen er- 
schienen ebenso als ein Hemmnis für den-einzelnen: Erwerbstätigen 
wie die staatliche Bevormundung. Dabei war aber mehr oder weniger 
deutlich — besonders in der auf die Revolution folgenden Periode 
— die politische Erkenntnis maßgebend, daß starke soziale Gruppen 
dem Staate leicht ebenso wie dem Individuum gefährlich werden; 
den Interessen der politisch geeinten Gesamtheit des Staats wider- 
sprach nach der herrschenden Meinung die Koalitonsfreiheit. Be- 
sonders in den Jahrzehnten der Reaktion bewirkte die Furcht vor 
der großen Zahl der Proletarier, daß der moderne Rechtsstaat zu- 
nächst unbedingt am individuellen Arbeitsvertrage festhielt, und 
daß er mit aller Schärfe der Gesetze und Polizeigewalt jede Ver- 
einigung zur Besserung der wirtschaftlichen Lage bekämpfte. So 
lange konnte es aber auch keine wirkliche Freiheit und Erhebung 
der Arbeiterklasse geben; sie erfüllte sich erst allmählich mit der 
Lockerung jenes starren Prinzips. In der harten Not der Zeit, wo 
alle Koalitionen bekämpft wurden, dämmerte den Arbeitern die Er- 
kenntnis, daß gerade in diesem verfolgten Zusammenschlusse für sie 
die einzig dauernd wirksame Hilfe entstehe, daß, ebenso wie der 
einzelne sehr entbehrlich ist, die einige Gesamtheit eine große Macht 
darstelle, ohne die. die Gesellschaft nicht zu existieren vermag: 
„Alle Räder stehen still, wenn dein starker Arm es will“. Versagt 
der einzelne allein seine Arbeit, so ist dies ein bedeutungsloser 
Vorgang, tun es alle gleichzeitig, so stockt die Welt. Jetzt sog das 
Proletariat aus dem Bewußtsein neue Hoffnung, daß es das Funda- 
ment des Gesellschaftsbaues, zugleich der wichtigste, unentbehrlichste 
und in der Atomisierung der überflüssigste, ersetzbarste Teil ist. 
‚Seit den Tagen, wo sich diese Vorstellung die ersten Arbeiterreihen 
eroberte, ist der aus Proletariernot geborene Gedanke der wirtschaft- 
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lichen Koalition, d. h. der Vereinigung zur Erlangung günstiger 
Lohn- und Arbeitsbedingungen, immer mächtiger und sieghafter ge- 
worden. Aber zwei Feinde traten seinem Fortschritt entgegen: die 
Arbeitgeber und — wie gesagt — der Staat. Bis über die Mitte des 
19. Jahrhunderts hinaus war der Staat gegenüber Koalitionsbestre- 
bungen der unteren Klassen, besonders gegenüber allen Lohnverab- 
redungen sehr vorsichtig. Alle diese wirtschaftlichen Assoziationen 
wurden ohne weiteres als politisch-revolutionär betrachtet, Unter- 
nehmer- und Staatsinteresse wurden gleichgeachtet und Streik als 
Revolte angesehen. Die angelsächsischen Staaten in Europa und 
bemerkenswerterweise ebenso in Amerika!) betrachteten sie kurzer- 
‚hand als ‚„conspiration‘‘; andere Staaten erließen strenge Streikver- 
bote. Wer streikt, schädigt, hemmt nach der damaligen Auffassung 
auch den Staat. Ein subjektives Koalitionsrecht wurde nicht zu- 
gestanden. 


$ 3. Das deutsche Koalitionsrecht. 


Langsam und auf Umwegen erst setzte sich die neue, spezifisch 
soziale Freiheitsidee vom Koalitionsrechte der Arbeiter durch. Es 
dauerte lange — hier mehr, dort weniger — bis Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Polizei sie nicht mehr unter allen Umständen ab- 
lehnten. Die ersten Versuche, Koalitionsverbote aufzuheben, machte 
England 1824. Jedoch wurden die schon gewährten Vorteile bald 
wieder eingeschränkt, so daß bis 1871 von unangezweifelter, recht- 
lich sanktionierter Koalitionsfreiheit auch in Großbritannien nicht 
die Rede war. Die deutschen Staaten verhielten sich in ihren 
Gewerbeordnungen bis 1860 durchaus ablehnend; in den 60er Jahren 
entfaltete dann der Liberalismus eine kräftigere Agitation zugunsten 
der Koalitionsfreiheit; sein Ziel war volle Gewerbefreiheit und im 
Zusammenhange damit Arbeitsfreiheit, aber nicht mehr in ihrer alten, 
individualistischen Form, sondern in der modernen, der Assoziations- 
freiheit. Aber obwohl die Arbeiterbewegung damals in Deutschland 
noch nicht stark, die Sozialdemokratie noch jung und ungeeint war 
und mehr einer Sekte als einer Partei glich, erkannten die Re. 
gierungen das Revolutionäre in dem neuen Prinzipe. Deshalb wurde 
auch in der Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes von 1869 
trotz ihres liberalen Geistes die Koalitionsfreiheit nicht ohne Ein- 
schränkungen und Verklausulierungen gewährt. Es wurden damals 


!) Vgl. meine Abhandlung in Schmollers Jahrbuch XXX, 4: „Skizze 
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die 88.152 und 153 der GO. eingefügt, die noch bis 1918 in jener 
Fassung. in Geltung blieben, obgleich seitdem mehrere parlamen- 
tarische oder von der Reichsverwaltung ausgehende Versuche ge- 
macht worden waren, sie zu verändern. Sie lauten: „8152: Alle 
Verbote und Strafbestimmungen gegen Gewerbetreibende, gewerb- 
liche Gehilfen, Gesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, insbesondere mittels Einstellung der Arbeit oder 
Entlassung der Arbeiter, werden aufgehoben. — Jedem Teilnehmer 
steht der Rücktritt von solchen Vereinigungen und Verabredungen 
frei, und es findet aus letzteren weder Klage noch Einrede statt. — 
8153: Wer andere durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch 
Drohungen, durch Ehrverletzung oder durch Verrufserklärung be- 
stimmt oder zu bestimmen versucht, an solchen Verabredungen teil- 
zunehmen oder ihnen Folge zu leisten oder andere durch gleiche 
Mittel hindert oder zu hindern versucht, von solchen Verabredungen 
zurückzutreten, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft, 
sofern nach dem allgemeinen Strafgesetze nicht eine härtere Strafe 
eintritt.‘ — Wie viele Auslegungskünste juristischer Kasuistik haben 
sich seitdem an diesen beiden wichtigen Paragraphen versucht! Bei 
ihnen kam es auf jedes Wort an. Zunächst wird aus der Fassung des 
8152, Abs.1 deutlich, daß es sich nur um eine negative Aner- 
kennung des Koalitionsrechtes handelt; es wird nur eine gewisse Dul- 
dung ausgesprochen dadurch, daß gesagt wird: es soll euch nichts ge- 
schehen, wenn ihr diese Art von Verabredungen oder Vereinigungen 
eingeht. Arbeitsniederlegungen oder Aussperrungen werden für straf 
los erklärt. Aber wenn man damit die Arbeiterkoalitionen zu Streik- 
zwecken auch nicht mehr von seiten des Staates verhindern wollte, 
so sollten sie auch nicht etwa rechtlich gefördert werden. Das in- 
- dividualistische Prinzip kam gleich danach in dem beschränkenden 
zweiten Absatz des Paragraphen zum Ausdruck: Der Rücktritt von 
solchen Verabredungen soll unbedingt frei bleiben. Nicht wie bei 
vielen anderen Vereinigungen sollte eine rechtlich sanktionierte ver- 
tragliche Bindung der Person erfolgen, sondern die Bewegungsfreiheit 
des Individuums sollte ungehemmt fortbestehen. Aus der Koalitions- 
freiheit durfte sich kein Koalitionszwang entwickeln. Ferner lag eine 
andere Beschränkung des Assoziationsprinzips in der möglichst engen 
Umrahmung des Personenkreises: nur für das gewerbliche Arbeits- 
verhältnis galt es, also für Industrie, Handwerk, Heimarbeit und 
Handel, nicht aber für die landwirtschaftlichen Arbeiter und für das 
Gesinde. Ein kleinlich-tüftlicher Advokatengeist hatte schließlich seine 
Beschränkungskünste an der Formulierung „Erlangung günstiger Lohn- 
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und Arbeitsbedingungen‘ versucht und behauptet, daß etwa ein 
Kampf um die Aufrechterhaltung der bisherigen Lohnsätze 
nicht vom $ 152 geschützt wäre. Aber schon der Umstand, daß es 
im Gesetz „günstige“ und nicht „günstigere“ Arbeitsbedingungen hieß, 
widersprach — wie auch das Reichsgericht entschieden hat — dieser 
Auslegung. Von größerer praktischer Bedeutung war der Umstand, 
daß es im deutschen Koalitionsrechte an einer Strafbestimmung für 
die fehlte, welche andere vom Beitritte zu einer Koalition gewaltsam 
oder durch Einschüchterung abhielten. Das ist den Arbeitgebern sehr 
zugute gekommen, Weitere Beschränkungen der Koalitionsfreiheit, die 
seine Ausartung zum Koalitionszwang hindern sollten, enthielt der 
zitierte $153. Hier werden aus der Wahl der Mittel, deren sich die 
Koalitionen gegenüber Einzelpersonen bedienen, einige als strafbar 
ausgesondert; niemand durfte durch Zwang, Drohung, Ehrverletzung 
oder Verrufserklärung einen anderen zum Beitritt zwingen oder seinen 
Austritt hindern. — 1891 und 1899 sollten die Bestimmungen des 
Paragraphen wesentlich verschärft werden; der Reichstag lehnte aber 
die Anträge der verbündeten Regierungen ab. Allerdings gab der 
Paragraph auch in seiner bis zum Jahre 1869 zurückreichenden 
Fassung genug Anlaß zur fragwürdigen Interpretation. Wie steht es 
mit dem Streikpostenstehen? Wie mit der Sperre oder Boykott? 
Eine solche Vereinbarung, gewisse Arbeitgeber oder Arbeiter von 
der Arbeiterzufuhr oder Arbeitsgelegenheit auszuschließen oder bei 
bestimmten Kaufleuten keine Waren zu entnehmen, brauchte gleich- 
falls nicht strafbar zu sein; aber durch Anwendüng bestimmter 
Mittel konnte sich die Sperre als „eine strafbare Handlung (Nöti- 
gung, Erpressung, grober Unfug) darstellen oder einen zivilrecht- 
lichen Anspruch auf Schadenersatz begründen“ (Landmann). Zur 
Sperre, die von den Arbeitgebern ausgeübt wurde, gehörte das 
System der schwarzen Listen, in denen sich ‚organisierte Arbeit- 
geber die Namen von nicht einzustellenden Arbeitern gegenseitig 
mitteilen‘. a 

Deutlich trug also das in den beiden Paragraphen gegebene 
deutsche Koalitionsrecht die Züge des Kompromisses. Immerhin 
war es, wie wir noch sehen werden, den Arbeiterberufsvereinen 
möglich, sich unter dem Schutze dieses Rechtes in steigendem Maße 
glücklich zu entfalten, während die Dienstpflichten des Gesindes 
und der ländlichen Arbeiter im Bann der alten Gesindeordnungen 
ruhten. Mit dem Koalitionsrecht, das nur bestimmte Verabredungen 
und Vereinigungen (eben die auf günstige Gestaltung der Arbeits- 
bedingungen gerichteten) umfaßt, darf man nicht das allgemeine 
Vereins- und Versammlungsrecht verwechseln, und bei ihm muß 
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man wieder deutlich scheiden die A cheliche und die öffentlich- 
rechtliche Seite dieses Rechtes. Handelt es sich dort um die soge- 
nannte Rechtsfähigkeit der Vereine, d.h. die Bedingungen, unter 
denen sie zu juristischen Personen werden, so betrifit die öffentlich- 
rechtliche Regelung ihre politische Natur. Das Koalitionsrecht der 
GO. befaßt sich mit der wirtschaftlichen Seite der Berufsvereine, das 
Bürgerliche Gesetzbuch mit ihrer privatrechtlichen und das Reichs- 
vereinsgesetz mit ihrer politischen Seite. Nach dem geltenden Zivil- 
rechte könnte jeder Berufsverein durch bloße Eintragung in das 
Vereinsregister des Amtsgerichts Rechtsfähigkeit erlangen. Aber nach 
861 BGB. Abs. 2 kann die Verwaltungskehörde gegen die Ein- 
tragung Einspruch erheben, wenn der Verein (wie in diesem Falle) 
einen politischen, sozialpolitischen oder religtösen Zweck ver- 
folgt!). Dieser Abhängigkeit von den Verwaltungsbehörden wollten 
sich bisher die Berufsvereine der Arbeiter größtenteils nicht aus- 
selzen; dazu kam, daß besonders die radikaleren unter ihnen den 
Mangel an privatrechtlichen Pflichten und Rechten, zumal die Ver- 
sagung der Freiheit, zu klagen oder verklagt zu werden, eher als 
günstig denn als unvorteilhaft empfanden und den Zustand der 
zivilrechtlichen Unabhängigkeit für ihre Zwecke vorzogen. Trotzdem 
drängten bürgerliche Sozialreformer eine Zeit lang nach einem Ge- 
setze, das selbständig die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine regeln 
sollte, da man sich davon einen Fortschritt in der friedlichen Ent- 
wicklung des Arbeitsverhältnisses versprach. Der damalige Staats- 
sekretär Graf Posadowsky brachte denn auch im Winter 1906 eine 
_ entsprechende Vorlage im Reichstage ein, die aber nicht verab- 
schiedet wurde, da sie zwar eine vermögensrechtliche Sicherung und 
in gewisser Ilinsicht auch eine Erweiterung des Vereinsrechtes der 
Berufsvereine gewährte, daneben aber ihre Bewegungsfreiheit in weit: 
gehende Abhängigkeit von den Aufsichtsbehörden stellte. Die Auf- 
lösung des Reichstages im Dezember 1906 begrub die Vorlage. Es 
blieb alles beim alten. Dagegen bedeutete der Erlaß des HReichs- 
vereinsgesetzes von 1907 einen wesentlichen Fortschritt für die 
politische Bewegungsfreiheit der Berufsvereine. Bis dahin waren 
die landesrechtlichen Gesetzesbestimmungen maßgebend; die Mehr- 
zahl dieser Gesetze — nicht am wenigsten das preußische — gab 
den Polizeibehörden weitgehende Vollmachten; die Überwachungs- 
bestimmungen, der Ausschluß .der Frauen und manches andere 
machten sich auch den Berufsvereinen gelegentlich auls un- 


!) Diese Beschränkung für sozialpolitische Vereine hat die neue Ver- 
fassung beseitigt. 
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angenehmste fühlbar; erst jenes Reichsvereinsgesetz erweiterte be-- 


trächtlich die politische Bewegungsfreiheit der Gewerkschaften. 


Während so Jahrzehnte lang der Streit über das Maß und die 


Grenzen des Koalitionsrechtes dauerte und in Kompromissen einen 


vorläufigen, bald wieder angefochtenen Abschluß fand, brachte die 


Revolution die große grundsätzliche Wandelung. Nach der Reichs- 


verfassung darf einem Vereine der Erwerb der Rechtsfähigkeit nicht 


mehr aus dem Grunde versagt werden, weil er einen sozialpolitischen 
Zweck verfolgt. Ferner erkannten nicht nur die Arbeitgeberverbände 
ihrerseits in einer Vereinbarung vom 15. November 1918 die Ge- 


werkschaften als die berufenen Vertreter der Arbeiterschaft an, 


sondern der Aufruf des Rates der Volksbeauftragten vom. 12. No- 


vember 1918 beseitigte sogar alle Koalitionsverbote. Die Reichs- 


' verfassung bestätigte im Art. 159 positiv diese Beschränkungsauf- 
hebung. Alle Abreden und Maßnahmen, die diese Freiheit ein- 
schränken oder zu behindern suchen, sind seitdem rechtswidrig. 


$ 4. Die Arbeiterberufsvereine. 


Wie das Mittelalter Zunftorganisationen schuf, so gestaltete 
die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts wiederum berufsmäßige Ver- 
einigungen, die sich aber in einem wesentlichen Zuge von den 
mittelalterlichen unterscheiden: die alten Zünfte wiesen eine ver- 
tikale, Arbeitgeber und Arbeiter zugleich umfassende Sonderung 
nach Berufsfächern auf, die modernen Berufsvereine beruhen, 


soweit sie gewerkschaftlichen Charakter tragen, auf der horizontalen 
Scheidung der Arbeiter, Angestellten und Beamten von ihren Arbeit- 


„ gebern. In den Zünften kannten — wenigstens ihrer Idee nach — 
Meister und Gesellen nur gemeinsame Berufsinteressen, die nach 


außen vertreten wurden; in der Gegenwart aber geht durch die 
Berufe und Gewerbe ein Riß, der die leitende Minderheit von der 
ausführenden Mehrheit trennt. In den modernen Verbänden von 


Lohnarbeitern und den ihnen nachgebildeten Organisationen anderer 
Stände ist der Gedanke der Interessenvertretung in einem 
ganz anderen Sinne lebendig als in den Zünften. Sie tragen den 
allgemeinen politischen Charakter (dessen Grundzüge wir im ersten 


Kapitel aufzuweisen versuchten). Machterlangung, nicht materielle. 
Wohlfahrtspflege oder Armenunterstützung, ist in erster Linie ihr | 


Ziel. Aus diesem Streben nach Einfluß und Selbstbestimmung allein 
verstehen wir die Gewerkschaftsbewegung recht. Die Interessen- 
vertretung richtet sich vorzugsweise gegen die eigenen „Brotherren“, 
Gewiß gibt es heute auch Berufsvereine neutralen oder paritätischen 
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Charakters; doch von ihnen braucht hier nicht gesprochen zu werden, 
Uns interessieren hier die Berufsvereine im engeren Sinne des Wortes, 
zu deren Kennzeichnung wir gewöhnt sind das Wort gewerk- 
schaftlich zu gebrauchen. Und diese Gewerkschaftsorganisationen 
— mögen sie ‚sich nun Gewerkschaften oder Gewerkvereine oder 
Trade Unions oder Syndicats ouvriers oder auch schlechtweg Be: 
rufsverbände nennen — sollen vor allem dazu dienen, durch ge- 
meinschaftliches Vorgehen für ihre Mitglieder die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern. Ohne den Hintergrund der modernen Erwerbswirt- 
schaft wäre diese Form der Koalition kaum denkbar. An ihr hat sich 
der Begriff der wirtschaftlichen Interessenvertretung, die heute ein 
das soziale Leben beherrschendes und verdeutlichendes Schlagwort 
ersten Ranges ist, herangebilde. Die Möglichkeit der Macht- 
erlangung im ökonomischen Kampfe ist — um es noch einmal zu 
betonen — das treibende Ziel. Trotz aller Bekämpfung durch die 
Staatsgewalt haben sich in sämtlichen Kulturstaaten, am ehesien in 
England, die Berufsvereine (zunächst der Arbeiter) mächtig entlaltet,; 
Was ihnen früher an rechtlichem Rückhalte fehlte, das ersetzte 
die Sitte. Berufsehre und Klassenbewußtsein schufen in einem 
ernsten Erziehungsprozesse die heute teilweise hochentwickelten 
Organisationen der oberen Arbeiterschicht, die Gewerkschaften und 
Gewerkvereine. Sicherlich trugen gerade die äußeren Daseins- 
schwierigkeiten der Berufsvereine zur inneren Zusammenkittung der 
Arbeiterreihen bei. Es entwickelte sich eine spezifische Arbeiter- 
ehre, die niemanden so bekämpft und verachtet wie den, der die 
eigene Organisation im Stich läßt oder verrät. 

Notwendig ist jedoch ferner für das Verständnis dieser Be- 
rufsvereine sich zu vergegenwärtigen, daß sie direkt keine — im 


‘engeren Sinne des Wortes verslanden — politischen, d. h. auf den 


Staat gerichteten Ziele verfolgen. Auch in wirtschaftlicher Hin- 
sicht sind selbst die radikalsten, vom marxistischen Geiste erfüllten 
Gewerkschaften Interessenvertretungen im Rahmen der überkom- 
menen Wirtschaftsordnung; sie erkennen, soweit nur ihre eigenen 
Funktionen in Betracht kommen, die Stellung des Arbeiters als 
Arbeiter, die des Unternehmers als Unternehmer an und suchen nur 
das Verhältnis zwischen beiden Gruppen zugunsten der Arbeiter zu 
verändern, ohne seine Grundlagen völlig beseitigen zu wollen. Es ist 
Gegenwartsarbeit auf realpolitischem Grunde, die von den ent- 


wickelten Gewerkschaften getrieben wird. Der klassenbewußte, 


marxistisch gerichtete Arbeiter treibt heute Zukunftspolitik in seinem 
sozialdemokratischen Verein, praktische Wirtschaftspolitik in seiner 
Gewerkschaft. Die Interessenvertretung im Berufsvereine gipfelt darin, 
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dem einzelnen Arbeiter — wie Werner Sombart es bezeichnet hat 
— in seinem Arbeitsverhältnis die Möglichkeit zu geben, abwarten 
zu können, dadurch also das — im dritten Kapitel dargelegte — 
Mißverhältnis beim Arbeitsvertrage zu seinen Gunsten umzugestalten. 
Jedoch darf man diese Politik des „Abwarten-Könnens‘“ nicht zu 
eng fassen; die Gewerkschaftsarbeit hat heute nicht nur defensiven 
Charakter; sondern sie will auch mit Hilfe der Offensive die Macht- 
lage der Arbeiter beim Arbeitsvertrage erhöhen und die Position 
des Arbeitgebers schwächen. Die ohne Koalition als zu gering 
erkannte Machtlage der Arbeiter soll durch gemeinsames Vorgehen, 
das dem einzelnen Mann als Glied der Gruppe einen gewissen Selten- 
heitswert verleiht, erweitert werden, und zwar entweder durch das 
ältere Mittel des wirtschaftlichen Kampfes, der Arbeitseinstellung, 
oder durch das neuere, friedliche des kollektiven Arbeitsvertrages. 
Aus dieser modernen Entwicklung zum Gruppenkampfe — denn 
auch die angegriffenen Arbeitgeber haben sich, wie wir noch sehen 
. werden, schließlich vereinigt — oder zum gruppenweisen Verhandeln 
ist eine Fülle sozialpolitischer Probleme entsprungen. Soziologisch 
ist dabei das Wichtigste die Veränderung der Situation vom Indivi- 
dualverhältnis zum Gruppenverhältnisse. Es liegt die auch sonst viel- 
fach im modernen Leben zu beobachtende Tendenz vor, Organi- 
sationen zu schaffen, denen sich der einzelne um des Vorteils der 
Gesamtheit willen zu unterwerfen hat. Die historisch vorausgehen- 
den Schöpfungen des Liberalismus, die auf der Tendenz zu indivi- 
dualisieren beruhten, bilden nur ein kurzes, notwendiges Intervall 
in dem großen Sozialisierungsprozesse, den mit allen seinen Vor- 
teilen und Schattenseiten die Kulturentwicklung enthält. Jedenfalls 
hat die Gewerkschaftsbewegung bewirkt, daß die Arbeiterschaft zu 
einer gesellschaftlichen Macht langsam emporwächst. Das Opfer 
der persönlichen Selbstentäußerung ist hier verhältnismäßig gering, 
weil die vorher bestehende isolierte Lage des einzelnen Arbeiters 
in der Regel zu kümmerlich war, um am Maße individueller Freiheit 
gemessen werden zu können. Die kulturell bedenklichen Seiten der 
Koalition traten jedoch deutlicher hervor, als sich die Berufsvereins- 
bewegung mit der starken Bevölkerungszunahme der letzten Jahr- 
zehnte auch über so viele andere Berufsschichten verbreitete. 
Dabei ist ferner für die Koalitionsbewegung charakteristisch, 
daß sie immer mehr aus vorübergehenden, durch die Not des Augen- 
blicks erzeugten Zusammenschlüssen zu den festen, dauernden Ver- 
bänden geführt hat, die wir Berufsvereine, neuerdings auch wirt- 
schaftliche Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer nennen. 
Auch das ältere Koalitionsrecht rechnete eigentlich nur mit ge- 
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legentlichen Verabredungen zwischen Arbeitern eines Ortes oder 
weniger Werke zur Arbeitsniederlegung; längst aber ist dieses Stadium 
überschritten und durch das der dauernden Organisation ersetzt. 

Neben den direkten Mitteln des wirtschaftlichen Machtkampfes 
spielen bei allen Berufsvereinen, wenn auch im einzelnen in sehr 
' verschiedenem Grade, die indirekten eine Rolle. Fürsorge für die 
arbeitsunfähigen und für die bei voller Arbeitsfähigkeit aus wirt- 
schaftlichen Gründen arbeitslos gewordenen Mitglieder des Vereins 
gehört mit zu den Aufgaben der Organisation. Daneben suchen sie 
sich nach Möglichkeit des indirekten Kampfinittels, das der Arbeits- 
nachweis bildet, zu bedienen. Je mehr aber der gewerkschaftliche 
Charakter des Berufsvereins ausgeprägt ist, desto weniger kommt 
ihrer eigentlichen Wohlfahrtspflege selbständige Bedeutung zu; jeden- 
falls bildet sie stets auch ein Mittel, Mitglieder zu gewinnen und an 
die Fahne der gemeinsamen Sache zu binden. 


$ 9. Die Entwicklung der Arbeiterberufsvereine. 


Besteht also die allgemeine Geschichte der Berufsvereine in 
einer Entwicklung von der gelegentlichen Zusammenrottung zum 
vielfach gegliederten, Hunderttausende dauernd umfassenden Ver- 
bande, so lassen sich auch innerhalb dieser Evolution Entwicklungs- 
perioden bilden, welche die Arbeiterberufsvereine bei allen Kultur- 
völkern durchlaufen haben, wenn auch die einzelnen Stadien je 
nach der wirtschaftlichenEntwicklung des Landes und seiner Arbeiter- 
schaft zu verschiedenen Zeiten erreicht wurden. Am Anfang steht 
die Periode der Geheimbünde und Verschwörungen, in der es zu 
plötzlichen gewaltsamen Aufständen und zur gewaltsamen Nieder- 
kämpfung schlecht organisierter, eilig zusammengeraffter Massen 
kommt. Die Gewalt des Staates und der Polizei schlägt in dieser 
Zeit der Streikverbote die von’noch ganz unklaren Zielen erfüllten 
„Aufrührer‘‘ nieder. Zwischen den einzelnen Putschen besteht ört- 
lich und zeitlich kaum irgendwelcher Zusammenhang, zumal es den 
Arbeitern unmöglich ist, über den persönlichen Verkehr hinaus mit 
ortsfremden in Verbindung zu treten. Dann aber kommt. der Tag, 
wo meistens gleichzeitig mit einer Milderung der gesetzlichen Koali- 
tionsverbote der erste Versuch gemacht wird, eine allgemeine groß- 
zügige Organisation der Arbeiter zu schaffen. So verheißungsvoll 
dieser mit vielem Enthusiasmus begleitete Anlauf ist, so schnell 
erlahmt er wieder. Es fehlt dem ersten allgemeinen Verbände an 
innerer Konsolidieruung. Das Spiel mit der Idee des Generalstreiks 
entpuppt sich in diesem Stadium als eine unausführbare Träumere? 
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In den zu schnell gezimmerten Verbänden, die nicht organisch ge- 


wachsen sind, wachen die Gegensätze auf; die Organisation bricht 


zusammen. Nach dieser Niederlage kommt es aber allmählich im 
dritten Stadium zur Periode des langsamen Ausbaues. Stille Klein- 
arbeit, die sich mit geringen Erfolgen begnügt, schafft hier und da 
teils Berufsverbände einzelner, günstig entwickelter Gewerbe, teils 
in den Großstädten Lokalorganisationen. Es ist die Zeit, wo dem 
überspannten politischen Radikalismus die nüchterne gewerkschaft- 
lich-wirtschaftliche Arbeit entgegentritt. Im ganzen aber beobachten 
wir jetzt in diesem Stadium wesentliche Unterschiede von Land zu 
Land, ja von Provinz zu Provinz und Industrie zu Industrie. Doch 
die Tendenz zum Zusammenschlusse und zur Machtentfaltung auf 
Grund der größeren Zahl führt zu Beginn der vierten Periode zu 
nationalen Verbänden, die ihrerseits wieder für die ersten inter- 
nationalen Berührungen die Voraussetzung bilden. Jetzt sind das 
Wesen und die Grenzen der Gewerkschaftspolitik meist mehr oder 
weniger klar als wirtschaftliche IDISREN SEO UNE der Lohnarbeiter- 
klasse erkannt. 

Im Laufe dieser Entwicklung hat sich überall Huck ein Um- 
schwung der öffentlichen Meinung vollzogen, die nunmehr größten- 
teils. — wenigstens dort, wo man demokratisch empfindet — den 
Berufsvereinen günstig gesinnt wird. Bestimmte politische Parteien 
treten, auch abgeschen von der Sozialdemokratie, für eine möglichst 
weitgehende Koalitionsfreiheit ein und die Vertreter der national- 
ökonomischen Wissenschaft sehen in ihrer Mehrzahl — bisweilen 
nicht ohne Übertreibung — in der gewerkschalftlichen Arbeiter- 
bewegung einen Kulturfaklor ersten langes. Anders urteilen in dieser 
Zeit begreillicherweise die Unternehmer. Besonders in den großen 
Werken der schweren Industrie hat sich die Stellung der Betriebs- 
leiter zu den Organisierten (abgesehen elwa von England) wenig ge- 
wandell bis zu dem Augenblicke, wo «ie Arbeitgeber eine eigene ge- 
schlossene Phalanx den Arbeilermassen enlgegensetzen konnten. Die 
Erbitterung über die organisierte Selbsthilfe war unter den Unter- 
nehinern, die den viel besprochenen Standpunkt des Herr-im-Hause- 
Seins nicht kampflos aufgeben wollten, seit der Zeit, wo man die 
ersten Agilatoren, die eine anscheinend zufriedene, jedenfalls leid- 
lich willige Arbeiterschaft nach Feierabend aulwiegelten, aus den 
Werken wies, bis zum Kriege nicht geschwunden., Ilandwerk und 
Kleinindustrie, bei denen Arbeitgeber und Arbeiter nicht so sehr 
durch eine soziale Kluft geschieden sind, hatlen freilich auch bei 
uns schon vorher meist ihren Kompromiß mit den Arbeilern ge- 


schlossen; aber in den größeren Werken erblickte man in der 
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| Arbeiterorganisation in der Regel ein Moment ständiger Beunruhigung 


und gefährlicher Disziplinverminderung. Nur wer ganz der Fähig- 


- keit entbehrt, sich in die Seelen der Unternehmer hineinzuversetzen, 


wird das unbegreiflich finden; aber man wird auch nicht verkennen 
dürfen, daß bei diesem Mißtrauen gegen die Gewerkschaften viel 
nervöse Übertreibuung unterlief; der deutsche Kastengeist und die 
bei uns mehr als anderswo bestehende Unfähigkeit, Leute aus anderen 
Lebenskreisen in ihrer Art zu verstehen und vorurteilslos zu be- 
handeln, erschwerte den Fortschritt. 

Auch in der Geschichte der Arbeiterberufsvereine begann mit 
der Revolution — wenn man will: schon während des Krieges — 


eine neue Epoche. Seit 1918 müssen sie die voll erlangte An- 


erkennung und Machtstellung gegen einen neuen Radikalismus ver- 
teidigen, dem sie inzwischen zu konservativ und gemäßigt erscheinen. 
Während des Krieges wurden vom Staate (in Deutschland wie ın 
England und den meisten kriegführenden oder neutralen Staaten) 


zahlreiche Kompromisse mit den Gewerkschaften geschlossen. Es 


galt, sie den Kriegszwecken dienstbar zu machen. Das gelang — 
wie bei der sozialdemokratischen Partei, so hier ebenfalls — nur 
bei einem Teile der Organisierten. Mit jedem neuen Kriegsjahre war 
die Zahl der Willigen und der: Grad ihrer Willigkeit .geringer. In 
der Revolution richtete sich der Rätegedanke, der sich als eine 


 radikalere, verallgemeinerte Form der 'Berufsstandsidee- darstellte, 


auch gegen. das Gewerkschaftswesen alten Stils. Die alten Gewerk- 
schaftsführer waren meistens bereit, in die Arbeitsgemeinschaft mit 
‚den Arbeitgebern zu treten und dieses Verhältnis der Gegenseitigkeit 
auszugestalten. Aber neue Führerelemente dränglen in die Rich- 


‚tung zum Kommunismus. Eine Zeit lang. schien es, als ob die 


Massen den Gewerkschaften und ihrer Politik entgleiten würden. Die 
Führer fürchteten, immer mehr ihren Einfluß zu verlieren. Im 
Augenblicke hat sich das Bild in Deutschland dahin weiter ver- 
schoben, daß vielfach die Radikalen nicht mehr feindlich gegen die 
Gewerkschaften auftreten, sondern in den Berufsvereinen hier und 
da (z.B. im Metallarbeiterverbande) die gemäßigteren Elemente 
‚verdrängen, die Führung übernehmen und auf dem Umwege über 
die Gewerkschaften dem Rätesysteme zusteuern. Andere Berufs- 
vereine freilich — auch solche sozialistischer Tendenz — lernen 


aus den Erfahrungen Rußlands und aus den wirtschaftlichen Tat- 


sachen und suchen die Reichsregierung in ihrer demokratischen 


Politik zu unterstützen sowie an den Arbeitsgemeinschaften mit den 


‚Unternehmern festzuhalten. 
„Vor allem aber charakterisiert sich das fünfte, jüngste Stadium 


or RS N a EN 


” 


226 6. Kapitel. Das Wesen der Selbsthilfe. 





durch die weite Ausbreitung der Berufsvereinsidee über die Arbeiter- 


schafl hinaus auf die ganze Gesellschaft. Sie ist ein Merkmal der 
gegenwärtigen Kulturperiode schlechtweg geworden. 


$ 6. Die britischen Trade Unions. 


England galt im 19. Jahrhundert als das klassische Land der 
Gewerkschaftsentwicklung; heute aber sind seinen Arbeilerberufs- 
vereinen die amerikanischen und deutschen quantitativ überlegen; 
auch wird man vielleicht die deutsche Organisation in ihrer zweck- 
mäßigen Vereinigung des Prinzips der Zentralisation und der Dezen- 
tralisation der englischen Zersplitterung vorziehen müssen. Freilich 
kennen die britischen Trade Unions weniger die prinzipielle Unein- 
heitlichkeit der deutschen Gewerkschaften. Wir besitzen drei oder 
vier ihrer Weltanschauung nach getrennte Gruppen; bei den Eung- 
ländern begann erst seit 1900 der Sozialismus hier und da als 
Ferment unter den Arbeiterorganisationen zu wirken. 


Bis zum Jahre 1871 waren auch die britischen Trade Unions 
beständigen Entwicklungsschwankungen ausgesetzt. Bereits 1833 ver- 
suchte Robert Owen einen großen nationalen Arbeiterverband mit 
einer halben Million Mitglieder zu schaffen, schon 1854 mußte sich 
aber diese Grand National Consolidated Trades Union auflösen. 
Dann kam in der zweiten Hälfte der 30er und in den 40er Jahren 


die so unglücklich auslaufende Chartistenbewegung, von der sich. 


die englischen Arbeiter nur allmählich in praktischer gewerkschaft- 
licher Kleinarbeit unter Vermeidung von Streiks erholten. ‘Die 
Maschinenbauer schufen sich 1851 ihren ersten Gesamtverband; 
seitdem wurden die selbständigen nationalen Verbände von Berufs- 
vereinen Prinzip der englischen Bewegung. Günstigere Vorbedin- 
gungen für die Weiterentwicklung schuf danach die Trade Unions Act 
von 1871, wenn sie auch das Streikpostenstehen verbot. Bis zum 
Ende der 80er Jahre war es aber nur eine Elite gelernter Arbeiter, 
die sich dauernd organisierte; erst damals gelang es einigermaßen, 
auch Gewerkvereine für Ungelernte ins Leben zu rufen. Die eng- 
lische Gesetzgebung und Justiz hatte in den letzten Jahrzehnten öfters 
Gelegenheit, sich mit Gewerkschaftsfragen, besonders mit dem Streit- 
punkt, ob die Vereine für Streikschäden zivilrechtlich haftbar sind, 
zu beschäftigen. Eine: Oberhausentscheidung von 1901 belastete die 
Gewerkvereine, bis schließlich im April 1904 das englische Unter- 
haus erklärt, die Heranziehung der Berufsvereinskassen zum: Er- 
satz für den gelegentlich eines Streiks entstandenen Schaden sei 
unzulässig; auch sei das Streikpostenstehen erlaubt. Nicht ohne 
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Rückwirkung auf die Entwicklung und die Politik der. Gewerkver- 
eine Englands war die Tatsache, daß seit 1899 die Arbeiterschaft 
in der selbständigen Arbeiterpartei eine parlamentarische Ver- 
trelung erhielt, die neben den zu den Liberalen oder Iren gehörenden 
Arbeitervertretern eine radikalere. Richtung vertritt, ohne sich, auf 
den ‘Standpunkt des unbedingten Klassenkampfes zu stellen. Der 
Nachteil der britischen Organisation lag in dem Mangel an ständiger 
Verbindung zwischen den einzelnen nationalen Gewerkvereinsver- 
bänden. Einige unter ihnen — zumal die jüngeren mit unqualifi- 
zierten Mitgliedern — standen dem Sozialismus nahe, andere hielten 
an der liberalen und unpolitischen Tendenz fest. 


Während des Krieges bekam die britische Arbeiterbewegung 
— und mit ihr der Trade Unionismus — eine neue Wendung. Die 
Arbeiterpartei löste sich aus der früher mehr oder weniger be- 
stehenden Verbindung mit den Liberalen und erst recht mit den 
Unionisten. Das Programm der Arbeiterliga wurde sozialistischer. 
Zugleich zeigte sich das Bestreben der Gewerkschaften, sich nicht 
mehr so wie früher von,den übrigen nicht handarbeitenden Arbeit- 
nehmergruppen abzusondern. Man suchte die Kopfarbeiter in einer 
Allianz von Proletariat und Intelligenz gegen den „Geldbeutel“ mit 
den Muskelarbeitern zu vereinigen. Eine neue Gefahr trat den Ge- 
werkschaften in dem aufkommenden Systeme der Shop Assistants, 
der Betriebsvertrauensleute, entgegen, das, vom romanischen Syndi- 
kalismus beeinflußt, mehr die Organisation der Arbeiter in einem 
Betriebe als den allgemeinen Zusammenschluß aller Angehörigen 
eines Berufes erstrebt. Schließlich trat den in ihrer Politik im ganzen 
maßvollen Trade Unions die von Amerika ausgehende, über Australien 
nach England vordringende radikal-revolutionäre Bewegung der In- 
dustrial Workers of the World entgegen. 


\ 


8 7. Die deutschen Gewerkschaften und Gewerkvereine. 


Die deutschen Arbeiterberufsvereine sind im Gegensatze zu den 
britischen mehr aus politischen Zusammenhängen entstanden. Waren 
diese Jahrzehnte hindurch hauptsächlich wirtschaftliche Vereinigun- 
gen, die erst allmählich teilweise politische Färbung bekamen, so 
wurde in den ersten Dezennien die Entwicklung der deutschen Ge- 
werkschaften vielfach dadurch aufgehalten, daß man die wirtschaft- 
lichen Aufgaben zu sehr mit den öffentlich-politischen vermengte 
und die Mittel der beiden Lebensgebiete verwechselte. Erst die 
in den letzten drei Jahrzehnten klarer entfaltete Arbeitsteilung 
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zwischen Partei und Berufsverein brachte unerwartete Erfolge. In 
der jüngsten Gegenwart erleben wir nun die eigentümliche Erschei- 
nung, daß man die ursprünglich rein gewerkschaftlichen Mittel der 
Arbeitseinstellung ins politische Leben überträgt, wie überhaupt 
die innere — teilweise sogar die äußere — Politik immer mehr nach 
Gesichtspunkten, Regeln und Methoden gewerkschaftlicher Praxis 
betrieben wird. War vor 50 Jahren das deutsche Gewerkschafts- 
wesen noch zu politisch, so ist heute die Politik vielfach zu gewerk- 
schaftlich. 

Die radikalere Richtung der deutschen Arbeiterberufsvereine 
ließ sich allzeit mehr oder weniger von dem verhängnisvollen Glauben 
an die Notwendigkeit des Klassenkampfes leiten. Doch sondern. sich 
von Anfang an von den (später freie Gewerkschaften genannten) 
sozialistischen Organisationen anders — wenn man will: bürgerlicher 
— gerichtete Gruppen. Beide Typen sind aus der politischen Ar- 
beitervereins-Bewegung erwachsen. Arbeiterverein und Gewerkschaft 
waren zwar niemals ein und dasselbe; aber diese entwickelt sich 
aus jenem, tritt (besonders bei den christlichen Gewerkschaften, sehr 
viel weniger bei den freien) zeitweilig sogar-in ein gegnerisches 
Verhältnis zu ihm; im ganzen laufen aber beider Entwicklungslinien 
parallel. g 

Wie es notwendig ist, bei den Berufsvereinen der Arbeiter die 
wirtschaftspolitische, vom Koalitionsrecht erfaßte Seite von der rein 
politischen und der privatrechtlichen zu trennen, so müssen wir 
also die Berufsvereine deutlich von den politischen Vereinen der 
Arbeiter, die kurzweg meist als Arbeitervereine bezeichnet werden, 
und schließlich. von den ganz spezielle, wirtschaftliche Ziele ver- 
folgenden Genossenschaften unterscheiden. Der einer gehobenen 
Schicht seiner Klasse angehörende Arbeiter ist heute zumeist Mit- 
glied von drei ihrem Wesen nach selbständigen Organisationen; er 
gehört erstens einem Arbeitervereine, etwa einem. sozialdemokra- 
tischen Wahlvereine oder christlichen Arbeitervereine an, zweitens 
seiner Gewerkschaft (Arbeiterberufsverein) und schließlich drittens 
meistens noch einer oder mehreren Genossenschaften, am häufigsten 
einem Konsumverein. Alle drei Organisationstypen sind Gebilde der 
sozialen Selbsthilfe und Gegenstände des sozialpolitischen Studiums. 
Freilich treten dabei die Arbeiterberufsvereine in den Vordergrund, 
weil sie sich als wirksamste Mittel der Selbsthilfe erwiesen haben, 


während die Genossenschaften gleiche Erfolge nicht aufweisen können 


und die politischen Vereine kein spezifisches Gebilde des Proletariats 
sind, vielmehr allen Gesellschaftsschichten angehören und aus dem 
Rahmen der Sozialpolitik teilweise herausragen. 
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Die durch Vereine gepflegte politische Arbeiterbewegung beginnt 
in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts. In die bürgerliche 
Revolution von 1848 klangen auch proletarische Töne hinein. Der 
Grundsatz der Gleichheit wurde dabei auf das Wirtschaftsleben aus- 
gedehnt. Abfällige Kritik an der Eigentumsordnung wurde geübt, ohne 
daß jedoch diese Richtung in dem Kampfe des Bürgertums gegen 
Absolutismus und Feudalismus allzusehr zur Geltung kam. Stephan 
Born berief im April 1848 die erste reine Arbeiterversammlung und 
wurde die Seele eines Zentralkomitees, das Forderungen an das 
Frankfurter Parlament richtete: Lohnminimum, Bestimmung der 
Arbeitszeit durch eine Kommission von Arbeitern und Arbeit- 
gebern, staatliche Fürsorge für alle Hilflosen, Freizügigkeit usw. Am 
28. August 1848 tagte der Berliner Arbeiterkongreß, auf dem 35’ Ar- 
beitervereine vertreten waren und das Problem ‚Organisation der 
Arbeit“ (nach dem von Louis Blanc geprägten, damals viel ange- 
wendeten Schlagworte) erörtert wurde.; Der im gleichen Sommer 
veranstaltete Frankfurter Arbeiterkongreß war weniger radikal, eher 
reaktionär, d. h. antiindustrialistisch, gerichtet. Hier war der 
Gießener Professor Karl Georg Winkelblech (Karl Marlo) der Wort- 
führer. Auch hier wurde die „Lösung der sozialen Frage‘, gesucht 
und zur Bildung eines allgemeinen deutschen Arbeitervereins aufge- 
fordert. Marlo und Born bildeten die beiden Pole der damaligen 
Arbeiterbewegung; jener wollte mehr im überkommenen zünftlerischen _ 
Geiste das Wirtschaftsleben zurückbilden, dieser stand Marx und 
Engels nahe, war also Kommunist. Im Jahre 1849 vereinigten sich 
die beiden Vereinsausschüsse; aber jetzt nahte die Reaktion, die über 
alle Proletarierbestrebungen das Leichentuch zu breiten schien. 1854 
wurden alle sozialistischen Vereine auf Wunsch des Bundestages 
unterdrückt. Anfang der 60er Jahre entstanden anders gerichtete, 
friedlichere Arbeitervereine: Bildungs-, Konsumvereine, jedenfalls 
Wohlfahrts-Organisationen, die meist von bürgerlichen Politikern, 
zumal Fortschrittlern, gegründet wurden, um ihren Parteien Bundes- 
genossen unter den kopfreichen Arbeitermassen zu werben. Da er- 
stand Lassalle! In einer Geschichte des Sozialismus oder der sozialen 
Bewegung wäre ausführlich über diesen eigenartigen Mann zu reden; 
hier sei nur an einige Daten aus der kurzen Zeit seines Wirkens 
erinnert: Im Frühjahr 1863 richtet er das offene Antwortschreiben 
an das-Zentralkomitee zur Berufung eines allgemeinen deutschen 
Arbeiterkongresses; in ihm ist. ein deutlich formuliertes Programm 
für eine selbständige, radikale, politische Arbeiterbewegung ent- 
halten. Die Gewerkschaften werden als Mittel dieser Politik in ihm 
noch nicht genannt; sie kommen für Lassalles (an Louis Blanc an- 


230 6. Kapitel. Das Wesen der Selbsthilfe. 





knüpfendes) Programm nicht in Betracht. Am 23. Mai wird unter 
seinem diktatorischen Präsidium der Allgemeine deutsche Arbeiter- 
verein gegründet, der mit der'Forderung des allgemeinen gleichen 
Wahlrechtes proletarisches Klassenbewußtsein und Ablehnung jeder 
Gemeinschaft mit bürgerlichen Parteien verknüpft. Erst nach Las- 
salles Tode (am 31. August 1864) erwächst -auf dem Boden des 
Allgemeinen deutschen Arbeitervereins der eine Zweig der sozialistisch 
serichteten Gewerkschaftsbewegung. 


Inzwischen waren nach und in den Streikjahren 1864 und 1865 
die ersten berufsständisch organisierten Wirtschaftsvereine von Ar- 
beitern entstanden, so der 1865 gegründete Verein der Tabakarbeiter 
und der 1866 entstandene Verband der Deutschen Buchdrucker. Auch 
ein Goldarbeiterverband und der Allgemeine deutsche Schneiderverein 
wurden damals geschaffen. Das Jahr 1868 bildet den eigentlichen 
Ausgangspunkt für die Mehrzahl der deutschen Arbeiterberufsvereine. 
Sowohl die Lassalleaner unter Jean Baptiste v. Schweitzers Leitung, 
der nach Lassalle das Präsidium des Allgemeinen deutschen Arbeiter- 
vereins übernommen hatte, wie die Marxisten gründeten gewerk- 
schaftliche Organisationen. Fast gleichzeitig taten dies im bürger- 
lichen Lager die Fortschrittler. 


Die Idee und die Organisationsform dieser neuen Vereinigungs- 
art wurde aus England geholt. Der Fortschrittler Max Hirsch wollte 
dort die Genossenschaften studieren, wurde aber mehr — wie 
seine an Franz Duncker gerichteten „sozialen Briefe aus England‘ 
lehren — von den Trade Unions gefesselt. Nach seiner Rückkehr 
wurde in Berlin die Gründung von Gewerkvereinen beschlossen, die 
politisch — schon durch ihre Führer Hirsch und Duncker — der 
Fortschrittspartei nahe stehen sollten und als Gegenorganisation in 
Wettbewerb mit, den Sozialisten auf liberal-bürgerlicher Basis ge- 
dacht waren. | 


Die dritte Gruppe, die auch Gewerkvereine (oder — wie man 
damals sagte: Gewerksgenossenschaften) gründete, ging vom Verbande 
deutscher Arbeitervereine aus, jener Schöpfung auf Frankfurter 
Boden, die anfangs süddeutsch-demokratisch gerichtet war, dann 
unter August Bebels Führung aber in die Richtung des internationalen 
Marxismus hinüberglitt. Auch in diesem Kreise wurde ein „Muster- 
 statut für internationale Gewerksgenossenschaften‘“ ausgearbeitet. 
Es entstanden bald mehrere Organisationen marxistisch gerichteter 
Grewerkschaften. 


Auf der einen Seite standen die nationalsozialistischen Lassalle- 
aner unter Schweitzer, Fritzsche und Klein; auf der anderen — zu- 
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nächst getrennt von ihnen — die Marxisten unter Bebel und Lieb- 
knecht; auf der dritten schließlich die Fortschrittler unter Hirsch und 
Duncker. Es war also zu keinem politisch neutralen Gewerkvereine, 
sondern zu drei sich feindlichen, ausgesprochen politischen Beruls- 
organisationen gekommen. Zumal die beiden sozialistischen Gewerk- 
schaftsgruppen nahmen zunächst eine Richtung, die mehr ins radikal- 
politische Fahrwasser als zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
führte. Als sich jedoch 1875 in Gotha die Lassalleaner und Marxisten 
einigten, war fortan ein Aufschwung unverkennbar, der aber wieder 
von 1878 an durch. das Sozialistengeselz verzögert wurde. Erst 
. 1890 konnten sich die sozialistischen Organisationen, die sich den 
Namen „Freie Gewerkschaften“ beigelegt hatten, ihre ‘zentrale Or- 
ganisation geben, die in der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands gipfelte. Ihr Verhältnis zur sozialdemokratischen Partei 
war manniglachen Schwankungen ausgesetzt. Wie sie stehen die 
freien Gewerkschaflen auf dem Boden des Klassenkampfes, betonen 
aber ihre politische Neutralität, was jedoch nur so zu verstehen ist, 
daß sie politisch anders gerichteten Arbeitern nicht von vornherein 
den Eintritt versagen. Jedoch sind nicht nur ihre maßgebenden 
Führer Parteimitglieder; sondern sie sehen überhaupt in der Sozial- 
demokratie — um Philipp Stein zu zitieren — „die einzige Arbeiter- 
interessen wahrnehmende Partei“. Nachdem. dabei jahrelang ein 
gewisses Eilersuchtsverhältnis zwischen Partei und Gewerkschaft 
geherrscht hat und der Gegensatz zwischen dem ideologischen Radi- 
kalısmus der Partei und der nüchternen Gegenwartsarbeit der Ge- 
werkschaften unverkennbar war, besteht heute ein Kompromiß 
zwischen beiden, das auf der Erkenntnis der gegenseitigen Er- 
gänzung beruht. 

Auch an inneren Reibungen hat es den freien Gewerkschaften 
nicht gefehlt. Als im Jahre 1890 der äußere Druck des Sozialisten- 
gesetzes auflhörte, machte sich vor allem ein Gegensatz zwischen 
den Anhängern der zentralen Berufsorganisation und den Freunden 
der Lokalorganisation geltend. Bei jenen war nicht im gleichen Maße 
wie bei diesen der örtliche Zusammenhang und die ständige per- 
sönliche Berührung der Massen vorhanden; hier konnte nicht jede 
kleine Angelegenheit durch die Abstimmung in Generalversamm- 
lungen entschieden werden; dafür verband alle Mitglieder das wirk- 
lich einheitliche Interesse an der Verbesserung der Bedingungen ihrer 
Berufsarbeit. Bei diesen Zentralorganisationen kam den Beamten 
eine viel größere Bedeutung und Verantwortung zu; während sich 
ihr Einfluß mehrte, ersetzte allmählich ein mehr aristokratisches 
Prinzip das rein demokratische der Lokalvereine. Diese waren haupt- 
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sächlich der Tummelplatz für den politischen Radikalismus; in ihren 
häufigen Generalversammlungen herrschte der Masseninstinkt und 
nicht die vernünftige Erwägung klar denkender Führer. Gerieten 
die Lokalorganisationen teilweise sogar ins Fahrwasser des Anarchis- 
mus, so erinnerte das Prinzip der zentralen Berufsvereine fast an 
die nüchterne Ablehnung der Politik in den englischen Trade Unions. 
Schließlich lösten sich die Anhänger der Lokalorganisation ganz von 
den freien Gewerkschaften, indem sie die ‚Freie Vereinigung deutscher 
Gewerkschaften‘ ins Leben riefen. | 

Die Organisation der freien "Gewerkschaften beruht also auf den: 
Zentralverbänden, die das ganze Gebiet des deutschen Reiches 
umfassen; sie sind entweder Berufs- oder Industrieverbände. Das 
ältere englische Prinzip des Berufsverbandes entspricht viellach nicht. 
mehr ganz den modernen Verhältnissen. Da die großen Werke 
Arbeiter sehr verschiedener Berufe umfassen, erscheint es teilweise 
zweckmäßiger, die Einteilung nach Industriezweigen vorzunehmen; 
jedoch steht diesem Prinzipe, das bei Arbeitskämpfen und Lohn- 
bewegungen eine größere Einheitlichkeit des Vorgehens zu garantieren 
scheint, der Nachteil gegenüber, daß beim Industrieverbande recht 
verschieden gelohnte Arbeiterkategorien zusammengefaßt werden. Die 
Hauptträger der Industrieorganisation sind die Verbände der 
Metall-, Holz- und Transportarbeiter, während die in der 
Hauptsache dem Handwerke angehörenden Arbeiter meist mehr der 
Berufsspezialisierung den Vorzug geben. Es läßt sich beobachten, wie’ 
sich teilweise ganz große Verbände durch den Anschluß kleinerer und 
wenig lebensfähiger Organisationen an die größeren bilden, wie aber 
auch neue selbständige Vereine durch Loslösung aus früheren Ver- 
bänden ins Leben treten. 

Zwischen den Zentralverbänden und den Lokalinstanzen stehen 
als Zwischenglieder die Bezirks- und Gauverbände, und erst 
die Lokalinstanzen, die meist als Zahlstellen oder Filialen 
bezeichnet werden, vermitteln zwischen den einzelnen Arbeitern und 





ihren Verbänden. Der Instanzenzug reicht also von der örtlichen 


Zahlstelle zum Gauverband, von ihm zum Zentralverbande, der wieder 
mit den übrigen Zentralverbänden in der Generalkommission die 
letzte, alle freien Gewerkschaften zusammenfassende Oberleitung in 
Berlin besitzt. Dabei haben alle Instanzen ihre eigenen Organe im 
Vorstand und den Beamten einerseits, in den Mitglieder- und Vertreter- 
versammlungen andererseits. Diese nach Berufen sondernde und 
zentralistische Organisation wird ergänzt durch eine lockerere, örtliche 
Vereinigung der verschiedenen Gewerkschaften einer und derselben 
Stadt, das Gewerkschaftskartell. Um in Fragen, die örtliche 
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Interessen berühren, etwa Bau eines Gewerkschaftshauses, Lebens- 
mittelboykott usw., ein einheitliches Vorgehen zu ermöglichen, tritt 
diese — sagen wir — horizontale Zusammenfassung der Arbeiter 
neben die erwähnte vertikal-zentrale. Je mehr die Gewerkschafts- 
organisation an innerer Festigkeit gewann, desto mehr rückte der 
Schwerpunkt in die großen Gesamt-, vor allem in die Zentralverbände; 
diese Instanzen hatten im steigenden Grade’ ein großes Millionen- 
vermögen des Verbandes zu verwalten, entwickelten ein ganzes 
System der Strategie und Taktik bei Arbeitskämpfen und gestalteten 
ihre Verwaltung immer bureaukratischer. Heute ist die Disziplin 
ın den starken Verbänden geradezu hart, ein strenges Abgabensystem 
hat dabei eine Sonderbesteuerung der organisierten Arbeiter für Ver- 
bandszwecke entwickelt, so daß man diese Gebilde des gesellschaft- 
lichen Lebens nicht mit Unrecht als Staaten im Staate bezeichnen 
kann. Streng ist auch die Kontrolle der Mitglieder in ihrem Ar- 
beitsverhältnis. Verlangte man ursprünglich von ihnen die Er- 
5 füllung einer Minimalleistung, um würdig. zu sein in den Ver- 
band aufgenommen zu werden, so zeigen sich in allen Kultur- 
staaten heute vielfach Tendenzen, auch die Maximalleistung der 
Tüchtigen zu regeln, um die Masse der Verbandsmitglieder 'zu be- 
günstigen. 

| Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine, die sich seit 
einer Reihe von Jahren deutsche Gewerkvereine nennen, lehnen 
die Idee des Klassenkampfes ab und rechnen mehr miteeiner friedlichen 
Verbesserung der Lebenshaltung der Arbeiter. Arbeitseinstellungen 
werden möglichst vermieden. Die Interessenvertretung steht bei ihnen 
nicht so im Vordergrunde wie bei den freien Gewerkschaften; dafür 
nehmen sie sich mehr der Fürsorge und Wohlfahrt für ihre Mitglieder, 
gestützt auf vor dem Kriege wohlgefüllte Kassen, an. Ihre Organisa- 
‚tion ist, entsprechend ihrer viel geringeren Zahl, einfacher als die der 
freien. Es fehlt in ihr meistens der Gauverband, wenn man nicht 
die für einige Provinzen vorübergehend bestehenden Ausbreitungs- 
verbände dazu rechnen will. Das englische Vorbild läßt sich in 
ihrer Organisation und Praxis vielfach beobachten, wenn sie auch 
längst nicht mehr die Staatshilfe und den Versicherungszwang ver- 
werfen. Auch das zünftlerische Element und die großen Anforde- 
rungen an Neueintretende fehlen nicht. Am stärksten sind hier die 
Berufsgruppen der Maschinen- und Metallarbeiter, meistens gutbe- 
zahlte Leute, die sich zum großen Teil in gehobenen Stellungen als 
'Vorarbeiter usw. befinden. Jahrelang schienen die deutschen Ge- 
 werkvereine zurück- und dem Verfall entgegenzugehen; in den letzten 
Jahren vor dem Kriege ließ sich aber unter dem Einfluße frischer, 
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wenn auch radikalerer Kräfte ein Aufschwung beobachten. Ihre poli- 
tische Richtung ohne weiteres mit der einer politischen Partei zu 
identifizieren, geht nicht mehr an; sie betonen gleichfalls ihre poli- 
tische Neutralität. 

Schließlich die christlichen Gewerkschaften. Sie haben 
eine lange, interessante. Vorgeschichte in der Entwicklung der kon- 
fessionellen Arbeitervereine. RN 

Daß aus den Kreisen der evangelischen und katholischen Kirche 
heraus der Versuch gemacht werden mußte, dem Anschwellen der 
sozialistischen Flut einen Damm entgegenzusetzen und Vorkeh- 
rungen zu treffen, den sinkenden kirchlichen Einlluß auf die Massen 
wieder zu verstärken, ist begreiflich. Und doch vollzog sich auch 
dieser Versuch, eine christliche und zugleich nationale. Arbeiter- 
bewegung zu schaffen, durchaus nicht geradlinig und ‘ohne innere 
Kämpfe. Besonders in der protestantischen Kirche war begreiflicher- 
weise stets — teilweise auch heute noch — das Widerstreben (zu- 
mal der offiziellen Kirchenvertretung) groß, in die Wirtschaftskämpfe 
des sozialen Lebens hinabzusteigen. Ilier lag ein Zwiespalt am Tage, \ 
der sich nicht leicht schließen ließ. Die einen betonten, daß, getreu 
dem Worte Christi, daß sein Reich nicht von dieser Welt sei, die 
Religion der Persönlichkeit und dem Innenleben angehöre und nicht 
Anweisungen für das Verhalten im ökonomischen Leben geben könne. 
Die anderen wiesen auf das Gebot der Nächstenliebe hin und auf die 
durch das moderne Wirtschaftssystem geschaffene unheilvolle Spal- 
tung in Arm und Reich. Die Aufgabe, die nicht leicht lösbar war, 
lag also darin, nicht den Weg wahrer Religion, innerlich und persön- 
‚ lich zu wirken, zu verlassen und doch im Kampfe der wirtschaftlichen 
Gruppen für die Unterdrückten einzutreten. Dieses sittliche Gebot 
drängte sich umso mehr auf, als die Kirchen, besonders die dem poli- 


" tischen Leben näherstehende katholische Kirche, den Verlust des 


Proletariats an den Marxismus mit größter Sorge verfolgten. Die 
evangelisch-soziale Bewegung setzte auf dem Gebiete des ge- 
sellschaftlichen Lebens ein, das dem Religiösen am nächsten liegt, 
der Liebestätigkeit an den ins Elend Geratenen. Erst allmählich 
vollzog sich dann der (im ersten Kapitel gekennzeichnete) Über- 
gang von der Caritas zur sozialen Ethik. Von der ‚inneren Mission“ 
Wicherns gelangte man zur Genossenschaftsidee Victor Aim& Hubers 
und schließlich zur sozialpolitischen Organisationsarbeit Adoli 
Stöckers. Nach der Gründung des evangelisch-sozialen Kongresses 
im Jahre 1890 entfalteten sich auch die evangelischenArbeiter- 
vereine, deren erster im Jahre 1882 in Gelsenkirchen von einem 
protestantischen Arbeiter im Gegensatze zu den älteren katholischen 
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Arbeitervereinen gegründet worden war. Ihr Zweck ging auf die 
Pllege des religiösen Lebens, der nationalen Gesinnung, jedoch auch 
einer Wohlfahrtspflege der einzelnen Mitglieder. Die gewerkschaft- 
liche Organisation, d.h. eine Interessenvertretung von Arbeiterforde- 
rungen gegenüber den Unternehmern, wurde anfangs von diesen Ver- 
einen abgelehnt; besonders die Mehrzahl der geistlichen Leiter 
wollte davon nichts wissen. Solche Berufsvereine, die iın Notfalle 
mit dem Kampfmittel des Streiks den Arbeitgebern begegneten, wur- 
den jahrzehntelang als etwas Sozialdemokratisches angesehen, da- 


‚gegen an der Illusion einer Harmonie mit den Arbeitgebern fest- 


gehalten. Auf die Dauer ging das freilich nicht an; cs kam der Zeit- 
punkt, wo der inzwischen gegründete „Gesamtverband evangelischer 
Arbeitervereine‘, der in’ Lic. Weber-München-Gladbach seinen rührigen 
Vorsitzenden. besaß, seinen Mitgliedern den Beitritt zu einer nicht- 
sozialdemokratischen Berufsorganisation empfahl. Die Geschichte 
dieser Wandlungen, die teilweise der Entfaltung der gleichfal:s von 
Stöcker gegründeten christlich-sozialen Partei parallel läuft, ist ein 
interessanter Beitrag zur Sozialgeschichte unserer Zeit. (Die Schwie- 
rigkeiten der 90er Jahre, die Warnung des Oberkirchenrates, der 
Kampf mit dem Frhrn. v. Stumm, der Gegensatz der Alten und 
Jungen, die Sezession der Anhänger Naumanns gehören dazu.) Der 
Entschluß, den evangelischen Arbeitervereinlern den Beitritt zu den 
christlichen Gewerkschaften freizugeben, kostete manchem strengen 
Protestanten schon deshalb ein inneres Opfer, weil — wie wir 
gleich schen werden — diese Gewerkschaften auf dem Prinzipe der 


Interkonfessionalität beruhen. Seit 10 Jahren jedoch hat sich 


zwischen evangelischem Arbeiterverein und christlicher Gewerkschaft . 
im allgemeinen ein gutes, brüderliches Verhältnis entwickelt. Der 
in Provinzialverbände geteilte, auch Arbeiterinnenvereine mit umm- 


fassende Gesamtverband entwickelte eine lebhafte Teilnahme am 


sozialen und politischen Leben und förderte durch soziale Ausbil- 
dungskurse seine Unterführer. 

Nicht minder interessant ist die Geschichte der katholisch- 
sozialen Bewegung und der auf diesem Boden stehenden Arbeiter- 
vereine. Einen gewissen Übergang von den älteren, zünftlerischen 
Organisationen zu den modernen geeinten Arbeiterscharen der katho- 
lischen Kirche bildeten die katholischen Gesellenvereine, deren erster 
im Jahre 1844 in Elberfeld vom Gesellenvater Kolping im Geiste 


des Handwerks zur Pflege der Wohlfahrt und der Ausbildung des 


Gesellenstandes gegründet wurde. Neue Bahnen schlug zu Anfang 


der 60er Jahre der Bischof von M: inz, Frhr. v. Ketteler, ein, der 


katholische Arbeitervereine ins Leben rief auf der Grundlage eines 
v. Wiese, Sozialpolitik. 16 
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Programms, das ebenso den Grundsätzen der Kirche wie den An- 
forderungen des modernen Wirtschaftslebens gerecht werden sollte. 
Obgleich die Tendenz der Vereine gegen Liberalismus und Sozialis- 
mus gerichtet war, so äußerte sich in ihnen von Anfang an der 
Einfluß, den Lassalles ehernes Lohngesetz und die englische Ge- 
werkvereinsbewegung auf Ketteler geübt hatten. Prinzipiell sollten 
diese Vereine keinen ausgesprochen konfessionell-katholischen Cha- 
rakter tragen, obwohl praktisch der Einfluß der Kirche herrschte. 
Aber ihre große Bedeutung und ihre Erfolge wurden doch erst 
durch die Errichtung des in den 90er Jahren geschaffenen, aus- 
gezeichnet geleiteten „Volksvereins für das katholische Deutsch- 
land“ in München-Gladbach herbeigeführt. Hier wird seitdem der 
„Generalstab“ für die katholische Arbeiterbewegung ausgebildet, von 
hier aus gelang es auch immer mehr, die Zentrumspartei ins 
Lager der Sozialreformer zu führen, besonders seit die päpstliche 
Encyklika von 1891 die Arbeiterfrage den Katholiken ans Herz 
gelegt hatte. Gehörten den älteren katholischen Arbeitervereinen zu 
viel Nichtarbeiter an, so suchte man jetzt durch Errichtung von 
Fachabteilungen in diesen Vereinen den Berufsinteressen der Mit- 
glieder gerecht zu werden. Ein folgenschwerer Schritt war die 1894 
vorgenommene Gründung eines selbständigen ‚Gewerkvereins christ- 
licher Bergarbeiter‘ im rheinisch-westfälischen Kohlenreviere auf der 
Basis der Interkonfessionalität und der politischen Unparteilichkeit. 
Ihm folgten Berufsorganisationen der christlichen Textil-, der Metall- 
arbeiter und anderer Zweige vor allem in West- und Süddeutsch- 
land. Mit ihrer Politik war aber eine gewisse Abkehr vom Patriar- 
chalismus, wie er in den Arbeitervereinen doch noch mehr oder 
weniger herrschte, verknüpft; der Glaube an die Kraft der alleinigen 
Staatshilfe war geschwunden, der Streik wurde nicht prinzipiell 
und praktisch verworfen, und doch hatte in der Zeit des Sozialisten- 
. gesetzes der preußische Minister des Innern v. Puttkamer die Be- 
fürchtungen eines echt patriarchalischen Herzens dahin ausgesprochen, 
daß „hinter jedem Streik die Hydra der Revolution lauere“. Der sich 
zuspitzende Konflikt wurde dadurch verschärft, daß die preußischen 
Bischöfe, denen das Prinzip der Interkonfessionalität ein. Dorn im 
Auge war, in einem besonderen Hirtenbriefe die Teilnahme von 
Katholiken an den Gewerkschaften tadelten. Damit bekamen die Fach- 
abteilungen der Arbeitervereine, die den gewerkschaftlichen Prinzipien 
abhold, streng konfessionell geleitet waren und im Streik eine Sünde 
sahen, eine tendenziöse feindliche Richtung gegen die christlichen 
Gewerkschaften. Die sogenannte Berliner (d.h. Fachabteiler-)Rich- 
. tung trat der München-Gladbacher entgegen; innerhalb der kirch- 
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lichen Bewegung einflußreiche Männer wie der geistvolle Jesuiten- 
pater Pesch bekämpften die Pieper, Giesberts und andere Stützen 
der christlichen Gewerkschaftsorganisation. Trotz dieses heftigen 
Streits erstarkte die Organisation der christlichen Gewerkschaften 
beträchtlich. Aber auch die katholischen Arbeitervereine, denen nach 
wie vor die meisten christlichen Gewerkschafter katholischen Be- 
kenntnisses angehören, können an den Katholikentagen diesen statt- 
lichen Heerbann der Kirche machtvoll entfalten. Erst in den Tagen der 
großen Sammlungsbewegung auf dem Gebiete der wirtschaftlichen 
Selbsthilfe, im Herbste 1919, einigten sich der Gesamtverband der 
christlichen Gewerkschaften mit dem Verbande der katholischen 
Arbeitervereine. Die gewerkschaftliche Bindung aller christlichen 
Arbeiter und Angestellten wurde als „gebieterische Notwendigkeit‘ 
anerkannt. Aus Vertretern beider Organisationen wurde ein gemein- 
samer Ausschuß gebildet. 

Die christlichen Gewerkschaften haben. ihre Organisation der 
Gruppierung der freien nachgebildet. Sie stehen auf gewerkschaft- 
lichem Boden, benutzen also den Streik als Mittel der Interessen- 
vertretung, treten aber mit noch größerem Nachdruck für die fried- 
liche Einigung durch Arbeitsgemeinschaften ein. Sie haben 28 Zentral- 
verbände, deren größter der Gewerkverein christlicher: Bergarbeiter 
ist. Ihre Mitgliederzahl beträgt (1918) 538559 Köpfe; doch rech- 
neten die Christlichen in der zweiten Hälfte des Jahres 1919 bereits 
mit einer Mitgliederzahl von rund einer Million; die gegenwärtige 
Zunahme ist beträchtlich. Das Vermögen betrug am 31. Dezember 1918 
fast 121/; Millionen Mark. Die Zahl der Mitglieder ist im Laufe von 
10 Jahren (1908 bis 1918) von rund 261000 auf fast das Dreifache 
gewachsen. 

Die deutschen Gewerkvereine zählen etwa 170000 Mitglieder. 

Die freien Gewerkschaften bilden die bei weitem stärkste Gruppe. 
Ihre Gesamtorganisation nennt sich heute Allgemeiner Deut- 
scher Gewerkschaftsbund. Seine Mitgliederzahl beträgt etwa 
7Ys Millionen Köpfe. Zu ihm gehört die größte Gewerkschaft der 
Erde: der Deutsche Metallarbeiterverband. Starke Zentralverbände 
sind weiter u.a.: der Deutsche Landarbeiterverband, der Deutsche 
Holzarbeiterverband und der Deutsche Bauarbeiterverband. 

Nehmen wir einige kleine Sonderorganisationen (die polnische 
Berufsvereinigung, den Nationalbund deutscher Gewerkschaften. [der 
„Gelben‘])) und die „Freie Vereinigung deutscher Gewerkschaften“ 
S (der deutschen Syndikalisten) hinzu, so gelangen wir gegenwärtig 
zu einer Gesamtsumme von über 9 Millionen berufsmäßig organi- 
sierten deutschen Arbeitern und Arbeiterinnen gegen rund 21% Mil- 
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lionen im Jahre 1908. Der große zahlenmäßige Aufschwung 
der gewerkschaltlichen Entwicklung vollzieht sich seit dem in so 
vieler llinsicht' folgenreichen und verhängnisvollen Hilfsdienst- 
gesetze. Sehr richtig schreibt darüber die Soziale Praxis (XXIX, 44) 


in einer Besprechung der Kriegssiatistik der freien Gewerkschaften: 


„Die große Linie der gewerkschaftlichen Entwicklung im Kriege 
ist durch das Hilfsdienstgesetz — worauf nicht oft genug hin- 
gewiesen werden kann, um den wahrhaft revolutionären Sinn dieses 
geschichtlichen Versuchs eines planmäßigen Arbeitszwanges zu er- 
klären — in zwei Teile gegliedert worden. Bis zur Verwirklichung 
des „Ilindenburgprogramms'‘ haben die Gewerkschaften ein dauerndes 
Sinken der Mitgliederzahl, zugleich ein langsames Steigen des An- 
teils weiblicher Mitglieder an ihr und eine stetige Zunahme des 
Verlustes durch Einberufungen zu verzeichnen gehabt. Die Arbeits- 
losenziller war bereils längst tiefer und tiefer gesunken, mit ihr die 
horrenden Ausgaben für den entsprechenden Unterstützungszweig. 
Die Familienunterstülzungsausgaben waren hingegen bis Ende 1916 
immer noch gewachsen und begannen erst von da ab eine gewisse 
llöhe nicht mehr zu überschreiten und allmählich sogar zu sinken. 
In allen diesen Erscheinungen zeigt sich klar die Bedeutung des 
tragischen Aufschwunges, mit dem Deutschland seine Kräfte für den 
nahe gewähnten Sieg zusammenzuraffen suchte, für die deutsche 
Gewerkschaltsbewegung und über sie hinaus. Das Hilfsdienstgesetz 
ward zu dem ungeheuren Hebel der gewerkschaftlichen Durch- 
organisierung ungeahnter Volksmassen, die des Schutzes der Organi- 
salionen aus dem Gefühl ohnmächtiger Unfreiheit heraus nicht mehr 
glaubten entraten zu können, Mit großer Klugheit waren in das 
Gesetz Bestimmungen eingebaut, die den Gewerkschaften eine einfluß- 
reiche Stellung sicherten, die individuelle Ohnmacht in kollektive 
Macht des Arbeiters umkehrten und Ansätze zu gewaltigen Neue- 
rungen der ganzen deutschen Sozialpolitik enthielten. Der ver- 
hältnismäßig glatte Verlauf der deutschen Itevolution, nicht minder 
freilich auch manche ihrer peinlichsten Begleiterscheinungen — 
namentlich ihre alsbaldige verhängnisvolle Ausartung zu jenen ufer- 


losen Lohnbewegungen, unter. deren Folgen wir heute noch leiden —, 


sind nur im Zusammenhang mit diesem Stück Gewerkschafts- 
geschichte recht zu verstehen.“ 

Doch das Gesamtbild bleibt unvollständig, wenn wir nicht der 
. Ausdehnung dieser Organisationen über die Angestellten- und Be- 
amtenkreise gedenken und ihren Gesamtzusammenschluß in großen 
Bünden betrachten. 
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Zuvor müssen wir noch die Gruppe von Organisierten erwähnen, 
‚die von den übrigen Arbeitern die „Gelben“. genannt werden. Vor 
dem: Kriege boten sie ein interessantes sozialpolitisches Problem, 
das aber während des Krieges und nach ihm ein anderes Gesicht 
‚bekam. Das Merkmal dieser „gelben Gewerkschaften“ konnte man 
vor 1914 darin sehen, daß sie keine gewerkschaftliche Wirtschafts- 
politik zu treiben beabsichtigten. Kulemann faßte sie unter der 
Bezeichnung ‚‚unternehmerfreundliche Arbeiterorganisationen“ zu- 
samınen. Bei ihnen handelte es sich entweder um reine Arbeiter- 
vereine, die schon in ihren Namen (national, reichstreu, valer- 
ländisch). zum Ausdruck brachten, daß sie in erster Linie als 
politische Gegenorganisation gegen die Sozialdemokratie gegründet 
waren; sie verdankten ihre Entstehung meistens dem Reichsverbande 

gegen die Sozialdemokratie, verfolgten mehr allgemein-politische als 
wirtschaftspolitische Zwecke und- hatten sich im Jahre 1907 zum 
größten Teil im „Bunde vaterländischer Arbeitervereine‘‘ zusammen- 
geschlossen. Oder es handelte sich um die sogenannten gelben 
Gewerkschaften im engeren Sinne. Sie sollten in den großen 
Werken auf der Grundlage der Organisation ein Gegengewicht zu den 
gewerkschaftlich zusammengeschlossenen Arbeitern bilden. Bisweilen 
waren ihre Vereine von den Unternehmern im Zusammenhange mit 
den viel kritisierten Wohlfahrtseinrichtungen!) direkt als ‚Unter- 
nehmer-Schutztruppe‘ gegründet (Werkvereine, Unterstützungsvereine, 
Sparvereine usw.), bisweilen waren sie aus mehr oder weniger freier 
Initiative arbeitswilliger Leute bei Gelegenheit von Streiks, Mai- 
feiern und ähnlichen Ereignissen hervorgegangen. ‘Der Unterschied 
zwischen den „Gelben“ und den „Vaterländischen‘“ war vielfach ver- 
wischt; bis zu einem gewissen Grade ließ sich aber sagen, daß jene 
mehr aus dem Gegensatze zu den Gewerkschaften und im Zusammen- 
hange mit den industriellen Wirtschaftskämpfen, diese mehr aus dem 
Kampf mit der politischen äußersten Linken und im Zusammenhange 
mit dem 'Parteiwesen des Reiches zu verstehen waren. 

Die gelbe Gewerkschaftsbewegung ist von Frankreich aus- 
gegangen und hat sich in keinem Lande so stark entwickelt wie dort, 
Auch wies die französische Richtung eine besondere Note durch 
die Hervorkehrung der Idee der Gewinnbeteiligung auf, die bei uns 


2) Vgl. Adolf Günther und Rene Prevot, die Wohlfahrtseinrichtungen 
der Arbeitgeber in Deutschland und Frankreich, Leipzig 1905. 
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fast ganz fehlte. Im Jahre 1899 entstand bei den Arbeitskämpfen in 
Creusot und im Bergrevier Montceau-les-Mines eine Spaltung in 
der Arbeiterschaft; der gemäßigtere Teil der Streikenden wollte 
sich den radikaleren Elementen nicht fügen, beriet für sich in einem 
Lokal, dessen Fenster während der Besprechung von den Gegnern 
eingeworfen wurden. Er ersetzte darauf die Scheiben durch gelbes 
Papier, was ihm den Spottnamen „les jaunes“ einbrachte. Diese 
Bezeichnung wurde bald zum Namen für eine Kategorie von Arbei-‘ 
tern, deren Hauptmerkmal die Abneigung gegen den Streik und 
die Betonung guter Beziehungen zu den Arbeitgebern ist. In Deutsch- 
land entstand die erste Organisation derart im Oktober 1905 als 
„Arbeiterverein vom Werk Augsburg‘ im Anschluß an die damalige 
große Aussperrung in der bayerischen Metallindustrie. Andere be- 
kannte Vereinigungen sind u. a. der Bund der Bäcker- (Konditor-) 
Gesellen Deutschlands und der Bauhandwerkerbund von Groß-Berlin. 
Daß diese Organisationen, die den Gewerkschaften entgegentraten, von 
allen anderen Arbeiterberufsvereinen aufs heftigste bekämpft wurden, 
kann nicht wundernehmen, da die dauernden Vereinigungen von 
Arbeitswilligen den gewerkschaftlich Organisierten größere Schwierig- 
keiten bereiten können als isolierte und mangelhaft geschützte 
„Streikbrecher“. 

Über diese Gelben schrieb ich in der ersten Auflage: Wir würden 
es für einen Fehler halten, wollte man auf diese unternehmerfreund- 
lichen kleinen Gruppen die Hoffnung auf Wiederherstellung des 
Friedens zwischen Arbeitgebern und Arbeitern gründen. Solche künst- 
lich aufgepäppelten Vereine, deren Mitglieder durch allerhand Ver- . 
sprechungen und persönliche Vorteile friedfertig gehalten werden, 
besitzen zu wenig innere Kraft. Die Idee einer klassenbewußten 
Arbeiterpolitik sitzt viel zu tief in den Seelen der Massen, als daß 
diese „Gutgesinnten‘“ nicht als Verräter von den übrigen betrachtet 
würden und den Bruderhaß in die eigenen Reihen trügen. Die Leiden- 
schaften des Kampfes gehen vielmehr erst recht hoch, wenn die 
„Gelben‘ mit im Spiele sind; die Kluft zwischen Unternehmern und 
gewerkschaftlich organisierten Arbeitern erweitert sich beim Vorhan- 
densein organisierter Arbeitswilliger; Tarifverträge, Schiedssprüche 
oder Einigungsverhandlungen werden erschwert. Kurz, wir möchten 
in der Hauptsache denen recht geben, die-in der Entstehung der 
gelben Arbeiterbewegung kein Heil erblicken. Daß sie eine große 
Zukunft vor sich habe, ist recht unwahrscheinlich. Aber ob man 
diese vaterländisch-gelben Gründungen überhaupt wird missen wollen, 
ist wieder eine andere Frage. Mögen die idealistischen Motive bei 
der Zugehörigkeit zu diesen Organisationen auch selten sein; als ein 
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_ Symptom des Strebens mancher Arbeiterschichten, aus dem ewigen 


Gegensatze zur Gesellschaft und zum Arbeitgeber herauszukommen, 
können die Versuche doch angesprochen werden. Dabei wollen wir 
uns jeder Überschätzung der im ganzen doch ziemlich kümmerlichen 
Bewegung enthalten; aber es muß auch hierbei der viel begangene 
Fehler vermieden werden, eine bestimmte Richtung. von vornherein 
in Bausch und Bogen zu verdammen, ohne auch nur den Versuch zu 
machen, entwicklungsfähige Keime in ihr zu entdecken. Der Schreiber 
dieser Zeilen mag kein Hehl daraus machen, daß er wenig Sympathie 
für die „Gelben“ verspürt und ihnen überhaupt nur geringe Bedeu- 
tung beilegt; aber es ist die Frage, ob er als Leiter eines großen 
Werkes — sagen wir der Elektro- oder Maschinenindustrie — ebenso 
denken würde, und der theoretische Sozialpolitiker verfehlt seine 
Aufgabe, wenn er Partei nimmt, ohne versucht zu haben, jedem Stand- 
punkt gerecht zu werden. Auch können wir vielleicht in zehn bis 
zwanzig Jahren vor Situationen stehen, wo das Bedauern am Platze 
wäre, von vornherein einer jungen Bewegung mit Mißtrauen begegnet 
zu sein und ihr durch vorzeitige Verfemung die Möglichkeit geraubt 
zu haben. sich günstig zu entwickeln. 

Im Kriege kam der tiefgehende Gegensatz zwischen Gewerk- 
schaftsleuten und Gelben zum deutlichsten Ausdruck. Die Be- 
hörden und teilweise die privaten Arbeitgeber schlossen ihre Ab- 
kommen mit den Gewerkschaften; dabei stellten diese die Bedingung, 
daß die Gelben draußen bleiben müßten. Das geschah zumeist; sie 
wurden mehr oder weniger offenkundig geopfert. Als es dann im 
Revolutionsnovember 1918 zum Vertrage zwischen den Verbänden 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer über eine Reichsarbeitsgemein- 
schaft kam, wurde den Arbeitgebern jede Unterstützung der ‚„‚Wirt- 
schaftsfriedlichen‘‘, des Nationalbundes deutscher Gewerkschaften, 


' untersagt. Damit schien dieser Bund abgetan zu sein. Bald aber 
‚entstanden neue Schwierigkeiten. Es*tauchten Zweifel auf, wer denn 


alles zu den „Wirtschaftssfriedlichen‘“ gehöre. Einige früher gelbe 
Verbände hatten sich neue Satzungen gegeben und z.B. einen Streik- 
fond eingerichtet. Aber der Argwohn und die Todfeindschaft der 
anderen Verbände blieb. | 

Welch eine Ironie sozialpolitischer Geschichte! Staat und Ar- 
beitgeber müssen sich heute von Arbeitern abwenden, weil es zu 
deren Grundsätzen gehört, nicht streiken zu wollen! Wehe dem 
Arbeitsminister, der Angehörige eines gelben Bundes zu den Fach- 
ausschüssen zuließe!l Freilich braucht man sich auch keine allzu 
günstigen Vorstellungen von den Gelben zu machen. Ludwig Heyde 
urteilt (S. 111) über ihre Wirksamkeit folgendermaßen: „Der Bund ... 
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sucht durch bloße friedliche Verständigung mit den Arbeitgebern 


dasselbe zu erreichen wie die wirklichen Gewerkschaften. Die. 


Erfolge gelber Organisationen beruhen indessen erfahrungsgemäß in 
der Regel mittelbar oder unmittelbar auf denjenigen der echten Ge- 
werkschaften: der Arbeitgeber macht ihnen Konzessionen, wenn und 
soweit er solche auch den wirklichen Gewerkschaften machen müßte, 
und solange er die Gelben für bequemer als jene erachtet. Ohne die 
Existenz echter Gewerkschaften vermöchten die Gelben nichls zu 
erreichen, zumindest nicht mit ihrer (übrigens nicht etwa program- 
matisch festgelegten) „wirtschaftsfriedlichen Tak.ik“. Dem Soziologen 
und Ethiker gibt das Problem der Gelben und ihre Erfahrungen reich- 


lich Stoff .zum Nachdenken; der Sozialpolitiker wird sich damit | 


begnügen müssen, festzustellen, daß die Entwicklung über sie hin- 
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weggeschritten ist. Ob man aber diese Entwicklung für erfreulich 


'hallen darf, ist eine andere Frage. Zunächst taucht mit neuen 
Schwierigkeiten das ganze Problem wieder in der Landwirtschaft auf. 
Die im Landbunde organisierten Arbeiter werden von den Gewerk- 
schaften der Landarbeiter als Gelbe nicht für gleichberechtigt und 
verhandlungfähig erklärt. | 


$S 9. Die Berufsvereine anderer Gesellschaftsschiehten, 
besonders der Privatbeamten, und die großen Verbände. 


Bei keinem Gebiet der Sozialpolitik ist es heute notwendiger, 


den Kreis der von der Sozialpolitik erfaßten Personengruppen weiter 


zu ziehen, als bei den Tatsachen der organisierten Selbsthille. Im 
Berufsvereinswesen stehen die ‚Arbeiter längst nicht mehr allein 
auf dem Schauplatze. Wir leben eben im Zeitalter der Berufsorganisa- 
tion. Darin hat sich das Bild der sozialen Struktur so völlig gegen 
die Zeit vor hundert Jahren gewandelt. Jenen Tagen des Individualis- 


mus ist die Epoche des Sozialismus gefolgt. Heute lautet die am 


meisten verkündete Devise: alle, die ihr gemeinsame wi:tschaftliche _ 


Interessen verfolgt, vereinigt euch! schließt euch fest aneinander zum 
Widerstande gegen die anderen Gruppen! Wir sahen, daß.mit diesem 


Losungsworte die Arbeitermassen aus grenzenloser Not zur heutigen 


Machtstellung des Proletariats heraufgezogen; Jahrzehnte hindurch 


wurde die „Organisation der Arbeit“ ein führendes Schlagwort; dabei 
war es aber bemerkenswert, daß die Koalition lediglich als eine An- 
gelegenheit des Proletariats betrachtet wurde. Doch in den letzten 
Jahrzehnten, besonders seit Beginn des 20. Jahrhunderts, ergriff der 
Koalitionsgedanke immer weitere Kreise. Die Arbeiterorganisationen 
wurden mehr oder weniger für die Berufsgruppen der meisten Gesell- 
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"schaftsschichten vorbildlich. Die Idee der Gewerkschaft tauchte — 
wenn auch bisweilen mit gewissen Abschwächungen und Abände- 


rungen — bei ihnen wieder auf. Das gilt besonders für die Ange- 


‚stellten im Gewerbe und Handel, den weiten Kreis der Privatbeamten. 


Bei den Staatsbeamten, die bis 1918 kein eigentliches Koalitionsrecht 
besaßen, büßte die Gewerschaftsidee vor der Revolution weiter an 
aggressivem Gehalte ein; aber auch in diesen Schichten entwickelte 
sich schon damals immer mehr das Prinzip der Standesvereinigung; 
es wurde bisweilen unter starker Propaganda ganz im Sinne gemein- 
samer Interessenvertretung (z.B. unter den Lehrern) energisch be- 
tätig. Von den Unter- und Subalternbeamien griff es über zu den 
höheren (Richter, Pfarrer, Hochschullehrer, Oberichrer, höhere tech- 
nische Beamte usw.). Besonders starke Wurzeln schlug es unter den 
freien, auf akademischer Bildung beruhenden Berufen, den lechts- 
anwälten, Journalisten, Schriftstellern und mit allen Einseitigkeiten 
und Übertreibungen bei den Ärzten. War es in diesen Kreisen nicht 
der Druck des Arbeitsvertrages, so führte der freie persönliche Welt- 
bewerb und das Überangeböt von erwerbsuchenden Standesgenossen 
zum Zusammenschlusse; daher trat gerade bei den Berufsorganisa- 
tionen dieser sogenannten liberalen Berufe das zünftlerische Element, 
das in allen derartigen Vereinigungen steckt, am offensten zutage 
Im übrigen kann man doch sagen: Je wichtiger für eine Berufsgruppe 


der Arbeits- und Dienstvertrag ist (bei den Ärzten die Verträge mit 


den Krankenkassen), desto heftiger äußert sich das Streben nach Koali- 
tion. Es geht von unten nach oben durch das ganze Volk, tritt 
oft mit vehementer Rücksichtslosigkeit und mit der Gewalt des 
uneingeschränkten Gruppencgoismus aus. Für viele ist es eine 


Erlösung oder ein lHoffnungsstrahl, olt wird es zum Kampfruf, 


zur Ursache der Zwietracht, immer aber zu einem sozial und 
politisch eminent wichtigen Ereignisse, und die Beurteilung dieser 
Koalitionsbewegung darf auch nicht bloß vom sozialen oder vom 
politischen Standpunkte vorgenommen werden, sondern muß — 
wie wir es schon im ersten Kapitel forderten — von beiden aus 
geschehen.!) 

Die Geschichte der Arbeiterbewegung lehrte, daß sich mit Ililfe 
der Koalition große Fortschritte für die soziale Stellung des Standes 
erreichen lassen. Das Rezept wollen nun alle Köche anwenden. Bei 
den Angestellten zeigt sich — mulatis mulandis — heute die gleiche 


!) Vgl. auch hierzu meinen in den „Blättern f. vergl. Rechtswissensch. 
u. Volkswirtsch.“, Jahrg. 5, Nr. 7 verölfentlichten Vortrag: „Neue Tendenzen 
in der Seialnolitik®; 
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Entwicklung wie bei den Arbeitern. Nachdem sich die Großunter- 
nehmungen die gebildeten Funktionäre ihrer Betriebe genau so ent- 
schieden untergeordnet haben und die Zahl der Selbständigen ver- 
mindert ist, scheint auch hier die Koalition der einzige Ausweg. Nach 
der Reichsstatistik gab es bereits im Jahre 1908 17 große kauf- 
männische Verbände mit 498218 Mitgliedern überhaupt, unter denen 
sich 438640 Privatbeamte befanden. Die 16 Verbände von Technikern 
zählten 111079 Mitglieder, von denen 104916 Privatbeamte waren. 
Dazu kamen noch die Verbände der Bureaubeamten und der land- 
wirtschaftlichen Beamten sowie einige Vereine besonderer Gruppen. 
Im ganzen waren 1908 640713 Privatbeamte organisiert. Unter den 
kaufmännischen Vereinen waren der deutschnationale Handlungs- 
gehilfen-Verband, der deutsche Verband kaufmännischer Vereine, der 
Verein für Handlungskommis von 1858 und der Verband deutscher 
Handlungsgehillfen die stärksten. Unter den Verbänden der Techniker 
ragten der deutsche Werkmeisterverband, der deutsche Techniker- 
verband und der Bund der technisch-industriellen Beamten hervor. 
Neben anderen Unterschieden war es damals besonders das gewerk- 
schaftliche Prinzip, das die Vereine voneinander trennte. Ihm ent- 
spricht es ja, von der Annahme eines Interessengegensatzes zwischen 
Arbeitgebern und Angestellten auszugehen und demgemäß auch 
Prinzipale ein für alle Male von der Mitgliedschaft auszuschließen. 
Unter den kaufmännischen Vereinen vertrat den radikalsten Stan@ 
punkt der „Zentralverband der Handlungsgehilfen und -gehilfinnen‘“, 
der sich zu den ‚freien Gewerkschaften“ rechnete; der. deutsch- 
nationale Verband, der auf dem Boden maßvoller Gewerkschaftspolitik 
steht, hielt schon vor dem Kriege nahe Beziehungen zu den christ- 
lichen Gewerkschaften; ihm gehört gleichfalls kein Arbeitgeber an. 
Sehr viel weniger schroff stellte sich hierin der Verein von Handlungs- 
kommis oder der deutsche Verband kaufmännischer Vereine. Ein Teil 
der weiblichen Gehilfen hatte sich im kaufmännischen Verband für 
weibliche Angestellte und in den verbündeten kaufmännischen Ver- 
einen für weibliche Angestellte selbständige: Organisationen ge- 
schaffen. Ähnliche Gegensätze wie innerhalb der kaufmännischen 
Vereine bestanden bei den Teechnikern. Während der deutsche Tech- 
nikerverband erst 1908 den Ausschluß der „Chefs“ beschloß, geriet 
der Bund der technisch-industriellen Beamten sehr bald in ein immer 
radikaleres, gewerkschaftliches Fahrwasser. Eine beachtenswerte 
Gegengründung des Jahres 1910 war die Schaffung eines Verbandes 
deutscher Diplomingenieure, der aus den Kreisen der Techniker die 
akademisch gebildete Elite herausheben und ihre Interessen nicht 
ohne ausgesprochene Exklusivität vertreten wollte. 
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War also das — mehr oder weniger gewerkschaftlich gerichtete 
— Berufsvereinswesen der „Angestellten‘ bereits vor dem Kriege zur 
Entfaltung gelangt, so wuchs es vom Hilfsdienstgesetze an in einem 
schwer überschaubaren Grade. Die Zahl der Organisationen vervielfäl- 
tigte sich ; die Folge war, daß viele neue Verbände und Zentralverbände 
mit einem großen Beamtenapparate und eigenen Zeitungen entstanden. 
"Aus ihrer Sozialpolitik stießen die Privatbeamten alles ab, was irgend- 
wie patriarchalisch oder ‚wirtschaftsfriedlich‘“ verstanden werden 
konnte; ihre Beruf@ereine wurden ausgesprochene Gewerkschaften. 
Dazu kam, daß nunmehr das Kartellverhältnis mit den Arbeitergewerk- 
‚schaften enger wurde. Nur die akademisch gebildeten oberen Ange- 
‚stellten verlangten zumeist nach einer Sonderstellung und einer selb- 
ständigen Politik. Die große Masse der Techniker,- kaufmännischen 
Gehilfen und des Bureaupersonals neigte zu einer der drei Gruppen 
der Arbeitergewerkschaften. Auch die Gesetzgebung ging seit 1918 
von ‚der Voraussetzung aus, daß die Angestellten berufsständisch 
‚organisiert wären. 

Es würde den Leser nur verwirren, wollte ich den Versuch 
machen, die vielen Neu- und Umorganisierungen der letzten vier 
Jahre hier wiederzugeben. Begnügen wir uns mit dem augenblick- 
lichen Hauptergebnisse. Wir haben bei den sogenannten Angestellten 
‚drei große Gruppen zu unterscheiden, die je einer der drei Arbeiter- 
:gewerschaftsgruppen nahestehen. 

Die größte Vereinigung ist die Arbeitsgemeinschaftfreier 
Angestelltenverbände, die — nach einem geschmacklosen, 
im Kriege üblich gewordenen Brauche nach den Anfangsbuchstaben — 
„Afa“ genannt wird. Sie hat etwa 600000 Mitglieder. Ihr stärkster 
Verband ist der Zentralverband der Angestellten mit rund 
350000 Köpfen. Aber auch der Bund der technischen Angestellten 
‚und Beamten, der (seit 1884 bestehende) Werkmeisterverband, der 
‚allgemeine Verband der deutschen Bankbeamten, die Genossenschaft 
deutscher Bühnenangehöriger rechnen sich dazu. Auch Buchhändler, 
„Zeituungsangestellte, Artisten, Zuschneider, Chorsänger und Ballett- 
tänzer finden hier ihre Vertretung. Diese große Arbeitsgemeinschaft 
steht ihrerseits in einem engen Bundesverhältnisse mit den freien 
‘Gewerkschaften der Arbeiter. Sie ist dem Allgemeinen deutschen 
‚Gewerkschaftsbunde beigetreten. Wenn auch die einzelnen Mitglieder 
‘nicht auf die Zugehörigkeit zu einer der beiden sozialdemokratischen 
‚Parteien verpflichtet werden, so stellt sich der allgemeine deutsche 
'Gewerkschaftsbund und mit ihr die sogenannte ‚„Afa‘“ als sozıal- 
demokratisch dar. Das bedeutet für die hier organisierten Ange- 
stellten, daß sie im Gesamtrahmen der Sozialpolitik für sich keine 
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Sonderbehandlung gegenüber Han Arbeitern beanspruchen MR, gelten 
lassen. 

Die zweitgrößte Vereinigung ist der Gesamtverband deut- 
scher Angestelltengewerkschaften mit ungefähr 400000 
Mitgliedern. Zu ihm gehört der deutschnationale Handlungsgehilfen- 
Verband, der deutsche Bankbeamtenverein, der deutsche Techniker- 
verband, der Verband weiblicher Handels- und Büreauangestellten 
usw. Sie haben das alte Kartellverhältnis mit den christlichen Gr- 
werkschaften zu einem Bunde ausgestaltet, d& sich Deutscher 
Gewerkschaftsbund nennt. Eine dritte Gruppe in diesem Kreise 
stellten Organisationen von Staats- und Kommunalbeamten. Die Ge- 
samtzah! dieses dem Zentrum und den Parteien der Rechten nahe- 
stehenden Gesamtverbandes beträgt etwa 1,7 Millionen. 

Diesem nichtsozialistischen Verbande haben sich nicht ange- 
schlossen die Organisationen, die zum Gewerkschaftsbunde 
der Angestellten gehören, der seinerseits auch die statiliche Mit- 
gliederzahl von 350000 Köpfen hat. Hier haben sich im Kartelle 
mit den deutschen Gewerkvereinen die O:ganisationen, die eine allzu 
schroffe Gewerkschaftspolitik nicht üben wollen, zusammengefunden: 
so der seit 1851 bestehende Verband deutscher Handlungsgehilfen zu 
Leipzig, der Verein für Ilandlungskommis von 1858, der die antise- 
mitischen Tendenzen des anderen Hamburger Verbandes, des deutsch- 
nationalen, nicht teilt, der Verein der deutschen Kaufleute von 1884, 
der deutsche Angestelltenbund und der deutsche Gruben- und Fa- 
brikbeamtenverband. Ihre Führer stehen zumeist der demokra- 
tischen Partei nahe. Zusammen mit dem allgemeinen Eisenbahner- . 
verbande bilden diese Angestellten mit den deutschen Gewerk- 
vereinen einen „Kongreß freiheitlich-nationaler Arbeiter- und An- 
gestellten-Verbände.“ a 

Schließlich gibt es auch heute noch Organisationen, die Unter- 
nehmer aufnehmen, also nicht gewerkschaftlich gerichtet sind. 

Verwickelt liegen die Umstände bei den öffentlichen Beamten 
und den Lehrern. Zu Berufsorganisationen gehören heute fast alle. 
Die unteren Beamten stehen den Verbänden der Staats- und Gemeinde- 
arbeiter nahe und sind zumeist ‚frei‘ oder „christlich“ organisiert. a 
Einige Kategorien gehören zur „Afa“ ; dem ‚„Gesamtverband deutscher 
Beamten- und Staatsangestellten-Gewerkschaften‘“ rechnen sich viele 
zu. Die meisten Vereinigungen sind im „Deutschen Beamten- 
bunde‘“ zusammengeschlossen, der als Gesamtorganisation der 
deutschen Beamten- und Lehrervereinigungen am 4. Dezember 1918 
gegründet wurde. Parteipolitisch ist er neutral. Über seine Ent- 
stehung brachte die Presse einige bemerkenswerte (wenn auch recht 
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schwerfällig formulierte) Mitteilungen. ‚Seit Jahrzehnten,‘ hieß es 
da!), „waren zwar schon hier und da Bestrebungen hervorgetreten, 
die auf einen Zusammenschluß aller Beamtenverbände hinzielten; 
einen greilbaren Erfolg hatten sie aber nicht gezeigt. Als dann 
noch die Novemberereignisse die Beamten aus Staatsdienern zu 
Staatsbürgern machten, und als demgemäß der Rat der Volks- 
beauftragten im Aufruf vom 12.November 1918 unter Punkt 2 
verkündete: „Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner 
Beschränkung, auch nicht für Beamte und Staatsarbeiter‘, war 
der Anlaß zur Wiederaufnahme dieser Bestrebungen gegeben. Die 
Aufstellung der Satzungen des Deutschen Beamtenbundes ist in der 
Bundesversamimlung vom 11. bis 13. Mai 1919 in Beılin erfolgt. Auf 
den Inhalt der Satzungen waren die Verhandlungen von Einfluß, die 
vorher mit den Gewerkschaften stattgefunden halten. Es stand zwar 
von vornherein fest, daß der Beamtenbund parteipolitisch neutral 
sein sollte; trotzdem mußte zur Verhinderung der Gründung neuer 
politischer Beamtengewerkschaften und der Abdrängung von Beamten 
in Arbeitergewerkschaften mit den Gewerkschaften verhandelt werden. 
Diese erklärten, daß sie nur dann keine Veranlassung dazu hätten, 
die Organisation der Beamten durch gewerkschaftliche Neugründungen 
zu stören, wenn die O:ganisation auf den Boıen gewerkschaltlicher 
Grundlage gestellt werde, wenn in den Satzungen bestimmt werde, 
daß die Organisation zur Erreichung ihrer wirtschaftlichen Zwecke 
von allen gesetzlichen Mitteln Gebrauch machen wol:e, und wenn 
demgemäß organisatorische Einrichtungen zur Unterstützung der Mit- 
glieder in Streikfällen getroffen würden. Auch die Solidarität mit der 
übrigen Arbeitnehmerschaft sollte betont werden. Die Satzungen des 


- Deutschen Beamtenbundes enthalten demgemäß entsprechende Be- 


stimmungen seiner geweıkschaftllichen Orrganisation. Diese konnten 
unbedenklich aufgenommen werden, weil unterdessen der damalige 
Ministerpräsident Scheidemann in seiner programmatischen Rede in 
der Sitzung der Nationalversammlung vom 13. Februar 1919 für die 
Regierung noch einmal erklärt hatte: „Den Beamten sind die stiaats- 
bürgerlichen und beruflichen Rechte einschließlich des Koalitions- 
rechtes zu sichern.‘‘ Entsprechend bestimmt auch Artikel 130 Absatz 2 
der Reichsverfassung vom 11. August 1919: „Allen Beamten wird 
— — — die Vereinigungsfreiheit gewährleistet.“ Die preußische 
Regierung hat ebenfalls in der Verordnung voın 15. November 1918 
bestimmt: „Den Staatsbeamten und Staalsarbeitern ist das Recht un- 
beschränkter Koalitionsfreiheit gewährleistet.“ Diese Verordnung 


2) Vgl. Kölnische Zeitung vom 31. XII. 1919. 
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ist allerdings bezüglich des nach 8 152 der Gewerbeordnung 


in der Koalitionsfreiheit liegenden Streikrechts durch den Erlaß vom 
7. April 1919 dahin eingeschränkt: „Auch das Koalitionsrecht recht- 
fertigt keinen Kontraktbruch. Jede nicht genehmigte Dienstverweige- 
rung stellt sich daher als Dienstvergehen dar, das die gesetzlichen 
Folgen nach sich zieht.“ Der Deutsche Beamtenbund pimmt trotzdem 
das Streikercht als alleräußerstes Mittel für die Beamten als unan- 


tastbares Recht in Anspruch. Der Deutsche Beamtenbund umfaßt in 


seiner heutigen Gestaltung sämtliche Fachvereine der Reichs-, Staats- 
und Gemeindebeamten sowie der Lehrer und Lehrerinnen, die also 
sämtlich gewerkschaftlich organisiert sind. Die zusammengeschlos- 
senen Vereine verfügten im Mai 1919 über eine Mitgliederzahl von 
über 1500000; diese Mitgliederzahl ist seitdem nicht unwesentlich 
gestiegen, ein Zeichen dafür, daß die Beamten sich immer mehr der 
Macht, die in einer starken’ Organisation liegt, bewußt werden. Die 
mittleren und unteren Beamten sowie die Lehrer sind fast voll- 
zählig organisiert; die höheren Beamten, die vor der Revolution 
zum Teil über keinerlei Vereinigungen verfügten, werden ‘ebenfalls 
bald voll organisiert sein. Privatangestellte sind nicht aufnahmefähig.“ 

In der Tat ist die Frage, ob das neu gewährte Koalitionsrecht 
der Beamten auch das Streikrecht enthält, stark umstritten. Vom 
Standpunkte der historischen Entwicklung kann nicht zweifelhaft sein, 
daß Koalitionsrecht und Streikrecht begriffillich ein und dasselbe 
sind. Die Juristen machen freilich neuerdings vielfach einen Unter- 
schied, der auch den tatsächlichen Verhältnissen der Gegenwart 
entspricht. Mochte es noch vor fünf Jahren überflüssig sein, eine 
genaue Scheidung vorzunehmen, so wird es heute notwendig sein, 
auch mit Berufsvereinigungen zu rechnen, die als solche erlaubt sind 
und die Arbeitswerhältnisse ihrer Mitglieder zu beeinflussen ver- 
mögen, deren Mitgliedern aber eine Dienstverweigerung verboten ist. 
Kulemann kommt bei seiner Beurteilung des Problems zu dem Er- 
gebnissel), daß die Frage: haben die Beamten das Streikrecht? 
falsch gestellt sei, indem sie den Unterschied von zwei Arten des 
Streiks nicht berücksichtigt. „Wir können‘, sagt er, „die eine am 
besten bezeichnen als den wirtschaftlichen, die andere als 


den politischen Streik. Der erstere ist bedingungslos zu ver- 


werfen; der zweite ist nicht allein grundsätzlich als zulässig an- 
zusehen, sondern kann durchaus geboten sein, um die Ordnung 
gegen die Unordnung, das Recht gegen die Gewalt, die Moral gegen 
das Verbrechen zu schützen.“ 


!) Vgl. Kulemann, Der Gewerkschaftsgedanke in der Beamtenbewe- 
sung (Berlin 1919) und ERbE in „Soziale Praxis*, XXIX, 3. 
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Das ist eine m. E. sehr fragwürdige Lösung. Gerade das enge 


‘ Verhältnis der Beamten zum Staate sollte ihnen doch das politische 


Streikrecht unmöglich machen, solange die staatliche Ordnung auf 
der gesetzmäßigen Verfassung ruht, der die Beamten Treue geschworen 
haben; den wirtschaftlichen Streik sollte man nach den Gesichts- 


punkten beurteilen, die unten bei der Betrachtung der Arbeitskämpfe 


aufgestellt werden. Der wirtschaftliche Streik ist, scheint mir, ein 
Übel, kann aber eine ultima ratio bilden; der politische Streik ist 
fast immer eine Verirrung. | 
Doch wir greifen damit vor. Noch ein paar Worte über die Be- 
rufsorganisationen der Privatbeamten: Der Radikalismus und die 
Neigung zur Gleichmacherei, von denen die freigewerkschaftlichen 
Angestelltenverbände gegenwärtig erfüllt sind, hat zur Absonderung 
der sogenannten gehobenen Privatbeamten geführt. Gegen Ende des 
Jahres 1918 entstand die Vereinigung der leitenden An- 
gestellten in Handel wnd Industrie. Aufgenommen wurden 
Kaufleute, Techniker, Bureaubeamte, Akademiker usw. Nicht mehr 
die Berufstätigkeit, sondern die Stellung im Betriebe ist maßgebend. 
Diese Gründung gab Anlaß zu dem Witzworte, daß man zwisehen 
„leitenden“ Angestellten (mit auskömmlichen Gehältern) und „leiden- 
den‘ (mit Hungerlöhnen) zu unterscheiden habe. Auch die neue „Ver- 
einigung“ nennt sich Gewerkschaft und schließt Arbeitgeber von der 
Mitgliedschaft aus; sie betont den wirtschaftlichen Gegensatz zum 
Unternehmertume. Dazu bemerkt die Privatbeamtenzeitung!): ‚Sie 
tut damit Recht. Denn gerade die Angestellten in gehobenen Stellun- 
gen haben ja am wenigsten von den Gehaltsaufbesserungen gesehen, 
die die letzte Zeit gebracht hat. Ein Angestellter, der früher 2000 
bis 3000 Mark verdiente, erhält jetzt 4000—7000 Mark und mehr. Ein 
gehobener Angestellter, der früher 9000—10000 Mark erhielt, bezieht 
heute 12000—15000 Mark, d. h. die Steigerung ist verhältnismäßig 
eine viel geringere. Wie will aber der leitende Angestellte auf ge- 
werkschaftlichem Wege seine Lage verbessern, wenn er allein mar- 
schiert und nicht die Unterstützung der übrigen Angestellten hat? 
Er müßte denn auf gewerkschaftliche Mittel ganz verzichten und nur 
eine Verständigung mit dem Arbeitgeber erstreben. Viel Kraft kann 
also in solcher Organisation nicht stecken.“ 
Im ganzen ist also im Berufsvereinswesen aller Arten von Arbeit- 
nehmern ein weit verzweigter Baum von Organisationen mit Zen- 
tralisationstendenzen geschaffen worden. Die beiden großen Ge- 
samtbünde sondern sich in sozialistische hier, in nichtsozialistische 


..») 36. Jahrgang, Nr. 12. 
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dort. Wie in der Staatspolilik, so bildet auch im Wirlschafisfebenl A 
verbindende Element die dritte droße Gruppe demokratisch- bürger- 
licher Observanz, die aus dem alten Hirsch-Dunckerschen Gewerk- 
vereine hervorgegangen ist. Auf den Flügeln stehen die sogenannten 
lHarmonievereine rechts, die Syndikalisten und Lokalorganisierten, 
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die mehr Anarchisten als Sozialisten sind, links. Neue Fortbildungs- ; 
tendenzen zeigen sich in der liichtung nach noch schärferer Zen- 
tralisation, aber auch nach dem Lokalprinzipe. Im Metallarbeiter-- 


verbande, der stets zu einem gewissen Radikalismus geneigt hat, 
entstehen heute aufs neue Neigungen, das Lokalprinzip. hervorzu- 
kehren. Andererseits wurde auf der letzten Tagung des in seiner 


Weise auch recht radikalen Bundes technischer Beamten und An- 


gestellten die Forderung laut, man müsse den Arbeitgebern das Aus- 


spielen der einzelnen Gruppen gegeneinander unmöglich machen 


und eine „festgelügte Bahmenorganisation“ aller Arbeitnehmer 
schaffen. In dem Gegensatze zwischen'Betriebsräten und Gewerk- 
schaften erweisen sich gegenwärtig die Gewerkschaften zumeist als 


die stärkeren; sie übernehmen die Leitung der Arbeiterschaft auch 


in diesen Herttelluren mehr und mehr. 

Innerhalb der großen Gesamtverbände vollziehen sich beständig 
Verschiebungen, besonders bei den unruhigen Angestellten-Gewerk- 
schaften, die sich bisweilen nicht recht klar zu sein scheinen, 
wohin sie eigentlich gehören. Bald ist das Losungswort: Einheilts- 


front! bald: reinliche Scheidung! Aber auch die „Wirtschaftsfried- 


lichen“ rühren sich. 


So fciert die Freude des Deutschen am Vereinswesen Orgien. 


Der Aberglaube, daß die ruhelose Gruppierung von Menschen Han- 


deln und Fortschritt, daß der Zank und Hader der Korporationen 


wertvoller Kampf sei, beherrscht wie eine Krankheit die Menschen, 
Doch darüber noch 'ein Wort, wenn wir die Gegenorganisationen der 
Arbeitgeber und das Wesen der Arbeitskämpfe kennen gelernt haben. 
Hier sei nur zum Schlusse (mit einigen Kürzungen) das wieder- 


gegeben, was ich vor zehn Jahren über die Berufsvereine der An 
gestellten sagte. Inzwischen hat sich manches in der Richtung ge 
klärt, daß wir jetzt wissen, wie sehr eine vorsichtige und weniger 
zustimmende Beurteilung in der Öffentlichkeit vor dem Kriege an- 


gezeigt gewesen wäre. Ich schrieb damals: Ein gerechtes Urteil 
über die Koalitionen der Privatbeamten zu fällen, ist heute noch 


dieser jungen sozialen Erscheinung gegenüber sehr schwer — umso 


schwerer, als der Grad ihrer Interessenvertretung, wie gesagt, 
große Unterschiede zwischen den einzelnen Vereinen aufweist, 
Aber es gibt eine Reihe von Gesichtspunkten, die man bei der 
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Beurteilung jedenfalls nicht außer acht lassen darf; sie sind teil- 
weise anderer Art wie die, welche den Arbeiterberufsvereinen 
gegenüber am Platze sind. So sehr man auch die Motive verstehen 
und billigen mag, welche die Angestellten zur Koalition führen, so 
wenig darf man verkennen, daß die innere Berechtigung der Arbeiter- 


 gewerkschaften größer ist als die Hervorkehrung des gewerkschaft- 


lichen Prinzips in den Vereinen der Privatbeamten. Daß es aber bei 
vielen Angestelltenorganisationen trotzdem in schroffster Form ge- 
schieht, ist nur teilweise aufs Konto der Angestellten zu setzen 
und aus ihrem Machthunger oder gar mangelndem Pflichtgefühl 
herzuleiten. Die Hauptsache liegt doch in der Tendenz der Er- 
werbswirtschaft, alle nicht an der Leitung von Unternehmungen oder 
als Geld- und Kreditgeber in Betracht kommenden Personen sich 
schonungslos zu unterwerfen und zu proletarisieren. Daß sich gegen 
diese Gefahr der Proletarisierung die Angestellten durch Organisation 
zur Wehr setzen, ist begreiflich, ja mehr: ist Pflicht. Nur daß die 
Spaltung zwischen Prinzipal und Beamten noch verhängnisvoller 
ist, daß sie uns noch unnatürlicher und ungeheuerlicher als der 
Gegensatz von Unternehmern und Arbeitern erscheint, bewirkt, "daß 
wir den zunehmenden Radikalismus in den Ileihen mancher An- 
gestelltengruppen nur mit Besorgnis betrachten. Es sind doch schließ- 
lich alte Bande ähnlicher Erziehung und Bildung, gleicher Standes- 
zugehörigkeit (im alten Sinne des Wortes), die Unternehmer und 
Angestellte verbinden; nun aber lockert die moderne Klassenbildung 
(wie wir sie im zweiten Kapitel zu analysieren versuchten) immer 
mehr das Gefühl der Zusammengehörigkeit. Ein ungeheurer Schaden 
ist schon jetzt durch die Saat des Mißtrauens zwischen beiden 
Gruppen angerichtet. Die Arbeitsunlust, die Unsicherheit hat auf 
beiden Seiten zugenommen. Man kann heute durchaus wohl- 
wollende, an ihrem ‚Geschäft hängende und bisher erfolgreiche Prin- 
zipale in einem so müden, bitteren Tone über die Schwierigkeiten 
mit ihren Angestellten klagen hören, daß nur die blinde Vorein- 
genommenheit gleichgültig an diesen Zuständen vorübergehen kann. 
Dann aber wieder wird in den Versammlungen der Privatbeamten 
von einer so großen Zahl von Fällen ärgster Bedrückung (von rück- 
sichtsloser Entlassung, Ausnutzung der Konkurrenzklausel, von 
Hungergehältern bei überlanger Arbeitszeit usw.) berichtet, daß man 
sich wieder der Erstarkung eines wehrhaft werdenden Standes durch 


das Mittel der Organisation nur freuen kann. Die Entwicklung kann 


nur den Verlauf nehmen, daß sich die Standesorganisationen der 


 Privatbeamten weiter entfalten und nicht künstlichen Hemmungen 


ausgesetzt werden, daß sie aber mit steigender Erfahrung die Kinder- 
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krankheiten eines eigensinnigen Madikalismus überwinden, Ver- 
ständnis für. die Bedeutung und die Lasten des Unternehmertums 
erlangen und auf der Grundlage eigener Macht die andere Macht an- 
erkennen und mit ihr Kompromisse schließen; aber dabei bleibt es, 
daß nur starke Gruppen, die ihre Rechte zu vertreten wissen, ver- 


trags- und kompromißfähig sind. Auch die andere große Gefahr, 


die Entwicklung der Koalitionsfreiheit zum Koalitionszwang, muß 
überwunden werden; die persönliche Selbstbestimmung muß wieder 
Raum finden neben dem Gruppenegoismus. Das sind alles schwere 
Aufgaben, die nicht von heute auf morgen gelöst werden; sie ver- 
langen Zeit und zunehmende Reife. Die Öffentlichkeit treibt teil- 
‚weise heute der Privatbeamtenbewegung gegenüber Vogel-Strauß- 
Politik; sie will keine Gefahren sehen und verhätschelt die Ange- 
stellten. Man riskiert nicht, um nicht ‚unsozial‘‘ und reaktionär 
zu erscheinen, ein Wort des Widerspruchs gegen einseitige Standes- 
interessenvertretung, vergrößert dadurch die Kluft zwischen unserem 
Unternehmertum und der parlamentarischen und journalistischen 
Öffentlichkeit und schädigt schließlich ns Privatbeamten selbst auf 
die Dauer am meisten. 

Die Hoffnung auf den allmählichen Ausgleich der Interessen war 
nicht ungerechtfertigt; der Krieg mit seinen Folgen hat aber ihre 
Verwirklichung weiter hinausgeschoben. Die verhältnismäßig unter- 
geordneten Spezialfragen der Sozialpolitik, also hier die Berufsver- 
'einsfrage, sind inzwischen zu. allgemeinen Kulturproblemen geworden. 
Vom Grade der Einsicht aller über ihren engsten Lebenskreis hinaus 
Denkenden wird es abhängen, ob in Zukunft Vernunft oder Un- 
sinn siegt. 


$ 10. Die Arbeitgeberverbände und die Arbeits- 
gemeinschaften. 


Durch das Mittel der Organisation erstarkte die Arbeiterschaft 
zur sozialen Macht. Fast schien sich mit Beginn des 20. Jahrhunderts 
in manchen Industrien das alte Machtverhältnis in sein Gegenteil 
zu verkehren: stand einst der isolierte Arbeiter zur Zeit des rein 
individuellen Arbeitsvertrages dem mächtigen Arbeitgeber wehrlos 
gegenüber, so übte jetzt die solidarische Arbeitermasse großer Werke 
einen recht fühlbaren Druck auf die Unternehmer aus. Da entstand 
eine Reaktion auf die Gewerkschaftsbewegung, die ganz auf das 
gleiche Mittel gegründet _war, das den Arbeitern solche Kräfte 
verliehen hatte: die Organisation. Auch die Arbeitgeber schlossen 
sich zu den heute so bedeutend entwickelten Arbeitgeberver- 
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bänden zusammen. „Die Gewerkschaft ist,“ wie Gerhard Kessler 
mit Recht betont, „überall die primäre, der Arbeitgeberverband die 
sekundäre Erscheinung“. Wie sich die deutschen Industriellen auf 
dem Warenmarkte zu Unternehmerverbänden (Kartellen und Syndi- 
katen) zur Beschränkung der Konkurrenz. zusammenschlossen, wie 
. sie sich schon in den 70er Jahren zur Vertretung ihrer Interessen 
in der Handelspolitik in wirtschaftlichen Vereinen, die später die 
allgemeine Wahrnehmung der Industrieinteressen übernahmen, ver- 
einigt hatten, so bildeten sie in den 90er Jahren, in größerem Umfange 
seit 1904 -Arbeitgebervereine zur Regelung ihres Verhältnisses zu den 
organisierten Arbeitern und zur Abwehr von Arbeiterbestrebungen. 
Dem Streike wurde die Aussperrung großen Stils entgegengestellt. 
Ein Vorläufer auf dieser Bahn war in gewisser Hinsicht der 
schon 1869 gegründete Buchdruckerverein; er trat als Prinzipals- 
vereinigung dem 1866 ins Leben getretenen Buchdruckerverbande, der 
Gehillenorganisation dieses Gewerbezweiges, entgegen. Verhältnismäßig 
zeitig jedoch gelangten in vernünftiger Erkenntnis des beiderseitigen 
Interesses beide Organisationen über die Kampfes- und Abwehrmaß- 
regeln hinaus (1886 zum ersten Male) zur vielgefeierten Tarif- 
gemeinschaft. Sie erwies sich freilich erst von 1897 an als ein lebens- 
fühiges, wenn auch manchen Schwankungen unterworfenes Gebilde 
des Sozialverkehrs. Im Ideale wenigstens bilden hier starke Prinzipals- 
und starke Gehilfenvereine eine Stütze füreinander. Verpflichten 
sich die Arbeitgeber, nur solche Gehilfen zu beschäftigen, die dem 
Verbande angehören, so läßt die Gewerkschaft ihre Mitglieder nur 
in solchen Buchdruckereien arbeiten, deren Inhaber dem Deutschen 
Buchdruckerverein angehören. So erhält der Organisationszwang 
neue und eigenartige Stützen. Hier treibt die Furcht vor Personal- 
mangel, dort die Sorge, arbeitslos zu werden, in die Organisation 
hinein. Es handelt sich um ein System des zum Bündnis gewordenen 
Waffenstillstandes zweier vorher kriegführender Parteien, das seit 
1919 in der ganzen Industrie zu einer scharfen Waffe nicht nur gegen 
die Außenseiter, sondern auch gegen die Abnehmer und das breite 
Publikum geworden ist. AR 
Freilich so schnell wie im Buchdruckgewerbe sollte sich der 
Übergang vom Kriege zum Frieden im größten Teile der deutschen In- 
dustrie nicht vollziehen. Bis zum Crimmitschauer Streik von 1903/04 
machte überhaupt die Verbandsbildung unter den Arbeitgebern nur 
langsame Fortschritte; erst als sich bei diesem Arbeitskampfe die 
geschlossene Solidarität der Arbeiterschaft und ihr groß angelegtes 
Unterstützungssystem trefflich bewährte, wurden unter dem Schutze 
des starken „Zentralverbandes deutscher Industrieller‘, der die ‚Haupt- 
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stelle deutscher Arbeitgeberverbände“ schuf, aA unter Führung 
des „Gesamtverbandes deutscher Metallindustrieller“, der den „Ver. 
ein deutscher Arbeitgeberverbände‘“ gründete, zwei Zontiale Organi- 
sationen für das Reich geschaffen, die 1904 in ein sich immer enger 
gestaltendes Kartellverhältnis traten. Heute ist ‘die Organisation 
der Arbeitgeberverbände ziemlich verwickelt, aber wirksam und aus- 
gedehnt. Es besteht einmal die Instanzen-Dreiteilung in Reichs-, 
Bezirks- und Lokalverbände auf der Grundlage der Vereinigung 
mehrerer Gewerbe, dann aber auch die Zusammenfassung der 
Arbeitgeber eines Gewerbes gleichfalls wieder in Reichs-, Bezirks- 
und Ortsverbände. Wie die Gewerkschaften straffe Disziplin halten, 
so unterwerfen sich auch die Arbeitgeberverbände unter Umständen 
mit einer jede freie Selbstbestimmung des Unternehmers ausschließen- 
den Rigorosität ihre Mitglieder. Allerdings weisen die einzelnen 
Verbände in der Straffheit ihrer Organisation beträchtliche Unter- 
schiede untereinander auf; es ist überhaupt schwer wegen ihres 
komplizierten „Schachtelsystems“ ein getreues statistisches Bild der 
Arbeitgeberverbände zu geben. Nach der Reichsstatistik für das 
Jahr 1909 haben die organisierten Arbeitgeber Deutschlands schon 
damals 3648679 Arbeiter beschäftigt, also über 1 Million mehr, als | 
zu den Arbeiterberufsvereinen gehörten. Aber es sind unvermeid- 
licherweise zahlreiche Doppelzählungen in dieser Statistik enthalten. 
Man wird jedoch behaupten können, daß auch rein zahlenmäßig die 
Arbeitgeberorganisationen heute ein gleichwertiges Gegengewicht zu 
den Arbeiterberufsvereinen bilden. 

Der Krieg bewirkte auch hier die Zentralisation. Bei Kriegs- 
beginn schlossen sich die beiden großen Unternehmervereine, der 
Zentralverband deutscher Industrieller und der Bund der Industriellen, 
zum Kriegsausschusse der Industriellen zusammen. Aus ihrem deut- 
schen Industrierate wurde der Reichsverband der deutschen Industrie. 
Die beiden bis dahin getrennten Zentralen für die Arbeitsfragen ver- 
einigten sich demzufolge gleichfalls in einer VerenB deutscher 
Arbeitgeberverbände. 

Die Zentralstellen der vereinigten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
waren während des Krieges oft genötigt, miteinander Fühlung zu 
nehmen. Im ereignisreichen Novembermonate 1918 kam es am 
15. schließlich zu der Begründung der Arbeitsgemeinschaft, 
an der die Arbeitgeberverbände (nunmehr auch des Handels und der 
Landwirtschaft) einerseits, die Gewerkschaftsgruppen andererseits 
mitwirkten. Sie bedeutet also eine Art Überverband, in dem sich 
die beiden bisher feindlichen Richtungen zum Waffenstillstande zu- 
sammenfinden, Diese zentralen Arbeitsgemeinschaften entsprechen 
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“nach Kaskel „einer Tarifgemeinschaft, unterscheiden sich aber davon 
durch den völlig anderen und weiter gesteckten Zweck, der dort 
lediglich auf den Arbeitsvertrag beschränkt ist, hier dagegen alle 
Berufs- und Standesfragen im weitesten Sinne umfaßt.“ In Deutsch- 
land bestehen gegenwärtig drei große Arbeitsgemeinschaftsverbände 
(für die Industrie, zweitens für den Handel, schließlich für die Land- 
wirtschaft). Sie besitzen einen großen Organisationsapparat und um- 
ständliche Satzungen; ihre Gründung geschah bis zu einem gewissen 
Grade stark im Dienste augenblicklicher, besonders Demobilmachungs- 
aufgaben. Ob ihnen in Zukunft große Bedeutung zukommen wird, 
hängt zum Teile davon ab, ob nicht andere geplante oder inzwischen 
geschaffene Zentralorganisationen die Aufgaben dieser Arbeitsgemein- 
schaften mit verrichten werden, oder ob sie umgekehrt Organi- 
sationen, wie z.B. den Reichsarbeiterrat, überflüssig machen werden. 
Ihren eigentlichen, praktischen Zweck können diese Arbeitsgemein- 
schaften, wenn sie noch neben den zentralen Wirtschaftsräten be- 
stehen sollen, nur in der Vereinheitlichung der Tarifgemeinschaften 
haben, von denen noch zu sprechen sein wird. Das Abkommen vom 
15.November 1918 war nützlich und fähig, eine Epoche der gegen- 
seitigen Anerkennung von Arbeitgeber-- und Arbeitnehmerorgani- 
sationen zu eröffnen. Machten doch die Industriellen zum ersten 
Male einheitlich das große Zugeständnis der uneingeschränkten An- 
erkennung der Gewerkschaften. Ob es aber gleich notwendig war, 
einen der zahllosen Entwürfe einer dauernden Organisation auf dem 
Papiere auszuarbeiten und nicht zu warten, wie sich die anderen 
paritätischen Gruppierungen einleben würden, ist eine andere Frage. 


$ 11. Streiks und Aussperrungen. 


Streiks und Aussperrungen (lockouts), d. h. Verweigerungen der 
Arbeitsleistung oder der Arbeitsgelegenheit, sind allmählich aus un- 
organisierten, meist örtlich eng begrenzten Streitigkeiten zu Kämpfen 
auf der Grundlage starker Organisationen geworden. Besonders die 
Arbeitseinstellungen waren früher meist mit Kontraktbruch ver- 
bunden; doch war schon vor 15 Jahren ‚im Fortschreiten der Streik- 
taktik und im Zusammenhange mit der Rechtsprechung, der kontrakt- 
brüchige Arbeiter zum Schadenersatz verurteilt, der Kontraktbruch 
zur Ausnahme geworden“, (Stein.) Schließlich wurde die Massen- 


ID aufkündigung die Regel. Mit dem Anwachsen der Organisationen 


_ auf beiden Seiten entstand eine eigentümliche Verflechtung von 
Streik und Aussperrung dergestelt, daß es bei den meisten Arbeits- 
kämpfen schwer zu sagen war, ob sie mehr als Arbeitseinstellung 
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oder Aussperrung anzuschen waren. lläufig war wie früher der 
Streik einer vielleicht kleinen Gruppe der Anfang, dem sogleich 
die Aussperrung einer größeren Anzahl Arbeiter folgte; gelegentlich 
suchten auch die Unternehmer durch Angriffsaussperrungen den 
Gewerkschaften zuvorzukommen. Infolge des Organisalionszusammen- 
hanges, des Systems der Sympathiestreiks und -aussperrungen 
nahmen die Arbeitskämpfe leicht eine große Ausdehnung auf ganze 


Bezirke, ja auf das ganze Reichsgebiet an; die Zahl der beteiligten 


Arbeiter und die Häufigkeit dieser Unterbrechungen der gewerb- 
lichen Arbeit hatte schon vor dem Kriege außerordenllich zu- 
genommen. Dabei zeigte sich bisweilen ein Anschwellen des Kampfes 
aus geringfügigen Anlässen; die Erledigung des Streiks vollzog sich 
selten glatt, und die sogenannten „teilweisen“ Erfolge beider Par- 
teien waren häufig. Irgendein Kompromiß oder von drilter Seite ge- 
leitete Vergleichsverhandlungen bildeten den Abschluß; oft standen 
— wie man richtig hervorgehoben hat — die Parteien am Ende kaum 
anders als zu Beginn des Streiks, so daß sich in vielen Fällen der 
Kampf als eine ungeheuere Kraftverschwendung darstellte. Zumvollen 
Ziel wird ja meist nur dann ein Streik — mutatis mutandis auch eine 
Aussperrung — gelührt werden, wenn 1. die Unternehmer eine lange 
Stillegung ihrer Werke nicht aushalten können, 2. wenn aus gut 
gefüllten Kassen genügende Streikunterstülzungen gezahlt werden, 
und 3. wenn Zuzug der „Streikbrecher‘‘ — wie die einen sagen — 
oder „Arbeitswilligen‘‘ — wie die anderen sie nennen — ferngehalten 
werden kann. Bemerkenswert ist, daß die Motive, die zu Arbeils- 
kämpfen führten, im letzten Friedensjahrzehnte häufig nicht mehr 
die gleichen waren wie 20—30 Jahre vorher. Sicherlich stand der 


Kampf um höhere Löhne oder die Abwehr der Lohnverminderung 


vielfach noch im Vordergrund; aber daneben war der Kampf um die 
Koalition oft Anlaß zu Streiks. Wenn Unternehmer von ihren 
Arbeitern den Austritt aus den Gewerkschaften forderten, wenn die 
Organisierten die Wiedereinstellung entlassener Genossen verlangten, 
wenn sie mit Nichtorganisierten oder Gelben nicht zusammen arbeilen 
wollten — kurz, Machtfragen gaben neben den Verzweiflungskämpfen 


notleidender Schichten (Wäschekonfektionsstreik in Berlin, Crim- 


mitschau) Anlässe zu Arbeilskämpfen. Im allgemeinen waren es 
gerade die gut organisierten, hochstehenden Arbeitergruppen (Ma- 
schinen-, Bau-, Elektrizitätsarbeiter), die zum Streik neiglen. Über 
die dabei angewendeten Kampfesmethoden schreibt Philipp Steint): 
„Die Strategie und Taktik der Arbeitskämpfe ist ein umfassendes 


!) In „Über Streiks und Aussperrungen“, S. 12 ff. 
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ausgeklügeltes System von Grundsätzen und „Aushilfen“ geworden, 
niedergelegt in den Streikreglements der Gewerkschaften wie den 
Satzungen und Ordnungen der Arbeitgeberverbände. Jeder Angriff 
wird gründlich, monatelang, vorbereitet durch statistische Erhebun- 
gen und Verhandlungen zwischen den in Betracht kommenden In- 
stanzen, und hüben und drüben behält sich die Zentralinstanz die 
Entscheidung vor. 

Lassen Sie mich Ran einen Beleg aus einem Streikreslamet 
einer Arbeiter- und einer Arbeiterorganisation anführen. 

„Gesuche um Genehmigung von Angriflsstreiks“, heißt es im 
Streikreglement des Holzarbeiterverbandes von 1902, „welche für 
Frühjahr oder Sommer geplant werden, können nur dann berück- 
sichtigt werden, wenn dieselben bis spätestens 1.Februar eingereicht 
sind und von den beteiligten Verbandsmitgliedern ein dahin gehender 
Beschluß in geheimer Abstimmung gelaßt wurde. 

Der Verbandsvorstand hat die Gesuche um Genchmigung von 
Angriffsstreiks demjenigen Gauvorstand, dessen Gau die nachsuchende 
Zahlstelle zugeteilt ist, zur Begutachtung zu unterbreiten. Auf Grund 
dieses Gutachtens entscheidet der Vorstand über Genehmigung und 
Ablehnung. | 

Gesuche, welche erst für spätere Jahreszeit berücksichtigt werden 
sollen, müssen mindestens drei Monate vor dem für die Arbeits- 
einstellung in Aussicht genommenen Termin eingereicht werden. 

' Streiks, welche nicht vorher genehmigt sind, finden keine Unter- 
stützung.“ 

Und die Satzungen des Arbeitgeberverbandes Magdeburg von 
1905 sagen: ‚Jedes Mitglied ist verpflichtet, die von dem Vorstand 
vorgeschriebenen Verhaltungsvorschriften zu befolgen. 

Sobald ein Mitglied eine Streitigkeit mit seinen Arbeitern dem 
Verbandsvorstand unterbreitet hat, übernimmt dieser die Leitung 
der Angelegenheit, und das Mitglied hat sich von da ab aller vom 
Vorstand nicht gebilligten Schritte zu enthalten, wenn es nicht der 
Unterstützung des Verbandes verlustig gehen will. 

Sämtliche Verbandsmitglieder sind verpflichtet, die während eines 
Streiks von dem Vorstand bzw. von dem Streikausschuß getroffenen 
Anordnungen zu befolgen.“ 

Das Streiken und Aussperren wurde zu einer Kunst. An Stelle 
des wilden verzweifelten Losschlagens, das manchmal in kleinerem 
Rahmen an das Räuber- und Gendarmenspiel erinnerte, trat das 
vorsichtige Prüfen und Abwägen; die Stimmung der Streiklustigen 
wurde gemeistert, vielleicht sogar gedämpft durch die ratio des Vor- 
standes. — Hier und da durchbrach dann freilich die Streikstimmung 
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alle Däimme des Reglements und zwang die Leitung, wollte sie die 


Führung behalten, sich von der Masse führen zu lassen. 

Wie.die Dinge vor dem Kriege lagen, waren die Unlernehmer- 
organisationen den Gewerkschaften gewachsen, ja in den großen 
Entscheidungskämpfen überlegen. Die Taktik der Arbeiterführer war 
daher darauf gerichtet, „im Einzelgefecht den einzelnen Unternehmer 
oder eine kleine Gruppe zu stellen, ihnen in Verhandlungen oder 


durch Streik Zugeständnisse abzuringen und so Schritt für Schritt 


von einem Unternehmer zum. anderen Vorteile für die Arbeiter zu 





gewinnen... Die Unternehmer setzten dem entgegen die Taktik, 


das Einzelgefecht zur Entscheidungsschlacht zu erweitern, und zwar 
durch Aussperrung‘“. 

Während des Krieges waren die Organe der öffentlichen Get 
bestrebt, Arbeitskämpfe möglichst zu verhindern: gütlich oder durch 


Zwang. Aber es begann nun auch für Deutschland die Zeit, wo 


die alte syndikalistische und anarchistische Idee, die Arbeitsver- 
weigerung als ein politisches Mittel zu benutzen und womöglich durch 
Generalstreik den ganzen Mechanismus des Staates und der Gesell- 


schaft zum Stillstand und Erliegen zu bringen, die radikale Linke, 


einen großen Teil der Sozialisten und die Kommunisten, packte, 
Hatte man die Massen zum Lohnkampfe diszipliniert und zentrali- 


siert, warum sollte man nicht diese einheitlich zu leitende Ma- 


schinerie für den allgemeinen Wirtschafts- und Machtkampf aus- 
nutzen? Jetzt kehrte sich die bisher meist nur gegen das private 
Unternehmertum gebrauchte Waffe gegen den Staat selbst. Auch 
seine Wirksamkeit und seine Fortexistenz hing von der Ungestört- 
heit der Arbeitsteilung und Arbeitszusammenfassung des Volksganzen 
‚ab. Was sich durch physische Gewalt nicht erreichen ließ, das 
konnte man durch allgemeine Enthaltung von der notwendigen 
Arbeitsverrichtung ermöglichen. Der Generalstreik wurde im engeren 
oder weiteren Bezirke Wirklichkeit. Auch diesmal machte das schein- 
bar so erfolgreiche Mittel der Arbeiterschaft Schule bei den übrigen 
Berufen: es kam zu Beamten-, Ärzte-, Bürgerstreiks. Ja, man streikte 


nur stundenlang zum Zwecke einer politischen Kundgebung, um an- I 


zudeuten, daß einem eine öffentliche Maßnahme nicht gefiel. Arbeits- 


einstellungen zu politischen Zwecken fanden statt, als die Volks- 


wirtschaft dringend eine Verlängerung der täglichen Arbeitsleistung 
bedurft hätte. Nicht selten hatte man den bedrückenden Eindruck, 
daß von Handarbeitern und Kopfarbeitern — oben und unten — 
gestreikt, obstruiert oder sabotiert wurde, um einer Unlust Aus- 


druck zu geben, ohne daß ein volles soziales Verantwortungsgefühl 


= 


rege war. Das Streikrecht wurde als eine Art modernes Menschen- 
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recht betrachtet, das allen anderen Rechten und Pflichten voran- 
stände. Je mehr „Arbeitsgemeinschaften“ einen schlechten Frieden 
unter Unternehmern und Lohnarbeitern aufrecht erhielten, desto 
mehr war das Staats- und Gesellschaftsganze das Opfer dieser un- 
löblichen, kurzsichtigen Praxis. Wie so oft in der Entwicklung des 
Lebens war das Mittel dasselbe geblieben; es diente aber nun — 
neben den allen — neuen Gedanken. 


Als bei einem politischen Generalstreik Wasserwerk, Gas- und 
Elektrizitätswerk sowie Krankenhäuser daniederlagen, erließ die Ber- 
liner Ärzteschaft folgenden Aufruf: „Eure Toten können vielfach 
nicht mehr beerdigt werden, sie bleiben sogar teilweise in den Woh- 
nungen liegen. Eure Säuglinge verkümmern. Eure Kinder verelenden. 
Euren Frauen kann in Kindesnöten nicht geholfen werden. Es droht 
die schreckliche Geisel des Kindbetifiebers. Eure Verletzten können 
nicht versorgt werden. Eure Kranken müssen aus den Krankenhäusern 
enllassen werden, weil es an allem Notwendigen fehlt. Tod, Unter- 
gang, ansteckende Krankheiten, Seuchen durch Schmutz-, Licht- und 
Wassermangel bedrohen alle. Das könnt ıhr nicht wollen!“ 

In einer Zeit, wo man übermißtrauisch darüber wacht, daß auch 
keiner Gruppe an ihrem Koalitionsrechte das Geringste verkümmert 
wird, müßte zum mindesten eine gesetzliche Bestimmung bestehen, 
die die lebensnotwendigen Betriebe vom Streikrechte ausnimmt. 

Neuerdings wird in der Öffentlichkeit bisweilen der Ausdruck 
Gewerkschaft in einem sehr verallgemeinerten, anfechtbaren Sinne 
gebraucht und von „Unternehmer-Gewerkschaften, Bauern-Gewerk- 
schaften“ usw. geredet. Diese Begriffsverschiebung ist durch die 
Sozialisierungsbewegung verursacht. Die Arbeitgeber sehen — nicht 
Aussperrungs-, sondern — Streikmöglichkeite vor und für sich. Der 
zu bekriegende General-Arbeitgeber ist die Volkswirtschaft und die 
Staalsleitung, auch wohl die Gesamtheit der Arbeiter. Es handelt sich 
dabei sicher um Koalition; aber der Ausdruck Gewerkschaft muß 
den Arbeitnehmern vorbehalten bleiben. Sonst entsteht eine heil- 
lose Verwirrung, 
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Doch über den dringend notwendigen Schutz der Konsumenten- 
gesamtheit hinaus ist die Aufgabe, Arbeitskämpfe möglichst zu ver- 
hüten oder ausgebrochene Zwistigkeiten möglichst schnell aus der Welt 


Mr - zu schaffen, umso dringender, je häufiger, folgenreicher und allgemeiner 


diese Differenzaustragung geworden ist. Das Problem ist freilich ver- 
wickelt genug: Arbeitszwang gibt es nicht; Arbeitsverweigerung zur 


u 
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Erlangung günstiger Beschäftigungsbedingungen gilt als besonders 


wertvolles Recht; riesige Vereinigungen mit Schutz- und Trutzbünd- 
nissen nach allen Richtungen sichern dieses Recht. Der heutige 
sozialistische Staat schützt energisch die Koalition. Auf der anderen 
Seite erkennt man die großen Schäden und Gefahren, die aus dieser 
Streikfreiheit entstanden sind und täglich mehr entstehen. Von nichts 
ist das soziale Leben und gerade auch das Wohl der Arbeiterklasse 
so stark bedroht wie vom Streike.. Muß man nicht das mit der linken 
Hand wieder nehmen, was man mit der rechten nicht nur gewährt, 
sondern fast aufgenötigt hat? Nicht ganz. Man versucht es mit der 
Ablenkung des Differenzaustrages auf das friedliche Gebiet. Der 


Staat bietet seine Mitwirkung beim Versöhnungsversuche an. Bleibt. 


nur die schwicrige ‘Frage, wieweit soll man mit dem Schlichtungs- 
versuche gehen? kann man, wenn die friedliche Einigung mißlingt, 
einen Schiedsspruch mit Zwangsgewalt fällen? Und wenn man es 
bejaht, welches sind die Folgen für die Koalition und das Koalitions- 
recht? Wird dann nicht doch der Arbeiter gezwungen, zu Bedin- 


gungen tätig zu sein, die ihm nicht passen, oder der Arbeitgeber, 


Arbeitsgelegenheiten zu gewähren, deren vertragliche Grundlagen 
seiner Auflassung nicht entsprechen? Es ist seltsam: kaum hat man 
einen Berg von Schwierigkeiten, Kämpfen und Umwegen überwunden, 


um zum Gipfel der Koalitionsfreiheit zu gelangen, da muß man als- 


bald versuchen, das Errungene unschädlich zu machen und teilweise 
zu entkräften. Freilich sind die modernen öffentlichen Schlichtungs- 
versuche nicht dasselbe wie die alten Streikverbote. Eine ganz 
andere Schicht der Entwicklung des gesellschaftlichen Lebens ist 
erreicht. Die Arbeiter sind inzwischen eine geeinte Gruppe, mit der 
man paktieren muß, und die man als gleichberechtigt anerkennt. 

Auch dieses Problem hat sich seit dem Kriege verschoben. Wie 
lagen die Dinge bis zum llilfsdienstgesetze? Schon vor 1914 war die 
Einsicht verbreitet, daß Arbeitskämpfe schwere Schädigungen der 
Volkswirtschaft bedeuten. Das Problem Aer Streik- und Aus- 
sperrungsverhütung!) trat damit in den Vordergrund. Mit 


Antistreikgesetzen, wie man sie in der Schweiz, in Italien, Holland 


ud EAN 
nd 


und in Amerika versucht hatte, gelangte man nicht ans Ziel. Auchdie 


Versuche der Unternehmer, die Schäden von Arbeitseinstellungen 
durch Streikversicherungen oder durch besonders raffinierte Aus- 


| !) Vgl. über Streikverhütung besonders die instruktiven Abhandlungen 

Waldemar Zimmermanns in der „Soz. Praxis“ und in den „Preuß. Jahr- 
büchern“. Ferner die von ihm verfaßten Hefte der Schriften der Gesellsch. 
f. soziale Reform (22, 42/43, 47/48). 
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‚sperrungsmethoden (Relaisaussperrung, A-B-C-System usw.) zu ver- 
mindern, blieben praktisch von geringer Bedeutung. Wertvoller und 
sozialpolilisch wichtiger waren die Anbahnungen der gemischten 
Organisationen, wie sie in England in den Trade Alliances, in Amerika 
in den Trade Agreements, in Frankreich in den syndicats mixtes 
bestanden. Bei uns waren die friedlichen Lohnbewegungen und 
die sogenannten Tarifgemeinschaften im VordergruAde. Neben 
diesen Versuchen, durch friedliche Vereinbarungen und durch Ver- 
träge den Kampf auszuschalten, verdienten die Bemühungen von 
Staaten und Kommunen Berücksichtigung, mit u von Behörden 
das BEinigungswesen zu entwickeln. 

In England setzten diese Versuche, mit Hilfe von Behörden eine 
friedliche Beilegung von Arbeitskämpfen zu erreichen, ohne staat- 
liche Zwangsmittel anzuwenden, zuerst ein. Hier reichen sie bis 
in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück; sie stehen meist im 
Zusammenhang mit den Bemühungen um den kollektiven Arbeits- 
vertrag, d.h. mit dem Bestreben, die Grundsätze, die in jedem Ge- 
werbezweig für die individuellen Arbeitsverträge gelten sollen, durch 
Vereinbarung zwischen den organisierten Unternehmern und den 
gewerkschaftlich vereinigten Arbeitern festzulegen. Solche kollek- 
tiven Verträge bedurften bei Streitigkeiten der Auslegung, die man 
zum erstenmal 1849 (für die Seidenindustrie) in die Hände eines 
Trade Board legte. Aber diese ersten Versuche waren von kurzem 
Bestand. In den 60er Jahren wurden Einigungsämter nach den 
Vorschlägen des Abgeordneten Mundella für die Wirkereien von Not- 
tingham und nach den Angaben des Grafschaftsrichters Kettle für 
das Baugewerbe in Wolverhampton geschaffen. Das eigentliche Pro- 
blem des Einigungswesens lag von Anfang an in der Frage, mit 
welchen Kompetenzen man die Ämter ausstatten sollte. Sollen die 
Parteien der Entscheidung des Einigungsamtes zwangsweise unter- 
worfen sein? Was geschieht, wenn sie den Schiedsspruch nicht 
anerkennen? — 1872 wurde in England die Arbitration Act erlassen, 
die bis zu einem gewissen Grade dem Gedanken, die Einigungs- 
ämter zu Schiedsämtern auszugestalten, Rechnung trug. Ilaben beide 
Parteien vorher einen Vertrag miteinander geschlossen, sich dem Amte 
bei Meinungsverschiedenheiten zu unterwerfen, so soll der Schieds- 


Ki 2% spruch bindende Kraft haben. Doch wurden’ solche Arbitration Boards 
nicht obligatorisch eingeführt; immerhin sind sie aus freiem Antrieb 
- der Beteiligten in manchen Industrien entstanden und mit Erfolg 


tätig. 1896. wurde dem englischen Handels- und Gewerbeministerium 
(Board of Trade) durch die von Mundella entworfene Conceiliation 
and Arbitration Act das Recht verliehen, die Gründung von Einigungs- 
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ämtern anzuregen; darüber hinaus wurde es den Behörden zur Pflicht 
gemacht, bei Arbeitskämpfen auf friedliche Beilegung hinzuwirken. 
Jedoch mußte und wollte man es vernünfligerweise bei der bloß 
anregenden und fördernden Tätigkeit der staatlichen Instanzen be- 
lassen; ein Zwang zur Errichtung von Einigungsämtern und die 
gesetzliche Verpflichtung, sie anzurufen und vor ihnen zu verhandeln, 
wurde nicht geschaffen; es sei denn, daß die Parteien im Arbeits- 
vertrag eine solche Unterwerfung unter die Entscheidung der Ämter 
vereinbart ‚hätten. Die englischen Versuche, das Einigungswesen 
auszugestalten, sind stark vom australischen Beispiel beeinflußt, 
wo man — zumal in Neusüdwales — in der öffentlichen Regelung 
des Einigungswesens sehr weit gegangen war. Vorsichtiger war man | 
in dieser Hinsicht in den Vereinigten Staaten, wo man die Be- 
deutung der vielfach bestehenden öffentlichen Schiedsämter ähnlich 
wie in England nur in der Ermöglichung der Aussprache zwischen 
streitenden Parteien in Gegenwart und unter Assistenz eines Un- 
parteiischen erblickte. Auf dem europäischen Kontingent hatlen 
nur Genf und St. Gallen in der Schweiz, auch die skandinavischen 
Staaten Versuche gemacht, obligatorische Einigungs- und Schieds- 
verfahren anzubahnen. | oe 
In Deutschland stand die Organisation des Einigungswesens im 
Zusammenhange mit der Institution der 1890 geschaffenen Gewerbe- 
gerichte. Ihnen waren gewisse Obliegenheilen bei Arbeitskämpfen 
übertragen, die aber sehr schüchterne Ansätze auf dem Wege 
zum Schiedsgerichte bildeten. Die Gewerbegerichte können von den 
Parteien angerulen werden; der Vorsitzende soll auf Anrufung hin- 
wirken und bei einseitiger Anrufung die andere Partei zur Einwilligung 
in die Verhandlung aufmuntern. Jedoch ist der Anrufung nur Folge 
zu geben, ‚wenn sie schließlich von beiden Teilen erfolgt. Aber auch 
dann besteht nur ein — mit der minimalen Geldstrafe von 100M. 
im Verweigerungslalle auszuübender — Erscheinungs-, kein Verhand- 
lungszwang. Tatsächlich hatten in einigen Großstädten wie Berlin 
und München dank den persönlichen Qualitäten ihrer Vorsitzenden 
die Gewerbegerichte auf dem Gebiet des Einigungswesens Gutes 
geleistet; in der großen Mehrzahl kamen sie für die Arbeitskamp- 
Beilegung wenig in Betracht. Auch die meisten anderen europäischen 
Staaten (Frankreich, Belgien, Holland, Italien) besaßen behördliche 
Organe zu diesem Zwecke. Aber überall bestätigte sich die Erfahrung, 
daß Gerichtshöfe, die bindende Urteile zu fällen hatten, auf diesem 
Gebiet des sozialen Lebens ganz und gar nicht am Platze waren. Da 
man niemanden rechtlich zwingen konnte, bei einem bestimmien 
Unternehmer zu arbeiten oder bestimmte Arbeiter zu beschäfligen, 
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mußte hier jede Unterhandlung auf dem Boden der Freiwilligkeit 
ruhen. | 
Übrigens sah das schon vor dem Kriege allmählich voran- 
schreitende Lohntarifwesen, von dem gleich die Rede sein soll, 
Schieds- und Einigungsstellen vor, die nicht selten mit einigen Er- 


folge tätig waren. Dann schuf während des Krieges das Hilfsdienst- 


gesetz besondere Schlichtungsausschüsse. Den Vorsitz führte 
ein Beauftragter des Kriegsamtes; je drei Vertreter der Arbeilgeber 
und -nehmer, nach Vorschlagslisten der Berufsvereine hinzugezogen, 
waren Beisitzer. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses brauchte 
im Gegensatze zu dem alten Gewerbegerichtssysteme nicht von beiden 
Seiten zu erfolgen. Nach dem Kriege wurde zunächst durch Verordnung 
vom 23. Dezember 1918 das Schlichtungswesen vorläufig geordnet; 
eine Reichsschlichtungsordnung, also die gesetzliche Grundlegung des 
Systems wird gegenwärtig vorbereitet, Inzwischen ist Großbrilannien 
vorangegangen. Das Gesetz über die dortigen Schiedsräle bestimmt, 
daß allen Zwisten Verhandlungen vorangehen müssen. Mißlingen 
sie, so muß das Schiedsgericht in London angerufen werden. Die 
Gewerkschaften dürfen nicht vor Ablauf eines Monats nach’ Ent- 
stehung eines Streites zum Streike greifen. 


In Deutschland besteht gegenwärtig der (für jeden Bezirk des 
früheren Ersatzkommissionen) eingerichtete Schlichtungsausschuß aus 
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl. Es 
kann ein unparteiischer Vorsitzender bestellt werden; es muß dies 
aber (entgegen dem älteren sozialpolitischen Prinzipe Deutschlands) 
nicht geschehen. Die Gewerbegerichte als Einigungsämter sind jetzt 
nur noch dann zuständig, wenn sie von beiden Streitteilen angerufen 
werden. Der Abschluß des Verfahrens vor dem Schlichtungsaus- 
schusse erfolgt durch Einigung, Schiedsspruch oder Nichtzustande- 
kommen eines Schiedsspruches.!) Die Wirkung des sogenannten 
Schiedsspruches ist zunächst nur die eines „Rates oder Vorschlages 
von autoritativer Stelle. Dieser Rat oder Vorschlag verwandelt sich 
in eine entsprechende Vereinbarung der Parteien, wenn er ange- 
nommen oder für verbindlich erklärt wird“ (Kaskel). Darüber hinaus 
macht aber die Verordnung die — wie mir scheinen will, unhaltbare 
— Unterscheidung zwischen „richtigen“ und „unrichtigen‘ Schieds- 
sprüchen. Wird ein „richtiger“ Schiedsspruch abgelehnt, so kann er 
vom Demobilmachungskommissar für verbindlich erklärt werden. 
Doch hat auch ein solcherart für verbindlich erklärter Schiedsspruch 


1) Die rechtlichen Einzelheiten stellt gut geordnet dar Kaskel, I. c., 
S. 243 ff. 
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nicht die Wirkung eines Urteiles. Ein Schiedsspruch kommt nicht 


zustande, wenn die Stimmen sämtlicher Arbeitgeber und sämtlicher 
Arbeitnehmer einander einheitlich gegenüberstehen. 

‚Inzwischen hat das Reichsarbeitsministerium einen Vorentwurf 
für die gesetzliche Schlichtungsordnung der Kritik unterbreitet. Er 
fällt durch die umständliche, bureaukratische Ordnung auf, die er 


schaffen will. Es ist nicht im entferntesten möglich, seinen Haupt- 


inhalt hier ausfühılicher wiederzugeben.!) Wieder ist der schematisch 
konstruierende, formal-juristische Baueifer der Bureaukratie am 
Werke gewesen, der alles vorher auf dem Papier regeln will und dem 
Gesetzesmacherei Selbstzweck ist. Der Entwurf unterscheidet Schlich- 
tungsbehörden und Schlichtungsstellen, sieht neu zu schaffende 
Landesschlichtungsausschüsse und ein neues Reichseinigungsamt beim 
Reichsarbeitsministerium vor. Der Bezirk jeder unteren Verwaltungs- 
behörde erhält einen Schlichtungsausschuß. Es gibt an ihm ver- 
schiedene Arten von Kammern; bei den Landesschlichtungsaus- 
schüssen sollen Revisions- und Landesschlichtungskammern gebildet 
werden. Es erscheint wieder der unparteiische Vorsitzende. Der 
Schlichlungsausschuß muß von Arbeitgeberseite angerufen werden, 
wenn eine Aussperrung, von Arbeitnehmerseite, wenn ein Streik be- 
absichligt ist. Arbeitskämpfe sind „unzulässig“, bevor der Schlich- 
tungsausschuß angerufen und ein Schiedsspruch gefällt ist. In erster 
Linie soll versucht werden, den beabsichtigten Kampf durch Einigung 
(statt Schiedsspruch) aus der Welt zu schaffen. Es gibt bindende und 
nichlbindende Schiedssprüche. Im zweiten Falle ist ein besonderes 
Abstimmungsverfahren den Berufsorganisationen vorgeschrieben, ehe 
sie streiken oder aussperren dürfen. Der Schiedsspruch ist jedoch 
bindend, wenn ihm durch gesetzliche Vorschrift oder Vereinbarung 
der Parteien bindende Wirkung beigelegt ist. Die Erfüllung des 
Schiedsspruches kann .durch Klage erzwungen werden. Auch ver- 
‘sucht der Entwurf noch durch andere Sicherungen die Durchführung 
zu gewährleisten. | 


Das Ganze ist auf eine umfassende Tätigkeit von Behörden mit 
lebenslänglich angestellten Beamten gestellt, so daß selbst Zimmer- 


mann, der im übrigen zur Befürwortung einer größeren Mitwirkung 


von Staat und Gemeinde neigt, als es mir zweckmäßig erscheint, 
erklärt: „Aber das öffentliche Schlichtungswesen soll doch nur das 
freie, ursprünglich erwachsene Einigungswesen ergänzen, es stützen 


!) Ich muß vor allem auf die eingehenden Besprechungen dieses Vor- 


entwurfs im Jahrg. XXIX der „Soz. Praxis“, besonders auf Zimmermanns 


förderliche Kritik in Nr. 28 u. 29 hinweisen. 
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—— mir 





und vervollkommnen und nicht die lebendigen Triebe und Kräfte der 
demokratischen sozialen Selbstverwaltung überwuchern und das, was 
die Bürger am besten selber leisten, durch Staatseinrichtungen und 
Beamtengeschäft ablösen wollen. Abgesehen davon, daß der Vermeh- 
rung unseres Beamtentums natürliche finanzliche und produktions- 
wirtschaftliche Grenzen gezogen sind und wir bereits heute Gefahr 
laufen, unerträglich viel Kräfte auf Ausschüsse, Beiräte und andere 
rednerische Produktionsstellen statt auf wirtschaftliche Erzeugung 
- und tätige Arbeit zu verwenden, ist es doch nicht etwa das Kenn- 
zeichen eines sozialen. oder sozialistischen Staates, alles, was die 
Öffentlichkeit irgendwie berührt, verstaatlichen oder 'veramtlichen zu 
wollen. Das ist bureaukratischer Tatendurst und obrigkeitliche Or- 
ganisationssucht an Stelle staatsmännischer Pflege des Organismus 
— und hat mit Sozialismus gerade so viel zu tun wie das Klassen- 
kampfdogma mit Sozialismus zu tun hat.“ 

Über die inneren Schwierigkeiten des Schiedsgerichtswesens in 
Arbeitskämpfen schrieb ich bereits vor 10 Jahren in der ersten Auf- 
lage: Wer in einem Arbeitsstreit recht oder unrecht hat, läßt sich zu- 
meist nicht nach Gesetzesnormen entscheiden, sondern kann nur mach 
den fließenden Gesichtspunkten politischer Zweckmäßigkeit oder sitt- 
licher Überzeugung beurteilt werden. Es gibt radikale Sozialpolitiker, 
die glauben, man könne mit Hilfe von obligatorischen und mit allen 
Rechten ausgestatteten Schiedsgerichtshöfen Arbeitskämpfe unter- 
drücken und damit — mehr gewaltsam als auf dem Wege des 
Fortschrittes — zum sozialen Frieden gelangen. Wo sind die Richter, 
die das vermögen? In den meisten Fällen müßten sie ehrlich be- 
kennen, daß sie kein bindendes Urteil fällen ‘können, daß es sich 
um ein non liquet handelt und nur der Sieg im Kampfe oder der 
Wille der beiden Parteien zum Frieden zu entscheiden vermag. Wie 
aber, wenn sie willkürlich richteten? Welche Empörung würde dann 
gegen einen solchen Gerichtshof entbrennen; ein Wirtschaftskampf 
von Privatpersonen untereinander würde zu einem politischen, gegen 
den Staat und seine Organe gerichteten und damit der Streik 
wie in alten Tagen zu einer öffentlichen Angelegenheit werden und 
unter Umständen zur Rebellion führen. Immer also kann es sich bei 
der staatlichen Mitwirkung am Einigungswesen nur um Vermittlungen 
handeln; es sei denn, das Interesse der Allgemeinheit (wie bei Arbeits- 
einstellungen von Verkehrsbeamten, Gas- und Wasserwerksarbeitern 
usw.) an der Beilegung des Zwistes sei so groß, daß der Streik oder 
die Aussperrung völlig aus dem. Rahmen eines privaten Wirtschafts- 
_ kampfes herausfällt und unter allgemein-politischen Gesichtspunkten 
zu betrachten ist. 
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In vielen Fällen aber ist die Einmischung Dritter, die mit dem 
Anspruch der Autorität in den Streit eingreifen, nur vom Übel. 
Jedenfalls bedarf sie stets großer Sachkunde, eines regen Billigkeits- 
gefühles, der Menschenkenntnis und Vorurteilslosigkeit; Bureaukraten- 
dünkel oder polizeiliches Allmachtsbewußtsein sind schlechte Berater. 


8 13. Tarifverträge und Tarifgemeinschaften. 


Mit Recht fordern manche Sozialpolitiker, das Einigungswesen der 
Zukunft müsse aus den heute so hoch entwickelten Tarifgemein- 
schaften herauswachsen. Zunächst haben ja diese Gemeinschaften 
und die ihnen zugrunde liegenden Verträge den Zweck, Streitigkeiten 
vorzubeugen; aber sie sind auch gerade deshalb sachverständig für die 
Beurteilung eines Streitfalles. Wertvoller als die Einigungsversuche 
nach Ausbruch einer offenen Differenz sind die Versuche, die Arbeit- 
geberorganisationen und die Gewerkschaften von vornherein einander 
zu nähern. Sobald sich auf der Basis der gegenseitigen Anerkennung 
die Idee durchsetzt, die Normen des Arbeitsvertrages in gemeinsamer 
Beratung festzustellen und mit Hilfe des Verhandlungsprinzipes es gar 
nicht erst zu Arbeitskämpfen kommen zu lassen, ist ein großer Fort- 
schritt über das so viele Werte zerstörende Stadium des Kampfes 
zwischen den Organisationen erreicht. 


Der Tarifvertrag, wie ermeist kurz genannt wird — es gibt „Tarif“ - 
verträge auch in der Handels- und. Grewerbepolitik; es handelt sich 
hier um die vertragliche Aufstellung von Tarifen für zukünftige Arbeits- 
normen — ist eine spezielle Form des sogenannten kollektiven 
Arbeitsvertrages. Er bildet freilich nicht selbst den Abschluß 
des eigentlichen Arbeitsvertrages von Gruppe zu Gruppe; sondern 
er enthält Abmachungen zwischen Unternehmer- und Arbeiterorga- 
nisationen über den wesentlichen Teil der zukünftig abzuschließen- 
den individuellen Arbeitsverträge. Da bei ihm gewöhnlich ein meist 
sehr umfangreicher, zahlreiche Positionen enthaltender Tarif zugrunde 


gelegt wird, wird ser meist kurz als Tarifvertrag (Arbeitsnormen- ie 


tarifvertrag) bezeichnet. Die zahlreichen Probleme, die er in der 


Gegenwart in sozialpolitischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Be 


ziehung stellt, haben zu einer umfangreichen, kaum übersehbaren 
Literatur geführt. Anfangs betrachtete das Reichsgericht den Tarif 
vertrag als eine Vereinbarung, die unter den $ 152 Abs. 2 der GO. 
fiele und daher des Rechtsschutzes entbehre; doch standen schon 
vor dem Kriege spätere Entscheidungen auf einem anderen Boden. 
Gesetzlich geregelt war das Recht der Tarifverträge bis zur Revolu 
tion noch nicht; die Verordnung vom 23. Dezember 1918 tat es für 
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einige Teile der Materie vorläufig. Danach ist ein Tarifvertrag die 


Regelung der Arbeitsbedingungen für den Abschluß von Arbeits- 
verträgen zwischen Vereinigungen von Arbeitnehmern einerseils und 
einzelnen Arbeitgebern oder Vereinigungen von Arbeitgebern anderer- 
seits durch schriftlichen Vertrag. | 

Diese Tarifverträge sind unabdingbar; sie binden. die Beteiligten, 
so daß die Einzelarbeitsverträge vom Inhalte des Tarifvertrages nicht 
abweichen dürfen. Beteiligt sind am Tarifvertrage alle Mitglieder 
der Vereinigung, die den Vertrag abgeschlossen hat. Tritt jemand 
später in die Gewerkschaft ein, so ist er. damit an den Tarif gebunden. 
Doch hat bereits die Verordnung den Kreis der Beteiligten insofern 
künstlich erweitert, als die Möglichkeit gegeben wurde, obrigkeitlich 
den Tarifvertrag für allgemein verbindlich zu erklären, falls von den 
interessierten Vereinigungen ein entsprechender Antrag ans leichs- 
arbeitsministerium gestellt wird. 

Die tatsächliche Ausdehnung der Tarifverträge vor dem Kriege 
ließ sich etwa dahin abgrenzen: Im allgemeinen hatte sich das 
Klein- und Mittelgewerbe den Tarifvertrag in großem Umfang zu eigen 
gemacht. Über die Kreise des Handwerkes hinaus hatte er sich, nach- 
dem — wie wir gesehen haben — die Buchdruckerbranche vorange- 
gangen, das Bau- und Holzgewerbe, das Braugewerbe, die Buchbin- 
derei und zahlreiche andere Gewerbezweige erobert. Ablehnend 
verhielt sich besonders die schwere Industrie (Bergbau und Fisen- 
industrie); im ganzen waren die Meinungen der Großunternehiner 
über den Tarifvertrag sehr geteilt. Da er immer die Anerkennung 
der Arbeiterorganisationen zur Voraussetzung hat und dadurch dem 
viel besprochenen „Herrn im Hause-Standpunkt‘‘ zu widersprechen 
scheint, brachten die mehr patriarchalisch und autokratisch empfin- 
denden Hütten- und Fabrikherren diesem Schritt zum Konstitutiona- 
lismus wenig Neigung entgegen. Dabei ließ sich nicht verkennen, daß 


“ die Aufstellung eines Tarifes in vielen Industrien, z. B. dem Bergbau, 


- in der Tat auf technische Schwierigkeiten stieß; es ist falsch, etwa 
zu folgern, daß der Tarifvertrag, weil er sich in bestimmten Ge- 
‚werbezweigen bewährt hat, auch für alle Industrien mit Erfolg 


durchführbar ist. 
Die Lohntarife beruhten vor dem Kriege fast immer auf dem 


 Akkordlohn-System. Sie wurden für eine Reihe von Jahren (meist 


drei, aber auch von fünf Jahren) abgeschlossen. Ihr erstes Zustande- 


kommen bildete vielfach den Abschluß eines längeren Arbeitskampfles 


und vollzog sich nicht selten unter Mitwirkung von Gewerberichtern. 


Die kleinen Betriebs- oder Firmentarife, die auf einem Abkommen des 
einzelnen Unternehmers mit den Arbeitern seines Betriebes beruhen, 


v. Wiese, Sozialpolitik, 18 
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traten an Bedeutung mit der Entwicklung der Organisation beider Par- 
teien zurück hinter die Kollektivtarife, die in günstigen Fällen nicht 
nur die Wirkung einer gewissen Friedenssicherung im Arbeitsverhält- 
nisse hatten, sondern auch für die Unternehmer derselben Branche 
mehr oder weniger einheitliche Arbeitsbedingungen schufen und — in 
wirkungsvoller Ergänzung der Produktionskontrolle — eine Konkur- 
renzbeschränkung von Werk zu Werk nach sich ziehen. Wie oben 
angedeutet, war schon früher die gemeinsame Organisation besonders 
in Amerika hier und da zu einem einflußreichen Instrumente der 
Wettbewerbsregelung geworden und — unter dem Namen des joint 
oder trade) agreement — auch zur Beherrschung des Absatzes benutzt 
worden. In Deutschland hatten sich aus den Tarıfverträgen in 
manchen Gewerben förmliche Tarifgemeinschaften entwickelt, deren 
Organ eine paritätisch zusammengesetzte Kommission bildete, der die 
Auslegung und Überwachung der Durchführung der Verträge an- 
vertraut war. 

Zweifellos bildeten die Tarifverträge einen großen Fortschritt 
auf sozialpolitischem Gebiet. Aber das von manchen stark über- 
schätzte Allheilmittel waren sie nicht. Sie bildeten eine Etappe auf 
der Bahn des Wirtschaftslebens, lösten manche Schwierigkeiten, 
schufen aber sogleich neue in Menge. Sie verminderten die Häufig- 
keit mancher Arten (besonders kleinerer) Streiks, schufen aber auch 
den Ausgangspunkt für große, heftige Arbeitskämpfe. Ein langer 
Kampf im Baugewerbe hing 1910 mit Meinungsverschiedenheiten 
über die Tarifernewerung in einem Gewerbe zusammen, das den 
kollektiven Arbeitsvertrag besonders reich entwickelt hatte. Ähnlich 
wie bei den Unternehmerkartellen nach Ablauf der Vertragsperiode 
die Wiedererneuerung Schwierigkeiten bereitet und es jedesmal statt 
zur neuen Bindung zur schroffsten Konkurrenz bisher kartellierter 
Firmen kommen kann, so besteht vor jeder Erneuerung der Tarif- 
gemeinschaften die Gefahr, daß die bis dahin aneinander gefesselten 
Parteien, statt sich zu einigen, jetzt wieder ihre Kräfte im Kampf 
messen wollen. Solche Kämpfe pflegen dann besonders heftig zu 
sein und nehmen meist räumlich und zeitlich ganz andere Dimen- 
sionen an, als in der alten Zeit unentwickelter- Organisation. \ 

Während des Krieges verminderte sich die Zahl der Tarifgemein- 
schaften. Das wurde anders nach Abschluß der zentralen Arbeits- 
gemeinschaft vom 15. November 1918. Jetzt begann auch die Ära der 
Arbeitsgemeinschaften an Betriebe, die ja ihrer ganzen Natur nach 
zumeist auf einem Tarifabkommen beruhen. Allmählich mehrten 
sich auch die Reichstarifverträge, die ja eine sehr starke Verein- 
heitlichung der Arbeitsbedingungen desselben Gewerbes bedeuten. 
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| Nun wurden auch immer mehr Tarifverträge vom Arbeits- 

ministerium für allgemeingültig erklärt. Die Folge war, daß wir, wie 
es in der „Sozialen Praxis‘ sehr richtig heißt!), „an Stelle der 
früheren, leicht wandlungsfähigen Arbeitsbedingungen in den Einzel- 
betrieben und an+Stelle der immerhin noch ziemlich elastischen 
Tarifvertragsverhältnisse ein starres Arbeitsrecht auch für die Lohn- 
und Arbeitszeitfragen von gesetzlicher Gestaltungskraft erhalten, 
allerdings ein Arbeitsrecht, das von Gewerbe zu Gewerbe und meist 
auch noch von Bezirk zu Bezirk bunt wechselt und überwiegend nur 
ein kurzbefristetes Recht darstellt.“ Bisweilen ergab sich auch für 
die eine oder andere Arbeiterkategorie eine sonderbare Konkurrenz 
von Tarifverträgen. Mit dem Jahre 1919 schwoll die Menge der 
Tarifverträge zu einer unheimlichen Flut an; zu gleicher Zeit aber 
äußerte die Geldentwertung die ungünstigsten Folgen auf die 
Dauerhaftigkeit der Verträge. Eben abgeschlossene Vereinbarungen 
über die Nominalsätze der Löhne verloren nach kurzer Zeit ihre 
praktische Wirksamkeit, den Arbeitern ein sicheres Auskommen 
zu gewähren. 

Je mehr aber die Arbeitgeber gezwungen wurden, Tarifverträge 
mit relativ und anscheinend hohen Löhnen abzuschließen, desto mehr 
mußten sie — wie bereits im anderen Zusammenhange angedeutet 
wurde — zur Wahrung der Rentabilität: ihrer Werke die Warenpreise 
‚ erhöhen. Die modernen Arbeitsgemeinschaften bilden ein wichtiges 
Element in der allgemeinen Verteuerung der Lebenshaltung. 

In der Öffentlichkeit aber wurde das Wort „Tariflohn“ ein viel 
mißbrauchtes Schlagwort. Es gab Leute, die darin die Wünschelrute 
sahen, die zu dem unversieglichen Quell allgemeinen Wohlergehens 
führte. Woher denn die hohen Tariflöhne stammen sollten, darüber 
gaben sich solche Optimisten keine Rechenschaft. Es kam vor, daß 
‚Dienstboten oder Angehörige freier Berufe beträchtliche Entloh- 
nungen auf Grund angeblicher Tarife forderten, die gar nicht vor- 
handen waren. 

 Tarifgemeinschaften sind die Folge der Koalitionen und in 
gewisser Hinsicht ein Fortschritt gegenüber der rein kämpferischen 


- Ausnutzung der Berufsvereine. Aber auch ihnen droht die Gefahr der 


'Schablonisierung. Vielleicht ist es gegenwärtig kein Schaden, daß 
das eigentliche Tarifgesetz noch auf sich warten läßt. Überein- 
kommen zwischen Berufsvereinen der Arbeitgeber und -nehmer sind 
zu begrüßen; wenn sie aber dem kaufenden Volke die Kosten der 
_ gemeinsamen Zeche aufbürden, so wendet sich schließlich das tiefere 


1) Vgl. Soziale Praxis XXIX, 9. 
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soziale Gefühl gegen diesen neuen engen Zunftgeist. So wurde im 


Juni 1919 ein Übereinkommen zwischen den Bergarbeiterverbänden 
und den Zechenbesitzern geschlossen, wonach die Arbeitslöhne, zu- 
gleich aber (naturgemäß) auch die Kohlenpreise erhöht wurden. Das 


Gesetz der Lastabwälzung auf die schwächste Schulter zeigt sich Aueh, 


hier in seiner Tragik. 


$ 14. Die Landarbeiterfrage. 


Einen besonders wichtigen Abschnitt in der Sozialpolitik der 


Gegenwart bildet die Landarbeiterfrage. Sie fällt aus der sonst hier 
verfolgten Systematik eigentlich heraus; denn keineswegs handelt es 
sich bei ihr nur um Selbsthilfe durch Koalition. Vor drei Jahren hätte 


man vielleicht besser getan, sie bei der Wahl, ob sie unter öffent 


licher oder unter Selbsthilfe zu behandeln ist, der erstgenannten ein- 
zuordnen. Heute handelt es sich bei den sozialpolitischen Maßnahmen 
zugunsten der Landarbeiter um ein eigentümliches Geflecht der beiden 
Zweige (wie in abgeschwächterem Maße, wie wir bereits sahen, 


auch in der gewerblichen Arbeiterfrage); aber das Vorhandensein 


starker Berufsvereins-Verbände mit reger Initiative ist vielleicht 
gegenwärtig das hervorstechendste Merkmal. 


Noch im Jahre 1917 beklagte Wygodzinskit!), daß „trotz ihrer 


außcrordentlichen Bedeutung und trotz einer großen Zahl von Einzel- 
untersuchungen die Landarbeiterfrage bisher noch keine selbständige 
und zusammenfassende wissenschaftliche Darstellung erfahren habe, 
wie sie ihrer Bedeutung entspricht“. In der Tat war man zu sehr 
gewohnt, die Arbeiterfragen als vorzugsweise gewerbliche anzu- 
sehen und von der Landwirtschaft anzunehmen, daß sie mehr in 


patriarchalischer Weise nach altbewährtem Herkommen ihre Arbeiter 
verhältnisse regele. Das ist fast mit einem Schlage andeıs ge 


worden; weniger durch eine tatsächliche revolutionäre Verschiebung 
in den Betrieben der Landwirtschaft selbst, als durch den allgemein- 


politischen Umschwung in der Staatsleitung überhaupt. Die zur Herr- 
schaft gelangten Sozialisten waren bestrebt, das Muster der Entwick- 


lung des Gewerbes auf die Landwirtschaft möglichst gleichlörmig 


zu übertragen und diese in sozialpolitischer Hinsicht der Industrie 


anzunähern. Dies geschah, obwohl die große Mehrzahl der Sozial- 
demokraten inzwischen erkannt hatte, daß das marxistische Entwick- 
lungsschema keineswegs auch für die Landwirtschaft paßte. Es ließ 
sich jedoch auch manches nicht verkennen, was zugunsten dieser 


‘) Vgl. Wygodzinski, Die Landarbeiterfrage in Deutschland, Tü- a 


bingen 1917. 
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eiligen Reform sprach. Die Kluft, die zwischen Rechten und öffent- 
licher Geltung der städtischen und der ländlichen Arbeiter lag, war 
zu groß. Das Land wies noch zu viele Überreste des Feudalismus auf, 
während die Fabriken immer demokratischer wurden. Es schien, 
als ob eine zur vollen Verwirklichung des Sozialismus vorstür- 
mende Regierung nicht die sehr allmähliche und langsam organisch 
wachsende Entwicklung auf dem Lande abwarten dürfte, vielmehr 
mit einem plötzlichen Rucke eine Umleitung der Sozialverfassung 
vornehmen müßte. | 

Hier kann nur einiges angedeutet werden, Eine erschöpfende 
Untersuchung der Landarbeiterfrage müßte die Produktionsverfassung 
dieses Wirtschaftszweiges näher darlegen. Bis vor kurzem sprach 
man hierüber zumeist überhaupt nur unter dem Gesichtspunkte des 
Arbeitermangels. Man zählte in geschichtlicher Darlegung die ver- 
schiedenen Typen landwirtschaftlicher Arbeiter auf, behandelte das 
Verhältnis von Handarbeit und Maschine in der Landwirtschaft; 
an eigentlich sozialistischen Problemen blieb fast nur die Seßhaft- 
 machung der Arbeiter, die keinen eigenen Boden besaßen, die Reform 
des Gesinderechtes und die Regelung des Arbeitsnachweises übrig. 
Eine besondere Behandlung verlangte das Lohnproblem wegen der 
‚Naturalentlöhnung. 

Doch gab es bereits vor dem Kriege erstarkende Verbände von 
Berufsvereinen landwirtschaftlicher Arbeiter. Zu den freien Gewerk- 
schaften (dem heutigen allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbunde) 
zählte der 1909 gegründete Verband der Land-, Wald- und Weinbergs- 
‚ arbeiter und -arbeiterinnen Deutschlands, der sich seit 1913 „Deut- 
scher Landarbeiterverband‘ nannte. Die christlichen Gewerkschaften 
vereinigten im Jahre 1912 aus kleineren Gruppen einen „Zentral- 
verband der Forst-, Land- und Weinbergsarbeiter Deutschlands‘. 


Ne Gegenorganisationen der Arbeitgeber zu diesen bis 1916 an Mit- 


gliederzahl recht schwachen Vereinigungen gab es vor dem Kriege 
noch nicht. Die Beschränkungen des Koalitionsrechtes und das 
Reichsvereinsgesetz von 1908 standen einer stärkeren Entfaltung 
der Berufsvereine entgegen. Zu fachtechnischen und vor allem wirt- 
schaftlichen Zwecken waren ja die Selbständigen in der Landwirt- 


schaft (Großgrundbesitzer und Bauern) mannigfach und meist sehr 


wirksam (teils durch Gesetz, teils auf dem Boden der Selbsthilfe) ' 
_ organisiert, und es bedurfte 1918/1919 nur geringer Mühe, um diese 
starken Vereinigungen aucH sozialpolitisch handlungsfähig zu machen, 
| “Besonders in, Westdeutschland — am ausgesprochensten in der Rhein- 
 provinz — war die Bauernschaft in geographisch gesonderten Bünden 
organisiert, deren Zahl und Regsamkeit während der Revolution 
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schnell wuchs, so daß gegenwärtig hier eine neue Zentrali- 


sationsbewegung eingesetzt hat. Gerade in diesen Bauernschaften 
wurde die mehr oder weniger sozialistische Produktionspolitik der 
Reichsregierung heftig bekämpft. Sie gerieten in eine teilweise 
schroff oppositionelle Stellung und fühlten sich als „Gewerkschaften“. 
Es gibt aber keine „Bauerngewerkschaften“, da Bauern selbständige 
Produzenten und (abgesehen von den Allein- oder Familienbetrieben) 
Arbeitgeber sind. Es war ein Mißverständnis, wenn sich z.B. die 
„Freie Bauernschaft‘‘ (mit dem Sitze in Köln) als christliche Ge- 
werkschaft zur Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der Land- 
wirtschaft bezeichnete. Gewerkschaftlich an ihr war nur das Be- 
kenntnis zur unbedingten einseitigen Interessenvertretung gegen jeden 
Außenstehenden. Eher schon könnte man einen solchen Verband 
von Landwirten als Arbeitgebervereinigung bezeichnen, da sie sich 
auch die Vereinbarung von Arbeitsbedingungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern zur Aufgabe macht. Dem steht nur entgegen, daß 
sie programmäßig auch Arbeiter aufnimmt. Freilich ziehen heute die 
meisten landwirtschaftlichen Arbeiter, soweit sie nicht zu den ‚„‚Gel- 
ben‘ gehören, vor, sich von den übrigen landwirtschaftlichen Ver- 
einigungen zurückzuziehen und in ihren eigenen Organisationen unter 
Umständen gerade auch den Bauernschaften entgegenzutreten. 

Die ganze Koalitionsentwicklung nahm einen sehr schnellen 


Aufschwung durch den Aufruf des Rates der Volksbeauftragten vom 


12. November 1918, der die sogenannten „Ausnahmebestimmungen 
gegen die Landarbeiter‘‘ aufhob und ihnen volle Koalitionsfreiheit 
gab. Ein eigentlich neues Arbeitsrecht für Landarbeiter wurde dann 
gleichsam aus dem Nichts durch die vorläufige Landarbeits- 


ordnung (LAO.) vom 24. Januar 1919 geschaffen. Eine end- 


gültige gesetzliche Regelung — etwa unter Einbeziehung des ge- 
samten Arbeiterschutzes (im engeren Sinne) — hat inzwischen noch 


nicht stattgefunden. Jedoch auch die vorläufige LAO. ist kein Pro- | 


dukt reiner öffentlicher Hilfe; vielmehr haben auf ihre Entstehung 
und ihren Inhalt die Berufsverbände ländlicher Arbeitgeber und 


Arbeitnehmer stark eingewirkt. Als im Spätherbste 1918 fast überall 


Arbeiter- und Soldatenräte in den Städten entstanden, wurden auch 


Bauern- und Landarbeiterräte gemeindeweise gebildet. Sie schlossen 


sich im Dezember 1918 zum Reichsbauern- und Landarbeiterrate zu- 


sammen. Dieser schuf mit Vertretern der in Frage kommenden 
Ministerien die vorläufige LAO., der die Reichsregierung am 


24. Januar 1919 Gesetzeskraft verlieh. Dieses wichtige Dokument ist 


die Grundlage des neuen gegenwärtigen Arbeitsverhältnisses auf 


dem Lande. Auch seine Entstehungsgeschichte bildet ein beachtens- 
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wertes und charakteristisches Novum in der Geschichte der Sozial- 
politik). 

In der LAO. werden geregelt: Der Abschluß des Arbeitsvertrages, 
die Arbeitszeit, der Arbeitslohn, die Auflösung des Arbeitsvertrages 
und der Erlaß einer Arbeitsordnung. | 

Über die Arbeitszeit bestimmen die $$ 3 bis 5: 

„8 3: Die tägliche Höchstarbeitszeit beträgt in vier Monaten 
durchschnittlich acht, in vier Monaten durchschnittlich zehn und in 
weiteren vier Monaten elf Stunden. Darüber hinaus geleistete Über- 
stunden sind besonders zu vergüten. 

$ 4 hetrifit die Frage, was an Arbeit in diese Arbeitszeit ein- 
zurechnen ist, und was nicht. ! 

$ 5: Während des Sommerhalbjahres sind täglich mindestens 
zwei Stunden Ruhepause zu gewähren.“ 

‚Den Reichsrat der Landwirtschaft löste am 20. Februar 1920 
die Arbeitsgemeinschaft land- und forstwirtschaftlicher Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervereinigungen ab, in der neben dem Reichver- 
bande der Arbeitgeber die beiden genannten Gewerkschaftsverbände 
und eine Zentralorganisation von Beamten vertreten ist. Mindestens 
ebenso wichtig ist aber die Zunahme der Tarıfgemeinschaften auch 
in der Landwirtschaft. In den Tarifverträgen werden bezirksweise 
genaue Vereinbarungen über Arbeitszeit, Lohnsätze, Lohnzahlungs- 
weise und gewissermaßen „Ausführungsbestimmungen“ der verhältnis- 
mäßig summarischen LAO. getroffen. | 

Man wird diese neueste Entwicklung des ländlichen Arbeits- 
verhältnisses zum Tarifvertrage anders beurteilen müssen als in 
der Industrie. Die Tendenz zu einheitlichen Reichstarifen wäre wegen 
der großen örtlichen Verschiedenheiten in der Landwirtschaft noch 
bedenklicher als im Gewerbe, wie ja überhaupt die Schabloni- 
sierung des Arbeitsverhältnisses durch das Tarifabkommen eine 
Gefahr gerade auch für das Land ist. Besonders in rein bäuerlichen 
Bezirken und Betrieben wird durch den — häufig mehr von den 
‚Zentralen aufgezwungenen — Tarifvertrag ein den Leuten in beiden 
Lagern fremdes Element in ihre Beziehungen zueinander getragen. 
Sie empfinden diese papierenen Abmachungen als etwas Lebens- 
_ fremdes, womit sie nichts Rechtes beginnen können. Zumal dort, 
wo der Arbeiter in enger Wohn- und Lebensgemeinschaft mit dem 


2) Der Wortlaut ist wiedergegeben in Jastrows Textbuch „Neue 
Wirtschaft“. ‘ Dort findet sich auch ein lehrreiches Beispiel eines landwirt- 
schaftlichen Tariivertrags eg: 1919). Gut analysiert ist die LAO. 
bei Kaskel, 1. c., S. 270 ff. Ä 
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Bauern und seiner Familie lebt, betrachtet er Koalan und Tarit 


mehr als eine Störung denn als einen Schutz. Und wo es nicht so b 


ist, wo ein Gegensatz zwischen Herr und Knecht besteht, da werden 
die beiden sozialpolitischen Instrumente zu Kampfmitteln, die die 
Nahrungsversorgung des Volkes gefährden. Hat es doch in den letzten 
beiden Erntezeiten nicht an Streiks in einigen Gebieten gefehlt. Ein 


Erntestreik ist aber ein viel bedenklicheres Ereignis als ein Arbeits- 


kampf in der Produktion ersetzbarer Fabrikware. In der Landwirt- 
schaft kann man im November nicht ein- oder überholen, was man 
im Juli versäumen mußte. In der unmittelbaren Gegenwart spielen 





in diese ökonemischen Beziehungen politische Motive mit hinein: 


jedenfalls bleibt auch in Zukunit das Koalitionswesen auf dem Lande 
ein Lebensgebiet, das wachsamste Beachtung und vorsichtige Be- 
handlung verlangt. Ist die Streikschlichtung ein wichtiges Problem 
der Industrie, so ist die Verhütung von Erntestreiks und das Eini- 
gungswesen. bei ausgebrochenen Arbeitskämpfen auf dem Lande 
eine Lebensnotwendigkeit. 


$ 15. Die Bedeutung des Koalitionswesens für das 
staatliche und das Kulturleben. 


Zur Gesamtbeurteilung der Koalitionsbewegung, besonders zu 
den Tatsachen ihrer Erstreckung auf die oberen Gesellschaftsschichten 
und ihren Ausartungen in der Gegenwart kann ich nur das wieder- 
holen, was ich bereits vor mehr als zehn Jahren darzulegen ver- 
suchte. In den Übertreibungen der koalierten Selbsthilfe liegt die 
Gefahr der Sprengung des arbeitsteiligen Zusammenhanges eines 
Volkes, Dieses Gesetz der Arbeitsteilung, das nur bei sozialer 


Harmonie Sinn hat, weil es gegenseitige Ergänzung bedeutet und R 


kein Glied entbehren kann, wird durchbrochen. Allerdings geht das 
nicht so ganz leicht. Ohne volle Kassen und ohne starke Mitglieder- 


zahl ist jede Koalition unwirksam. Daher soll es keine Außenseiter, 


keine Unorganisierten, in Kampfzeiten keine Arbeitswilligen geben. 
Und darum greift die Koalition so tief in den Bereich der persön- 


lichen Freiheit; darum wird eine koalierte Gruppe immer leicht zur N i 
Zunft. Ein innerhalb eines gewissen Rahmens und unter 


bestimmten Voraussetzungen gesundes Prinzip wird über- 


spannt. Je höher die soziale Gruppe in der gesellschaftlichen Pyra- 
mide steht, desto bedenklicher wird die Ausnutzung des Koalitions- 
rechtes. Die Politik der koalierten Gruppe ist stets schroff selbst- 
süchtig; sie muß es sein, und die Führer würden uns auslachen, 
wenn wir ihnen mit anderen Forderungen kämen. Dabei ist be- 
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merkenswert, wie sie auch. den Staat einseitig in ihrem Interesse 
beeinflussen will. 

Für die wirtschaftlichen Gruppen gibt es aber nur einen grob- 
- materialistischen Boden, auf dem nie viel wahres Glück zu gedeihen 
vermag. Sicherlich, wo die Not steht und der Hunger droht, schwin- 
den Ideale. Da wird eben das Nächste und Notwendigste: Brot ge- 
fordert. Aber wer die starke allgemeine Bewegung zur Berufs- 
organisation beobachtet, sollte der nicht bisweilen denken: wenn 
dieser Aufwand an Energie doch einmal für kulturelle oder ethische 
Ziele eingesetzt würde? Bei den tieferen und reineren Lebensfragen 
gibt es in allen Jahrhunderten einige wenige, die ihr Leben und 
Blut für sie einsetzten, manche, die ihre gesellschaftliche Existenz 
aufs Spiel setzen; die Massen verharren in stumpfer Gleichgültigkeit. 
Hier aber bei den Magenfragen wird Entschlossenheit und Energie 
eine Eigenschaft aller Alltagsmenschen. 

Dabei zeigt die Koalitionspraxis häufig wenig ehrliche Taktik. 
Obwohl unter Umständen alle öffentlichen Angelegenheiten vom 
Standpunkt des eigenen Gruppeninteresses beurleilt werden, führen 
Resolutionen, Beschlüsse, Anträge und dergleichen oft eine recht 
heuchlerische Sprache. Wehe dem Staatsmann, der hier nicht Schein 
vom Wesen zu trennen vermag! 

Aus der Übertreibung dieses in gewissen Grenzen so heilvollen 
Prinzips gehen zwei Gefahren hervor: einmal die Verminderung des 
Staatsgedankens und des politischen Gefühls von der Volkseinheit, 
dann die Beschränkung der persönlichen Selbständigkeit. Es ent- 
wickelt sich bei uns in Deutschland eine ganz neue Art von Parti- 
kularismus, genährt durch unsere so wie so recht ausgeprägte Anlage 
zum Kastengeist und Standeshochmut; der geographisch-politische 
Partikularismus, den wir erst unter schweren Kämpfen langsam 
überwunden haben, wird ersetzt durch den wirtschaftlich-sozialen 
Partikularismus, gestützt auf die deutsche Disziplinierbarkeit und 


u Organisationslust. 


Ä Man wird bei der Beurteilung der Tatsache der Koalition nicht 
außer acht lassen dürfen, daß das Koalitionsrecht im Kern ein Recht 
des Proletariats ist, das Recht und die Freiheitsmöglichkeit der 
wirtschaftlich Schwachen. Darum soll man es auch nicht denen 
verkümmern, deren einzig wirksamer Halt und deren Kraftquelle 
es ist. Die Versuche mit der Zuchthausverlage und den sonstigen 
Erweiterungsbemühungen um den $ 153 sind schwere politische und 
soziale Fehler gewesen. In diesem angeblichen Schutz der indi- 
viduellen Freiheit steckte viel Unaufrichtigkeit. Je ehrlicher und 
fester man sich zur Notwendigkeit der Koalitionsfreiheit des, Prole- 
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tariats bekennt, desto entschiedener kann man seinen Ausartungen 
begegnen. Am gefährlichsten sind immer die Leute, die den Arbeitern 
und Angestellten die Sicherheiten der Selbsthilfe beschränken wollen, 
um sie in dauernder Abhängigkeit zu halten und die Möglichkeit zu 
bewahren, sie auszunützen. Soll man aber etwa die Koalitions- 
freiheit für die nichtproletarischen Gesellschaftsschichten verbieten? 
Das ist natürlich keineswegs unsere Meinung. Auch hier sind grob 
zufahrende Verbote ein Unsegen. Nur mit komplizierten, staatsmän- 
nischen, nur dem Einzelfalle immer wieder von neuem angepaßten 
Mitteln läßt sich die Gefahr bekämpfen, die im Überwuchern des 
politischen Lebens. durch die Wahrnehmung materieller : Interessen- 
vertretung besteht. Auch hier sind es mehr gesellschaftliche und 
sittliche Kräfte als staatliche Mittel, die ein vernünftiges Maß in 
der Berufsorganisation herbeiführen können: in sittlicher Hinsicht 
die Erkenntnis, daß das keine Freiheit ist, die sich in der Habgier 
erschöpft, daß es trostlos wäre, wenn die Koalitionsfreiheit, die 
einen wertvollen Kern enthält, das Schlagwort würde, in dessen 
Zeichen sich das Volk heillos spaltet, die Frechsten gefördert wer- 
den, der Staat geschwächt und die Persönlichkeit zugrunde ge- 
richtet wird. 

Die Koalition ist, sıttlich betrachtet, nichts anderes als der 
nackte Gruppenegoismus. Dabei darf man nicht außer acht lassen, 
daß der Geist einer Gruppe immer viel gröber und skrupelloser ist, 
als der Sinn eines durchschnittlich kultivierten Einzelmenschen. Das 
erste und letzte Wort aller Koalition ist: wir fordern! Die Hem- 
mungen der‘Scham fallen bei der Gruppe fort; der‘einzelne fühlt 
sein Gewissen weniger belastet, da ja die Korporation gebietet. 
Kommen ihm Zweifel, so unterdrückt er sie schnell mit einem: Es 
wird schon richtig und notwendig sein, wenn es meine Korporation 
verlangt. | | 

Dabei wird aber auch die Volksgesamtheit geschwächt. Sie 
trägt letzten Endes die wirtschaftliche Last. Wichtiger aber noch 
ist, daß das Gefühl für, die Einheit der Nation zugunsten des 
kleineren Interessentenbundes vermindert wird. Es liegt eine bittere 
Ironie darin, daß in einer Zeit, wo so viel von nationaler, vater 
ländischer Gesinnung geredet wird, diese Gesinnung dort, wo sie 
sich am ehesten und beweiskräftigsten dokumentieren könnte: n 
der Hintenansetzung der Wirtschaftsinteressen des engeren Berufs 
genossenkreises zugunsten der notleidenden Volksgesamtheit, nieht 
selten versagt. 

Freilich ist augenblicklich dem einzelnen gar kein anderer Weg 
mehr gelassen, als sich an seine Berufsorganisation zu klammern. 
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Die Regierungen üben gegenwärtig eine Art Protektorat über die 
Organisationen sozialer Selbsthilfe. Unsere Minister sind in ihrem 
bisherigen Berufsleben zumeist durch die Schule der Gewerkschaft 
gegangen und in ihrem Dienste unter Opfern und viel Arbeit empor- 
. gekommen. Die Arbeitermassen ihrerseits teilen bis über die Kreise 
der Sozialdemokraten hinaus den Irrtum des Marxismus, es gelte den 
Unternehmern einen frevelhaft eingesteckten Mehrwert zu entlocken. 
Sie geben sich zu wenig Rechenschaft darüber, daß der durch Aus- 
beutung erzielte Mehrwert, auf das Ganze der Volkswirtschaft be- 
zogen, einen recht bescheidenen Bruchteil des Gesamtertrages 


darstellt. 
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Siebentes Kapitel. 
Grenzfragen der Sozialpolitik. 
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Jena 1920. 

v. Mangoldt, Die städtische Bodenfrage, Göttingen 1907. 

Adolf Weber, Boden und Wohnung, Leipzig 1908. 

A. Voigt u. P. Geldner, Kleinhaus und Mietkaserne, Berlin 1905. 
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J. Klumker, 3. Aufl. Stuttgart 1906. 
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Reicher, Die Fürsorge für die verwahrloste Jugend, Wien 1905 06. 

Albrecht, Handbuch d. sozialen Wohlfahrtspflege in Deutschland, Berlin 1902. 

Dammer, Handbuch der Arbeiterwohlfahrt, Stuttgart 1902/03. ’ 

Ratzinger, Geschichte der kirchlichen Armenpflege, Freiburg i. B. 1884. 

Petersen, Die öffentliche Fürsorge für die ALUEOUR TER Jugend, Leipzig 
Mohnen 1907. 

— Die öffentliche Fürsorge für die sittlich gefährdete gewerblich er 

Jugend, Leipzig (Teubner) 1907. 

Klumker, Fürsorgewesen, Leipzig 1918. 
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Grotjahn, Soziale Pathologie, Beriin 1912. 

v. Erdberg, Die Wohlfahrtspflege, Jena 1903. 

Schmittimann, Reichswohnversicherung, Stuttgart 1917. 

Fuchs, Die Wohnungsfrage vor und nach dem Kriege, München und 
Leipzig 1917. 

Rauecker, Die Erweiterung der Sozialpolitik zur Kulturpolitik, München 
und Leipzig 1919. 


b) Zeitschriften: i Rn 
Concordia, Zeitschr. d. Zentralstelle f. Volkswohlfahrt, Berlin. ° BR : 
Gemeinnützige Blätter, Frankfurt a. M. us 
Soziale Kultur, M. -Gladbach (Zentralst. d. Volksvereins für das katholis Hu “r 
Deutschland). 


t) Da ich in diesem letzten Kapitel die „Volkswohlfahrtspflege*“ nur 


kurz streife, sie aber nicht eigentlich Gegenstand dieses Buches ist, be- 
gnügen ich mich mit ein paar Hinweisen auf einige mir hierfür geeignet er- 
scheinende Publikationen aus der sehr umfangreichen Literatur. KR, 
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Das Land (Organ des deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und 

-  Heimatpflege). 

Caritas, Freiburg i. Br. (Zeitschrift für die we der Nächstenliebe im 
katholischen Deutschland). 

Zeitschrift für Wohnungswesen, Berlin. 

Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege, Braunschweig. 

Das Volksbildungsarchiv, Berlin. Seit 1910. 

Schriiten des deutschen Vereins für usehene und Wohltätigkeit, Leipzig 
1880 ff. 


Inhaltsübersicht: 


8 1. Politische Postulate für die Sozialpolitik. — $ 2. Die Hauptgebiete 
der Volkswohlfahrtspilege. — 83. Vom Armenwesen. — S 4. Von der Woh- 
nungsirage. 


$ 1. Politische Postulate für die nn 


In seinem „Study of Sociology“, jenem Buche, das wie kaum 


. ein zweites gesellschaftswissenschaftlichen Inhaltes große Verbreitung 


in der angelsächsischen Welt erlangt hat, kritisiert Herbert Spencer 
das politische Denken seiner Zeit; er schrieb es in den Jahren, 
wo zum erstenmal der soziale Gedanke dem herrschenden Indivi- 
dualismus in England immer mehr Boden streitig machte. So ein- 
seitig er dabei die Vorteile des neuen Systems verkannte, so deutlich 
durchschaute er seine Mängel. Tadelnd rief er: „Proximate causes 
and proximate results are alone contemplated. There is scarcely 
any consciousness that the original causes are often numerous and 
widely different from the apparent cause; and that beyond each 


- immediate result there will be multitudinous remote results, most 


n 


of them incalculable!.“ 
| Dazu schrieb ich bereits vor zehn Jahren in der ersten Auflage 
dieser „Einführung“: 

Wer die Geschichte der inneren Politik des deutschen Reiches in 
den letzten Jahren, in der wie überall dieSozialpolitik den bei weitem 
größten Raum einnimmt, schreiben will — könnte der nicht Spencers 
Wort als Motto wählen? Was wirbelte das parlamentarische Leben 
nicht alles an Projekten empor? Am schlimmsten war es bei der so- 
genannten Reichsfinanzreform, danach bei der preußischen Wahl- 
rechtsvorlage. Aber auch auf engerem sozialpolitischem Gebiet schien 
alles im Fluß zu sein, war alles eine Zeitlang in Frage gestellt. Die 


t) „Nächste Ursachen und nächste Wirkungen werden allein in Betracht 
gezogen. Kaum besteht das geringste Bewußtsein dafür, daß die ursprüng- 
lichen Ursachen oit zahlreich sind und von der anscheinenden Ursache weit 
entfernt liegen, und ebenso wenig vergegenwärtigt man sich, daß es über 


jede unmittelbare Wirkung hinaus zahlreiche entfernte und meistens ganz 
'unberechenbare Wirkungen gibt“ (Spencer, Study of Sociology, Kap. I, S. 2). 
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Reichstagskommission für die „große Gewerbeordnungsnovelle‘“ und 
für das Hausarbeitsgesetz war von einer erstaunlichen Fruchtbarkeit. 
Auch das Kaligesetz Bot vorübergehend weite sozialpolitische Perspek- 
tiven. Wir könnten die Aufzählung noch um manches vermehren; 
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aber es ist an dieser Stelle nicht unsere Aufgabe, auf Tagesfragen 


der inneren Politik einzugehen. Und doch müssen wir an diese 
jüngsten Geschehnisse auf der politischen Bühne erinnern, um aus- 
sprechen zu können: eine solche Vielgeschäftigkeit ist bedenklich. 
Nicht handelte es sich um eine Periode reichster Fruchtbarkeit, 
sondern im Gegenteil: die nervöse Hast deutet auf Unkraft. Ebenso 
plötzlich, wie die meisten Pläne und Anträge entstanden waren, 
verschwanden sie auch wieder. Über Nacht warteten Parlamentarier 
aller Parteien mit neuen Entwürfen auf, die wieder ganz andere Ge- 
sichtspunkte enthielten und’ andere Zwecke verfolgten. Dem Zufall 
kam eine führende Rolle im staatlich-gesellschaftlichen Leben zu, 
als wenn es sich um ein gefälliges Spiel im geselligen Kreise handele. 
Aus irgendeinem mehr oder weniger untergeordneten Grunde wurden 
Projekte ‚aufgerollt, die Lebensfragen der Nation betrafen, und wenn 
sie — vielleicht infolge unerwarteter Verschiebungen in den Parla- 
mentsmehrheiten — nicht zum Ziele führten, schien auch nichts 
Sonderliches verloren zu sein; es ging stets auch so. Damit geriet 
die politische Maschinerie in ein Tempo .der Massenproduktion von 
Schleuderwaren, das u. E. viel unheilvoller ist als die Frage, ob 
irgendein Gesetzentwurf mehr konservativen oder mehr liberalen 
Ansprüchen genügt. Wer von den vielen an der politischen Arbeit 
unmittelbar Beteiligten war innerlich davon dürchdrungen, daß er 
als Künstler an dem höchsten, zugleich feinsten und empfindlichsten 


Kunstwerk mitzuschaffen berufen war, das es gibt: am Staat? Gewiß, 


unsere Parlamente und Ämter besitzen viele tüchtige Fachleute, 
Praktiker, wie sie heute so sehr geschätzt werden. Für jede Detail- 


frage haben wir Sachverständige, nur sehr wenig Sachverständige 


für die Hauptsache, für die Erkenntnis der Lebens- und Wachstums- 
bedingungen einer Nation. Sicherlich muß der Politiker nur das 


Nächstliegende und das unmittelbar Erreichbare angreifen; zugleich Br, 


aber muß er in die Ferne schauen können; Vergangenheit, Gegen- 


wart und Zukunft müssen ihm gleich lebendig sein. Er muß ab- X 


warten können, unendlich viel Geduld besitzen und zugleich Tat- 
kraft im rechten Augenblick. Vielleicht ist es der schlimmste Fehler 
unserer Generation, daß sie sogleich Wirkungen gewahren will und 
wähnt, es käme nur auf die nötige Aktivität an, um Erfolge zu 
erzielen. Demgegenüber muß man sich erinnern, daß die Gesellschaft 
ein Organismus ist — nicht im Sinne einer besonderen biologischen 
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Theorie —, daß sie ihre eigenen, komplizierten Lebensgesetze be- 
sitzt, und daß sie nur diejenigen Eingriffe handelnder Menschen 
verträgt, die auf der Grundlage eines reifen Verständnisses ihrer 
Existenzbedingungen und im Zusammenhang mit ihnen erfolgen. 
Im Parlamentarismus liegt die Gefahr, daß zuviel geschieht und 
zu willkürlich gehandelt wird. Von außen erwartet man das Heil. 
Daß es wie im Einzelmenschen auch für ein Volk innere Kräfte gibt, 
daß es ein Unrecht ist, am Leibe der Nation herumzuexperimen- 
tieren, müssen wir wieder mehr einsehen. Die Bedeutung der Organi- 
sation wird allgemein überschätzt. Sicherlich ist eine richtige Ord- 
nung der Gewalten eine der bedeutendsten Aufgaben der Politik; aber 
schließlich sind es doch die Eigenschaften der Menschen als 
der Glieder jener Organisation, die den Ausschlag geben. Es müßte, 
so scheint es uns, die grundlegende Überzeugung jedes Politikers 
sein, daß er das gesellschaftliche Leben nicht willkürlich dirigieren, 
sondern nur seiner naturbedingten Entwicklung behutsam nach- 
helfen kann, und daß er nur auf Grund reiflichster, nach allen 
Richtungen ausgreifender Überlegung, dann aber mit der Entschieden- 
heit dessen handeln darf, der sich des rechten Weges wohl bewußt ist. 

Aus diesen Sätzen ergibt sich auch unsere Stellung zu ‘den 
gegenwärtigen und zukünftigen Problemen der Sozialpolitik: ihre 
Behandlung erfordert Behutsamkeit, Weitblick, historische und poli- 
tische Schulung. Nach einer Periode größter Geschäftigkeit auf 
diesem Gebiet wird eine gewisse Abkehr vom Reglementieren, ein 
allmähliches Ausreifen der Schöpfungen der letzten Jahrzehnte, ein 
Lockern des obrigkeitlichen Gängelbandes sicherlich immer mehr not- 
wendig werden. Weniger als je zuvor sind genau fixierte Programm- 
punkte, die mit doktrinärer Einseitigkeit in den Vordergrund ge- 
schoben werden, angebracht. Bei jeder Frage kommt es auf das 
Maß an. | 

Heute (1920) kann ich wahrhaftig nicht behaupten, daß diese 
Zeilen viel Beachtung gefunden hätten. Der Geist der Epoche war 


ihrem Sinne entgegen, und es wird vermutlich noch manches Jahr 


vergehen, bis man an verantwortlicher Stelle der gleichen Auffassung 
zuneigen wird. Es ist seit 1910 viel schlimmer geworden. Der Krieg 
brachte die Hochflut des Regierens, Verwaltens, Organisierens und 
Reglementierens. Das ließ sich bis zu einem gewissen Grade nicht 
vermeiden und liegt im Wesen des Krieges. Der Geist der Inter- 
vention und der Gremienverwaltung griff von der Sozialpolitik auf 
das ganze Wirtschaftsleben über und bescherte uns den Kriegs- 
sozialismgis und -kommunismus, bei dem nur die Ämter und die viel 
gerühmten Selbstverwaltungskörper gediehen. 
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Doch eine nachträgliche Kritik der Kriegswirtschaft mit ihren 


ungeheuren Schwierigkeiten ist nicht Gegenstand dieser Schrift. 


Was aber hervorgehoben werden muß, ist die Tatsache, daß wir | 


die Geister, die die Kriegsorganisation gerufen hat, nicht mehr los 
zu werden scheinen. Die Revolution brachte neue Parteien und neue. 
Männer an die Regierung und teilweise in die Verwaltung. Auch sie 


wollen sich betätigen und Zeugnis von ihrem Eifer ablegen, Immer 


wieder neue Ämter und Bureaus entstehen. Daß diese neuen Verwal 
tungsstellen vielfach nicht mehr rein bureaukratisch, also lediglich von 


Berufsbeamten, versehen werden, sondern gemischt, paritätisch oder 


nach äußerlichen Grundsätzen der Selbstverwaltung, ist kaum ein 
Vorteil; denn gerade die Kaufleute, Gewerbetreibende, Theoretiker, 
die nun zur Mitregierung berufen werden, entlalten den Übereifer 


der Neulinge. Jedes neue Ministerium, jede Zentralstelle, jedes Amt, 
jedes Bureau zeigt seine Unentbehrlichkeit durch fleißige Erhebungen, 
Rundfragen, Sitzungen, Berichte, durch Entwürfe, Organisationsvor- 
schläge und hat vielfach dabei nur die Spezialaufgaben seiner Sphäre 
allein im Auge. Kaum sind seine Vorschläge . verwirklichungsreif, 
melden sich andere Instanzen, die behaupten, gehört und gefragt 
werden zu müssen. Kompetenzkonflikte entstehen; es wird endlos 
parlamentiert. Neue Vorschläge werden von Internen und Außen- 
stehenden gemacht, es müsse dringend noch diese oder jene Ver- 


waltungsstelle eingerichtet werden; es sei eine große Lücke auszu- 


füllen. Jedes Amt hat dabei die immer wieder zu beobachtende 
Tendenz, seinen Kreis an Obliegenheiten zu erweitern. | 

So entsteht die ziemlich allgemein empfundene Plage der über- 
großen ' Beamtenschaft und der Vielregiererei. Aber niemand von 


diesen Funktionären weicht vom Platze. Man will seine Unentbehr- in 


lichkeit beweisen, regiert und verwaltet nur noch mehr. Zu verwalten 


scheint zumeist leichter und angenehmer zu sein als zu produ- 


zieren. Man ist lieber Subjekt als Objekt der Regierung. 
Keineswegs ist diese Übergeschäftigkeit der Bureaus bloß in de 
öffentlichen Hilfe zu spüren; die Selbsthilfe weist dieselben Zune 


auf, Im Grunde machen ja Verbands- und a 


-geschäftsführer vielfach nichts anderes, als das Vorbild der öflent- 
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lichen Beamten nachzuahmen. Hier wie dort. steigt die Zahl der RA 


Menschen, die wirtschaftlich an der Ausdehnung, Rührigkeit und 
Erhaltung von Verwaltungsstellen aller Art interessiert sind, ins De 
gemessene. Das ist nicht nur eine furchtbare finanzielle Lass: 
zerstört das wahre, schöpferische Leben. 


Niemand kann irgendwelche Übersicht über die Füllegin Para- 


graphen gefaßter Befehle und Beschlüsse behalten. Die Achtung vor 
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den Gesetzen und die gewissenhafte Ausführung vermindert sich im 
direkten Verhältnisse zu ihrem Wachstume. 

= Man redet viel von der Freiheit in demokratisch-parlamen- 
 tarischen Staaten. Gewiß, die Zahl der Menschen, die an irgend- 
einem bescheidenen Punkte mitregiert, wächst. Aber über alle Ver- 
fassungsänderungen und Revolutionen erhalten sich die unsterb- 
lichen Bureaus und der Übermut der Ämter. Die homines novi, die 
mit: neuen Ideen und einer frischen unmittelbaren Lebens- und 
Menschenkenntnis den Boden dieser papiernen Welt betreten, machen 
schnell den Prozeß einer bedenklichen Mimikry durch. Sie zimmern 
auch schnell Verordnungen und Entwürfe. 

Was wird geschehen? Die Ämter werden sich so bald nicht 
vermindern; die Vereine werden fortfahren, sich zu zentralisieren, 
umzugruppieren, zu parlamenteln und wichtig zu machen. Die 
Formen der Betätigung dieses wenig fruchtbaren Daseins bleiben 
die gleichen; aber allmählich wandelt sich ihr Inhalt. Neue Auf- 
gaben, die anderen Zwecken dienen, verdrängen die ursprünglichen, 
eben weil jedes Amt und jeder Verein bestrebt ist, geschäftig und 
wichtig zu bleiben. Das Ganze ist wie ein riesiger Wolkenkratzer 
mit Tausenden von Amtsstuben, in denen beständig alte Akten 
fortgelegt und neue begonnen werden. Das wahre soziale Leben 
wird über diese dürre Welt hinwegschreiten. Gegenwärtig haben 
schon sehr viele, die vielleicht den wahren lebendigen sozialen 
Geist besitzen und nicht an dem großen Feuer der Verwaltung ihre 
eigene Suppe kochen wollen, die Überzeugung, daß all diese unüber- 
sehbare Kasuistik der Sozialpolitik längst nicht mehr so lebenswichtig 
ist, daß Werte schaffen: geistige und materielle — not tut!). 


%) Im sechzehnten und siebzehnten Jahresbericht 1918/19 des Sozialen 
Museums zu Frankfurt a.M. finden sich auf S. 19/20 folgende beachtenswerte 
Sätze von Dr. Heinz Marr: „Vorboten dafür, daß sich eine organische So- 
zialpolitik gegenüber der überkommenen mechanischen durchsetzen will, zeigen 
sich ja allenthalben schon, mag gleich der Sozialbürokratismus noch breit 
im Vordergrund stehen und die Paragraphenpresse eifriger denn je bewegen. 
Seine ausgetiftelten .behördenhaften Sozialisierungsprojekte und leblos-ämter- 
haften Reglementierungen der Wohlfahrtpflege sind aber, scheint uns, keines- 
wegs ‚Auftakt einer neuen Epoche‘, als vielmehr Abklang einer alten im 
Staatsgeist erstarrten Zeit, und die Zukunft wird wohl weder dem indivi- 
dualistischen Prinzip, noch seinem bloßäußerlichen staatssozialistischen 
Gegenspiel gehören, als vielmehr eben jener verbandsmäßigen gesellschaft- 
lichen Selbstordnung, die wir — da doch Ismen dem modernen Denken 
nun mal: unentbehrlich sind, — einstweilen mit dem Worte ‚Solidarismus‘ 
vielleicht am besten bezeichnen. Wobei wir dann zunächst an arbeits- 
gemeinschaftliche Verbindungen der modernen Interessen- und Berufsorgani- 
‚sationen, also an verbandsmäßige Selbstverwaltung der Wirtschaft denken. 

 v. Wiese, Sozialpolitik. 19 
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Sicherlich schafft das ordnende Beamtentum daR alte, öffent- | 


liche in Staat und Gemeinde sowie das neue, das in Gewerkschaften, 
Wirtschaftsvereinen und Kammern. entstanden ist — mit seinem 
Fleiß und seiner Sachlichkeit auch Werte. Schmollers Hochschätzung 
des Beamtentums soll.als Mahnung nicht vergessen sein. Auch hier. 
liegt die Gefahr im Zuvielen. Hätten wenige, weitschauende und 
kluge Männer an rechter Stelle Raum für schöpferische Betätigung: 
als praktische Sozialpolitiker im kleinen oder großen Bezirke, nie 
mand würde 'die ‚Bedeutung solcher Beamten verkleinern dürfen; 
Aber jetzt:hemmt ja eine Amtsstube die andere; jeder Verwallungs- 
mann wird im Gestrüppe des Paragraphendickichts von Schritt zw 
Schritt aufgehalten, und die vielen Arbeitsgemeinschaften, Räte und 


Korporationen würden ja das Volkseinkommen recht "BAHN 


teilen, ‘wenn sie nur mehr zu verteilen hätten. 


Ich weiß sehr wohl, daß über diese Dinge abfällig zu vade) 
leichter’ ist, als sie zu ändern. Aber darf man darüber schweigen, 


wenn man die Gefahr deutlich‘zu sehen glaubt, und zwar nicht nur 


seit heute, sondern seit vielen Jahren darauf ‚BIBZUWELS ver- 
sucht hat? 


- Den Nachteil der Entwicklung tragen der Einzelmensch auf der 


einen, der Staat und die Volksgesamtheit auf der anderen Seite. 
Wenn heute die Be des. Menschen ns von der Sea 


Es liegt indes in: der Konsens dieser, zuerst die wirtschaftliche Sphäre 
durchdringenden' ‚Tendenz‘, daß die so entstehenden, viel anpassungsfähigeren 
Gesellschaftskörper mit der Zeit auch einen wesentlichen Teil der sozialen 
Aufgaben übernehmen werden, die heute gleichsam außerhalb der Wirtschaft 
(und meist ohne inneren Zusammenhang mit ihr) in Staat und Kommune 


ungesund und starr zentralisiert sind. Vorerst freilich klammern wir uns 


ja noch an die seltsame Vorstellung, als wären eben diese öffentlichen Kör- 
per nach wie vor die immerhin noch leistungsfähigsten ‚Träger‘ sozialen 
Wohls, obgleich doch die meisten von ihnen — würden die Regeln. des 
ordentlichen Geschäftsmannes auch für sie verbindlich sein — längst hätten‘ 
ihren Konkurs anmelden müssen; — einstweilen möchten wir uns über 
diesen ihren ‘Konkurs durch eifrige Bewilligung der ‚erforderlichen Mittel® 
aus den Erträgnissen der Notenpresse hinwegtäuschen, wobei uns dann die 


Meinung eines Reichsministers, daß Sparsamkeit und Sozialpolitik einander 


widersprächen,, zur Entschuldigung, wenn auch nicht Entschuldung dienen 


mag.: Wie lange kann das aber noch gelingen? Wir glauben, die Götzen- 


dämmerung-ist nicht mehr fern. Ist indes erst einmal die materielle Er- 
schöpfüung und geistige Hilflosigkeit unseres Staatswesens in der inneren, der 
sozialen Politik so evident geworden wie in der äußeren, der nationalen, 
dann mag wohl endlich Einsicht heranreifen für die unersetzliche Bedeutung 
auch jener organischen Gemeinschaftsbildungen, die letzten Endes alle 
gesellschaftliche und staatliche Ordnungen tragen und ohne die selbst Pr 
tn soziale Mechanismus totes Räderwerk bleibt.“ 
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| abhinge, er wäre im Zeitalter der Erwerbslosenfürsorge, der viel- 
i fachen Versicherung, des Achtstundentages theoretisch gut auf- 
gehoben; aber leider schafft diese Sozialpolitik und die noch ge 
schäftigere Volkswohlfahrtspflege nicht auch die Mittel für diesen 
Schutz. Diese Mittel muß die Arbeit allein aufbringen. Dazu kommt, 
daß ohne friedliche, in der Welt geachtete, auf Weltwirtschaft und 
internationalen Verkehr gestützte äußere Politik der ganze soziale 
Schutz des Staates sehr problematisch ist. Hätte Deutschland weniger 
Erfolge in der Sozialpolitik, aber dafür mehr in der äußeren Politik . 
aufzuweisen, würden wir heute alle weniger Sorgen haben. Fast 
muß man fürchten, daß soviel 'in sozialpolitischer Hinsicht regiert 
wird, weil dem Reiche auf lebensnotwendigerem Gebiete die Hände 
zu sehr gebunden sind. Sozialpolitik kommt aber nicht in erster, 
sondern in dritter Linie; obenan steht die äußere Politik, dann 
kommt die Wirtschaftspolitik und danach in starker Abhängigkeit 
von jenen beiden die Sozialpolitik. 

Diese wandelt sich, je mehr sich ihr System zu einem Ganzen 
vollendet, zu dem, was man Kulturpolitik genannt hat. Freilich. 
kommt dabei mehr als die eigentliche Sozialpolitik die Volkswohl- 
fahrtspflege mit ihrer Bildungs- und Gesundheitsförderung in Be- 
tracht. Vielleicht wird, wenn erst dieses Stadium der Kulturpflege 
erreicht ist, auch das gegenwärtige Unheil der Bureaukratisierung 
und Reglementierung überwunden werden. Vielleicht werden dann 
die großen Linien der Schaffung einer harmonischen Volksgesamt-. 
heit wieder deutlicher hervortreten als in der Gegenwart, wo allzu 
viele bloße Mittel der Sozialpolitik zum Selbstzweck geworden sind. 


$ 2, Die Hauptgebiete der Volkswohlfahrtspflege. 


Die Übergänge der Sozialpolitik in die Volkswohlfahrtspflege 
verlaufen so allmählich, daß sich nirgends eine deutliche Grenze 
zwischen beiden Gebieten aufweisen läßt. Die Zahl der Grenz- 
probleme ist hier besonders groß; gerade sie sind von hervorragender 
Wichtigkeit; immer sind sie interessant, aber auch besonders 
schwierig, wie auch in anderen Abschnitten des Lebens und Denkens 
Grenzgebiete dadurch lehrreich und zugleich kompliziert sind, daß 
sie von verschiedenen Gesichtspunkten sehr verschieden beurteilt 

werden können. Versuchen wir einmal, ohne den Anspruch auf Voll- 
ständigkeit zu erheben, die wichtigsten Einzelgebiete der VOkamonS 
N: fahrtspflege aufzuzählen: 
1. Unter den Problemen, die wir oben zur „öffentlichen Hilfe“, 
also zur Sozialpolitik rechneten, befand sich eine ganze Reihe, bei der 
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die politische Seite stark zurücktrat und das Vorherrschen sozial- 
ethischer Gesichtspunkte so überwog, daß hier Sozialpolitik und 
Volkswohlfahrtspflege eng miteinander verbunden sind: Es sind die 
Fragen der Gewerbehygiene (Behandlung gesundheitsschädlicher 
Betriebe, Bekämpfung gewerblicher Gifte, Unfallverhütung usw.), der. 
Frauenarbeit, des Hausarbeiterschutzes, der Sonntagsruhe, der Nacht- 
arbeit. Aus dem Arbeiterschutze greift hier ein verbindender 
Arm in die Volkswohlfahrtspflege hinüber.: Auch von der Sozialver- 
sicherung finden Übergänge zu ihr statt: Wöchnerinnen-, Mutter- 
schaftsversicherung, Hinterbliebenenversicherung gehören hierzu. 


2. Einen anderen Problemkomplex, der unter bestimmten Um- 
ständen politischen Charakter gewinnt, im ganzen aber schon mehr 
in die eigentliche Volkswohlfahrtspflege führt, bildet die besonders 
wichtige Gruppe des Wohnungswesens: die Bodenprobleme und 
die Bodenreform, das Bauwesen und die Bauhygiene mit einer Fülle 
von Spezialfragen wie Kleinwohnungsbau, Boden- und Häuserver- 
schuldung, Gartenstadterrichtung, Wohnungsinspektion, Wohnungs- 
nachweis, Baugenossenschaftswesen, Schlafstellenwesen, Anlegung von 
Schrebergärten, schließlich den Aufgaben der Verkehrsausgestaltung 
im Interesse einer gesünderen und besseren Wohnungsweise und be- 
sonders das Siedlungswesen im Großen. 

3. Auf dem Boden der Volkswohlfahrtspflege stehen wir, wenn 
wir uns mit der sozialen Hygiene (im engeren Sinne) befassen: 
Alkoholfrage, Sexualhygiene, Tuberkulosebekämpfung sind hier be- 
sonders wichtig. Hierher gehören weiter das Badewesen, Nahrungs- 
mittelverkehr, Milchversorgung u. a.m. | 


4. Eine besondere Stellung nimmt die gemeinnützige Rechts- 
auskunftserteilung ein. Sie stützt sich seit einigen Jahren auf 
einen Verband der deutschen gemeinnützigen und unparteiischen 
Rechtsauskunftsstellen. 


5. Gerade dadurch, daß bei ihm die politischen Gesichtspunkte 
und die Rücksicht auf Klasseninteressen ganz ausgemerzt sein sollen, 
kennzeichnet sich das Volksbildungswesent) als typische Gruppe 
der Volkswohlfahrtspflege. An ihm läßt sich die Notwendigkeit am 
besten beobachten, nicht alles in den großen Topf der Sozialpolitik 
zu schütten. Das Volksbildungswesen verlangt seiner ganzen Natur 


!) Uber dieses heute so wichtige Gebiet der Volkswohlfahrtspflege, das 
auch über eine eigene sehr umfangreiche Buch- und Zeitschriftenliteratur 
verfügt, bereitet unter Redaktion des Verfassers das Forschungsinstitut für 
Sozialwissenschaften zu Köln ein Sammelwerk „Soziologie des Volksbildungs- 
wesen“ vor, das bei Duncker u. Humblot, München 1921 erscheinen soll. 
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nach eine prinzipiell andere Beurteilung als etwa die Frage der 

Berufsvereine. Zu ihm gehören die Einzelfragen des Vortragswesens, 

der Museums- und Sammlungsführungen, die Errichtung von Volks- 

bibliotheken, die aktive und passive Teilnahme am Theaterspiel usw. 


6. Immer wichtiger und umfangreicher wird die Jugend- 
pflege, und zwar a) der engere Kinderschutz: Säuglingsfürsorge 
(in Verbindung mit dem Schutz der Schwangeren und Wöchnerinnen 
[Mutterschutz]), das Hebammenwesen, Waisenpflege, Haltekinder- 
wesen, die Errichtung von Kleinkinderbewahranstalten und Krippen, 
Hauspflege, dann im Zusammenhang mit dem Schutze größerer Kinder 
das Berufsvormundschaftswesen, die staatliche Fürsorgeerziehung, 
der Schutz für Gefährdete und Verwahrloste, die Errichtung von 
Jugendgerichtshöfen. Eine zweite Gruppe der Jugendpflege bildet 
weiter: b) die Pflege der Schulkinder: Ferienkolonien, Ferien- 
wanderungen, Pflege des Spieles und Turnens, die Errichtung von 
Haushaltungs- und Handfertigkeitsschulen. Drittens ist zu nennen: 
c) die Pflege der Schulentlassenen: Berufsberatung, Fortbil- 
dungsschulwesen, Errichtung von Lehrlings- und Ledigenheimen, 
Dienstbotenfürsorge, sonstige Geistes- und Körperpflege sowie die 
allgemeine Wohlfahrtspflege auf dem Lande, die sich zwar der länd- 
lichen Bevölkerung überhaupt, besonders aber der erwachsenen 
Jugend auf dem Dorfe annimmt. 


7. Benachbart der Armenpflege. ist innerhalb der allgemeinen 
Volkswohlfahrt die Kranken- und Gebrechlichenpflege: 
Blinden-, Taubstummen-, Idioten-, Geisteskranken- und Krüppelfür- 
sorge sowie die Greisenpflege. 


8. Als Fürsorgewesen (im engeren Sinne) möchten wir die 
Unterstützung von Personen in besonderen, aber meist vorüber- 
gehenden, von der eigentlichen Armenpflege nicht erfaßten sozialen 
Notlagen oder schwierigen Erwerbsverhältnissen bezeichnen und hier 
unterscheiden: a) allgemeine Personalfürsorge: Stipendien- 
wesen, Arbeitslosenfürsorge, Arbeitsnachweis, Errichtung von Wander- 
arbeitsstätten und Rechtsauskunftsstellen. (Hier zeigen sich wieder 
mannigfache Berührungen zur Arbeiterfrage und damit zur Sozial- 
politik.) — b) Gefangenenfürsorge, c) Mädchenfürsorge: 
Kellnerinnenfürsorge, Prostituiertenfürsorge, Errichtung von Mädchen-, 
Marthaheimen usw. 


9. Schließlich die Gruppe, die den historischen Ausgangspunkt 
der gesamten Volkswohlfahrtspflege bildet, aber gerade unter dem 
Einfluß der sozialen Ethik der tiefstgehenden Umbildung unterworfen 
ist, das Armenwesen: Hier wird es sich empfehlen nach den 
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Instanzen zu sondern, von denen die Fürsorge ausgeht, also zu 





unterscheiden: staatliche, kommunale, kirchliche, Vereins- und private 


Armenfürsorge. Hierher gehören auch die Fragen des Unterstützungs- 
wohnsitzes und des Herbergswesens. Die Übergänge zu der — unter 
8 genannten — Gruppe des Fürsorgewesens sind zahlreich; immer- 
hin sind recht wesentliche Differenzen zwischen der eigentlichen 
Armenpflege und etwa der Tätigkeit der Rechtsauskunftsstellen vor- 
handen. 

Diese Aufzählung lehrt, wie schwierig es ist, ein so umfang- 
reiches und im einzelnen die Heranziehung sehr verschiedener Ge- 
sichtspunkte erforderndes Gebiet einheitlich zu erfassen. Die Volks- 
wohlfahrtspflege!) wächst von Tag zu Tag mit der Vielgestaltigkeit 
des modernen Lebens, mit jeder wirtschaftlichen, politischen und ge- 
sellschaftlichen Veränderung, mit jedem Fortschritt der Technik und 
Hygiene, mit dem Wachstum der sittlichen und sozialen Einsicht 
_ — überall eröffnet das werktätige Leben, hier schneller, dort lang- 
samer, ein neues Gebiet der Wohlfahrt nach dem anderen, und 
jedes neue Gebiet erfordert seine eigene Technik, seineeigenen Spezial- 
kenntnisse und seine eigene Organisation. In jeder Provinz, jeder 
Stadt begegnen wir anderen Bestrebungen und einer anderen Reihen- 
folge. ihrer Gruppierung. Die örtlichen Bedingungen sind ausschlag- 
gebend. Das einende Band kann, wie uns scheinen will, nur in den 
leitenden Gesichtspunkten liegen, wie wir. sie. im Anfange dieser 
„Einführung“ aufzuweisen versuchten?). 

Es wäre heute durchaus an der Zeit, neben einer Einführung in 
die Sozialpolitik auch eine selbständige, nicht minder problemreiche 
Einführung in die Wohlfahrtspflege zu schreiben. Gerade auch der 
grundlegende soziologische Teil böte fesselnde und schwierige Pro- . 
bleme. Schon der Begriff der Volkswohlfahrtspflege, besonders seine 
Scheidung von dem der Sozialpolitik stellt eine wichtige Aufgabe. 
Im ersten Kapitel habe ich — bereits in der ersten Auflage — ver- 


sucht, diese Unterscheidung nach dem verschiedenen Mischungs- 2 


verhältnisse von Ethik und Politik vorzunehmen. Leider haben die 


Theoretiker des Fürsorgewesens wenig Notiz davon genommen und Hl 
vorgezogen, sich an formal-juristische Momente zu halten. Die Folge | | 
davon war, daß keine der auf diesem Wege gewonnenen Begriffsbe- a 





1) Vgl. meinen (bereits im tar Kapitel herangezogenen Aufsatz) „Über { 
das Studium der Volkswohlfahrtsflege“ in der Münchener Allgemeinen Zei- 
tung vom 28. III. 1908. 
2) Bei dieser Aufzählung, habe ich schließlich absichtlich die Fülle us 
im Augenblicke so umfangreichen Aufgaben beiseite gelassen, die die Für- 
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene stellt. 
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‚stimmungen haltbar war, sondern sehr schnell durch bloßen Hinweis 


auf abweichende Tatsachen angefochten werden konnte. Völlig ver- 
fehlt war. (wie Hans Maier richtig nachweist!) die Unterscheidung, 
wonach die Sozialpolitik es mit Menschengruppen, die Fürsorge es mit 
Einzelnen zu tun habe. Albrechts in seinem Handbuche der sozialen 
Wohlfahrtspflege in Deutschland gegebene Definition (,‚Unter sozialen 
Wohlfahrtseinrichtungen verstehen wir die Summe derjenigen aus der 
freien Initiative von Staat und Gemeinde, Körperschaften. und Privat: 
personen entsprungenen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, die 
wirtschaftliche und soziale. Lage: der unbemittelten ‚Klassen zu 
bessern‘) hat-man' angefochten, weil der Begriff ‚„unbemittelt‘ relativ 
sei und wirtschaftliche und soziale Lage nicht unterschieden werden 
könnten. Diese von Erdberg gemachten Einwendungen sind weniger 
stichhaltig; aber die ‚freie. Initiative‘ ‚ist heute Ku nicht mehr 
das Merkmal der Wohlfahrtspflege. 


Stammlers Bestimmung, wonach als ‚eigentliche Wohlfahrts- 
pflege nur das‘ angesehen werden dürfe, „was mit direktem Rechts- 
befehle nicht ausgeführt werden kann‘, ist ebenso falsch,: weil sehr 
vieles — heute das meiste — in der praktischen Wohlfahrtspflege 
auf Gesetz beruht. Andere Abgrenzungen, wie..die, daß Sozial 
politik auf Selbsthilfe, Wohlfahrtspflege auf Fremdhilfe beruhe,. oder 
jener: die Vorbeugung, dieser die Heilung zuzuweisen, sind nach allem, 
was an Tatsächlichem in den vorausgehenden Kapiteln DR 
wurde, falsch. | 2 Mn , 


"Dagegen ist das, was Hans Maier über den hier vorliegenden 
Unterschied sagt, sicher beachtenswert: „Sozialpolitik umfaßt die 
Stellung, die Ansprüche, die Rechte und die Zuwendungen, die ein 
Arbeitnehmer auf Grund seiner Arbeit im weitesten Sinne besitzt. 
Die sämtlichen sozialpolitischen Maßnahmen, seien es die Bestimmung 
der Arbeitszeit, des Arbeitslohnes, die Arbeitslosenunterstützung, die 
Arbeiterschutzvorschriften sowie das: Versicherungswesen, knüpfen an 
die Tatsache einer Arbeitsleistung an. Sie sind untrennbar mit der 
Arbeit verknüpft. Sozialpolitik bedeutet daher die Sicherung des ar- 
beitenden Menschen gegen die aus der Arbeit erwachsenden Schäden 
oder die Erlangung von Rechten auf Grund einer früher geleisteten 
Arbeit. In der sozialen Fürsorge gründen sich Ansprüche, Zuwen- 
dungen, Hilfsmaßnahmen nicht auf eine von den Empfängern geleistete 
Arbeit; sie werden gegeben, weil der Empfänger ein Glied der 
menschlichen Gemeinschaft ist. Die soziale Fürsorge umfaßt ale 


2). Vgl. Hans Maier, Die Stellung der sozialen Fürsorge in der neuen 
Es Soziale Praxis XXIX, 37 u. 38. | 
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alle Maßnahmen, die einem Menschen auf Grund der Tatsache der Zu- 
gehörigkeit zur menschlichen Gemeinschaft gegeben werden. Die 
Leistungen können die gleichen sein wie in der Sozialpolitik. Der 
Anspruch auf die Leistungen kann in derselben Weise rechtlich ge 
sichert und klagbar sein und dennoch unterscheidet sich der Charakter 
von Sozialpolitik und sozialer Fürsorge, weil bei der ersten der 
Grund aller Ansprüche und Bezugsrechte in der einstmals von dem 
Empfänger in irgendeiner Form geleisteten Arbeit beruht, während _ 
in der sozialen Fürsorge die gesamten Leistungen auf die bloße Tat- 
. sache der Zugehörigkeit zur Gemeinschaft zurückzuführen sind.“ 

Das trifft das Wesen der Sache und ist soziologisch, nicht bloß 
formal-juristisch aufgefaßt. Mir scheint, daß es meiner en 
oben versuchten Unterscheidung nahe kommt. 

Wie es notwendig ist, Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege bei 
aller praktischen Häufigkeit der Übergänge zu sondern, so muß man 
andererseits zwischen Wohltun und Caritas dort und Wohlfahrts- 
pflege hier den (im ersten Kapitel: gemachten) Unterschied aufrecht 
erhalten. Auch hier sind die Übergänge allmählich, zumal da es nicht 
bloß eine öffentliche Wohlfahrtspflege, sondern auch in weitem Maße 
eine private Fürsorge gibt. Trotz aller Fortschritte des Sozialismus 
bleibt für private (in der Regel dabei stärker individualisierende) 
Tätigkeit ein reiches Betätigungsfeld. Nur wird man bei der privaten 
Wohlfahrtspflege und Fürsorge im Gegensatze zum bloßen Wohltun 
ein planmäßiges, methodisches Vorgehen auf der Grundlage einer 
den Einzelfall überdauernden Organisation annehmen müssen. Diese 
organisierte private Fürsorge ergänzt die öffentliche Wohllahrts- 
pflege, bereitet neue Versuche und Methoden vor und hat eine viel 
größere Freiheit in der Menschenbehandlung. 

Gegenwärtig (Sommer 1920) liegen zwei wichtige Gesetzentwürfe 
auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege vor: das Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetz und ein neues Jugendgerichtsgesetzt). 
Jenes bringt nach Bovensiepens Worten ‚die seit langen Jahren von 
allen fortgeschrittenen Sozialpolitikern und Volkserziehern lebhaft 
geforderte Verwirklichung eines einheitlichen Rechtszustandes für die 
planmäßige Förderung der Jugend und ihres Schutzes von ihrer 
Geburt bis zu ihrer Mündigkeit über das Gebiet des ganzen deutschen 
Vaterlandes‘“. Wieder wird ein Ämterapparat geschaffen; die Jugend- 
wohlfahrtsbehörden sind dreifach gegliedert; sie umfassen Jugend- 
ämter, Landesjugendämter und Reichsjugendamt. (Es ist das aus der 
Sozialpolitik bekannte, viel benutzte Schema.) 


Vgl. Bovensiepens Abhandlungen in der Soz. Praxis XXIX, 36 u. 38. 
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‚In Preußen tritt am 1. Oktober 1920 ein neues Gesetz über die 
öffentliche Krüppelfürsorge in Kraft. Bisher waren die Landes- 
armenverbände zwar zur Pflege der Geisteskranken, Idioten, Taub- 
stummen und Blinden, aber nicht zur Fürsorge für die Personen ver- 
pflichtet, die im Gebrauche ihres Rumpfes oder ihrer Gliedmaßen 
dauernd behindert waren, Diesem. gesetzlosen Austante wird damit 
ein Ende bereitet. 

In der übrigen. Kranken- und Gebrechlichenpflege Ba die großen 
öffentlichen Körperschaften immer mehr die wertvollsten Träger der 
Organisation geworden. Zumal für die Blinden, Taubstummen und 
Idioten haben die Provinzen die eigentliche Fürsorge übernommen, 
während das Krankenwesen in weitem Maße Aufgabe der Städte ist. 

Durch die mannigfachen übelen Folgen, die der lange Krieg für 
die Gesundheitsverhältnisse der heranwachsenden Generation gehabt 
hat, sind der Wohlfahrtspflege und Fürsorge an den Kindern neue 
und: große Aufgaben entstanden; dem Kinderelende zu begegnen, ist 
die hier bestehende dringendste Pflicht, deren Lösung wie auf allen 
Gebieten der Wohlfahrt freilich mit in erster Linie von der wirtschaft- 
lichen und besonders finanziellen Kräftigung des gesamten Volkes 
abhängt. 


? 


$ 3. Vom Armenwesen. 


Das Armenwesen wurde früher zu den Polizeiwikschechaffen 
gerechnet; dann wieder suchte man es der Sozialpolitik anzugliedern 
in der richtigen Erkenntnis, daß die sich hier entfaltenden, geläuterten 
Ideen von der sozialen Gerechtigkeit und der Bedeutung der Or- 
ganisation auch zu einer Reform des Armenwesens führen könnten 
und müßten. Da sich aber — wie wir gesehen haben — doch 
recht tiefgehende grundsätzliche Unterschiede zwischen beiden Ge- 
bieten ergaben, sobald man die Sozialpolitik begrifflich strenger 
faßte, so blieb hier ein gewisser Widerspruch, den erst die von 
uns vorgeschlagene Verselbständigung der Volkswohlfahrtspflege und 
ihre Betrachtung als einer der Sozialpolitik eng angeschlossenen 
Nachbarwissenschaft beseitigen kann. In der modernen Praxis der 
Armenfürsorge wurde inzwischen die Bedeutung der Vorbeugung 
immer wichtiger; immer mehr wurde der Nachdruck darauf gelegt, 
die sozialen Verhältnisse des Proletariats so zu gestalten, daß es 
möglichst selten und in möglichst geringem Grade zur eigentlichen 
Armenpflege komme. Teilweise gelang dies mit rein sozialpolitischen 
Mitteln, z. B. der Arbeiterversicherung; teilweise aber entwickelten 
sich aus diesem Prinzip der Prophylaxe all die anderen — in der 

obigen Aufzählung genannten — Gebiete der Volkswohlfahrtspflege. 
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Daraus ergibt sich aber als leitender Gesichtspunkt für sie, durch Ver- 
besserung der allgemein sozialen und der Gewerbehygiene sowie der 
Wohnverhältnisse, durch Fortschritte des Volksbildungswesens, der 
Jugendpflege und der Fürsorge immer mehr den Umfang des eigent- 
lichen Armenwesens zu verringern. Allgemeines Ziel ist, durch vor- 
beugende Wohlfahrtspflege soviel Armut wie irgend möglich aus | 
der Welt zu schaffen. Freilich vermag dies die Wohlfahrtspflege ° 
nie allein; sie kann nur die Fortschrittte der wirtschaftlichen Kultur 
und der Sozialpolitik ergänzen. Zugleich ergibt sich als Prinzip der 
sozialen Ethik, die auch das Armenwesen leiten soll, das Streben, die 
Armenfürsorge so zu handhaben, daß immer wieder der Grundsatz 
hervortritt: wie machen wir den einzelnen Armen zu einem nütz- 
lichen, vollwertigen Gliede der menschlichen Gesellschaft? wie setzen 
wir ihn in die Lage, sich selbst zu helfen? Auch dieses Prinzip ragt 
über die Kreise des Armenwesens weit hinaus; auch die Kranken- und 
Gebrechlichenpflege (etwa die Taubstummenbehandlung). z.B. ‚wird 
am wirksamsten unter ‘diesen Gesichtspunkt gestellt. Schließlich 
ist für die moderne Armenpflege die weit ausgreifende Organisation 
charakteristisch. Immer mehr sucht man dem Bettel, dem Zufall 
im Unterstützungswesen Boden abzugewinnen: man sucht auf breiter, 
möglichst öffentlicher Grundlage zu organisieren, sucht Vorkehrungen 
zu treffen, ehe die Not beginnt, um in geeigneter Stunde gerüstet zu 
scin. Dabei ist man bestrebt, die dafür nötigen Instituteso einzurichten 
und zu leiten, als ob es sich nicht um eine Hilfsaktion, sondern um “= ji 
ein gutes Geschäft handele; die ganze Geschäftsgebarung ist nach ; 
kaufmännischen und verwaltungstechnischen Gesichtspunkten ge 
regelt, um Geld, Zeit und Arbeitskraft zu sparen und dadurch wirk- 
samer ausnutzen zu können. Freilich ist damit die Gefahr dr 
Bureaukratisierung und Schematisierung des Unterstützungswesens | 
in vielen Fällen nahe gerückt, und gerade darin liegt — wie wir zu 
zeigen versuchten — die eigentliche Sünde wider den heiligen BR: 
der Volkswohlfahrtspflege. Daß das Armen- und Fürsorgewesen zu Mn 
viel vom Wesen der Massenbehandlung, wie sie in der Sozialpolitik | 
nicht zu umgehen ist, annimmt, müßte unter allen Umständen ver- ai 
mieden werden. Eine vollendete Rationalisierung der Wohlfahrtts- 
pflege bedeutete ihren Tod. Auch eine schroffe Zentralisation, wie # 
sie leider in unserem geschäftsgewandten Zeitalter immer a N 
angestrebt wird, und damit die Verwischung mannigfather, herr " 
tigter Nuancen ist eine Gefahr. | 
Das gilt in vielleicht noch höherem Maße als für das Aalen N 
wesen, das teilweise ziemlich typische Verhältnisse aufweist, von 
der Fürsorge (Rubr. 8). Hier ist in hervorragendem Grade das 
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persönliche Element am Platze. Taktgefühl, Menschenliebe, psycho- 


logisches Verständnis, Bescheidenheit sind wertvollere Grundlagen 
als Geschäftsroutine. Andererseits ist jede bloße Wohltätigkeit ohne 
Kenntnis der Zusammenhänge des gesellschaftlichen Lebens von Übel. 


$ 4. Von der Wohnungsfrage.. 


Aber verzichten wir darauf, auch nur andeutungsweise von 
der Problemfülle auf den einzelnen Gebieten der Fürsorge und 
Wohlfahrtspflege eine genügende Vorstellung zu vermitteln und be- 
schränken wir uns darauf, noch einen Augenblick beim Wohnungs- 
wesen stehen zu bleiben. Vor zehn Jahren schrieb ich in der ersten 
Auflage darüber: Mehr denn je bilden heute die Boden- und Woh- 
nungsfragen den Mittelpunkt der Volkswohliahrtspflege. Unter Woh- 
nungsmangel, Wohnungsteuerung und Wohnungsüberfüllung leiden 
weite Volkskreise; oft sind die Wohnräume in den ‚„Mietskasernen“ 
in der schlechtesten Beschaffenheit; die Höhe der Mietspreise 
zwingt zu. Untervermietung und Schlafgängerwesen. Die Ursachen 
dieser Mißstände liegen sicherlich einerseits auf seiten der Nach- 
frage; das Zusammenströmen großer Menschenmassen in den 
Städten, besonders in den Großstädten erzeugt Schwierigkeiten in 
den Wohnverhältnissen. Andererseits läßt sich nicht leugnen — 
obwohl es neuerdings wieder mit Vorliebe geschieht — daß die 
Bodenspekulation, die an sich für die Bereitstellung von Häusern 
nicht entbehrt werden kann, in vielen Fällen zur Verteuerung des 
Wohnens und indirekt zur Verschlechterung der Wohnverhältnisse 
beträchtlich beigetragen hat. Die Mittel zur Abhilfe und Beseitigung 
vorhandener Mißstände sind freilich nicht so einfach zu wählen, wie 
ein manchmal “etwas naiver Reformeifer ‘uns lange Zeit glauben 
lehrte. Mit Adolf Weber sind wir der Meinung, daß ‚‚die Steuer“ 
(besonders die Wertzuwachssteuer) „im allgemeinen ein durchaus 


 wuntaugliches Mittel ist, um die Wohnungspreise herabzudrücken“, 


Noch weniger erwarten wir von rein polizeilichen Mitteln wie der 


ar bloßen Wohnungsinspektion. Daß jedoch die. Kommunen in Kon- 


kurrenz mit der Boden- und Bauspekulation unter Hervorkehrung 
von der Wohlfahrtspflege entnommenen Gesichtspunkten große Auf- 
gaben auf diesem Gebiet haben, wird immer deutlicher. Freilich 
eine gewisse Ernüchterung und Resignation nach der vorübergehenden 
Periode bodenreformerischer Illusionspolitik ist heute unverkennbar. 


Alles, was wır oben (zu Beginn dieses Kapitels) von der Sozialpolitik 


aussagten und forderten, gilt mehr oder weniger auch hier. Im 
Wohnungswesen soll man nicht viel reglementieren und verbieten. 
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Auch hier steht manchem Fortschritt, der durch sozialpolitisch- 
verwaltungsrechtliche Maßnahmen erreicht worden. ist, .ein Rück- 
schritt gegenüber. Häufig ist durch zu vieles lfegieren und Drein- 
reden von seiten der Behörden das Baten und damit das Wohnen 
verteuert worden. Der Neumerkantilismus hat gerade im Wohnungs- 
wesen seltsame Blüten gezeitigt. Im ganzen seizt sich heute wieder 
mehr die Erkenntnis durch, daß durch Verkehrsentwicklung und 
durch Terrainerschließung, die den Bedürfnissen des Wirtschafts- 
lebens verständnisvoll folgt, mehr zur Verbesserung der Wohnver- 
hältnisse beigetragen wird als durch Polizeiverbote und Steuervor- 
schriften, mit denen man jeden Pfennig des viel beneideten, soge: 
nannten „unverdienten“ Wertzuwachses wegschnappen will. 

Was wir seit jenen — am heutigen Zustande gemessen, so glück- 


lichen Tagen — im Wohnungswesen erlebt haben, wird späteren. 
Generationen als das markanteste Beispiel der Barbarei unserer Jahr- 


zehnte erscheinen. Seit den verhängnisvollen Bauverboten während 


des Krieges sind wir auf diesem Gebiete in ein früher ungeahntes 


Elend hinabgestoßen worden. Wenn Jahre lang der Bau von Wohn- . 


gebäuden in einem Lande so gut wie ganz aufgehört hat, entwickeln 
sich Zustände der schlimmsten Unkultur. Hunderttausende finden 
kein Heim. Die Folge ist, daß man die Inhaber von Wohnungen 
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zwingt, Räume an die ein Dach Suchenden abzulassen, und ihnen 


mit behördlichem Zwange fremde Menschen in ihren privaten Lebens- 


bereich hineinlegt. Städte und Landschaften wehren sich gleichzeitig 


mit allen Kräften gegen Zuzug. Kurz, die elementarsten Rechte der 
Person, die die Verfassung zugesteht, Schutz der Wohnung, Freizügig- 


keit, werden zunichte... Wohnungsämter, Mieteinigungsämter, Ver- 
ordnungen über Verordnungen nehmen wachsenden Umfang an, und 


es gibt doch nur einen Ausweg: zu bauen! Aber das Bauen ist bei 
den hohen Rohmaterialkosten und Löhnen, besonders bei der 
Kohlenknappheit und -teuerung praktisch noch immer fast unmöglich. 
Die Sorgen des Wohnungs- und Bauwesens aus der Zeit vor dem 
Kriege erscheinen uns heute, wo wir mit einem Rattenkönig von 


Schwierigkeiten kämpfen, fast belanglos. Völlig im Vordergrunde 


steht heute die Notwendigkeit, das Bauen zu erleichtern und zu 
beschleunigen. Was kritisch in den vorausgehenden Kapiteln über 
die Nachteile der Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege gesagt werden 


= 


mußte, trifft in besonderem Grade auf das Wohnungswesen zu. Hier 


zeigt sich das bloße Reglementieren dem Verfahren gleich, wobei man 
Löcher f£lickt, indem man andere schafft. Die Flut von Unbehagen, 
Mißtrauen, Unfreiheit und Unzufriedenheit, welche die moderne 


Wohnungspolitik geschaffen hat, wird nicht im entferntesten durch 
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die politischen Errungenschaften der Gegenwart ausgeglichen. Das 
allgemeine gleiche Wahlrecht und der Parlamentarismus bedeuten 
dem wenig, der nicht weiß, wo er seine Familie morgen unterbringen 
‚soll, oder dem, dem eine „paritätisch und nach den Gesichtspunkten 
der Selbstverwaltung‘ geschaffene Kommission diktatorisch vor- 
schreibt, wieviel Zimmer er benutzen darf. Dabei darf man den 
guten Willen vieler Behörden nicht verkennen; die Schwierigkeiten 
sind im geringeren Grade persönlicher als sachlicher Natur. Vom 
Zustande der barbarischen Rationierung der Wohnungen befreit uns 
nur die Neuherstellung von Häusern. Es ist ein Produktions-, wieder 
nicht in erster Linie ein Verwaltungproblem. 

Doch ist es nicht Aufgabe dieser Schrift, in eine Eihzeldir 
stellung der verwickelten Fragen des Wohnungs-, Bau- und Siede- 
lungswesens einzutreten. Auch hier hat eine übereifrige Verwaltungs- 
praxis einen 'ungeheueren Berg von Kasuistik in verhältnismäßig 
kurzer Zeit angehäuft. Ich begnüge mich zum Schlusse, ein paar 
Worte über die Volkswohlfahrtspflege anzuführen, die ich vor zwöli 
Jahren einmal schrieb: Leicht bewegliche Gemüter können beim 
Anblick materieller Not — innere Not findet ja selten rechtes 
Verständnis — in ihrer Hilfsbereitschaft auch zuviel tun, ‚und 
hier und da ergreift eine gewisse Fürsorgeleidenschaft wie eine 
Modekrankheit weite Kreise, die sich über die Zweckmäßigkeit 
einzelner Maßregeln wenig Rechenschaft geben. Hier setzt eine 
neue Aufgabe für die theoretische Beschäftigung mit der Volks- 
wohlfahrtspflege ein; sie muß zeigen, wie notwendig, es ist, daß 
ein kühler Kopf mit einem warmen Herzen zusammen arbeitet, wie 
man nicht bloß an Abstellung augenblicklicher Notstände denken 
darf, sondern die mannigfachen, in die Ferne und in die Breite 
wirkenden Folgen jedes Eingriffs in den Volkskörper zu erwägen 
hat. Im ganzen aber sind die Befürchtungen, die Wohlfahrtspflege 
könne verweichlichend wirken, unangebracht. Mögen in Einzelfällen 
übereifrige, menschenfreundliche Damen oder zartgesinnte Philan- 
thropen Unwürdige verwöhnen und Lebensunfähige päppeln — was 
‚bedeutet das gegenüber der rauhen Not des Daseins Tausender, 
denen den Lebensweg zu erleichtern und den Lebensmut zu 
heben Pflicht ist. Ganz andere Kräfte erwachsen auch dem Staate 
. and der. Gesellschaft aus den Millionen seiner Bürger, wenn ihr 
körperliches Wohl, ihre Wohnungs- und Lebensverhältnisse plan- 
mäßig verbessert werden, wenn Kunst und Wissenschaft eine große 
allgemeine Volkssache sind, wenn die Jugend verständnisvoll und 
in Rücksicht auf ihre Bedürfnisse geleitet, die Not der Kinder, 
die Lebensgefahr der ganz Kleinen energisch bekämpft, die unehe- 
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' große Volkssache tritt. Das Dasein der meisten. verzehrt si 
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etablissements d’enseignement commercial par Eugene Pariselle. 
VII und 115 Seiten. Gebunden M. 12.— 
Bd. 7. DieBerichterstattungüber Welthandelsartikel (Getreide, Zucker, 
Kaffee, Baumwolle, Wolle) v. Geh.Reg.Rat A.Norden, Dozent an der 
Handels-Hochschule Berlin. Die 2. umgearb. Aufl. ist in Vorbereitung. 
Bd.8. Grundriß des gewerbl. Rechtsschutzes v.Dr. Ph. Allfeld, Prof.d. 
Rechte a. d. Univ. Erlangen. VII u. 220. Gebunden M. 6.—* 
Bd.9. Einführung in die Sozialpolitik von Dr. L. von Wiese, Prof.d. 

| Staatsw. an der Universität Cöln. 2. Aufl. 304S. Gebunden M. 30.— 
Bd. 10. Deutsche Bürgerkunde von Kammer-Präsident Dr.K. Kleefeld. 
2. Auflage. IV und 292 Seiten. Gebunden M. 8.— 
Bd. 11. Allgemeine Handelsbetriebslehre I. Bd. v. Dr. J. Fr. Schär, Prof 
d. Handelswissensch, u. Direktor des handelsw. Seminars a. d. Handels- 
Hochschule Berlin. 3. Auflage. XXXII, 441 Seiten. Gebunden M. 14.40 


a. d. Handels-Hochschule Berlin. IV u. 156 Seiten. Gebunden 'M. 5.— 


sation u. ihre Politik von Dr. E. Hübener, volkswir:schaftl.Se er 
der Ältesten der Kaufmannschaft in Berlin. IV u.228S. Geb. M. 6.40* 


r. H. Edler von Hoffmann, Studiendirektor u. Professor d. öffent- 
lichen Rechts a. d. Akademie f. kommunale Verwaltung in Düsseldorf, | 
202 Seiten. Gebunden M. 6.— 


Dozent d. öff. Rechts an der Universität Cöln. IV u.200S. Geb. M. 5. 40° 


kalienkunde von Prof. Dr. Viktor Pöscdl, Direktor des Instituts für 
Warenkunde an der Handels-Hochschule Mannheim. XVlIu. 457 Seiten 
mit 148 Abbildungen. Gebunden M. 20.— 
Bd. 13. Allgemeine Versicherungslehre von Prof.Dr.G. Wörner, Dozent 
der Versicherungswissenschaft an der Handels-Hocschule Leipzig. 


: 


Bntere Bände in Vorbereitung. — *) Hierzu 30°, Verlags - Teuerungs- Aufschlag. 


‚G. A.GLOECKNER, Verlagsbudihandlung in LEIPZIG 
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Ein Lohr: und Tachichlagehuch der gefamten Handels: 
wiflenfchaften in allgemeinverftändlicher Darftellung 
In Derbindung mit Sachmännern herausgegeben von 


Dr. Ehriftian Eckert 


Geh. Regierungstat, ord. a nett StaatswillfenfKaften 


an der n 


„mit sahlreidten Übderfihten und Tabellen 
58. völlig neubearbeitete und erweiterte Auflage. 1920 
ÄX und 1420 Seiten Lerikons Sorm 
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Gloechners Handel ‚Bü ücere | ; 


Herausgegeben von Profefjor Adolf Siegler 
Jeder Einzelband 3 Mark, zuzüglich 100° Derlags- Teuerunge Bu 





„Was diefe neue Sammlung vorteilhaft ı von anderen ichon bejtehenden Untere 
nehmungen diefer oder ähnlicher- Art unterfcheidet, ift die Planmäßigkeit. Der U 
Herausgeber zerlegte nadı einheitlihem Plan das ganze kaufmännijhe Millens 4 I 
gebiet in Abjhnitte, die für eine felbjtändige Behandlung geeignet find, und Dr 
wählte für jedes Kapitel geeignete Mitarbeiter aus den Kreijen unjerer mealänl a W 
männer jowie aus den Reihen erfahrener Praktiker.“ 7% 

Deutjhe Handelsjdul- «Lehrer-deitung. 


„Die neue Sammlung Gloedners Handelsbücherei jtellt fi in den Dienjt einer 
Berufsbildung auf allgemeiner breiter Grundlage, die bei der Dieloehettioken 
kaufmännijcher Arbeit jedem Kaufmann ein willkommener Sührer und Berater 
jein wird. Die Anjhaffung diejer mit Sorgfalt aujammengejtellten Bücerfammlung 
wird durd) den niedrigen Preis jedermann ermöglicht." & 
Elfter-Saale Rundjdhau für Raufmännijde Sozialpolitik. 


„Unter dem Titel Gloeckners Handelsbücherei gibt der in Bandelsidulkreifen jeit. 
langem bejtens bekannte Derlag von 6. A. Öloediner in Leipzig eine Sammlung 
von Büchern heraus, die geeignet find, dem jungen Handlungsbeflijjenen die Grund- 
lagen jicheren Wifjens und Könnens zu vermitteln. Die einzelnen Bände find von 
anerkannten Spezialiften auf ihren Darftellungsgebieten gejärieben und inhaltlich 
damit auf der Höhe en noRT Sorihung. Die äußere und innere Ausftattung der SV 
Bücher zeugt von bejtem Gejhmak. Der in Anbetraht des Geleijteten außer- N 
ordentlich niedrige Preis pro Band ermöglicht aud) dem weniger Begüterten die BR 
Anfchaffung der einheitlich aufgebauten Sammlung.“ r 

Mitteilungen des Dereins Deutfher Aandelsiehrer. 


Wege zu kaufm. Bildung, 2. Aufl, von Mantke u. Dr. Tohtäsd a 
Das Schriftwerk d.Kaufmanns, 2.Aufl.,v.Handelsl.E.Stoltefuß. M.105Abb. 
Der Kaufmann im Verkehr mit den Poftbehörden von Dr. R. Köhler 
Der Kaufmann im Verkehr mit der Eifenbahn von Dr. ©. Heider. “ 
Das Tarifweien der Eifenbahn von Dr. ©. Heider. s 
Das Waren: und Kaufhaus von Syndikus Dr. J. Wernidke. Miti Tabelle. 

. DieStatiftik in kaufm. u.indufte. Betrieben, 2. Aufl.,v. Dr.£.Sacd. Mit 92 u 
. Das Konkursverfahren von Redytsanwalt Dr. Br. Stern. 2 
. Derwaltungskunde von Dr. R. Jokjh-Poppe. 

B». 10. Abriß der Export: und Importkunde, 2. Aufl, von Dr. S. Strothbaum 
Bd. 11/12. Die Organifation von Sabrikbetrieben, 2. Aufl., von Dr. W. Grull. 
B8.13. Die einfache Buchführung, 3. Aufl., von Oberlehrer Ed. Glük. 
Bd. 14. Die doppelte Buchführung, 5. Aufl, von Oberlehrer Ed. Glüik. 
Bd.15. Die Geheimbuchfüihrung, 2. Aufl., v.Dipl.«-Bücdherrev. ©. Siegler. Mit1Tab. x 
Bd. 16. Die Sabrikbuchführung, 2. Aufl, v. Dir. Johannes Oberbad. MitiTab. 
Bd.17. Das Zinskontokorrent, 2. Aufl., von Direktor Johannes Oberbad. 
Bi. 18. Interefiante Sälle aus der Buchhaltungspraris,3. Aufl.,vonDr.P. er 
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eneıs Bandels-Bücherei 


en egeneben von Profeifor Adolf Siegler 
Jeder Einzelband 3 Mark, zuzüglich 100°/, Derlags-Teuerungs-Aufihlag 


Bd. 19. Gefhäftskunde für den Kleinhandelsftand von H.Krüer. Erftes Bud. 
Bd.21. Die amerikan. Buchführung von Sr. Klein. 15. Aufl.neubearb.von A. Glück. 
Bd.22. Tehniiche Hiltsmittel im Bürobetriebev.Dr.W. Grull. I. Teil: Regiftratur. 
Bd. 25/27. Das Bürgerliche Recht von Prof. Dr. A. Erdel. 

Bd. 28/29. Das Handelsrecht von Prof. Dr. A. Erdel. 

B8.30. Das Kaufmannsgeriht von Prof. Dr. A. Erdel. 

B0.51. Der internationale Kredit: u. Sahlungsverkehr von Dr. jur. et phil. Ceift. 
- B0. 33/34. DieReklane d. Kaufmanns. 2. Aufl., v.Dr.R.Senffert. mit 83 teils farb. Abb. 
Bd. 55. Das Schaufenfter und fein Shmuc von Albert Walter. Mit 54 Abbild. 
Bd. 56. Das Wechfelreht von Oberlandesgerichtsrat, Geh. Juftizrat Dr. Graven. 
Bb.37. Das Schecreht von Oberlandesgeridhtsrat, Geh. Juftizrat Dr. Graven. 
B2.38. Das Dienftrecht der Raufmännifchen Angeftellten v. Direktor Srig Mantel. 
-B8.39. Der Handel mit Wertpapieren von Dr. Lorenz Sad. 

Kaufmännifhes Rechnen. 2. Aufl. Don Direktor ®, Mantke: 


ER B8.40. 1.Teil: Das Rehnen im Warengeihäft. (Aufläfungen hierzu MT. 1.50) 
& DBö®.41. II.Teil: Das Rechnen im Bankgejdhäft. 
\  Bb.42. Kaufmänn.AlgebraimDienited. kaufm. Rehnensv.A.Mihau®.Mangke. 


2 Bb.43. Spftematiiher Einkauf i. Handel, Induftrieu. Großgewerbe v.5.Wittekopf. 
Bd.44. Der erfolgreihe Stelenbewerber von Dir. Guftan Schneider. 

Bd.45. Der Gefhäftsreifende von Albert Walter. 

Bd.46. Der unlautere Wettbewerb von Geh. Regierungsrat Joh. Heuberg. 


3 B8.47. Das Patentreht von Geh. Regierungsrat Joh. Neuberg. 
U Bbd.48. Die Mufterfhuggefege von Geh. Regierungsrat Joh. Neuberg. 


Bd.49. Das Warenzeihengeje von Geh. Regierungsrat Joh. Neuberg. 


X 28.50. Der Korrefpondent von Dr. W. Dölkner. 


B8.51. Der Schriftwechfel im Warengefhäft von Dr. W. Dölkner. 
38.53. Technik des Wechfel: und Schechverkehrs von Profefior Bruno Pfeifer. 
Bd.54. £ogerverwaltung und Einkauf von Walter Rahm. 
Bd. 55/56. Deutihe Soll: und Handelspolitik von Profejlor Dr. W. Gerloff. 
Bd. 57. Diesicherungsgejhäfted. Kaufmanns v.Oberl.-Gerihtsr.Prof.Dr.5.Schulß. 
| Die Handelsgejellichaften v. Prof. Dr. H. Shult u. Prof. Dr. $. Werner: 
& BB.58/59. 1.Teil: Die Errihtung und Umwandlung der Handelsgejelliaften. 
1 88. 60/61. II. Teil: Das Redhtsleben der Handelsgejellichaften. 
Et Bd.64. Logik für Kaufleute von Dr. Paul Seldkeller. 
Bd.65. Praktifche Steuertechnik in kaufm. Betrieben von Dr. phil. $. Sindeijen. 
Bd. 66/67. Smitematifche Selbitkoftenrehnung von Marinebaurat Sr. Klemann. 
: Bd.68. Die Srau im Handelsgewerbe von Clara Mleinek. 
B8.69. Weltwirtichaftskampf der Nationen von Dr. Paul Leutwein. 
Bd.70. Die Effektenbörje und ihre Gejhäfte von Profefor Dr. $. Schmidt. 
Bd. 73. ns Auskunftserteilung von Dr. Walter Stets. 

Die Sammlung wird fortgejeßt. 


6. Gloediner, RUND in Eeipsig | 
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